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EDITORIAL/079: Der Islam gehört zu Deutschland?! (SB)





Wochendruckausgabe 79 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
24.03.2018
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Der Islam gehört zu Deutschland?!

Bundesländer gehören zu Deutschland, das Reichstagsgebäude ebenso wie
das Brandenburger Tor. Zu großen Teilen gehören auch der Rhein, die
Elbe oder die Alpen zum deutschen Staatsgebiet, Hamburg, München,
Berlin zum Beispiel oder Frankfurt am Main und Bonn. Und das sicher
nur, solange dieses andere Menschen dem jeweiligen Selbstverständnis
zugestehen. Also Gegenstände, Territorien und ähnliches könnten
gegebenenfalls Menschen eines Sprachraums nur gehören, denen sie in
Verbindung mit einer gesellschaftlichen Struktur oder Ordnung als
Besitz auch zugesprochen werden.

Jedoch weder als Besitzstand noch mit anderen präferierten Ansprüchen
gehören Menschen automatisch dazu, besonders als daß es bei welcher
Hörigkeit oder bei welchem Gehorchen, sprich Horchen, auch immer doch
auf die jeweilige und gewiß wechselbare Absicht oder Motivation des
hörenden oder horchenden Menschen ankommt, welche er den
entsprechenden Aufmerksamkeitssignalen entgegenbringt. Sie könnten
genauso als Bedrohung und Grund, sich durch Flucht oder Gegenwehr
entziehen zu müssen, verstanden werden wie als zugewandtes Interesse.
In ihrer ursprünglichen, natürlichen Freiheit und Wechselhaftigkeit
hören Menschen danach bestenfalls mit dem Motiv, entweder den Signalen
zu folgen oder sich ihnen zu widersetzen.

Zusammengefaßt kann dementsprechend kein Mensch einer von ihm
bevorzugten und praktizierten Religion gehören, noch könnte diese,
ihrem grundlegenden Zweck folgend, Bestandteil eines staatlichen
Anspruchs werden, weil mit Sicherheit nur jeder einzelne ihr
nachzugehen bereit sein kann.

Schattenblick-Redaktion


23. März 2018
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/422: Klimakampf und Kohlefront - Abstand halten ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 05.04.2018

Rote Linie gegen Tagebau Nochten

Spaziergang und Kundgebung am 8. April 2018 um 13.30 Uhr



Mit einer symbolischen Roten Linie wird das Lausitzer Bündnis
"Strukturwandel jetzt" an diesem Sonntag seine Forderung unterstreichen,
dass der Tagebau Nochten mehr Abstand zu den Dörfern Schleife, Rohne und
Mulkwitz halten muss.

"Nur mit mehr Abstand zur Grube können die deutsch-sorbischen Dörfer
lebenswert erhalten werden. Bisher ist nicht einmal eine Gleichbehandlung
mit dem rheinischen Dorf Holzweiler vorgesehen, das von der Umsiedlung
durch den Tagebau Garzweiler II bewahrt wurde. Die dort angesetzten
mindestens 400 Meter Abstand zwischen Grube und Wohnhäusern fordern auch
wir im neuen Planverfahren zum Tagebau Nochten. Wir laden alle Bürger ein,
mit uns gemeinsam an der Mühlroser Straße deutlich zu machen, wo der
Tagebau stoppen muss." sagt Adrian Rinnert vom Bündnis "Strukturwandel
jetzt - Kein Nochten II".

Treffpunkt ist um 13:30 Uhr am Bahnhof Schleife. Die Teilnehmer gehen
gemeinsam über die Mühlroser Straße zum Sportplatz nach Rohne. Als Gast
wird der Leiter des Umweltbüros der Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische
Oberlausitz Hans-Georg Baaske sprechen. Der sorbische Künstler Paul
Geigerzähler unterstützt die Veranstaltung musikalisch. Für das leibliche
Wohl und ein Kinderprogramm ist gesorgt.

Im begonnenen Verfahren zur Überarbeitung des Braunkohlenplanes Tagebau
Nochten fordert das Bündnis "Strukturwandel jetzt" eine Verkleinerung des
Tagebaufeldes. Stoppt der Tagebau nicht südöstlich der Mühlroser Straße,
lägen die Orte Rohne und Mulkwitz nur wenige Meter von der Grubenkante
entfernt. Eine Verkleinerung der Abbaufläche Nochten I ist auch notwendig,
um die deutschen und internationalen Klimaschutzziele zu erreichen.

Der gemeinsame Spaziergang ein Wochenende nach Ostern fand in den
vergangenen Jahren regelmäßig statt. Bis März 2017 stand für das Bündnis
"Strukturwandel jetzt - Kein Nochten II" die Forderung im Mittelpunkt, die
Dörfer vor der Umsiedlung zu retten. Am 30. März 2017 verzichtete der
Kohlekonzern LEAG auf den größten Teil des Abbaugebietes Nochten 2.
Daraufhin wurde vom Regionalen Planungsverband ein Verfahren zur Änderung
des 2014 beschlossenen Braunkohlenplanes eröffnet.




Weitere Informationen unter:

www.strukturwandel-jetzt.de

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2018 
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8315: Gießen - Gasthörerprogramm für das Sommersemester 2018 ab 9. April


idw - Pressemitteilung: Justus-Liebig-Universität Gießen

Gasthörerprogramm für das Sommersemester 2018

"Offene Universität" der Justus-Liebig-Universität Gießen: Zahlreiche
Veranstaltungen für die interessierte Öffentlichkeit ab 9. April 2018



Die Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) hat mit ihrem einmaligen
Fächerspektrum viele interessante Veranstaltungen für eine breite
Öffentlichkeit zu bieten. Im Rahmen der "Offenen Universität" macht
die JLU ausgewählte Lehrangebote für Gasthörerinnen und Gasthörer
zugänglich. Das Gasthörerstudium setzt keine formale
Hochschulzugangsberechtigung voraus und ermöglicht interessierten
Laien unabhängig von der eigenen Vorbildung am Studienangebot der JLU
teilzunehmen.

Das neue Gasthörerprogramm ist kostenlos im Studierendensekretariat
der JLU, verschiedenen öffentlichen Einrichtungen sowie in
Buchhandlungen und Banken erhältlich und steht zudem online zur
Verfügung. Es bietet Veranstaltungen aus unterschiedlichsten
Fachrichtungen zu den Hauptthemengebieten Gesellschaft und Wirtschaft,
Bildung und Kultur sowie Naturwissenschaften und Angewandte
Wissenschaften. Die Auswahl der Kurse orientiert sich vor allem an
Veranstaltungen einführender Art, die nur geringes fachliches
Vorverständnis erfordern.

Für eine Teilnahme ist die Einschreibung als Gasthörerin oder
Gasthörer erforderlich.

Die Veranstaltungen beginnen i.d.R. ab dem 9. April 2018. Weitere
Informationen zum Gasthörerstudium, den Aufnahmeantrag und die
Online-Version des Gasthörerverzeichnisses gibt es unter
www.uni-giessen.de/gasthoerer.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-giessen.de/gasthoerer

http://www.uni-giessen.de/gueststudents

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, Lisa Dittrich, 04.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. April 2018 
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8314: Saarbrücken - Europäisches Kulturerbe im Saarland, 18.04.-11.07.2018


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Europäisches Kulturerbe im Saarland ist Thema einer neuen Ringvorlesung 



"Erinnerung und Aufbruch. Das europäische Kulturerbe im Saarland nach
1945" lautet der Titel einer öffentlichen Vortragsreihe, die das
Kunsthistorische Institut gemeinsam mit dem Ministerium für Bildung
und Kultur des Saarlandes, dem Frankreichzentrum und dem Kino
achteinhalb anbietet. Anlass ist das Europäische Jahr des Kulturerbes
2018. Die Vorträge, die ein breites kulturhistorisches Panorama der
Wiederaufbaujahre entwerfen, finden mittwochs um 18 Uhr statt. Die
Reihe startet am 18. April mit einem Vortrag von Lil Helle Thomas über
"Erinnern an die Aufbruchsjahre. Der gebaute Europagedanke der
Universität des Saarlandes". Der Eintritt zu allen Vorträgen ist frei.

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurde im Saarland unter der
französischen Militärregierung ein Masterplan für den Wiederaufbau
erarbeitet. Kern des Projektes war der Neubau der kriegszerstörten
Städte Saarbrücken, Saarlouis und Neunkirchen nach Entwürfen von
französischen Architekten. In Überwindung von Ressentiments arbeitete
die französische Besatzung auf die Versöhnung beider Nationen und den
Aufbruch in ein neues Europa hin. Gleichwohl erregten die
funktionalistischen Stadtbauentwürfe den Unmut der lokalen Behörden;
zum einen, weil sie nicht auf die unmittelbare Notlage der Bevölkerung
reagierten, zum anderen, weil ihrer einseitig zukunftsgerichteten
Modernität keine Erinnerung eingeschrieben war.

Über die Stadtbauprojekte hinausgehend, wird die Ringvorlesung ein
breites kulturhistorisches Panorama der Wiederaufbaujahre entwerfen.
Dabei bezieht sie die Rolle der kulturtragenden lokalen Institutionen
mit ein: beispielsweise das Centre des Métiers d'Art, das später in
die Hochschule der Bildenden Künste Saar (HBK) überging, die Moderne
Galerie des Saarlandmuseums, deren Sammlungsschwerpunkt klassische
Moderne und Neo-Avantgarde verband, sowie die deutsch-französische
Universitätsgründung im Saarbrücker Stadtwald, deren nach wie vor
aktuellem Europa-Gedanken sich die Ringvorlesung verpflichtet fühlt.

Die Vorlesungsreihe will deutlich machen, dass sich der Umgang mit
Kulturerbe stets an der prekären Schnittstelle von Erinnern und
Vergessen bewegt: Einerseits bedarf es der Kraft des Vergessens, um
Platz für einen Neuanfang zu schaffen. Andererseits heißt Erinnern
Auswählen, Unterscheiden, Sich-in-Beziehung-setzen und Sinn stiften.
Das Kulturerbe des 20. Jahrhunderts erinnert in Europa nicht zuletzt
an verheerende Kriege und Katastrophen. Es kann die Gegenwart lehren,
dass sie die Bindung an die Vergangenheit immer wieder aufnehmen wie
zugleich von sich abstreifen muss. Die Beschäftigung mit dem
Kulturerbe ist deshalb weit mehr als eine Beschäftigung mit
ästhetischen Fragen. Sie rührt am politischen Fundament Europas, an
dessen inneren Grenzlinien und -öffnungen sich Geschichte und
Gegenwart des Saarlandes entlang bewegen.

Bereits am 9. April werden bei einer Pressekonferenz des
Kultusministeriums zum Europäischen Kulturerbejahr unter anderem die
Ringvorlesung sowie weitere Aktivitäten der Universität des Saarlandes
im Rahmen der europaweiten Initiative vorgestellt.

Votrags-Programm:

18. April: Erinnern an die Aufbruchsjahre. Der gebaute Europagedanke
der Universität des Saarlandes; Dr. Lil Helle Thomas, Universität des
Saarlandes, Kunstgeschichte

2. Mai: Vom Centre des Métiers d'Art zur HBKsaar. Unterricht in Kunst
und Design an der Saar; Prof. Rolf Sachsse, Hochschule der Bildenden
Künste Saar

16. Mai: Fußballarenen als Emotionsräume. Das Saarbrücker
Ludwigsparkstadion in den 1950er Jahren; Prof. Dietmar Hüser,
Universität des Saarlandes, Europäische Zeitgeschichte

23. Mai, 19.30 Uhr (Achtung - abweichende Uhrzeit und
Veranstaltungsort): Dokumentarfilm "Der eiserne Schatz - Eine
Geschichte der Völklinger Hütte" (2017, Regie Sven Rech). 

Veranstaltungsort: Kino achteinhalb. Einleitung und Moderation Prof.
Gabriele Clemens, Universität des Saarlandes, Landesgeschichte

30. Mai: Die Kettlersiedlung. Katholische Sozialpolitik und ihre
städtebaulichen Auswirkungen im Saarland nach 1945; Dr. Ingeborg
Besch, Universität des Saarlandes, Kunstgeschichte

13. Juni: Saarbrücken und Mainz, Stadtutopien der Besatzungszeit;
Prof. Volker Ziegler, École d'architecture Straßburg, Architektur und
Urbanismus

27. Juni: Aufbruch in die Gegenwart. Erinnerung an die Moderne.
Gründung und Aufbau der Modernen Galerie; Dr. Roland Mönig, Direktor
Stiftung Saarländischer Kulturbesitz

11. Juli: Aufbruch in die Mobilität? Entstehung und Wahrnehmung der
Saarbrücker Stadtautobahn; Prof. Barbara Krug-Richter, Universität des
Saarlandes, Historische Anthropologie

Veranstaltungsort:

Pingusson-Bau (Gebäude der ehemaligen Französischen Botschaft in
Saarbrücken), Hohenzollernstraße 60/Keplerstraße 21, 66117
Saarbrücken.

Konzeption: PD Dr. Salvatore Pisani (Kunstgeschichte) und Prof. Dr.
Barbara Krug-Richter (Historische Anthropologie). Mitveranstalter
Saarländischer Werkbund.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Thorsten Mohr, 04.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8313: Oldenburg - Universitätssammlungen und ihr Potenzial für Forschung und Lehre, 24.04.-03.07.


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Ringvorlesung: Universitätssammlungen und ihr Potenzial für
Forschung und Lehre



Oldenburg. Den vielfältigen Sammlungen der Universität Oldenburg
widmet sich im beginnenden Sommersemester eine öffentliche
Ringvorlesung des Instituts für Materielle Kultur, des Instituts für
Biologie und Umweltwissenschaften sowie des Bibliotheks- und
Informationssystems. Referenten aus ften sowie des Bibliotheks- und
Informationssystems. Referenten aus Museen und Hochschulen beleuchten
in der Vorlesungsreihe "WissensBestände: Universitätssammlungen als
Forschungs- und Lehrressourcen", was diese Sammlungen für Forschung
und Lehre bedeuten. Zum Auftakt am Dienstag, 10. April, spricht Dr.
Cornelia Weber von der Koordinationsstelle für wissenschaftliche
Universitätssammlungen in Berlin über "Wissensbestände nutzbar machen:
Zum Potenzial von Universitätssammlungen in Forschung, Lehre und
Bildung". Die Veranstaltung beginnt um 18.15 Uhr im Institut für
Materielle Kultur (Campus Haarentor, Gebäude A2, Raum 3-321,
Uhlhornsweg 84).

Die Ringvorlesung ist Teil des im vergangenen Herbst gestarteten und
durch Landesmittel finanzierten Projekts "Universitätssammlungen
vernetzen". Es zielt darauf ab, die Sammlungen, die an vielen Orten
der Universität zu finden sind, zentral zu erfassen und so besser
nutzbar zu machen für Forschung und Lehre. "Die Sammlungen liegen
größtenteils in einer Art Dornröschenschlaf. Sie werden zwar
gewissenhaft betreut und erhalten, aber kaum aktiv genutzt", sagt
Projektleiterin Prof. Dr. Karen Ellwanger vom Institut für Materielle
Kultur. Dabei habe die Universität Oldenburg als Reformuniversität
Einmaliges zu bieten: Im Institut für Materielle Kultur werden
beispielsweise über 3.500 getragene Kleidungsstücke und weitere
textile Zeitzeugen bewahrt. Studierende können unter anderem das
wissenschaftliche Arbeiten mit Objekten lernen und ausprobieren. Zu
den Beständen anderer Institute gehören beispielsweise Landkarten,
Herbarien, Textilien und Poesiealben. Außerdem wollen die
verantwortlichen KustodInnen künftig in der präventiven Konservierung
und der Digitalisierung enger zusammenarbeiten.

Die Ringvorlesung soll Studierenden und weiteren Interessierten einen
ersten Einblick ins Projekt geben. Hier die weiteren Termine im
Überblick (jeweils dienstags von 18.00 bis 20.00 Uhr im Gebäude A2,
Raum 3-321):

24. April: Dr. Oliver Schönbeck und Paul Haas -
Universitätsbibliothek, Universität Oldenburg: "Beschreiben - Bewahren
- Bereitstellen. Bibliothekarisches Sammeln und die Bestände der
Universitätsbibliothek?

8. Mai: Dr. Bernhard von Hagen - Kurator des Botanischen Gartens und
Dr. Maria Will vom Institut für Biologie und Umweltwissenschaften der
Universität Oldenburg: "Sammlungskonzepte in Botanischem Garten und
Herbarium OLD"

22. Mai: Dr. Roswitha Muttenthaler - Technisches Museum Wien: "Carmen,
Pitralon und Supermax. Einblicke in die Sammlung Haushaltstechnik im
Technischen Museum Wien"

05. Juni: Sarah Wagner, Germanisches Nationalmuseum Nürnberg (GNM):
"Sammlungsdigitalisierung am Beispiel "Objekte im Netz", ein
Verbundprojekt der Universität Erlangen- Nürnberg und des Germanischen
Nationalmuseums"

19. Juni: Prof. Dr. Karen Ellwanger, Institut für Materielle Kultur
(IMK), Universität Oldenburg: "Potenziale der Sammlung "Textile
Alltagskultur" in der Lehre - Ansätze und Formate der Vermittlung"

03. Juli: Abschlussveranstaltung im Botanischen Garten, Philosophenweg
39, von 18.00 bis 21.00 Uhr. Vortrag von Brigitte Heck, Badisches
Landesmuseum Karlsruhe: "Partizipative Strategien der Sammlungsbildung
am Beispiel der Ausstellung "Leben 20.15 - Erinnerungen an Heute"

Carolin Krämer, Institut für Materielle Kultur (IMK), Universität
Oldenburg: "Sammlungsbestände der Carl von Ossietzky Universität
Oldenburg - Erste Ergebnisse des Projektes "Universitätssammlungen
vernetzen"

Anschließende Diskussion: "Potenziale und Bedarfe der Unisammlungen
Oldenburg".

Weblinks

uol.de/materiellekultur/das-institut

uol.de/ibu/institut/

uol.de/materiellekultur/sammlung/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 087/18 vom 4. April 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

Redaktion: Dr. Corinna Dahm-Brey

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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MELDUNG/182: Welt-Roma-Tag (8.4.) - Vereinte Nationen sollen vergiftete Roma aus dem Kosovo entschädigen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 5. April 2018

Welt-Roma-Tag (8. April) - Vereinte Nationen sollen Verantwortung
für eigene Fehler übernehmen: Vergiftete Roma-Flüchtlinge aus dem
Kosovo endlich entschädigen!



Göttingen, den 5. April 2018 - Anlässlich des Welt-Roma-Tages (8.
April) hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) den
Generalsekretär der Vereinten Nationen, António Guterres, dazu
aufgefordert, endlich die rund 600 Roma zu entschädigen, die nach dem
Kosovo-Krieg durch die Unterbringung in bleiverseuchten
UN-Flüchtlingslagern schwere gesundheitliche Schäden erlitten haben.

"Es ist höchste Zeit, dass die UN den Empfehlungen ihres eigenen
Menschenrechtsbeirats, dem "Human Rights Advisory Panel" (HRAP),
folgen und für die Fehler der UN-Mission im Kosovo UNMIK gerade
stehen", heißt es in dem Appell der Menschenrechtsorganisation an
Guterres. "Wenn sich die Vereinten Nationen nicht an die eigenen
Regeln halten, unterhöhlen sie ihre Glaubwürdigkeit." Der
UN-Generalsekretär müsse sich auch bei den Flüchtlingen entschuldigen
und für ihre medizinische Behandlung sorgen.

Nachdem die GfbV jahrelang dafür gekämpft und mehr als 190 Betroffene
zusätzlich die US-amerikanische Rechtsanwältin Diane Post mit der
Wahrnehmung ihrer Interessen beauftragt hatten, hatte der
Menschenrechtsbeirat 2016 eine individuelle Entschädigung der
Betroffenen empfohlen. Zuvor hatte er festgestellt, dass die UNMIK im
Umgang mit den ihr anvertrauten Roma, Aschkali und Kosovo-Ägyptern
zahlreiche Rechtsverstöße begangen hat.

"Die UN müssen für die Rechtsverletzungen, unter deren Folgen die
Flüchtlinge und ihre Kinder zum Teil ihr Leben lang leiden werden,
die Verantwortung übernehmen,", erklärte die
GfbV-Südosteuropareferentin Jasna Causevic. "Nur so kann die UN ihrem
eigenen Anspruch, dass Recht und Gesetz für alle Menschen
gleichermaßen gelten, gerecht werden. Gerade für die
Roma-Minderheiten, die in vielen Staaten Diskriminierung und
Verfolgung ausgesetzt sind, ist es besonders bitter zu erfahren, dass
die UN sich ihnen gegenüber offenbar nicht an diese Regeln halten
will."

Guterres hatte 2017 vorgeschlagen, für alle Roma in dem Großraum um
die ehemaligen Flüchtlingslager einen Treuhandfonds einzurichten, aus
dem Infrastruktur- und Fördermaßnahmen für die
Minderheitenangehörigen bezahlt werden sollen. Welche Länder in den
Fonds einzahlen sollten, wurde nicht definiert. Bis heute sind auch
keine Gelder eingegangen. "Der Vorschlag von Guterres ist so
unverbindlich, dass es fraglich bleibt, ob die Geschädigten dann auch
jemals etwas bekommen werden", kritisiert Dianne Post. "Meine
Klienten verlangen jedoch Gerechtigkeit und individuelle
Entschädigungen, wie es der Beschluss des HRAP vorsieht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. April 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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TREFF/228: 3. Hohenheimer Landwirtschaftsdialog - Landwirtschaft zwischen Skandal und Landlust, 19.04.


idw - Pressemitteilung: Universität Hohenheim

3. Hohenheimer Landwirtschaftsdialog: Landwirtschaft zwischen
Skandal und Landlust

Do, 19. April 2018, 18:00 -22:00 Uhr: Veranstaltung für interessierte
Öffentlichkeit mit Digi-Voting / Universität Hohenheim, Otto
Rettenmaier Audimax, Garbenstr. 30, 70599 Stuttgart



Bauernhöfe in idyllischer Landschaft und Gänse auf der grünen Wiese -
und auf der anderen Seite Massentierhaltung, Pestizide und
Insektensterben: Die Wahrnehmung der Landwirtschaft ist durch starke
Gegensätze geprägt. Beim 3. Hohenheimer Landwirtschaftsdialog an der
Universität Hohenheim in Stuttgart tauschen sich Landwirte,
Wissenschaftler, Journalisten und Studierende darüber aus, warum das
Bild der Landwirtschaft in den Medien und in der Öffentlichkeit so
konträr ist. Teilnehmer aus der Bevölkerung können per Digi-Voting ihr
eigenes Meinungsbild zum Ausdruck bringen. Weitere Infos:
https://490c.uni-hohenheim.de/en/dialog

Vom Agrar-Skandal bis zur romantischen Idylle: Schon auf den
Titelbildern diverser Zeitschriften wird deutlich, wie unterschiedlich
das Bild der Landwirtschaft ist. Auf der einen Seite stehen die
Produktionsverfahren in der Kritik, wie die Diskussionen über
Tierhaltung, Einsatz von chemischen Pflanzenschutzmitteln und
Insektensterben zeigen. Andererseits zeichnen Zeitschriften wie
"Landlust" ein sehr positives Bild vom Leben auf dem Land - und
erreichen damit ein Millionenpublikum.

Auf der dritten Veranstaltung in der Reihe "Hohenheimer
Landwirtschaftsdialog" beleuchten Vorträge, wie sich das Bild der
Landwirtschaft über die Zeit verändert hat, welche Faktoren dabei eine
Rolle spielen und wie die Landwirtschaft selbst erfolgreicher mit der
Öffentlichkeit kommunizieren kann. Dabei sind unter anderem:


	Hans-Heinrich Berghorn, Pressesprecher des Westfälisch-Lippischen Landwirtschaftsverbands (WLV)

	Prof. Dr. Jens Vogelgesang, Leiter des Fachgebiets Medien- und Nutzungsforschung am Institut für Kommunikationswissenschaft, Universität Hohenheim

	Dr. Ludger Schulze Pals, Chefredakteur des Fachmagazins top agrar, Landwirtschaftsverlag

	Julia Nissen und Henriette Keuffel, Forum Moderne Landwirtschaft

	Rainer Winter, Agrar-Blogger



Auf dem Programm stehen außerdem Fragerunden für das Publikum und eine
Podiumsdiskussion, unter anderem mit Ministerialdirigent Joachim Hauck
vom Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (MLR).
Spannend wird auch die Frage, ob sich das Meinungsbild der Besucher
während des Abends ändert: Per Digi-Voting können sie zu Beginn und
zum Ende des Abends abstimmen.

Der Eintritt zur Veranstaltung ist frei, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

Weitere Informationen

https://490c.uni-hohenheim.de/en/dialog

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, Florian Klebs, 04.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/368: Kiel - "Das Lesungsjahr 2017 in Fotos" im Literaturhaus


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

"Das Lesungsjahr 2017 in Fotos" 



"Das Lesungsjahr 2017 in Fotos"

Fotoausstellung von Marco Ehrhardt

Literaturhaus, ab dem 12.03.2018

Eintritt frei

Mo-Do 10-13 Uhr, Di-Do 14-16 Uhr

Aufgenommen vor oder während der Veranstaltungen im Literaturhaus
lassen die Autorenfotos von Marco Ehrhardt das Lesungsjahr 2017 Revue
passieren. Eine Mappe mit Artikeln zu den Veranstaltungen gibt
Gelegenheit, sich zu erinnern.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6030: Kiel - Buchpräsentationen »Sprache # Gestalt 1, 2, 3«, Literaturhaus 25.04.18


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

»Sprache # Gestalt 1, 2, 3« - Buchpräsentationen mit Katrin Köhler,
Jennifer Eckert und Clemens Böckmann sowie den Musikern Philip
Zdrenka und l'autruche

Literaturhaus, Mittwoch, 25.04.2018, 20 Uhr, Eintritt: 5,- Euro



Sprache # Gestalt ist eine derzeit aus drei Büchern bestehende Reihe,
die von Oswald Egger an der Muthesius Kunsthochschule herausgegeben
wird. Das Reihenkonzept und die Gestaltung stammen von Jennifer
Eckert. Das erste Buch mit dem Titel »Wie alles andere als seine
zerstreuten Zugehörigkeiten« von Katrin Köhler erschien 2014 und
enthält dreißig kurze Abhandlungen. Ein Jahr später, 2015, wurde der
zweite Band »Ein Tag, keiner« von Jennifer Eckert veröffentlicht, in
welchem Fragen eines Jahres aufgelistet sind. Der dritte Band von
Clemens Böckmann mit dem Titel »Das ist mir nicht bekannt« kam 2017
heraus und beinhaltet eine Sammlung verschiedener für das Radio
verfasster Texte. Dabei wurde und wird mit den Musikern Philip Zdrenka
und l'autruche zusammengearbeitet.

Veranstalter; Literaturhaus S-H / Muthesius Kunsthochschule Kiel

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6029: Kiel - LeseLounge mit Leonhard Hieronymi und Jan Wehn, Literaturhaus 18.04.18


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

LeseLounge mit Leonhard Hieronymi (»Ultraromantik«), Jan Wehn
(»Morgellon«) und Live-Musik des Kieler MC Junjo M.

Literaturhaus, Mittwoch, 18.04.2018, 20 Uhr, Eintritt: 5 Euro



Im April fragt der Hamburger Autor Leonhard Hieronymi seine Leser
provokant "Warum ist es so scheiße langweilig hier?". In seinem
Manifest der »Ultraromantik« sucht er nach Lösungen und erfndet die
gleichnamige literarische Bewegung, die durch eine Verbindung zwischen
Science Fiction und Romantik die zeitgenössische deutschsprachige
Literatur retten soll. Die Gleichung dazu lautet: jenseits der
Realität = Ultra-Realität. Ultra-Realität + Romantik + SCI-FI =
Ultraromantik.

Währenddessen erzählt Jan Wehn in seiner Debüt-Novelle »Morgellon« von
einem Protagonisten, der mit den Pillen seines verstorbenen Großvaters
vor der Realität füchtet und sich zunehmend in der Welt der
Verschwörungstheorien um Chemtrails und der Reichsbürger verliert -
einer Unterwelt, die sich von der Angst ihrer Bewohner nährt.
Beklemmend und hochaktuell.

Den musikalischen Part übernimmt der Kieler MC Junjo M.

Veranstalter: Junges Literaturhaus SH mit freundlicher Unterstützung
des Freundeskreises Literaturhaus SH

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6028: Kiel - New York - Geschichten und Reportagen aus einer Metropole, Literaturhaus 17.04.18


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

"New York - Geschichten und Reportagen aus einer Metropole",
gelesen von Stephan Schäfer

Literaturhaus, Dienstag, 17.04.2018, 19.30 Uhr, Eintritt: 8,- / erm. 5,- Euro



Wie kaum eine andere Stadt war New York schon immer verbunden mit der
Vorstellung von den Licht- und Schattenseiten einer Metropole.
Berühmte Autoren haben diese Stadt nicht nur zum Romanschauplatz
gemacht, sondern ihre Facetten auch in zahlreichen Reisebeschreibungen
beleuchtet. So schilderte bereits 1842 Charles Dickens in seinen
"Aufzeichnungen aus Amerika" den damals noch mit Pferdekutschen
befahrenen Broadway, und Stefan Zweig war 1911 begeistert von der
fremdartigen Vielfalt, dem pulsierenden Rhythmus dieser Stadt. Der
Amerika-Aufenthalt von Simone de Beauvoir in den 1940er Jahren ist
geprägt vom Schwanken zwischen Faszination und Abgestoßen-Sein: Ihr
Blick auf den Kontrast zwischen Luxus und Elend, auf den Umgang mit
Fremden und Außenseitern ist dabei von verblüffender Aktualität.Die
jüngsten Texte stammen von dem Niederländer Cees Nooteboom, dessen
Reisebeschreibungen aus aller Welt zu den Höhepunkten dieses Genres
zählen. Mit ihm schließt sich der Reigen von vier Autoren aus vier
Generationen und Ländern, von denen uns jeder an seinem subjektiven
Blick auf New York teilhaben lässt.

Stephan Schäfer gründete 2001 das Kölner Künstler-Sekretariat,
moderierte seither über 500 Veranstaltungen und ergänzt seit 2006
diese Tätigkeit durch Lesungen. Neben Themenabenden und
Autorenportraits gilt hier seine besondere Leidenschaft historischen
und zeitgenössischen Reisebeschreibungen.

Veranstalter: Literaturhaus S-H / Amerika Gesellschaft S-H

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel
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AUSSICHTEN/8237: Und morgen, den 6. April 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 06.04.2018 bis zum 07.04.2018 +++
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Quellbewölkt und Sonnenschein,

das wird ein Versprechen,

Jean-Luc stellt sich auch heut' ein,

nur um aufzubrechen.
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FORSCHUNG/189: Mykenische Paläste - Kein Untergang durch Erdbeben (idw)


Universität zu Köln - 04.04.2018

Mykenische Paläste: Kein Untergang durch Erdbeben

Die bronzezeitlichen mykenischen Paläste in Griechenland wurden nicht
durch eine Erdbebenkatastrophe zerstört, wie bisher vielfach
angenommen


Archäoseismologe Klaus-Günter Hinzen von der Universität zu Köln und der
Archäologe Joseph Maran von der Universität Heidelberg untersuchen die
antiken Städte Tiryns und Midea



Niemand weiß genau, warum die mykenischen Paläste um 1200 vor Christus ihr
Ende fanden; auch ein Mega-Erdbeben oder ein "Erdbebensturm" am Ende der
Bronzezeit wurden angenommen. "Für diese Hypothese konnten wir in den
mykenischen Städten Tiryns und Midea keine Belege finden", erklären nun
der Geophysiker Professor Dr. Klaus-Günter Hinzen von der Universität zu
Köln und der Archäologe Professor Dr. Joseph Maran von der Universität
Heidelberg. Seit 2012 haben die Kölner Archäoseismologen die mykenischen
Zitadellen Tiryns und Midea im Rahmen des Projektes HERACLES
(Hypothesis-Testing of Earthquake Ruined Argolid Constructions and
Landscape with Engineering Seismology) untersucht. Nun haben sie ihre
Abschlussarbeit "Reassessing the Mycenaean Earthquake Hypothesis: Results
of the HERACLES Project from Tiryns and Midea, Greece" im Bulletin of the
Seismological Society of America veröffentlicht (doi: 10.1785/0120170348).
Das Projekt wurde von den Universitäten Köln und Heidelberg mit
Unterstützung der griechischen Altertümerverwaltung durchgeführt und von
der Gerda-Henkel-Stiftung und der Fritz-Thyssen-Stiftung jeweils zur Hälfte
gefördert.

Hinzen untersuchte mit seinem Team die mykenischen Zitadellen von Tiryns
und Midea in der Argolis, im Nordosten der Peloponnes, wo auch Mykene
liegt. Beide Orte sollten laut gängiger Hypothese am Ende der Bronzezeit
von mehreren Erdbeben heimgesucht und um 1200 vor Christus durch ein
starkes Erdbeben zerstört worden sein. Damit sei wie bei anderen
mykenischen Zentren der Untergang der ganzen Kultur eingeleitet worden.
In den Jahren 2012-2013 untersuchte das Team die lokale Geologie der Orte,
ihre Lage in den Erdbebenzonen Griechenlands und die vermeintlichen
Erdbebenschäden in den Grabungen vor Ort. Sie sammelten Daten und
modellierten, wie sich Erdbeben in Tiryns und Midea ausgewirkt hätten. Die
Forscher setzten eine Reihe von geophysikalischen Messverfahren ein:
aktive und passive Seismik, refraktionsseismische Messungen und
Array-Messungen mit Seismometern. Ein dreiviertel Jahr lang wurden zehn
Messstationen betrieben, die kleinere Erdbeben registrierten, die es in
Griechenland immer wieder gibt. Hinzu kamen gravimetrische Messungen des
Erdschwerefeldes. Mit den gewonnenen Daten berechneten sie die
Standorteffekte während eines Erdbebens. "Das war die Grundlage, um zu
prüfen, ob es in Tiryns oder Midea ungewöhnliche Bodenverstärkungen bei
Erdbeben gibt."

Die Zitadellen von Tiryns und Midea sind beide auf Bergrücken errichtet
worden. Die Oberstadt von Tiryns steht auf einem Kalkgesteinsrücken, die
umgebende Unterstadt hingegen auf lockeren Sedimenten. "Die
Standorteffekte bei Erdbeben sind auf den Sedimenten sehr viel stärker.
Bei einem Erdbeben würde man erwarten, dass als erstes die Unterstadt
leidet und nicht der Palast." Gerade in der Unterstadt ist aber kein
Schaden nachgewiesen. Alles, was bisher als Erdbebenschaden angesehen
wurde, lag im Palastbereich. "Wir haben festgestellt, dass ein Großteil
dieser beschriebenen Schäden im Palastbereich nicht als Erdbebenschaden
interpretiert werden kann." Zum Teil handelte es sich stattdessen um
langsamen Verfall im Laufe der Jahrhunderte oder um Fehlinterpretationen
von Befunden, erklärt Hinzen: "Man hat zum Beispiel in den 1970gern in
einem Raum Terracottafiguren und -vasen gefunden, die zerbrochen auf dem
Boden lagen. Die alte These war, dass diese Artefakte durch ein Erdbeben
von einer steinernen Bank heruntergefallen seien." Hinzen und sein Team
schauten sich die Verteilung der Bruchstücke so wie sie gefunden wurden
an. "Wir konnten durch mehrere tausend Modellrechnungen in einer
Computersimulation zeigen, dass ein Erdbeben hier als Ursache kaum in
Frage kommt."

Auch die grundsätzliche Erdbebengefahr in der östlichen Peloponnes
betrachteten die Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen anhand von
Simulationen. "An sich ist diese Gegend für griechische Verhältnisse
relativ ruhig. Wenn überhaupt, so kämen für ausgedehnte Zerstörungen in
Tiryns nur lokale Erdbebenherde in der Argolis in Frage. Für solche Beben
gibt es aber bisher keine Nachweise", erklärt der Kölner Archäoseismologe.
Die neuen Ergebnisse lassen bezweifeln, dass Tiryns und Midea Opfer eines
"Erdbebensturms" am Ende der Bronzezeit wurden, wie ihn einige
Wissenschaftler postulieren.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, Gabriele Meseg-Rutzen, 04.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/717: Bonn - "Die Annexion Österreichs an das Deutsche Reich" am 11.4.2018


VHS-Vortrag: Die Annexion Österreichs an das Deutsche Reich 



BN - Über den "Anschluss" Österreichs 1938 informiert die Historikerin
Alma Hannig am Mittwoch, 11. April 2018, um 20 Uhr in einem Vortrag.
Die Veranstaltung findet im Haus der Bildung, Mülheimer Platz 1,
statt. Der Eintritt ist frei.

Im März 1938 gab Adolf Hitler den Befehl zum Einmarsch in das
benachbarte Österreich. Einen Monat später votierten 99,73 Prozent der
Österreicher bei einer Volksabstimmung für den "Anschluss" an das
nationalsozialistische Deutschland. Die Historikerin zeichnet in ihrem
Vortrag den Weg Österreichs nach dem Ersten Weltkrieg bis zur Annexion
nach.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 27. März 2018

Stadt Bonn
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CORREOS/220: Der Kampf der Latino-MigrantInnen in den USA


Correos de las Américas - Nr. 190, 25. Februar 2018

«Damit es kein Politiker mehr wagt, uns zu kriminalisieren»

Dieter Drüssel interviewt Angela Sanbrano



Angela Sanbrano berichtet vom aktuellen Kampf der
Latino-MigrantInnen in den USA. Sie ist US-mexikanische Doppelbürgerin
und war schon früh in den Kämpfen der Chicanos/ as engagiert. In den
80-er Jahren leitete sie die US-Solidaritätsorganisation CISPES gegen
den US-Krieg in El Savador. Das FBI versuchte damals, CISPES fertig zu
machen. Angela arbeitet heute in CARECEN mit, einer grossen
Selbsthilfeorganisation zentralamerikanischer MigrantInnen. Mit
anderen 50 Organisationen und 100.000 Haushalten kämpft CARECEN im
Zusammenschluss Alianza Americas gegen die rassistische
Regierungspolitik.

Dieter Drüssel: Wie stehen die Chancen, dass der US-Kongress
Hand bietet für die Legalisierung der Dreamers?

Angela Sanbrano: Die Frage ist brandaktuell, generell in Sachen
Migration, aber speziell für die Dreamers (s. unten). Die Zukunft der
Dreamers wird ein Licht auf jene der Tepesianos (s. unten) werfen,
denn ihre Situation ist vergleichbar.

Dieter Drüssel: Was man hier mitbekommt, ist, dass Initiativen
im Kongress zwar eine Lösung für die Dreamers ansteuern, diese aber
mit einer Verschärfung des Migrationsregimes verknüpfen ... Wie siehst
du das?

Angela Sanbrano: Erst mal ist es wichtig, das Narrativ von
Präsident Trump zu kennen, denn es zeigt, wie sie die MigrantInnen
sehen. In seiner State-of-the-Union-Botschaft stellte Trump klar, dass
er keine Lösung akzeptieren werde, die nicht mindestens 23 Mrd.
Dollars für die Mauer beinhalte. Denn die MigrantInnen, die kommen,
seien Kriminelle, Mitglieder von Gangs, der Mara Salvatrucha. Er
argumentierte, deshalb sei es wichtig, die Grenzen dicht zu machen und
grundsätzlich die Kriminellen, die ohne Aufenthaltsbewilligung hier
sind, zu deportieren.

Dieter Drüssel: Von wie vielen Undokumentierten reden wir?

Angela Sanbrano: Von 11 Millionen. Davon sind ungefähr 2
Millionen Dreamers. Trump meint, diese Jungen, die Dreamers, seien
nicht so gefährlich, denn sie seien als Kinder gekommen und nicht
verantwortlich dafür, dass ihre Eltern sie ohne Bewilligung gebracht
hätten.

Das betrifft eine wichtige Sache: Was passiert mit den Eltern, sollten
die Dreamers einst legalisiert werden?

Dieter Drüssel: Ah, klar!

Angela Sanbrano: Die Dreamers sagen: «Wir akzeptieren nichts,
was unsere Eltern kriminalisiert und sie in die Gefahr bringt,
deportiert zu werden.»

Dieter Drüssel: Und sie sind organisiert?

Angela Sanbrano: Ja, sie haben Organisationen, sehr, sehr
starke. Sie sind jetzt die Avantgarde der Bewegung für die
Legalisierung der MigrantInnen. Sie sind sich im Klaren darüber, dass,
was immer im Zusammenhang mit ihrer Legalisierung durchkommt, das
Schicksal aller 11 Millionen Undokumentierter beeinflussen wird. Und
sie sind nicht bereit, ihre Eltern und die 11 Millionen zu opfern.

Dieter Drüssel: Also ein frontaler Kampf...

Angela Sanbrano: Genau. Die Dreamers haben sich politisiert,
denn man hat ihnen so oft versprochen, sie zu legalisieren, das Gesetz
stehe praktisch schon, sie müssten sich nicht sorgen ... Versprechen
nach Versprechen nach Versprechen, aber nichts Konkretes. Sie sehen,
wie sowohl die demokratische als auch die republikanische Partei mit
ihrem Leben spielen, mit ihrer Zukunft, sie als Bauern in ihren
Schachspielen benutzen. Und sie haben die Schnauze gestrichen voll
davon, als Kanonenfutter missbraucht werden. Sie sind jung, sie sind
nicht risikoscheu... Denn sie gingen ein Risiko ein, als sie sich in
DACA (s. Kasten) einschrieben. Sie hatten diskutiert, ob es sich
lohne, aufzutauchen, sich erfassen zu lassen im Tausch für einen
temporären Status. Und diese Debatte führte die Mehrheit dazu, das
Risiko einzugehen. Und deshalb kam es wegen dr Abschaffung von DACA zu
einer Klage gegen die Administration Trump vor einem Gericht des 9th
Circuit. Denn sie haben sich eingeschrieben, weil ihnen versprochen
wurde, sie nicht zu deportieren. Das Gericht urteilte zugunsten der
Dreamers und die Regierung legte Rekurs ein, immer noch auf der Ebene
des 9th Circuit. Bis es zu einem endgültigen Urteil kommt, können sich
alle Dreamers wieder einschreiben. Sie haben einen temporären
Rechtsschutz. Die Klage kommt möglicherweise bis vor den Supreme
Court.

Dieter Drüssel: Der sie ja wohl ablehnen wird!

Angela Sanbrano: Mit diesem Kongress, mit diesem Supreme Court!
Aber bis dann... Im Kongress kontrollieren die Republikaner beide
Kammern, das Repräsentantenhaus und den Senat. Sie orientieren sich an
dem, was Trump verlangt. Sie argumentieren, dass es ein Zeitverlust
wäre, an einem Gesetz zu arbeiten, das Trump dann ablehnen würde. Also
basieren sie ihre Vorschläge auf seinen vier Punkten. Er will
angeblich 1.8 Millionen Dreamers eine Legalisierungsperspektive
verschaffen - wir wissen, dass es 2 oder 2.5 Millionen sind. Aber sie
könnten die Staatsbürgerschaft erst nach 10 oder 12 Jahren beantragen.
Dafür will er 23 Mrd. für die Mauer. Und er sagt weiterhin, Mexiko
werde für die Mauer in der einen oder anderen Weise bezahlen müssen.
Wir wissen nicht wie, aber Hauptsache, er kann weiter lügen. Der
dritte Punkt betrifft die über Lotterie vergebenen Green Cards, also
reguläre Aufenthaltsbewilligungen. Es handelt sich um 50.000 Green
Cards für Leute aus Ländern, die für die US-Migrationspolitik nicht
prioritär sind. Diese Lotterie soll abgeschafft werden. Der nächste
Pfeiler in Trumps Migrationspolitik hat mit dem zu tun, was sie
«Ketteneinwanderung» nennen, also dem Familiennachzug. Er ist ein
Grundelement der US-Migrationspolitik. Legalisiert sich eine Person in
den USA, kann sie ihren Mann, ihre Eltern, ihre Kinder usw. ins Land
holen. Damit ist jetzt Schluss. Neu kannst du nur noch den Mann und
Kinder unter 21 Jahren holen.

Das ist ein radikaler Wechsel! Und Trump verlangt weitere Milliarden
für die interne und die Grenzsicherheit. Zusätzlich zu den 23. Mrd.
für die Mauer! Diese sollen einzig in Reparaturen gehen, in
elektronische Überwachung entlang der Grenze usw. Aber die
zusätzlichen Milliarden sollen die Kapazität von ICE, der
Migrationsbehörde, stärken, um Betten statt für 32.000 gefangene
MigrantInnen wie bisher neu für 52.000 zu schaffen.

Dieter Drüssel: Scheisse!

Angela Sanbrano: Kurz, wir sind in einem Sicherheitsstaat. Es
herrscht Krieg gegen die MigrantInnen. Nun, 80% der öffentlichen
Meinung, sowohl auf Seiten der Demokraten wie der Republikaner,
unterstützen das mit den Dreamers... Die kamen ja als Kinder, seien
eigentlich fast Amerikaner, heisst es. Denn sie kennen ja kein anderes
Land, haben an amerikanischen Universitäten studiert... sie sind die
Besten der Besten. Man sieht sie als besser an als die anderen
MigrantInnen, ob illegal oder legal eingewandert. Deshalb haben die
Dreamers eine grosse Verantwortung. Wir denken, ihnen ist das bewusst.
In der Bewegung für Gerechtigkeit für die MigrantInnen denken wir,
dass sie einen umfassenden, entscheidenden Kampf führen. Sie sind
entschlossen, weder ihre Eltern noch andere MigrantInnen in Gefahr zu
bringen, um für sich etwas rausholen zu können. Das ist sehr, sehr
positiv.

Dieter Drüssel: Wie erfahren gewöhnliche Leute von ihrem Kampf,
von ihrer Haltung?

Angela Sanbrano: Nun, da war es während drei Tagen zum
Government Shutdown gekommen, die Demokraten verweigerten ihre
Zustimmung zum Budget. Denn sie wollten das Thema der Dreamers in der
Budgetdebatte fest klopfen. Da sagten natürlich alle: «Wir können doch
die Regierung nicht für diese Dreamers opfern. Wir können die Armee,
den Lohn der Bundesangestellten nicht finanzieren. Das ist
inakzeptabel.» Aber dies verschaffte den Dreamers viel Aufmerksamkeit;
sie besetzten in dieser Zeit die Büros von Mitgliedern des Senats und
des Abgeordnetenhauses. Sie besetzten einen beträchtlichen Teil des
Kongresses, waren vor dem Weissen Haus, blockierten Strassen... Die
Medien interviewten sie natürlich. «Was wollt ihr denn?» Und sie
beharrten darauf, dass die Budgetdebatte ihr Thema aufnehme, denn dies
war die Chance für eine neue Gesetzgebung. Denn jetzt haben wir
Versprechen, aber die Versprechen verweht der Wind.

Dieter Drüssel: Aber es gelang nicht?

Angela Sanbrano: Nein, denn die Demokraten rückten von ihrer
Forderung ab, die Dreamers ins Budget aufzunehmen. McConnell, der
republikanische Senatsleader, versprach dem demokratischen
Fraktionschef Schumer, dass sofort nach Annahme des Budgets die
gesetzgeberische Dreamer-Debatte beginnen werde. Das Gleiche lief im
Abgeordnetenhaus. Die Demokraten beendeten darauf die
Auseinandersetzung. Trump unterzeichnete das Budget und versprach,
dass diese Woche, genau heute, die Kongressarbeit zu den Dreamers
beginne. Nur: Die Republikaner kontrollieren das Parlament und halten
sich an die vier Eckpunkte von Trump, also fünf mit der inneren
Sicherheit zusammen. Das ist mies, das wird den migrantischen Familien
nicht helfen.

Aber die Dreamers sind sehr stark. Sie akzeptieren den Vorschlag von
Präsident Trump nicht und sie sind den Demokraten gegenüber sehr
kritisch. Denn im Prinzip haben die sie geopfert, verkauft. Die
Dreamers und ihre Verbündeten in den Kirchen, an den Unis und in den
rund 300 Sanctuary Cities (Zufluchtsstädten) machen landesweit mobil.

Dieter Drüssel: Und diese Sanctuary Cities können den Leuten
realen Schutz geben?

Angela Sanbrano: Ja, einen gewissen Schutz im Sinne, dass die
lokalen Polizeien bei ICE-Verhaftungen nicht mitmachen, dass ICE
Schulen, Gerichte oder öffentliche Gebäude nur mit einer richterlichen
Anordnung betreten darf. Das macht die Sache für sie zeitraubender und
bürokratischer. So musst du im Antrag für einen richterlichen
Beschluss konkrete Angaben machen: Wen willst du verhaften, warum?

Wie du siehst, alles in allem eine sehr komplexe Sache, nicht nur für
die Dreamers, sondern allgemein für die MigrantInnen. Und das gilt
auch für die Tepesianos. Es sind Leute aus El Salvador, Honduras,
Haiti, Nicaragua - was passiert mit ihnen? Für die SalvadorianerInnen
beispielsweise läuft die Frist im September nächstes Jahr aus. Es
zirkulieren fünf Vorschläge im Kongress, aber niemand widmet ihnen
gross Aufmerksamkeit, da alle auf die Sache mit den Dreamers schauen.
Es gibt eine Gruppe von Senatoren, die Gang of Six, die Bande der
Sechs, von beiden Parteien, die einen Vorschlag für die Dreamers
formuliert haben, der auch die Tepesianos einbezieht. Als sie diesen
Vorschlag bei Trump vortrugen und auf den Punkt zu sprechen kamen,
dass die Lotterie-Visa auf die Tepesianos übertragen werden sollten,
war es, dass Präsident Trump sagte: «Warum wollen wir, dass all diese
Leute von Scheissloch-Länder reinkommen?» In Wirklichkeit ist dies der
freundlichste Vorschlag, weil er z. B. das Recht auf
Familienzusammenführung nicht abschafft. Aber Senatsführer McConnell
und Ryan, der republikanische Chef des Repräsentantenhauses, lehnen
ihn ab. Es gibt also ein Gezerre zwischen dem Vorschlag von Trump und
jenem der Sechser-Gruppe.

Dieter Drüssel: Eine Frage noch zu den Tepesianos, insbesondere
den SalvadorianerInnen, bevor uns die Zeit davonläuft. Ich habe den
Eindruck, dass ziemlich viel Leute versuchen, viele von den
FMLN-Komitees, aber nicht nur, etwas zu organisieren. Wie steht es da?

Angela Sanbrano: Wie gesagt, es hat fünf Vorschläge im
Kongress, einige spezifisch zu TPS. Und das erklärt sich mit der
Organisierung der Tepesianos. Die SalvadorianerInnen stehen da im
Zentrum. Es existiert eine Organisation, die Alianza Nacional de los
Tepesianos. Sie ist in mehr als zwanzig Staaten präsent, mit
Schwergewicht in Los Angeles, Washington D. C., New York, Houston und
Boston, dort, wo die meisten Tepesianos leben. Gerade letzte Woche
waren sie in Washington und die Dreamers haben mit ihnen gearbeitet
und sie unterstützt. Sie lassen sie nicht allein. Es gibt ein Bündnis
zwischen Dreamers und Tepesianos. Eine Schwierigkeit ist, dass die
Sache mit den Tepesianos in der Bevölkerung nicht sehr bekannt ist. Es
sind zwischen 300.000 und 350.000, nicht so viele.

Dieter Drüssel: Und es gab in den letzten Jahren nicht diese
Bewegung wie bei den Dreamers...

Angela Sanbrano: Nein, gab es nicht. Den TPS gibt es ja seit 16
Jahren, er wurde regelmässig erneuert, und die Leute sagten: «Er wird
erneuert und wir haben Ruhe.» Aber du musst wissen, viele Tepesianos
haben Kinder, die hier geboren wurden und deshalb die
Staatsbürgerschaft haben, und die kämpfen für ihre Eltern. Sie gehen
zum Kongress, geben Erklärungen, dass sie nicht wollen, dass ihre
Eltern deportiert werden.

Dieter Drüssel: Schön!

Angela Sanbrano: Sehr schön! Dies macht uns Hoffnung und weist
uns den Weg. Denn wir kämpfen weiter, egal, was im Kongress und mit
Trump läuft. Denn wir wissen, das Einzige, was sie interessiert, ist,
die Dreamers und die Tepesianos zu benutzen, um an Geld für die Mauer
und die innere Sicherheit zu kommen.

Dieter Drüssel: Ein sehr harter Kampf, den ihr da führt. Aber
es gibt ja auch die Perspektive, die Bündnisse auszuweiten, mit den
afroamerikanischen Communities, den Gewerkschaften ... oder?

Angela Sanbrano: Oh ja, und zum Beispiel auch in den Sanctuary
Cities. Wir kämpfen weiter, denn das Ziel ist, die Kapazität zu
stärken, Einfluss auf die Entscheidungen auszuüben.



Dreamers: Sie sind als Kinder mit ihren Eltern illegal in die
USA gekommen. Sie führten einen jahrelangen Kampf für ihre
Legalisierung, der im republikanisch dominierten Kongress nicht
durchkam. 2012 erliess Obama die DACA-Regulierung - Deferred Action
for Childhood Arrival - welche den Dreamers eine erneuerbare, jeweils
zwei Jahre gültige Aufenthaltserlaubnis und Arbeitsbewilligung
ermöglichte. Trump beendete DACA im September 2017.

Tepesianos: Bezieht sich auf MigrantInnen mit TPS-Status,
Temporary Protection Status. TPS ist die Möglichkeit für Leute aus
einigen Ländern, die z. B. schwere Umweltkatastrophen hatten, legal in
den USA zu leben und zu arbeiten. Nach dem Wirbelsturm Mitch 1998 trat
es für Nicaragua und Honduras in Kraft und wurde danach auf El
Salvador, Haiti, Jemen, Syrien u.a. Länder ausgeweitet. Die Erneuerung
des TPS-Status alle zwei Jahre war unter den verschiedenen
Administrationen weitgehend eine Formsache, bis Trump um die letzte
Jahreswende herum den TPS für die meisten Länder abschaffte. Von den
über 300.000 Tepesianos sind die meisten Latinos, 190.000 sind
SalvadorianerInnen. Für diese läuft ohne eine neue Kongressregelung
die letzte Frist Ende September 2019 aus.

 * 
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GLEICHHEIT/6612: Bayern reaktiviert den Radikalenerlass


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Bayern reaktiviert den Radikalenerlass

Von Justus Leicht

5. April 2018



Die Bezirksregierung von Oberbayern hat einem Lehreranwärter eine
Referendar-Stelle verwehrt, weil er bis zum Frühjahr 2017 Mitglied der
Studierenden- und Jugendorganisation der Linkspartei war. Erst nach einer
einstweilige Anordnung des Bayrischen Verwaltungsgerichts darf der
34-jährigen Benedikt Glasl seine Ausbildung zum Lehrer vorläufig
fortsetzen.

Der Fall ist trotz der Entscheidung des Gerichts eine ernste Warnung. Er
zeigt, dass staatliche Stellen bereit sind, gegen noch so harmlose Kritiker
des Kapitalismus vorzugehen, und dass die seit dem NSU-Skandal
diskreditierten Geheimdienste wieder an Einfluss gewinnen.

Glasl, der Politikwissenschaften sowie Sozialkunde, Deutsch, Geschichte und
Sport auf Lehramt studiert hat, bewarb sich vor einem Jahr für ein
Referendariat an einer Mittelschule, was Voraussetzung ist, um Lehrer zu
werden. Er erhielt eine Stelle zugewiesen. Doch kurz bevor er im September
als Beamter auf Wiederruf vereidigt werden sollte, wie dies in Bayern für
Referendare üblich ist, teilte ihm die Regierung mit, er könne wegen
Zweifel an seiner Verfassungstreue nicht vereidigt werden.

Glasl selbst hatte in einem Fragebogen angegeben, dass er während des
Studiums in der Linksjugend Solid und im Sozialistisch-Demokratischen
Studierendenverband (SDS) aktiv gewesen sei. Er hatte unter anderem gegen
die militärische Forschung an staatlichen Hochschulen und gegen
Studiengebühren protestiert.

Die Regierung leitete den Fragebogen zur Überprüfung an das Landesamt für
Verfassungsschutz weiter, das sich drei Monate Zeit ließ. In der
Zwischenzeit gewährte sie Glasl eine Hospitanz an der ihm zugewiesenen
Schule. Er konnte seine Ausbildung zwar fortsetzen, erhielt aber kein Geld
und durfte nicht alleine vor einer Klasse unterrichten.

Im Januar kam es schließlich zu einer Anhörung durch die zuständige
Regierungsdirektorin. Glasl bestritt, dass es ihm je um eine Umformung der
Gesellschaft gegangen sei. Außerdem sei er schon lange vor der formellen
Beendigung der Mitgliedschaft in den beiden Organisationen nicht mehr aktiv
gewesen. Die Regierung von Oberbayern befürwortete daraufhin "die
Einstellung von Herrn Glasl zum nächstmöglichen Zeitpunkt".

Doch in dem Bescheid, den Glasl am 12. Februar erhielt, stand das
Gegenteil. Der Verfassungsschutz hatte sein Veto eingelegt, was ihm gar
nicht zusteht. "Letztendlich ist keine glaubwürdige, erkennbare
Distanzierung von linksextremistischen Ansichten erfolgt", urteilte die
Regierung plötzlich - und übernahm in der Folge weitgehend die Einwände,
die der Verfassungsschutz ihr gegenüber in vertraulichen Schreiben erhoben
hatte. Am Ende berief sich die Regierung explizit auf den
Verfassungsschutz: Die "beteiligte Fachbehörde" habe "zum zweiten Mal in
überzeugender Weise Bedenken geäußert", heißt es im Bescheid.

Das von Glasl im Eilverfahren angerufene Verwaltungsgericht entschied am 9.
März zunächst für ihn. Er muss seine Hospitation nicht, wie von der
Bezirksregierung angeordnet, abbrechen, sondern darf sie bis zum Ende des
Schuljahres fortsetzen.

Das Verwaltungsgericht stützte sich in seiner einstweiligen Anordnung
weitgehend auf die Argumentation, mit der das Bundesverfassungsgericht 1975
den sogenannten Radikalenerlass bestätigt hatte, der
"verfassungsfeindlichen Kräften" eine Beschäftigung im öffentlichen Dienst
verwehrt. Das höchste deutsche Gericht hatte damals allerdings
eingeschränkt, dass Berufsverbote nicht pauschal erfolgen dürfen, sondern
dass bei jedem einzelnen Bewerber eine Einzelfallprüfung stattfinden muss,
bei der auch der persönliche Eindruck über den Bewerber Berücksichtigung
findet.

Das Bayrische Verwaltungsgericht begründete seine Eilentscheidung damit,
dass das Grundgesetz jedem Deutschen die freie Berufswahl und den
gleichberechtigten Zugang zu öffentlichen Ämtern garantiere. Die
Lehrerausbildung sei ein staatliches Monopol; auch wenn er ihn nicht
verbeamte, müsse der Freistaat Glasl daher einen "gleichwertigen, nicht
diskriminierenden" Vorbereitungsdienst bereitstellen, gegebenenfalls als
Angestellter - und wenn er darauf Anspruch habe, dürfe man ihm auch eine
Hospitation nicht verwehren.

Zweitens gebe es keine Anhaltspunkte dafür, dass Glasl die Schüler gegen
die Verfassung aufbringe. Und drittens könne der Staat einem Bewerber nicht
erst die Hospitation für einen längeren Zeitraum gestatten und diese dann
aufheben. Das bisher in der Ausbildung Geleistete werde sonst "weitgehend
wertlos".

Der Radikalenerlass, der im Fall Glasl nun wieder aktiviert wurde, geht auf
die erste sozialdemokratisch geführte Regierung der Bundesrepublik zurück.
Am 28. Januar 1972 beschlossen Bundeskanzler Willy Brandt (SPD) und die
Ministerpräsidenten der Länder auf einer Konferenz zu "Fragen der inneren
Sicherheit" eine Vereinbarung über "Grundsätze zur Frage der
verfassungsfeindlichen Kräfte im öffentlichen Dienst".

Ziel dieses "Ministerpräsidentenbeschlusses" war es, den öffentlichen
Dienst von Bund und Ländern in einem einheitlichen Verfahren von
sogenannten "Verfassungsfeinden" zu säubern. Die Einstellungsbehörden
fragten im Normalfall bei den Verfassungsschutzämtern nach
("Regelanfrage"), ob "Erkenntnisse" über den Bewerber vorlägen. Gab es
solche, musste der Bewerber in sogenannten Anhörungsgesprächen Stellung
dazu nehmen; konnte er die Zweifel nicht ausräumen, erfolgte in der Regel
eine Ablehnung. Dagegen konnte geklagt werden, wegen der
Berufungsmöglichkeiten erstreckten sich entsprechende Verfahren aber meist
über viele Jahre, in denen der Bewerber keine Anstellung erhielt.

Dem Bundesinnenministerium zufolge fanden vom 1. Januar 1973 bis zum 30.
Juni 1975 in Bund und Ländern insgesamt 454.000 Sicherheitsüberprüfungen
statt; davon wurden 328 Bewerber abgelehnt. Insgesamt wurden von 1972 bis
1991 rund 3,5 Millionen Bewerber für den öffentlichen Dienst in Bund und
Ländern nach einer "Regelanfrage" der Einstellungsbehörden von den
Verfassungsschutzämtern überprüft. In etwa 11.000 Fällen kam es zu
Verfahren, 1250 Personen wurden nicht eingestellt.

Rund 260 bereits verbeamtete oder angestellte Personen wurden im gleichen
Zeitraum entlassen. Zum allergrößten Teil waren Lehrer (rund 80 Prozent)
und Hochschullehrer (rund 10 Prozent) betroffen; daneben gab es auch Fälle
in der Justiz, bei Bahn und Post. Die meisten Ablehnungen erfolgten von
1973 bis 1979, den Höhepunkt erreichten sie 1975. Trotz der offiziellen
Behauptung, der Radikalenerlass richte sich gleichermaßen gegen
"Extremisten von rechts wie links", waren fast ausschließlich Angehörige
oder Unterstützer linker Organisationen betroffen.

Eine Untersuchungskommission der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO),
einer Sonderorganisation der Vereinten Nationen, kam im Februar 1987 zu dem
Ergebnis, dass die Durchführung des Erlasses gegen das Verbot der
Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf verstoße. Ein Urteil des
Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte in Straßburg vom 26.
September 1995 zum Fall einer Lehrerin aus Niedersachsen, die 1986 wegen
ihrer Mitgliedschaft in der DKP aus dem Schuldienst entlassen worden war,
sah darin einen Verstoß gegen das Recht auf Meinungs- und
Vereinigungsfreiheit der Europäischen Menschenrechtskonvention.

Bayern hat bei der Gesinnungsschnüffelei gegen Linke schon länger eine
Vorreiterrolle gespielt. 1991 beendete es als letztes Land das bisherige
Verfahren zum Radikalenerlass und damit die "Regelanfrage" beim
Verfassungsschutz, führte aber als bisher einziges Land ein neues Verfahren
ein. Am 11. Dezember 1991 verordnete die Staatsregierung in einer
Bekanntmachung die "Pflicht zur Verfassungstreue im öffentlichen Dienst".

Das "neue" Verfahren verpflichtet jeden Bewerber für den öffentlichen
Dienst in Bayern, auf einem Fragebogen anzugeben, ob er Mitglied oder
Unterstützer einer der als verfassungsfeindlich aufgelisteten
Organisationen war oder ist; unter den aktuell über 200 genannten in- und
ausländischen Gruppen und Parteien befindet sich auch die Partei "Die
Linke" einschließlich ihrer Vorläufer. Aufgrund dieser Angaben erfolgen
dann gegebenenfalls Anfragen bei der Verfassungsschutzbehörde, die zu einer
Ablehnung des Bewerbers führen können, praktisch eine Neuauflage des
"Radikalenerlasses".

Der jetzige Fall geht jedoch darüber hinaus. Zwischen ihm und der
Bekanntmachung von 1991 steht die Entscheidung des Europäischen
Gerichtshofes für Menschenrechte von 1995, der eine derartige Praxis als
Verstoß gegen die Europäische Menschenrechtskonvention rügt. Die
Linkspartei ist in den meisten deutschen Parlamenten und diversen
Landesregierungen vertreten. Zudem hat die Behörde dem Geheimdienst eine
Art Vetorecht eingeräumt, das ihre eigene Beurteilung, auf die es nach der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ankommt, aushebelt.

Hintergrund sind wachsende soziale Spannungen, auf die das gesamten
politischen Establishment mit einem scharfen Rechtsruck reagiert.

Im letzten Juli hat der bayrische Landtag ein neues Sicherheitsgesetz
verabschiedet, das es der Polizei erlaubt, Menschen "bei drohender Gefahr"
unbegrenzt in Haft zu nehmen. Horst Seehofer, zu jener Zeit bayrischer
Ministerpräsident und heute Bundesinnenminister, hat unmissverständlich
erklärt, dass er in ganz Deutschland einen "starken Staat" nach bayrischem
Vorbild errichten will.

Dazu gehören auch Internierungslager für Flüchtlinge und
Massenabschiebungen sowie eine "wirksame Videoüberwachung" sämtlicher
"Brennpunkte" in Deutschland, was auf die systematische Überwachung der
gesamten Bevölkerung hinausläuft. Außerdem kündigte Seehofer die
Einstellung von 7500 neuen Bundespolizisten sowie eine 
"Null Toleranz"-Politik an.

Olaf Scholz (SPD), der als Regierender Bürgermeister von Hamburg für die
massive Polizeigewalt gegen Demonstranten beim G20-Gipfel und eine damit
einhergehende Kampagne gegen "gewalttätige Linksextremisten" verantwortlich
war, hat nun als Vizekanzler und Finanzminister ebenfalls eine
Schlüsselposition in der Bundesregierung.
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Am 26. März 2018 fängt das vierte Kriegsjahr in Jemen an. Seither hat die
von Saudi-Arabien geführte Militärkoalition mehr als 16.000 Luftschläge
durchgeführt und mittlerweile erreichte eine von den Houthis abgefeuerte
Rakete die saudische Hauptstadt Riad und forderte ein Todesopfer. Zudem
zeichnet sich eine mögliche von den VAE gestützte Abspaltung des Südjemen
von Nordjemen ab, die erst seit 1990 gemeinsam den aktuellen Staat Jemen
bilden.

Zwar heißt es im Koalitionspapier der schwarz-roten Bundesregierung: "Wir
werden ab sofort keine Ausfuhren an Länder genehmigen, solange diese
unmittelbar am Jemen-Krieg beteiligt sind." Doch bereits in dem folgenden
Satz, der in dem Sondierungspapier noch nicht vorhanden war, relativierten
CSU, CDU und SPD ihre Entscheidung: "Firmen erhalten Vertrauensschutz,
sofern sie nachweisen, dass bereits genehmigte Lieferungen ausschließlich
im Empfängerland verbleiben." [1] Nun wurden Ende März 2018 acht weitere
von der zur Lürssen-Gruppe gehörenden Peene-Werft in Wolgast gebaute
Patrouillenboote an den saudischen Küstenschutz geliefert, welcher diese
vermutlich zur Aufrechterhaltung der desaströsen Seeblockade gegen Jemen
einsetzen wird. Im Jahr 2017 genehmigte die gleiche schwarz-rote Regierung
laut des Wirtschaftsministeriums Rüstungsexporte in Höhe von 1,3 Mrd. Euro
an die am Jemen-Krieg beteiligten Länder.[2] Dieses Jahr werden zudem
saudische Grenzschützer_innen und sieben Soldat_innen in Deutschland
ausgebildet.


Die schlimmste humanitäre Situation der letzten 50 Jahre


Die Lage ist weiterhin katastrophal: Die Anzahl der registrierten Toten
liegt zwischen 10.000 und 17.000, 8.4 Mio. Menschen sind am Verhungern und
17 Mio. leiden Hunger - die Zahl derjenigen, die humanitäre Hilfe
benötigen, ist im Gegensatz zu 18 Mio. Anfang 2017 auf ganze 22.1 Mio.
gestiegen.[3] Mehr als 1 Mio. leiden an der durch den Krieg ausgebrochenen
Choleraepidemie und seit März 2018 muss der Jemen zusätzlich gegen die
schnelle Verbreitung der Infektionskrankheit Diphtherie mit einer
Letalitätsrate von 5,6% kämpfen.[4] Nach Angaben von Geert Cappelaere, dem
UNICEF-Regionaldirektor für den Nahen Osten und Nordafrika, sterbe alle
zehn Minuten ein Kind in Jemen an den Folgen des Krieges und den
einhergehenden vermeidbaren Krankheiten.[5] Der UN-Nothilfekoordinator Mark
Lowcock bezeichnete die Lage im Januar 2018 als die schlimmste humanitäre
Situation der gesamten letzten 50 Jahre.

Die katastrophale Lebensmittelversorgung hat zahlreiche Gründe: Seit März
2015 verhängte die Koalition eine Land-, See- und Luftblockade gegen den
Jemen, welche auch die Lieferung humanitärer und kommerzieller Güter
unterbindet. Dies ist besonders gravierend für ein Land, das bereits vor
dem Krieg 90% seiner Nahrungsmittel importierte. Erschwerend kommt hinzu,
dass durch die Luftschläge mehr als 57 Fabriken zerstört wurden - darunter
auch Produktionsorte der bereits unzureichenden Nahrungsmittelindustrie.
Der Krieg und der Hunger treiben immer mehr Minderjährige in die bezahlten
Reihen der unterschiedlichen bewaffneten Gruppierungen, wo sie mittlerweile
ein Drittel der Kämpfer_innen stellen.

Verschärfen wird sich die Lage voraussichtlich in den kommenden Monaten,
nachdem das saudische Königshaus siebzehn Berufsverbote für nicht-saudische
Staatsangehörige ausgesprochen hat, um den lokalen Arbeitsmarkt mit Saudis
zu füllen. Betroffen sind davon auch rund 2 Mio. Jemenit_innen, die nun
sukzessive in den Jemen zurückkehren müssen. D.h. nicht nur weitere 2 Mio.
Menschen finden sich in den Kriegswirren wieder, sondern auch den
Angehörigen in Jemen fehlen künftig 2 Mio. Einkommensquellen, wodurch sie
vor neuen großen Schwierigkeiten stehen.


Brüchige Bündnisse



Die Lesart, es handele sich bei den bewaffneten Auseinandersetzungen um
einen Stellvertreterkrieg Saudi Arabiens gegen den Iran und somit um eine
zwischen Sunnis und Shia verlaufende Konfliktlinie greift bei Weitem zu
kurz. Besonders deutlich wird dies bei Betrachtung der aktuellen Bündnisse
und Partnerschaften, die weiterhin wenig stabil und vielmehr als
Zweckbündnisse denn als politische Zusammenschlüsse langer Haltbarkeit
einzuordnen sind. Einer der größten Brüche ereignete sich Anfang Dezember
2017, als Ali Abdullah Saleh, der 2011 gestürzte Präsident Jemens, sich zu
Gesprächen mit Saudi Arabien bereit erklärte und sich gegen seine ehemals
Verbündeten der Ansar Allah wandte. Daraufhin brachen Kämpfe in Sanaa
zwischen beiden Fraktionen aus und Saleh wurde nur drei Tage später bei
seinem Versuch die Stadt zu verlassen, getötet. Das Zweckbündnis von Saleh,
seiner Anhänger_innen im Militär sowie im Verwaltungsapparat und den Ansar
Allah stand schon von Anbeginn auf wackligen Füßen - Saleh führte zwischen
2004 und 2010 sechs militärische Operationen gegen die überwiegend
zaiditischen Ansar Allah in Nordjemen durch, wobei ihr Gründer Hussein
Badreddin al-Houthi starb. Seither bezeichnen sich Ansar Allah in
Erinnerung an ihn auch als Houthis. Unterstützung erhielt Saleh, der selbst
Zaidit war, bei seinem militärischen Vorgehen noch von Saudi Arabien. Das
zeigt, dass sich nicht alle Zaidit_innen der politischen Bewegung der
Houthis anschließen - tatsächlich sind auch nicht alle Houthis
Zaidit_innen, vereinzelt sollen sie auch Sunnit_innen umfassen.[6] Saudi
Arabien war selbst zu Zeiten des zaiditischen Imamats in Nordjemen bis 1962
mit den Zaidit_innen verbündet, um vergeblich zu versuchen die Abschaffung
des Imamats und die Entstehung einer Republik in Nordjemen gemeinsam zu
verhindern.

Der erste Bruch in den Bündnissen der in Jemen involvierten Kriegsparteien
erfolgte schon etwa zwei Monate vorher rund um die Al Islah Partei.[7]
Während die der Moslembruderschaft zugeordnete Al Islah Partei
(Reform-Partei) in den ersten Kriegsjahren noch verbündet mit der von Saudi
Arabien geführten Militärkoalition gegen die Ansar Allah und für Hadi
eintrat, werden sie und ihre hochrangigen Mitglieder mittlerweile von den
VAE offen angegriffen, verhaftet und in geheime Foltergefängnisse gebracht.
Die Vereinigten Arabischen Emirate ordnen Al Islah als terroristische
Gruppierung ein, auch wenn diese sich im Januar 2018 offiziell von der
ägyptischen Moslembruderschaft distanzierte, sich hinter die Koalition
stellte und erst im Februar 2018 die Mitgliedschaft der
Friedensnobelpreisträgerin Tawakkol Karman suspendierte, nachdem sie die
Kriegspolitik der VAE und Saudi Arabiens kritisierte und eine Rückkehr des
arabischen Frühlings forderte.

Eine weitere Bruchlinie zeichne sich nach Meinungen einiger Analyst_innen
wie z.B. Eleonora Ardemagni vom Istituto Affari Internazionali in Rom
zwischen den Verbündeten Saudi Arabien und den VAE ab, deren Interessen in
Jemen sich diametral gegenüberzustehen scheinen. Saudi Arabien steht
offiziell weiterhin hinter dem international anerkannten Präsidenten Hadi,
der sich seit März 2015 in Riad aufhält und auf dessen Forderung Saudi
Arabien offiziell die Militärintervention in Jemen begann. Die VAE hingegen
unterstützen den Southern Transitional Council (STC) und Milizen wie den
Sicherheitsgürtel (Hizam al Amni) oder auch die Spezialkräfte des Hadramaut
und der Shabwa-Provinz. Diese fordern eine Abspaltung des Südjemens und
erkennen Hadi nicht als Präsidenten an.


Bevorstehende Abspaltung Südjemens?



Nach Berichten von Al Jazeera verwiesen Hizam al Amni Anfang März 2018
unter Gewaltandrohung und teilweise auch durch angewandte Gewalt dutzende
als Nordjemenit_innen definierte Menschen aus dem Südjemen.[8] Bereits im
vergangenen Jahr veröffentlichte Human Rights Watch einen Bericht über von
den VAE genutzte Foltergefängnisse in Jemen und Eritrea, wo vor allem
hunderte Abspaltungsgegner_innen, vermeintliche Anhänger_innen der al Islah
Partei und Al Qaida Mitglieder verschwinden.[9] Im Januar gab Aidarous al
Zubaidi, ehemaliger Gouverneur Adens unter Hadi bis April 2017 und führende
Person des erst 2016 gegründeten separatistisch ausgerichteten STC, der
Regierung Hadi eine Woche Zeit, um den Premierminister Ahmed bin Dhagr und
sein Kabinett abzusetzen - der Forderung kam Hadi nicht nach. Nur wenige
Tage später nahmen dem STC nahe stehende Milizen mithilfe der Luftwaffe der
VAE die de facto Hauptstadt Aden ein, welche zuvor gemeinsam mit den
Streitkräften Hadis kontrolliert wurde. Damit ist auch das vorherige
Bündnis zwischen heterogenen, der Südbewegung (Hirak al Jenoubi) nahe
stehenden Kräften und Hadi im Kampf gegen die Al Qaida und Ansar Allah
zerbrochen. Zwar erfolgt nun nicht zwangsläufig eine Abspaltung Südjem
ens, aber die stetige Bewaffnung, Ausbildung und Finanzierung von Milizen
in Südjemen durch die VAE ändert das Machtgefüge langfristig und lässt die
noch bei den Massenprotesten gegen die korrupte Regierung Saleh im Jahr
2011 realistische Möglichkeit von Demokratisierungsprozessen in weite Ferne
rücken.


Doch gemeinsame Nenner?



Obwohl Saudi Arabien und die VAE unterschiedliche Akteure vor Ort
unterstützen, lassen die offiziellen Reaktionen des Kronprinzen und de
facto König Mohammed Bin Salman (MBS) Zweifel an einem möglichen Bruch
aufkommen.

Als sich Hadi im Mai 2017 beschwerte, die VAE würden sich eher wie
Kolonisatoren und nicht wie Befreier aufführen, kritisierte das Königshaus
seine Worte scharf. Auch nach der Einnahme Adens durch den STC und die
loyalen Milizen ertönte keine Kritik aus Riad an den VAE. Nach der
Ermordung von Ali Abdullah Saleh überlebten nur wenige Führungspersonen
seiner Partei Allgemeiner Volkskongress und seiner Familie. Einer der
Überlebenden ist sein Neffe Tariq Saleh, der an seiner Seite als Kommandant
der jemenitischen Spezialkräfte zum Schluss gegen die Houthis kämpfte.
Dieser steht hinter Saudi Arabien und den VAE, von denen er im Süden des
Landes geschützt wird. Hier scheinen die VAE und Saudi Arabien, die Saleh
nie aufgegeben haben[10], eine gemeinsame Möglichkeit zu sehen, die
Anhänger_innen Ali Abdullah Saleh wieder an sich zu binden und zugleich
eine Brücke zum STC zu schlagen, der mit Zubaidi hinter Saleh steht.

Es ist auch fragwürdig, ob Saudi Arabien noch hinter Hadi stehen will oder
muss, um nicht die Legitimationsgrundlage, auf der das Königreich diskursiv
seinen Krieg errichtet hat, zu verlieren. Bei geheimen Gesprächen in Oman
im Laufe der ersten Monate des Jahres 2018 war Hadi nicht einbezogen - die
exklusive Runde bestand nur aus saudischen Diplomat_innen und dem Vertreter
Mohammed Abdul-Salam der Ansar Allah.[11] Tatsächlich stellt sich die
Frage, ob Saudi Arabien mit Nachteilen zu kämpfen hätte, falls Hadi und
seine Regierung nicht weiter einen Machtanspruch erheben würde.


Ziele Saudi Arabiens und der VAE



Betrachtet man nicht die unterschiedlichen lokalen Akteure, sondern die
aktuelle politische und wirtschaftliche Lage Saudi Arabiens und der VAE,
zeichnen sich zahlreiche gemeinsame Ziele dieser beiden Staaten ab.
Offiziell wollen das saudische Könighaus und die VAE den Iran aus dem Jemen
drängen. Tatsächlich steckt Saudi Arabien in einer tiefen wirtschaftlichen
und politischen Krise - es ist alles andere als stabil und ist stark auf
westliche Unterstützung für die weitere Aufrechterhaltung der Macht des
Könighauses angewiesen. Ähnlich verhält es sich mit den VAE, die ebenfalls
mit dem niedrigen Ölpreis zu kämpfen haben und wo zur Machterhaltung mit
Repression auf jegliche Form des Dissens reagiert wird.

Beide erhofften sich vermutlich durch den Krieg und den erwarteten
schnellen Erfolg von den innenpolitischen Problemen ablenken zu können. Die
Wiedereinsetzung Hadis bzw. die Unterbindung demokratischer Prozesse in
Jemen ist auch aus eigenen machtpolitischen Erwägungen notwendig gewesen:
Die Massenproteste von 2011, die Saleh stürzten, wurden von Saudi Arabien
und den VAE als Gefahr für die Region begriffen, die mit ihrer Forderung
nach politischer Mitsprache selbst die Golfmonarchien ins Schwanken bringen
könnten. Umso logischer erscheinen die drastischen Maßnahmen des saudischen
Königshauses, im Jahr 2011 zahlreiche Panzer nach Bahrain rollen zu lassen,
um auch dort Proteste niederzuschlagen. Selbst im eigenen Staatsgebiet im
Osten des Landes, wo einerseits ein Großteil der saudischen Ölquellen liegt
und andererseits das Gros der diskriminierten schiitischen Minderheit lebt,
ließ der saudische Kronprinz MBS im Sommer 2017 das Militär gegen
Demonstrierende vorgehen und die militärisch und polizeilich schwer
kontrollierbare, verschachtelte Altstadt von Al-Awamiya zerstören, um den
Regimegegner_innen ihren Rückzugsort zu nehmen. Anstatt die Forderungen der
Demonstrierenden anzuhören, wurden sie als vom Iran finanziert
delegitimiert.[12] Menschenrechtsorganisationen sagen mittlerweile, es
gäbe keine freien Menschenrechtsaktivist_innen mehr in Saudi Arabien -
diese seien nur noch im Gefängnis zu finden. Ähnlich verhalten sich die VAE
gegen Dissens. Im Jahr 2013 wurden 94 Personen - darunter
Menschenrechtsaktivist_innen - angeklagt, Mitglieder der Islah Partei in
den VAE zu sein. In seiner Anklage warf der Staatsanwalt Salem Kobaish den
so genannten UAE94 vor, Teil einer geheimen Organisation zu sein, deren
Ziel es sei, die wesentlichen Grundlagen des politischen Systems dieses
Staates in Frage zu stellen und die Macht zu ergreifen. Einerseits stritt
die Islah der VAE strukturelle Verbindungen mit der ägyptischen
Moslembruderschaft ab und andererseits widersprachen viele der Angeklagten
dem Vorwurf, mit Islah überhaupt in Verbindung zu stehen.

Abgesehen vom Interesse an einer effizienten Unterbindung
demokratisierender Prozesse, teilen Saudi Arabien und die VAE auch
geostrategische und wirtschaftliche Sorgen. Saudi Arabien kann sich den
teuren Krieg in Jemen, der den Haushalt täglich rund 66 Millionen US-Dollar
kostet, nicht mehr lange leisten. Mit dem Plan "Vision 2026" hofft es, die
Wirtschaft zu diversifizieren, um die Abhängigkeit vom Ölpreis zu
überwinden und sich durch die Vergabe von milliardenschweren Aufträgen auf
der internationalen Weltbühne trotz der Katastrophe in Jemen profilieren zu
können. Zur Finanzierung der darin vorgesehenen Megaprojekte ist der
Börsengang des größten Unternehmens weltweit geplant: von Aramco, ehemals
American Arabian Oil Company. Die Privatisierung von nur 5% des
Unternehmens soll mehr als 100 Milliarden US-Dollar in die Staatskasse
Saudi Arabiens spülen. Auf Grund unterschiedlicher Schwierigkeiten wurde
der Börsengang auf 2019 verschoben.

Auch die Inhaftierungswelle durch MBS im Dezember 2017 zeigte die
Instabilität seiner Herrschaft auf. Mehr als 106 Milliarden US-Dollar soll
er durch die Verhaftung von mehr als 318 Personen, denen Korruption
vorgeworfen wurde, erhalten haben. Nicht nur seine Macht gegenüber
Kritikern und Konkurrenten in der eigenen Königsfamilie wollte MBS somit
unter Beweis stellen, sondern tatsächlich verschärft der kostspielige Krieg
die wirtschaftliche Situation des Landes, welches bereits zahlreiche
Subventionen gestrichen hat und auf eine rassistische "Saudisierung" des
Arbeitsmarktes pocht, um potenzielle, sozialen Unruhen zu vermeiden. Es
kann Saudi Arabien demnach Recht sein, wenn die VAE momentan den Ton in der
eigentlich von Saudi Arabien geführten Militärkoalition angeben und Fakten
in Südjemen schaffen, die auch für Saudi Arabien von Vorteil sein können.
Mittlerweile haben die VAE mehr als 24.000 Kämpfer trainiert, ausgerüstet
und bezahlt - sie schaffen eine parallele Sicherheitsstruktur, die
 - so lange keine Brüche entstehen - den VAE und nicht der Regierung Hadis
unterstehen. Mehr als 3 Milliarden US-Dollar investierten die Emirate in
Infrastrukturprojekte und in die Ausrüstung jemenitischer
Sicherheitskräfte. Zu dieser Infrastruktur zählen neben den geheimen
Gefängnisse in Jemen und Eritrea vor allem der Ausbau und die Sicherung
zahlreicher Häfen entlang der Südküste Jemens und auf der Insel Socotra, wo
die Emirate mit einem Pachtrecht von 99 Jahren auch eine Militärbasis
errichtet haben. Weitere Militärbasen schufen die VAE in der gesamten
Region: in Berbera in Somaliland, wobei diese gerade stark von der
somalischen Regierung angefochten wird, in Assab in Eritrea und bei
Benghazi in Libyen. Auch Saudi Arabien errichtet einen Militärstützpunkt in
Djibouti und vermutlich bald auch in Ägypten am Roten Meer. Mehr als 10%
des globalen Welthandels durchqueren die Meerenge Bab al Mandeb, wodurch
die geostrategische Relevanz dieser Region nicht zu unterschätzen ist.
Bislang vertiefen sich die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Saudi
Arabien und den VAE, wobei die beiden Kronprinzen MBS und Mohammed Bin
Zayad (MBZ) zusätzlich eine lange Freundschaft verbindet. Sollten die
Interessen weiterhin vereinbar und komplementär sein, könnten beide den
Jemen zukünftig gemeinsam zu beeinflussen versuchen und damit den
arabischen Osten weiter destabilisieren. Doch wie die Geschichte zeigt,
sind viele der Bündnisse in der Region brüchig.


Fazit

Fest steht, so lange Saudi Arabien und VAE versuchen, parallele Sicherheits-
 und Regierungsstrukturen zu schaffen, über die sie Kontrolle ausüben
wollen, wird sich die Situation in Jemen verschärfen. Das ist der gleiche
Ansatz, den Saudi Arabien seit Jahrzehnten u.a. in Jemen verfolgt hat und
der dort zu einer florierenden Korruption und zahlreichen sozialen und
politischen Problemen geführt hat. Laut Tawakkol Kerman braucht es wieder
etwas wie den arabischen Frühling, der die verschiedenen
Bevölkerungsgruppen und Gesellschaftsklassen Jemens dazu brachte, gemeinsam
über die Zukunft des Staates nachzudenken. Immerhin sind die Hintergründe
sowohl des Konfliktes mit den Ansar Allah als auch die Unzufriedenheit der
Südbewegung und des STC die unter Saleh andauernde wirtschaftliche und
politische Marginalisierung, die durch gemeinsame Aushandlungsprozesse
behoben werden könnten. Doch weder die von Saudi Arabien und den VAE
angeführte Militärkoalition, noch die zahlreichen Staatsoberhäupter der EU
und die US-amerikanische Regierung wären erfreut über die Entwicklung von
demokratisierenden Prozessen an einer der strategisch wichtigsten Meerengen
ihrer Handels- und Militärlogistik.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2237: Arbeitszeit kritisch betrachtet - ein nützliches Buch


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 3 · März 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Arbeitszeit kritisch betrachtet

Nicht alles, was Tarif und Gesetz ist, ist auch rechtens.

Ein nützliches Buch

von Rolf Euler



Das Buch ist eine Sammlung von fast zwanzig Aufsätzen, die sich mit
den Problemen der Arbeitszeitgestaltung und der Gesundheitsvorsorge
unter den modernen Bedingungen der Globalisierung, Digitalisierung und
Flexibilisierung der Arbeit befassen.


Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf der Flexibilisierung der
Arbeit durch die zunehmende Automatisierung sowie der Verdichtung der
Arbeit in den Dienstleistungsbereichen und den daraus folgenden
Gesundheitsgefahren für die Beschäftigten. Untersuchungen der
Wissenschaftler belegen die Ausweitung von Arbeitszeiten zu
"unüblichen" Zeiten, also nachts, am Wochenende, abends, auf
Anforderung zwischendurch usw. Diese Beschäftigungszeiten stehen meist
gegen den Tag-Nacht-Rhythmus des Körpers sowie gegen den sozialen
Zusammenhang der Betroffenen mit entsprechenden Folgen für Psyche und
körperliche Verfassung.

Die Aufsätze schildern sowohl bestehende Zustände als auch zu
ergreifende Maßnahmen durch Betriebsräte, Gewerkschaften und
Gesetzgeber. Dabei geht es vor allem um die Frage, wieweit die
Beschäftigten Einfluss auf die Gestaltung von Arbeitszeiten haben
- bezogen auf die Woche, den Monat, die Lebenszeit. Es geht aber auch
um die gesetzliche Pflicht der Unternehmen, eine
"Gefährdungsabschätzung" ihrer Arbeitszeitgestaltung vorzunehmen, um
vorbeugend einzugreifen.

Dargelegt werden die Probleme bei "Arbeitspausen", "Arbeitsdauer und
Unfallrisiko" - hier untersucht anhand der vorzeitigen
Dienstunfähigkeit bei Polizisten und Fahrern des öffentlichen
Nahverkehrs.

Der Psychologe F. Nachreiner schreibt: "Folgt man den derzeitigen
Diskussionen über die notwendigen und die angeblich verzichtbaren
Regelungen zum Arbeitszeitschutz, so fällt eine Tendenz zur
Deregulierung auf, um der ökonomisch (angeblich oder tatsächlich?)
erforderlichen Flexibilisierung, insbesondere im Zusammenhang mit der
Digitalisierung der Arbeitswelt gerecht werden zu können.
Überlegungen, dass eine derartige Freigabe der Arbeitszeiten zu
negativen Effekten für die Beschäftigten und die Gesellschaft...
führen könnte, findet man dagegen kaum." Seine folgenden konkreten
Empfehlungen für die Gestaltung z.B. von Schichtplänen gehören in jede
Betriebsratsbude!

Aber auch die Aufsätze über "Arbeit auf Abruf", über "Mobile Arbeit
und Pendeln", über "Crowd-Working" oder über die Frage, wie weit die
"Autonomie" bei der selbstverantworteten Arbeitszeitregelung oder bei
prekär Selbständigen tatsächlich reicht, zeigen viele Probleme, die
der oft angestrebten sog. "Work-Life-Balance" entgegen stehen - soweit
dieses Konzept nicht sowieso quer zu einer emanzipatorischen Haltung
zur kapitalistischen Arbeit steht.


Das Kreuz mit der Erreichbarkeit

Wichtig ist auch der Aufsatz des Arbeitsrechtlers W. Kohte über den
rechtlichen Rahmen der Arbeitszeitregulierung. Er bezieht sich
ausdrücklich auf die Charta der Grundrechte und auf Urteile vom
Bundesverfassungsgericht und dem Europäischen Gerichtshof, die
beinhalten, dass Art und Lage der Arbeitszeit nicht allein dem Markt
und dem jeweiligen Arbeitsvertrag oder Tarifrecht überlassen bleiben
können. Vielmehr folgt aus den Grundrechten eine Pflicht des Staates
zur Begrenzung und Regelung der Arbeitszeiten, und nicht alles, was
Unternehmen verlangen, darf erlaubt werden. Nicht erst hier finden
Gewerkschafter und Betriebsräte Argumentationsmaterial.

Wegen der Entwicklungen zur "Arbeit 4.0", die dazu führen, dass immer
weniger Beschäftigte von Gewerkschaften und Betriebsräten erfasst
werden, immer mehr sich persönliche Bedingungen aushandeln oder
hinnehmen müssen, ist es wichtig, auf die übergeordnete Rechtslage
hinzuweisen, die eingeklagt werden kann.

An dieser Stelle geht der Autor auch auf das "Weißbuch 4.0" des
Bundesarbeitsministeriums (2017) ein, das den Tarifvertragsparteien
eine weitergehende Abweichung vom Arbeitszeitrecht einräumen will.
Dazu schreibt er:

"Das ist unionsrechtswidrig und arbeitspolitisch falsch. Nach der
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs sind sämtliche
Abweichungen vom Normalprogramm der Richtlinie auf das 'unbedingt
Erforderliche' zu begrenzen... Bereits eine solche Erforderlichkeit
hat das Ministerium nicht nachgewiesen." (Das war übrigens das
Ministerium von Frau Nahles.)

Kohte schreibt weiter: "Erreichbarkeit ist genauso wie Rufbereitschaft
bereits eine zusätzliche Belastung, deshalb muss sie notwendig
begrenzt werden - eine 'ständige' Erreichbarkeit darf es nicht
geben... Untersuchungen haben gezeigt, dass mit der Zunahme von
Erreichbarkeit auch Erholungsunfähigkeit und Verringerung der
subjektiven Schlafqualität verbunden sind."

Dies ist angesichts der Verbreitung von E-Mails und Smartphones auch
außerhalb der Arbeitszeiten eine wichtige Maßnahme, die durchzusetzen
sicher einiges an Überzeugung und auch Kämpfen kosten wird.

Die mangelnde Ausstattung der Aufsichtsbehörden wird in diesem Aufsatz
ebenfalls kritisiert, sodass den Regelungen, soweit sie zum Schutz der
Beschäftigten vorhanden sind, oft die öffentliche Kontrolle und
Durchsetzung fehlt.

Der "Mensch als Ware" - dies zieht sich durch das gesamte Buch
- sollte nicht hingenommen werden. Verschiedene Aktionsfelder für jede
und jeden Beschäftigten, für Gewerkschaften und Betriebsräte, aber
auch für politisch aktive Menschen werden aufgezeigt.

Die Lektüre der fast 250 Seiten ist nicht ganz leicht, die
Fachkenntnisse der Autoren sind hervorragend. Dem Praktiker, dem es
notwendigerweise an Zeit mangelt, wären kurze Zusammenfassungen am
Anfang der Artikel zu wünschen gewesen. Zu wünschen ist ihm auch die
Fähigkeit, dies alles in die Praxis umzusetzen, denn die "Arbeit 4.0"
zieht sich immer stärker durch das Leben.

Arbeitszeit gestalten.

 Wissenschaftliche Erkenntnisse für die Praxis

 Hrsg. Regine Romahn

 Marburg: Metropolis, 2017, 248 S.,19,80 Euro
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MELDUNG/1675: Deutschlandfunk - Die Krise der französischen Sozialisten, 7.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Projekt Auferstehung

Die Krise der französischen Sozialisten

Mit Reportagen von Ursula Welter

Gesichter Europas

Samstag, 7. April 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Das Stadtpalais in der Rue Solférino ist verkauft, die Parteizentrale
somit verscherbelt. Wenig Abgeordnete im Parlament, heißt auch wenig
Geld. Mitglieder und Wähler sind zur äußersten Linken übergelaufen
oder haben sich der linksliberalen Bewegung des neuen Präsidenten
Macron angeschlossen. Der Niedergang des Parti Socialiste ist
dramatisch. Der PS, dieses Kind der 68er-Bewegung, sucht Halt und
einen Weg aus der Krise. Hoffnung ruht auf dem Parteikongress am 7.
und 8. April in Aubervilliers bei Paris.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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MELDUNG/1674: Deutschlandfunk Kultur - Eine Lange Nacht über Erich Mühsam, 7.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Liebe und Anarchie

Eine Lange Nacht über Erich Mühsam

Von Rolf Cantzen

Lange Nacht

Samstag, 7. April 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Erich Mühsam (1878-1934) saß zwischen allen Stühlen - fast sein ganzes
Leben lang. Den schreibenden Bohémiens in München und Berlin war er zu
anarchistisch, den ernsthaften Anarchisten war er zu sehr Bohème. Nach
dem Ersten Weltkrieg beteiligte er sich an der Münchener Räterepublik,
redete vor Zehntausenden von Arbeitern und Soldaten. Im Gegensatz zu
vielen anderen Genossen überlebte Erich Mühsam die Niederschlagung der
Räterepublik. Weil er mit den Kommunisten kooperierte, um den Aufstieg
des Nationalsozialismus zu verhindern, wurde er von vielen
anarchistischen Freunden verlassen. Weil Mühsam an der Staatskritik
und am Individualismus der Anarchisten festhielt, wurde er von den
Kommunisten als Kleinbürger kritisiert, - auch noch nach seiner
Ermordung im KZ Sachsenhausen.

Die 'Lange Nacht' wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.
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MELDUNG/1673: WDR 5 - Hart an der Grenze, 7./8.+10./11.4.2018


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Hart an der Grenze

Unterhaltung am Wochenende

7. April 2018, 15.05 - 16.55 Uhr | WDR 5

8. April 2018, 00.04 - 01.55 Uhr | WDR 5

U22

10. April 2018, 22.05 - 23.00 Uhr | WDR 5

11. April 2018, 22.05 - 23.00 Uhr | WDR 5



Kabarett, Comedy und Lieder. Die Kultveranstaltung vom Niederrhein
bietet für jeden etwas, wenn Wilfried Schmickler wieder Gäste einlädt.
Und alles würde auch entspannt abgehen, wenn Herr Heuser vom Finanzamt
nicht dazwischenfunken würde.

2016 startet Bastian Bielendörfer sein erste große Live-Comedytour
unter dem Motto: Das Leben ist kein Pausenhof. Bielendorfer entführt
sein Publikum in die schräge Welt eines Mitdreißigers, für den es
immer nur zu einer Teilnehmer-urkunde gereicht hat und der jetzt an
der Klippe zum Absprung ins Leben steht, in dem plötzlich
Steuererklärungen, Partnervermittlungen, Umzugskartons und
Flurputzpläne auf ihn warten.

Arnulf Rating hat sein Leben als Kabarettist bei den 3 Tornados
angefangen und in Erinnerung daran heißt sein aktuelles Programm
"Tornado". Es ist eine Reise in die Welt der Manipulation. Wir können
uns heute jederzeit unsere Blutfettwerte anzeigen und die
Bundesligaergebnisse an jedem Ort der Welt runterladen - aber in
welcher Lobby unser erwählter Abgeordneter in Bru entscheidet, was
demnächst bei uns auf den Tisch kommt - davon haben wir keine Ahnung.

Der Weiherer steht sein 15 Jahren als Liedermacher und Radikalpoet auf
der Bühne. Er bringt seine Lieder mit einer dringlich näselnden
Stimme, frei von Selbstgerechtigkeit, aber voller Herzblut. Tiefsinnig
und absurd zugleich, kantig und verquer, immer ehrlich und direkt,
jedoch nie verbittert.

Aufnahme vom 24. März 2018 aus der Viller Mühle in Goch-Kessel.

Redaktion Hans Jacobshagen
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MUSIK/2526: BR - Wiedereröffnung des Markgräflichen Opernhauses in Bayreuth, 6.4. - 1.5.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. April 2018

BR berichtet umfangreich

Wiedereröffnung des Markgräflichen Opernhauses in Bayreuth 



Seit 2013 wurde das Markgräfliche Opernhaus in Bayreuth umfangreich
saniert. Das Opernhaus zählt zu den wenigen im Original erhaltenen
Theater- und Opernbauten aus dem 18. Jahrhundert, im Jahr 2012 wurde
es zum UNESCO Welterbe erklärt. Nach der Sanierung wird es wieder für
Konzert- und Opernaufführungen genutzt. Der Bayerische Rundfunk
berichtet ab Freitag, 6. April rund um die feierliche Wiedereröffnung
am 12. April 2018.

Am 12. April dieses Jahres wird das Markgräfliche Opernhaus mit einem
Festakt und der anschließenden Aufführung der Barockoper "Artaserse"
von Johann Adolf Hasse eröffnet. Bereits die Eröffnungsoper im Jahr
1748 stammte von dem deutschen Komponisten des Spätbarock.

Der Festakt kann über Video-Livestream auf www.br.de/franken und über
Facebook verfolgt werden. Berichte rund um das Bauwerk und seine
Wiedereröffnung senden die Hörfunkwellen Bayern 1, Bayern 2,
BR-Klassik und B5 aktuell sowie das BR Fernsehen in den Sendungen der
Rundschau, der Abendschau, der Frankenschau aktuell und des Rundschau
Magazins.


Ein Höhepunkt am Schluss: Das Europakonzert der Berliner
Philharmoniker

Seit 1991 geben die Berliner Philharmoniker alljährlich am 1. Mai ihr
Europakonzert - damit will Deutschlands Toporchester nicht nur an
seine Gründung am 1. Mai 1882 erinnern: Mit ihrem Europakonzert wollen
die Berliner auch ein Zeichen der Solidarität mit der europäischen
Idee setzen. Deshalb findet es jedes Jahr an einem anderen
kulturgeschichtlich bedeutsamen Ort statt. 2018 haben sich die Musiker
für das frisch sanierte Markgräfliche Opernhaus in Bayreuth
entschieden. Gastdirigent ist Paavo Järvi, den Schwerpunkt des
Programms bildet Musik von Ludwig van Beethoven und, als Tribut an die
Wagner-Stadt Bayreuth, die "Wesendonck-Lieder" von Richard Wagner mit
der niederländischen Sopranistin Eva-Maria Westbroek.

Das Europakonzert wird am 1. Mai ab 11.00 Uhr live im Ersten Deutschen
Fernsehen übertragen sowie im Hörfunk auf BR-Klassik. Zudem kann das
Konzert per Video-Livestream auf www.br-klassik.de/concert miterlebt
werden.


Vertiefende Sendungen

Rund um das Ereignis der Wiedereröffnung am 12. April bietet der
Bayerische Rundfunk Hörfunk- und Fernsehsendungen zur Geschichte des
Hauses und seiner Bauherrin, der Markgräfin Wilhelmine von Bayreuth.

Bereits am 6. April lässt Gudrun Petruschka im "Musikfeature" auf
BR-Klassik Restaurateure und Restaurateurinnen zu Wort kommen sowie -
aus ihren Briefen - die Markgräfin und passionierte Opernliebhaberin
Wilhelmine selbst. In der Musiksendung "Tafel-Confect" am 15. April
beleuchtet Christian Schuler die Musikgeschichte der Residenzstadt
Bayreuth.

In einer Fernsehdokumentation am 16. Oktober, kurz nach dem 260.
Todestag Wilhelmines, stellt Melisa Lota die Bayreuther Markgräfin und
ihr kulturelles Wirken in Oberfranken ausführlich vor.Hintergrund: Das
Markgräfliche Opernhaus Bayreuth

Das Markgräfliche Opernhaus der damaligen Residenzstadt Bayreuth
entstand ab 1744 in nur vier Jahren Bauzeit nach Plänen von Joseph St.
Pierre. Es gehört zu den wenigen noch erhaltenen Theaterbauten des 18.
Jahrhunderts in Europa und wurde 2012 in die Liste des UNESCO-
Welterbes aufgenommen. In der Begründung heißt es: "Es ist das einzige
noch erhaltene Beispiel für Hofopernarchitektur, in dem die Kultur und
Akustik der barocken Hofoper authentisch erlebbar sind." Den Innenraum
gestaltete Giuseppe Galli Bibiena, einer der angesehensten
Theaterarchitekten seiner Zeit. Errichten ließ das Opernhaus
Markgräfin Wilhelmine von Brandenburg-Bayreuth (1709-1758), eine
Schwester Friedrichs des Großen von Preußen.


Berichterstattung im BR


Hörfunksendungen:

- BR-Klassik, 6. April, 19.05-20.00 Uhr (Wh. am 7. April 14.05-15.00
Uhr):
Musikfeature über die Geschichte und Restaurierung des Markgräflichen
Opernhauses

- Bayern 1, 9. April, 12.05 Uhr: Mittags in Franken, Beitrag zur
Generalprobe der Eröffnungsvorstellung

- Bayern 1, Bayern 2, B5 aktuell, BR-Klassik: 12. April (Tag der
Eröffnung): Beiträge über die Wiedereröffnung

- BR-Klassik, 15. April, 12.05 Uhr: Tafel-Confect, Themen-Schwerpunkt
"Residenzstadt Bayreuth"

- BR-Klassik, 1. Mai, 11.00 Uhr: LIVE-Übertragung des Europakonzerts
der Berliner Philharmoniker aus dem Markgräflichen Opernhaus Bayreuth


Fernsehsendungen:

- BR Fernsehen Nord, 8. April, 17.45 Uhr: Frankenschau am Sonntag,
Beitrag zur Wiedereröffnung

- BR Fernsehen Nord, 9. April 17.30 Uhr: Frankenschau Aktuell,
Vorbereitungen zur großen Eröffnung

- BR Fernsehen, 12. April: Rundschau, Abendschau, Frankenschau
aktuell, Rundschau Magazin: Beiträge rund um die Eröffnung und die
aufwändige Restaurierung

- Das Erste, 1. Mai, 11.00 Uhr: LIVE-Übertragung des Europakonzerts
der Berliner Philharmoniker aus dem Markgräflichen Opernhaus Bayreuth

- BR Fernsehen, 16. Oktober, 22.30 bis 23.15 Uhr: Dokumentation (zum
260. Todestag der Bauherrin des Opernhauses, Markgräfin Wilhelmine von
Bayreuth)

Im Internet:

www.br.de/franken, 12. April, 18.30-19.30 Uhr:

Video-Livestream vom Festakt der Wiedereröffnung

www.br-klassik.de/concert und www.br.de/franken , 1. Mai, 11.00
Uhr:

Video-Livestream des Europakonzerts der Berliner Philharmoniker aus
dem Markgräflichen Opernhaus Bayreuth

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. April 2018
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THEMENREIHE/324: BR - Die 68er. Ein Aufbruch und seine Folgen, 7.-15.4.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 8. März 2018

Themenwoche

Die 68er. Ein Aufbruch und seine Folgen 



Was ist von '68 geblieben, ein halbes Jahrhundert später? Über eine
Woche lang, vom 7. bis 15. April 2018, stehen die Programme des
Bayerischen Rundfunks ganz im Zeichen der großen Themenwoche "Die
68er. Ein Aufbruch und seine Folgen".

Mehr als 30 Fernseh- und Hörfunksendungen, darunter Dokumentationen,
Spielfilme, Kulturfeatures, politische Essays und Gespräche,
vermitteln ein facettenreiches und vielschichtiges Bild jenes Jahres,
das die Welt veränderte und bis heute nachwirkt. Mit umfangreichem
Originaltonmaterial aus dem BR-Archiv - und natürlich dem Sound der
Zeit.


Ausgewählte Sendungen: BR-Hörfunkprogramme


Samstag, 7. April, 8.05 Uhr, Bayern 2: Bayerisches Feuilleton

Das Knastcamp von Ebrach - Die APO in der bayerischen Provinz

Demonstranten, darunter der Kommunarde Fritz Teufel und spätere
Terroristen wie Gudrun Ensslin, kämpfen im Juli 1969 im fränkischen
Ebrach um die Freilassung eines inhaftierten Studenten. Am Ende müssen
sie von der Polizei auf ihrer Zeltwiese vor Attacken einer
selbsternannten Bürgerwehr geschützt werden.

Samstag, 7. April, 13.05 Uhr, Bayern 2: radioFeature

Rudi Dutschke revisited - 50 Jahre nach Ende der antiautoritären
Revolte

Am 11. April 1968 wird in Berlin ein Attentat auf den Studentenführer
Rudi Dutschke verübt, bei dem dieser lebensgefährlich verletzt wird.
Recherchen des BR-Redakteurs Ulrich Chaussy werfen ein neues Licht auf
den rechtsextremen Hintergrund des Mordanschlages, an dessen genauer
Ausleuchtung damals weder die Behörden noch Dutschkes Genossen
interessiert waren.

Samstag, 7. und 14. April, 19.05 Uhr, Bayern 2, Zündfunk: The Sound of
1968 

Soul (7.4.) und Progressive Rock (14.4.)

Montag, 9. April, 9.05 Uhr, Bayern 2: radioWissen

1968 - Das Ausnahmejahr

Dienstag, 10. April, 20.00 Uhr, Bayern 1: Classic Rock

Drei Stunden Musik aus '68

Mittwoch, 11. April, 9.05 Uhr, Bayern 2: radioWissen

Den theoretischen Hintergrund der 68er-Bewegung erläutern die Beiträge
"Die Frankfurter Schule - Denken als Kulturkritik" und "Max Horkheimer
- Dialektik der Aufklärung".

Mittwoch, 11. April, 21.05 Uhr, Bayern 2: Dossier Politik

Zwischen Liebe und Hass - Das politische Vermächtnis der 68er

Freitag, 13. April, 14.05 Uhr, Bayern 2: radioSpitzen

"Wie Sie das nennen, ist uns scheißegal!"

Vom Wohlstandskabarett zur Spaßguerilla - das Kabarett der 68er

Samstag, 14. April, 8.05 Uhr, Bayern 2: Bayerisches Feuilleton 

"The art of protest" - Revolte an der Münchner Kunstakademie

Nach dem Attentat auf Rudi Dutschke und der geplanten
Notstandsgesetzgebung der Großen Koalition kommt der Lehrbetrieb an
der Münchner Kunstakademie zum Erliegen, die Akademie wird zu einem
Aktionszentrum der Außerparlamentarischen Opposition.

Sonntag, 15. April, 14.35 Uhr, B5 aktuell: B5 Reportage

Die Konterrevolution - Rechtspopulismus als Antwort auf '68

Zahlreiche Sendungen gibt es zum Nachschauen und Nachhören unter:

www.br.de/mediathek und 

https://www.br.de/mediathek/podcast/

 * 

Quelle:
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KURSUS/1726: Bonn - "Linux für Einsteiger" ab 12. April 2018


Linux für Einsteiger



BN - Ubuntu bedeutet auf Zulu "Menschlichkeit" und ist gleichzeitig
der Name eines modernen Betriebssystems. Einblick in die
Besonderheiten von Linux am Beispiel von Ubuntu gibt der VHS-Kurs
"Linux für Einsteiger" ab Donnerstag, 12. April 2018, von 18 bis 21.15
Uhr. Veranstaltungsort ist das Haus der Bildung, Mülheimer Platz 1.

Am Beispiel der benutzerfreundlichen Linux-Variante stellt Dozent
Thomas Faßbender das Open-Source-Software-Grundkonzept und die
"Philosophie" von Linux vor. Darüber gibt er eine Einführung in die
Installation, die Netzwerkkonfiguration und das Arbeiten mit dem
System. Weitere Informationen zum Kurs 5303 gibt es unter der
Telefonnummer 0228 - 77 49 04 sowie online unter www.vhs-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. März 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn
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ARBEITSMEDIZIN/454: Handschuhe haben immer Saison - unter anderem im Haushalt (BGW)


Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) - 3. April 2018

Handschuhe haben immer Saison - unter anderem im Haushalt



Hamburg - Die wärmenden Fäustlinge wandern jetzt im Frühling wieder
nach hinten in den Kleiderschrank. Andere Handschuhe haben dagegen
immer Saison: beispielsweise im Haushalt. Damit sie die Haut richtig
schützen, sollte man allerdings ein paar Punkte beachten, informiert
die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege
(BGW).

Wasser trocknet die Haut aus

Im Haushalt kommen die Hände häufig mit Feuchtigkeit in Kontakt - ganz
besonders beim ausgiebigen Wohnungsputz, der für viele im Frühjahr
ansteht. "Leider trocknet Wasser die Haut aus", so Alexandra
Morch-Röder, Hautschutzexpertin bei der BGW. "Es greift die hauteigene
Schutzschicht an und löst deren Fette wie den Mörtel aus einer
Backsteinmauer. Reinigungsmittel verstärken diesen Prozess noch." Die
Berufsgenossenschaft kennt das Problem von ihren Versicherten, die im
Berufsalltag viel Feuchtarbeit leisten müssen. "Aber auch zu Hause ist
es wichtig, die Hände zu schützen", betont Morch-Röder.

Fünf Tipps für einen hautschonenden Wohnungsputz:


	Beim Hantieren mit Wasser und Reinigungsmitteln am besten flüssigkeitsdichte Handschuhe mit langen Stulpen tragen. Für manche beruflichen Bereiche gibt es dafür spezielle Modelle, zu Hause kann man Haushaltshandschuhe nutzen.

	Die Enden der Stulpen nach außen umschlagen: So läuft keine Flüssigkeit über die Unterarme in die Handschuhe hinein.

	Darauf achten, dass die Hände und die Handschuhinnenseiten vor dem Anziehen trocken sind.

	Auf kurze Tragezeit achten: Nach einer Weile fängt die Haut in flüssigkeitsdichten Handschuhen zu schwitzen an. Bei längeren Tragezeiten dünne Baumwollhandschuhe unterziehen: Sie saugen den Schweiß auf.

	Nicht wegen der Schwitzgefahr auf Handschuhe verzichten: Die dabei entstehende Feuchtigkeit belastet die Haut weniger als der direkte Kontakt mit Wasser und Reinigungsmitteln.



Alternativen zu Latex

Viele Haushaltshandschuhe bestehen aus Naturlatex. Die darin
enthaltenen Proteine können Allergien auslösen. "Als Alternative gibt
es mittlerweile in vielen Geschäften latexfreie Modelle zu kaufen",
informiert die Hautschutzexpertin der BGW, "beispielsweise für
Menschen mit empfindlicher Haut."

Mehr erfahren

Weitere Informationen zum Thema Hautschutz gibt die
Berufsgenossenschaft unter www.bgw-online.de/hautschutz. Dort kann man
beispielsweise nachlesen, wie die Haut aufgebaut ist, welche Aufgaben
die verschiedenen Hautschichten haben, was sie schädigt und wie man
sie in Gesundheits-, Pflege- und Beautyberufen schützt.


Über uns

Die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege
(BGW) ist die gesetzliche Unfallversicherung für nicht staatliche
Einrichtungen im Gesundheitsdienst und in der Wohlfahrtspflege. Sie
ist für über 8 Millionen Versicherte in rund 630.000 Unternehmen
zuständig. Die BGW unterstützt ihre Mitgliedsbetriebe beim
Arbeitsschutz und beim betrieblichen Gesundheitsschutz. Nach einem
Arbeitsunfall oder Wegeunfall sowie bei einer Berufskrankheit
gewährleistet sie optimale medizinische Behandlung sowie angemessene
Entschädigung und sorgt dafür, dass ihre Versicherten wieder am
beruflichen und gesellschaftlichen Leben teilhaben können.

 * 

Quelle:

Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW)

Presseinformation vom 3. April 2018

Torsten Beckel und Sandra Bieler, Kommunikation

Pappelallee 33/35/37, 22089 Hamburg

Telefon: (040) 202 07-27 14, Fax: (040) 202 07-27 96

E-Mail: presse@bgw-online.de

Internet: www.bgw-online.de
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ONKOLOGIE/1908: Forschung - Reduzierung der Proteinzufuhr verringert Tumorwachstum (idw)


Wissenschaftliche Abteilung, Französische Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland - 03.04.2018

Medizin - Krebs: Reduzierung der Proteinzufuhr verringert Tumorwachstum



Forscher des Inserm [1] der Universität Côte d?Azur haben bei Versuchen an
Mäusen herausgefunden, dass eine geringere Proteinaufnahme über die
Nahrung das Immunsystem ankurbelt und das Tumorwachstum bremst.

Sie haben die Auswirkungen verschiedener Ernährungsweisen - mehr oder
weniger Kohlenhydrate bzw. Eiweiße - auf das Tumorwachstum untersucht. Die
Ergebnisse haben gezeigt, dass eine eiweißarme Ernährung (im Gegensatz zur
kohlenhydratreduzierten Ernährung) einen positiven Effekt auf die
Lebenserwartung und die Begrenzung des Tumorwachstums der Mäuse hat. "Wir
haben festgestellt, dass die Begrenzung des Tumorwachstums nicht wie
vermutet auf ein gehemmtes Krebszellwachstum, sondern auf eine verbesserte
Immunantwort (körpereigenes Abwehrsystem) zurückzuführen ist", so die
Forscher.

Im Rahmen klinischer Tests wollen sie nun bestimmen, wie weit die
Eiweißzufuhr reduziert werden muss, um das Tumorwachstum beim Menschen zu
verringern, dessen körpereigenes Abwehrsystem und Stoffwechsel sich stark
von denen der Mäuse unterscheidet.

[1] Inserm - Institut für Gesundheit und medizinische Forschung

Quelle:

Artikel aus TopSanté, 27/03/2018

https://www.topsante.com/medecine/cancers/cancer/cancer-moins-de-proteines-pour-reduire-la-tumeur-625077

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.wissenschaft-frankreich.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution688

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftliche Abteilung, Französische Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland

Marie de Chalup, 03.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SPORTMEDIZIN/326: Bewegung - wirksam gegen Demenz (idw)


Deutsche Sporthochschule Köln - 03.04.2018

Bewegung - wirksam gegen Demenz!

Studie der Deutschen Sporthochschule zeigt positiven Zusammenhang zwischen
körperlicher und geistiger Fitness bei Personen mit beginnender Demenz



2030 werden weltweit mehr als 74 Millionen Menschen unter Demenz leiden -
davon gehen Experten aufgrund der demographischen Entwicklung aus. Ein
entscheidender Risikofaktor, früher eine Demenz zu entwickeln, ist
körperliche Inaktivität.

Erste Anzeichen einer Demenz zeigen sich häufig durch leichte kognitive
Beeinträchtigungen und Gedächtnisprobleme. Ein Forscherteam der Deutschen
Sporthochschule Köln möchte jetzt herausfinden, ob körperliche Aktivität
und Fitness eine wirksame Therapie bei ersten Anzeichen einer
altersbedingten Demenz sind. Eine erste Analyse des Zusammenhangs
zwischen Aktivität, Fitness und geistiger Leistungsfähigkeit liefert
hierfür Indizien.

Untersucht wurden 121 Personen mit beginnenden kognitiven
Einschränkungen. Entsprechend des Schweregrads der kognitiven
Beeinträchtigung erfolgte die Zuordnung zu einer von drei Gruppen;
unterschieden wurde zwischen einer subjektiven, einer frühen und einer
manifestierten Beeinträchtigung. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
wurden hinsichtlich ihres Bewegungsverhaltens befragt und außerdem mit
Aktivitätsmonitoren ausgestattet, um ihre Bewegung im Alltag auch objektiv
zu erfassen. Zudem wurde ein Fitnesstest auf dem Fahrradergometer
durchgeführt.

Die Ergebnisse sind vielversprechend: Je fitter die TeilnehmerInnen waren
und je mehr sie sich im Alltag bewegten, desto besser waren auch ihre
kognitiven Leistungen. Die Daten zeigen deutlich, wie wichtig Sport und
Bewegung für den Erhalt der geistigen Fitness im Alter sind.

Der weitere Verlauf der Studie soll nun zeigen, ob der Ist-Zustand bei
beginnender Demenz entscheidend für die weitere Entwicklung ist, oder ob
über eine Verbesserung der körperlichen Fitness das Fortschreiten einer
beginnenden Demenzerkrankung aufgehalten oder zumindest verlangsamt werden
kann.


Stuckenschneider, T., Askew, C.D., Ruediger, S., Polidori, C. M., Abeln,
V., Vogt, T., Krome, A., Olde Rikkert, M., Lawlor, B. & Schneider, S. 

on
behalf of the NeuroExercise Study Group. (2018). Cardiorespiratory Fitness
and Cognitive Function are Positively Related Among Participants with Mild
and Subjective Cognitive Impairment. 

Journal of Alzheimer's Disease,
preprint, DOI: 10.3233/JAD-170996

Weitere Informationen finden Sie unter

https://content.iospress.com/articles/journal-of-alzheimers-disease/jad170996 

Zur Vorabveröffentlichung für MedienvertreterInnen

https://www.bmbf.de/de/demenzaktiv-gegen-das-vergessen-5858.html 

Weitere Projektinfos

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution532

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Sporthochschule Köln, Sabine Maas, 03.04.2018

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/3812: Biomimetische Chemie - DNA gekonnt imitiert, Virus ausgetrickst (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 02.04.2018

Biomimetische Chemie - DNA gekonnt imitiert, Virus ausgetrickst



Künstlich geschaffene Moleküle ahmen nicht nur die Struktur ihrer
natürlichen Vorbilder nach: Sie können auch deren Funktion übernehmen und
diese darin sogar übertreffen, wie LMU-Chemiker Ivan Huc erstmals am
Beispiel einer künstlichen DNA-Sequenz zeigt.

Ivan Huc ahmt in seiner Forschung die Prinzipien der Natur nach, und das
auf kleinster Ebene. Der Chemiker schafft mit seiner Arbeitsgruppe
"Biomimetic Supramolecular Chemistry" an der LMU künstliche Moleküle, die
sich mithilfe einer Art Origami-Technik nach dem Abbild ihrer natürlichen
Vorbilder formen lassen, Foldamere nennt er diese. Nun ist es Ivan Huc
gelungen, Eigenschaften der Oberfläche einer DNA-Doppelhelix so
nachzuahmen, dass Proteine mit dem Imitat interagieren. Darüber berichtet
der Chemiker, der bis Sommer 2017 an der Universität Bordeaux, Frankreich,
forschte, aktuell in der Fachzeitschrift Nature Chemistry. In der Studie
blockierten die künstlichen DNA-Imitate verschiedene Enzyme von Viren,
darunter die HIV Integrase, durch die der HI-Virus sein Genom in die
Wirtszelle einschleust. Damit könnte seine Forschung ganz neue
therapeutische Ansatzpunkte eröffnen.

Hucs aktuelle Veröffentlichung baut vor allem auf zwei früheren Arbeiten
auf, die ebenfalls in diesem Jahr in Nature Chemistry erschienen sind.
Darin zeigte er, durch welche Interaktionsmuster künstliche Moleküle
organische Formen wie die Helixstruktur annehmen können und unter welchen
Umständen Ribosomen künstlichen Molekülen gegenüber tolerant sind. "Die
Form bestimmt die Funktion", erklärt Ivan Huc seinen Ansatz. In der nun
neu erschienenen Studie hat der Chemiker als Basis ein künstliches Molekül
entwickelt, das sich schraubenförmig falten und nach einer Art
Baukasten-Prinzip vielfach modellieren lässt. So konnte Ivan Huc
Oberflächeneigenschaften der natürlichen DNA-Doppelhelix imitieren. Das
Imitat ist so gut geworden, dass zwei Enzyme, darunter die HIV Integrase,
auf die falsche DNA hereinfallen und dadurch blockiert werden können.

Damit dies auch dann funktioniert, wenn die Enzyme sowohl die künstliche
als auch die echte DNA zur Wahl haben, muss Hucs Schöpfung die Natur quasi
übertreffen: "Wenn die Enzyme auch unter konkurrierenden Bedingungen an
das Foldamer binden sollen, muss das Imitat besser sein als die DNA
selbst", erläutert Huc. Tatsächlich ist dies in der Studie gelungen: Die
Bindung der HIV Integrase an das Foldamer war stärker als an die DNA
selbst. "Obwohl das Design auf die Ähnlichkeit zur DNA abzielt, verdankt
das Foldamer seine wertvollsten Eigenschaften gerade seinen Unterschieden
zur DNA", betont Huc.

Das Baukastenprinzip, nach dem sich die künstlichen DNA-Sequenzen nach
Belieben gestalten lassen, eröffnet viele Variationsmöglichkeiten. In der
vorliegenden Studie testete Ivan Huc die Funktion am Beispiel von Enzymen,
die an eine beliebige Stelle der DNA binden. Es wäre jedoch auch denkbar,
künstliche DNA-Abschnitte zu entwickeln, um Enzyme zu blockieren, die nur
an bestimmte DNA-Sequenzen binden.


Publikation:

Krzysztof Ziach, Céline Chollet, Vincent Parissi, Panchami Prabhakaran,
Mathieu Marchivie, Valentina Corvaglia, Partha Pratim Bose, Katta
Laxmi-Reddy, Frédéric Godde, Jean-Marie Schmitter, Stéphane Chaignepain,
Philippe Pourquier and Ivan Huc:

"Single helically folded aromatic oligoamides that mimic the charge
surface of double-stranded B-DNA"

In: Nature Chemistry 2018

Weitere Veröffentlichungen:

"Ribosomal synthesis and folding of peptide-helical aromatic foldamer
hybrids?", Nature Chemistry 2018

http://www.nature.com/articles/s41557-018-0007-x

"Designing cooperatively folded abiotic uni- and multimolecular helix
bundles", Nature Chemistry 2018

https://www.nature.com/articles/nchem.2854

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, Luise Dirscherl, 02.04.2018

WWW: http://idw-online.de
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ARTIKEL/1469: Pädiatrie in Krankenhäusern und Praxen (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 3/2018

Weiterbildung


Pädiatrie in Krankenhäusern und Praxen kennenlernen

von Dr. Christoph Weiß-Becker



Ein Verbundkonzept macht es möglich: Die Weiterbildung zum Facharzt
für Kinder- und Jugendmedizin kann in einem verlässlichen Rahmen in
beiden Sektoren erfolgen.


Beim DSHeutschen Ärztetag in Erfurt werden in wenigen Wochen
wichtige Weichen für die ärztliche Weiterbildung gestellt. Unabhängig
davon gibt es Spielräume auf Landesebene, wie ein Modell aus
Schleswig-Holstein zeigt. Seit rund einem Jahr kann die pädiatrische
Weiterbildung auch in der ambulanten Versorgung gefördert werden,
zumindest im ländlichen Raum.

Bislang findet Weiterbildung in der Pädiatrie überwiegend in
Krankenhäusern statt, obwohl viele Inhalte der ambulanten allgemeinen
Pädiatrie dort nur bedingt vermittelt werden können. Um dem Wunsch von
Ärzten in Weiterbildung nach ambulanten Abschnitten entsprechen zu
können, haben sich Kinderkliniken und niedergelassene Fachärzte für
Kinder- und Jugendmedizin in Absprache mit Vertretern der
Weiterbildungsassistenten auf ein Konzept verständigt, das die
ambulanten Inhalte dort vermittelt, wo sie vorkommen: in den Kinder-
und Jugendarztpraxen. Dafür können die Assistenten in ihrem dritten
oder vierten Weiterbildungsjahr von den Kliniken für einen Zeitraum
von zwölf bis 24 Monaten mit halber Stelle an eine Praxis abgeordnet
werden. Das Modell bietet den Assistenten mehrere Vorteile: einen
zusätzlich erworbenen Erfahrungsschatz und einen verlässlichen Rahmen.
Die Formen der Zusammenarbeit sind vielfältig und lassen sich an die
Bedingungen vor Ort anpassen.

Der Weiterbildungsbeauftragte des Berufsverbandes für Kinder- und
Jugendmedizin in Schleswig-Holstein, Dr. Christoph Weiß-Becker, hält
das Projekt für zukunftsweisend, er beteiligt sich selbst mit seiner
Praxis. Welche Vorteile er darin sieht und was
Weiterbildungsassistenten sagen, die das Verbundkonzept gewählt haben,
lesen Sie im Titelthema.

 * 

Weiterbildung

Neues Konzept für die Pädiatrie im Verbund

Ziel: Bessere Weiterbildung und Erhalt der ambulanten Pädiatrie.
Kliniker, niedergelassene Pädiater und Ärztinnen in Weiterbildung
berichten von ihren Erfahrungen.


Weiterbildung in der Pädiatrie findet noch immer fast
ausschließlich im klinischen Kontext statt. Und das, obwohl viele
Inhalte der ambulanten allgemeinen Pädiatrie in der Klinik nicht oder
nur bedingt weitergebildet werden können und jeder zweite Pädiater
später in der ambulanten Grundversorgung tätig wird. Seit einem guten
Jahr kann Weiterbildung nun auch in der ambulanten allgemeinen
Pädiatrie - zumindest im ländlichen Raum - gefördert werden, eine
Anerkennung von Weiterbildungszeiten von bis zu 24 Monaten ist schon
seit Langem möglich.

Auch der Wunsch der Assistenten nach Weiterbildung in der ambulanten
Grundversorgung wird immer wieder bekundet. Oft scheitert dieser
Wunsch an organisatorischen und strukturellen Problemen bei der
Umsetzung. Die Kinderkliniken der Akutversorgung in Schleswig-Holstein
und niedergelassene Pädiater haben deshalb in Absprache mit
Assistentenvertretern ein Konzept erarbeitet, das Abhilfe schaffen
soll.

Im Rahmen des Projekts "Verbundweiterbildung in der Pädiatrie in
Schleswig-Holstein" erhalten Ärzte in Weiterbildung die Möglichkeit,
im Rahmen einer Abordnung vorzugsweise im dritten oder vierten
Weiterbildungsjahr für die Dauer von 12 bis 24 Monaten mit halber
Stelle in der ambulanten grundversorgenden Pädiatrie tätig zu werden.

Das Projekt bietet folgende Merkmale:


	Verbundweiterbildung in einem verlässlichen Rahmen

	Zusammenarbeit von Kinderkliniken und qualifizierten Weiterbilderpraxen

	Durchführung in der Fläche in Schleswig-Holstein

	Fundierte klinische Weiterbildung in den Bereichen der spezialisierten Pädiatrie einschließlich der Neonatologie und Intensivmedizin

	Vollständiges Angebot aller für die Facharztweiterbildung geforderten Weiterbildungsinhalte im vorgegebenen Zeitrahmen

	Vermittlung von Erfahrungen in der pädiatrischen Grundversorgung für Ärztinnen und Ärzte bereits in der Weiterbildung mit dem strukturierten kompetenzbasierten Curriculum PaedCompenda©

	Abordnung in die Weiterbilderpraxis im vereinbarten Umfang

	Darüber hinausgehender Stellenanteil wird in der Klinik abgeleistet

	Der Arbeitsvertrag und die Vergütung bestehen unverändert fort

	Die Tätigkeit wird von der Ärztekammer in vollem Umfang anerkannt



Hier werden die Ärzte auf der Basis des strukturierten
kompetenzbasierten Curriculums PaedCompenda© der Deutschen
Gesellschaft für Ambulante Allgemeine Pädiatrie (DGAAP) weitergebildet
(siehe nebenstehende Infoleiste).

Die Möglichkeiten der Zusammenarbeit im Rahmen der Weiterbildung sind
vielfältig und lassen sich oft an die Erfordernisse verschiedener
Praxisformen, der Klinikstrukturen und an die Wünsche für die
Tätigkeit und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf der Ärzte in
Weiterbildung anpassen. An Beispielen berichten wir auf den folgenden
Seiten exemplarisch, welche Erfahrungen Kliniker, niedergelassene
Weiterbilder und Ärzte in Weitbildung mit dem Verbundmodell gemacht
haben.

Fazit

Das Verbundkonzept in Schleswig-Holstein führt zu einer Verbesserung
der Weiterbildung, indem Inhalte der ambulanten allgemeinen Pädiatrie
dort erlernt werden, wo sie vorkommen - in der Grundversorgung der
Pädiatrie, in den Kinder- und Jugendarztpraxen in Schleswig-Holstein.
Durch ein neues, strukturiertes und kompetenzbasiertes Curriculum wird
die Qualität der Weiterbildung verbessert, sie wird nachvollziehbar
und legt damit auch ein gutes Fundament für die Zusammenarbeit
zwischen Praxen und Kliniken. Die Zukunft liegt in einem gemeinsamen
kompetenzbasierten Weiterbildungsprogramm für Klinik und Praxis, die
Lerninhalte werden aufeinander abgestimmt sein und sich ergänzen.

Weiterbildung im Verbundmodell wird für Weiterzubildende attraktiv,
teilnehmende Kliniken und Praxen werden im Werben um Assistenten ein
Qualitätsmerkmal in der Weiterbildung herausstellen können.

Erfahrungen in klinischer und ambulanter Weiterbildung werden
Assistenten die Entscheidung für die spätere berufliche Ausrichtung
erleichtern und helfen, eine flächendeckende Versorgung in der
Pädiatrie auch in ländlichen Räumen aufrecht zu erhalten.

Schon jetzt zeigen sich - wenn auch noch nicht so deutlich wie in der
Allgemeinmedizin - Probleme bei der Nachbesetzung von Praxen, und dies
nicht nur in den ländlichen Regionen, sondern auch in städtischen
Bereichen. So sehr neue Möglichkeiten der Förderung ambulanter
Weiterbildung in der Kinderheilkunde zu begrüßen sind, ist zugleich zu
bedauern, dass bislang Praxen in kreisfreien Städten von der Förderung
ausgenommen sind. Viele Praxen liegen in der Nähe von großen
weiterbildenden Kliniken dieser Städte und bleiben damit von der
Förderung ausgeschlossen. Hier heißt es, in Zukunft auf Änderungen zu
drängen.

Flächendeckende Verbundweiterbildung in der Pädiatrie in
Schleswig-Holstein ist ein zukunftsweisendes Projekt. Es gilt, das
Vorhaben auszubauen und mit Leben zu füllen.

Dr. Christoph Weiss-Becker Weiterbildungsbeauftragter des
Berufsverband für Kinder und Jugendmedizin in Schleswig-Holstein


INFO

Im kanadischen Rollenmodell CanMEDS sind die ärztliche Kernkompetenzen
des Medizinischen Experte in den Rollen als Kommunikator,
Gesundheitsfürsprecher, Lehrer und Lernen, Teamworker, Manager und als
ärztliches Vorbild beschrieben.

Kompetenzen sind komplexe Bereiche, in denen Wissen, Fertigkeiten und
Haltungen integriert sind. Sie sind nicht messbar, werden jedoch am
Verhalten bei der Ausführung von Tätigkeiten beabachtbar. Zwölf
"Anvertraubare professionelle Tätigkeiten" (APT) sind als wichtige
Arbeitsfelder der ambulanten allgemeinen Pädiatrie beschrieben. Für
jede APT sind Lernziele definiert, die die spezifischen, messbaren,
anspruchsvollen, relevanten und terminierten Kriterien darstellen,
anhand derer der individuelle Weiterbildungsstand und der
Lernfortschritt erfasst und dokumentiert werden kann.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 3/2018 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201803/h18034a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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MELDUNG/892: ver.di und Primark schließen ersten Gesundheitstarifvertrag ab (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 29. März 2018

ver.di und Primark schließen ersten Gesundheitstarifvertrag ab



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die Modekette
Primark haben den ersten Gesundheitstarifvertrag im deutschen
Einzel-, Versand- und Onlinehandel abgeschlossen. Der Vertrag sei
"zukunftsorientiert und richtungsweisend weit über die Branche
hinaus" heißt es in einer gemeinsamen Presseerklärung von ver.di und
Primark.

Ziel des Tarifvertrages ist es, Führungskräfte im Bereich von
Maßnahmen zu qualifizieren, die die Gesundheit der Beschäftigten
berücksichtigt und fördert. "Ein Gesundheitstarifvertrag, der die
Arbeitsorganisation in diesem Bereich auf die verschiedenen
Lebensphasen abstimmt, wirkt sich unmittelbar auf die Lebensqualität
aller Primark-Beschäftigten aus", sagte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger.

Primark-Personaldirektorin Petra Groth erklärte: "Die persönliche und
fachliche Entwicklung unserer Führungskräfte im Bereich
gesundheitsfördernder Führung führt zu einer Vorgesetztenkultur, die
sich positiv auf den Erhalt der Arbeitsfähigkeit und der Gesundheit
unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auswirkt." Gefördert wird
die Qualifizierung im Rahmen der Initiative "weiter bilden" unter
anderem vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales.

Die Weiterbildungsmaßnahmen der Führungskräfte soll Mitte des Jahres
zunächst in den Pilot-Stores Essen, Dortmund, Hannover und der
Filiale auf der Frankfurter Zeil beginnen, bevor die Führungskräfte
aller Filialen geschult werden. Die Betriebsräte und der
Gesamtbetriebsrat werden informiert und an der Umsetzung beteiligt.
Auch Informationstreffen der Beschäftigten während der Arbeitszeit
wollen die Tarifvertragsparteien durchführen.

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 29. März 2018

Jan Jurczyk - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/891: 70 Jahre WHO - medico international fordert Rückkehr zu menschenrechtlichem Kernauftrag (medico)


medico international - 4. April 2018

70 Jahre WHO: medico international fordert Rückkehr zu menschenrechtlichem Kernauftrag



(Frankfurt/Main) 70 Jahre nach ihrer Gründung droht die
Weltgesundheitsorganisation (WHO) ihre Unabhängigkeit und ihre Legitimität
als weltweit führende Institution für globale Gesundheit zu verlieren. Das
befürchtet die Frankfurter Hilfs- und Menschenrechtsorganisation medico
international.

»Die Pflichtbeiträge der 194 Mitgliedsländer der WHO, machen nur noch 20
Prozent des Jahresbudgets aus. Aufgrund ihrer ungesicherten Finanzierung
gerät die WHO mehr und mehr in die Abhängigkeit von freiwilligen
Zuwendungen. Dies ermöglicht es externen Akteuren, massiv Einfluss auf die
Ausrichtung der WHO zu nehmen« erläutert Dr. Andreas Wulf,
Gesundheitsexperte von medico international.

Unter diesen Bedingungen ist eine angemessene Antwort auf die großen
gesundheitlichen Herausforderungen wie globale Epidemien oder die wachsende
Resistenz gegen Antibiotika nicht möglich. »Die Gates Stiftung betrachtet
Gesundheit mit einem medizinisch-technischen Blick. Dieser Ansatz
untergräbt ein breites Verständnis von globaler Gesundheit, das soziale und
politische Bedingungen mit berücksichtigt, darunter den Zugang zu sauberem
Wasser, die Ausbildung von Fachpersonal die Vermeidung von Krankheiten
durch falsche Ernährung und vieles mehr« kritisiert Anne Jung,
Gesundheitsreferentin von medico.

Mit immer neuen Freihandelsabkommen, die Menschenrechte den
Wirtschaftsinteressen unterordnen, sabotieren die Regierungen der
Industrienationen grundlegende Errungenschaften der WHO wie das
völkerrechtlich bindende Rahmenübereinkommen zur Eindämmung des
Tabakgebrauchs von 2003.

Die WHO darf weder Dienerin oder Dienstleisterin der Wirtschaft noch ihrer
Mitgliedsstaaten sein, wenn sie ihren Anspruch erfüllen will, weiterhin als
die »führende und koordinierende Institution der Weltgesundheit verstanden
zu werden.

medico international fordert die Rückkehr der WHO zu ihrem
menschenrechtlichen Kernauftrag, der im Mandat ihrer Gründungsdokumente
1948 verankert wurde: Der Zweck der WHO besteht darin, allen Menschen zur
Erreichung des bestmöglichen Gesundheitszustandes zu verhelfen.

Benötigt wird eine unabhängige und handlungsfähige
Weltgesundheitsorganisation, die Konflikte mit der Wirtschaftspolitik nicht
scheut, wenn dort gesundheitsgefährdende Maßnahmen beschlossen oder nicht
verhindert werden.

Eine wichtige Voraussetzung dafür, dass die WHO ihre Unabhängigkeit
wiedererlangen kann, ist eine konsequentere Anhebung der Pflichtbeiträge
ihrer Mitgliedsstaaten - die 3% Erhöhung in 2017 sind reine Kosmetik und
keine grundlegende Trendwende.


Hintergrund:

70 Jahre WHO. 7 Thesen zur von medico international

www.medico.de/who

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. April 2018

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de
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MELDUNG/890: Behandlungsfehler - Unabhängige Einrichtungen bieten Betroffenen außergerichtliche Klärung (LÄK B-W)


Landesärztekammer Baden-Württemberg - 4. April 2018

Behandlungsfehler - ein Albtraum für Patient, Arzt, Therapeut und Pflegefachkraft

Unabhängige Einrichtungen bieten Betroffenen außergerichtliche Klärung
bei Behandlungsfehlerverdacht. Landesärztekammer Baden-Württemberg
veröffentlicht aktuelle Statistik.



Wo Menschen arbeiten, sind Fehler nicht zu vermeiden, gerade wenn man
die komplexen und schnellen Abläufe in der modernen Medizin und Pflege
berücksichtigt. Hohe Qualität und Sicherheit der gesundheitlichen
Versorgung lassen sich längerfristig nur erhalten, wenn jeder
konsequent versucht, aus vermeidbaren Fehlern, Beinahe-Schäden und
tatsächlich eingetretenen Schädigungen zu lernen. Dazu gehört auch,
dass über solche Ereignisse nicht geschwiegen, sondern dass darüber
gesprochen wird, um Schwachstellen aufzudecken und wirksame Strategien
der Risiko- und Fehlerprävention entwickeln zu können.

Wenn ein Behandlungsfehler geschehen ist, so ergeben sich daraus nicht
nur Folgen für Patienten und Angehörige. Das Geschehene kann auch beim
Arzt, beim Pflegenden oder beim Therapeuten schwere persönliche Krisen
auslösen. Es wird in der Regel von allen Betroffenen als "Albtraum"
erlebt.

Wer einen (vermeintlichen) Behandlungsfehler erlitten oder verursacht
hat, kann sich an die bei den Ärztekammern in Baden-Württemberg
eingerichteten "Gutachterkommissionen für Fragen ärztlicher
Haftpflicht" in Stuttgart, Reutlingen, Karlsruhe und Freiburg wenden.
Diese klären als unabhängige Gremien bei Meinungsverschiedenheiten
zwischen Arzt und Patient objektiv, ob die gesundheitliche
Komplikation auf einer haftungsbegründenden ärztlichen Behandlung
beruht. Ziel dieser Einrichtungen ist die außergerichtliche Einigung
zwischen Arzt und Patient.

Die Kommissionen in Baden-Württemberg erstellen ein schriftliches
Gutachten zu der Frage, ob ein dem Arzt vorwerfbarer Behandlungsfehler
festgestellt werden kann, durch den der Patient einen
Gesundheitsschaden erlitten hat. Den Kommissionen gehören neben dem
Vorsitzenden, der die Befähigung zum Richteramt haben muss, zwei
ärztliche Mitglieder an. Mindestens ein ärztliches Mitglied ist in der
Regel im gleichen Gebiet tätig wie der betroffene Arzt.

Die Entscheidungen der Gutachterkommissionen sind Empfehlungen. Wenn
der Patient oder Arzt mit der Entscheidung der Gutachterkommission
nicht einverstanden ist, kann er den ordentlichen Rechtsweg
beschreiten.

Das Verfahren vor den Gutachterkommissionen ist für die Beteiligten
gebührenfrei. Durch die Besetzung dieser Gremien mit Ärzten und
Volljuristen ist Sachverstand und Objektivität gewährleistet. Die
Verfahrensdauer vor den Gutachterkommissionen ist unterschiedlich, in
der Regel ist jedoch mit einer durchschnittlichen Bearbeitungsdauer
von etwa zehn bis zwölf Monaten zu rechnen.

Im Jahr 2017 wurden bei den vier Gutachterstellen der
Landesärztekammer Baden-Württemberg insgesamt 1.057 Anträge gestellt.
Mit einer Sachentscheidung abgeschlossen wurden 2017 insgesamt 591
Verfahren. Bei 156 der 591 Sachentscheidungen wurde ein
Behandlungsfehler von den Kommissionen bejaht.


Weitere Informationen zur Arbeit der Gutachterkommissionen in
Baden-Württemberg finden Bürger unter 

www.aerztekammer-bw.de/9600

 * 

Über die Landesärztekammer Baden-Württemberg

Die Landesärztekammer Baden-Württemberg vertritt rund 65.000
Ärztinnen und Ärzte in Baden-Württemberg. Zu unseren Aufgaben
gehören die Fort- und Weiterbildung von Ärztinnen und Ärzten, die
Berufsaufsicht, die Qualitätssicherung sowie die Information von
Bürgerinnen und Bürgern über die ärztliche Tätigkeit sowie berufsbezogene Themen.

 * 

Quelle:

Landesärztekammer Baden-Württemberg

Presseinformation vom 4. April 2018

Ärztliche Pressestelle

Jahnstraße 38a, D-70597 Stuttgart

Telefon: 07 11 - 769 89 99, Fax: 07 11 - 76 45 23

E-Mail: presse@aerztekammer-bw.de

Internet: www.aerztekammer-bw.de
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STELLUNGNAHME/163: Gesetzliche Schritte zur Reduzierung der Wartezeiten bei Ärzten einleiten (Verband der Ersatzkassen)


Verband der Ersatzkassen e. V. - 4. April 2018

vdek fordert rasche Schritte zur Reduzierung der Wartezeiten bei Ärzten

- Terminservicestellen müssen einheitliche Rufnummer bereitstellen

- Digitale Vermittlung von Terminen muss möglich sein

- Terminvergabe muss konsequent nach Versorgungsnotwendigkeit erfolgen



Ulrike Elsner, Vorstandsvorsitzende des Verbandes der Ersatzkassen e.
V. (vdek), begrüßt die Ankündigung des Bundesgesundheitsministers Jens
Spahn, noch vor der Sommerpause gesetzliche Schritte zur Reduzierung
der Wartezeiten bei niedergelassenen Ärzten einzuleiten. "Dass
GKV-Versicherte länger auf einen Termin beim Arzt warten müssen als
privat Versicherte oder Selbstzahler, ist nicht länger hinzunehmen",
erklärte Elsner.

Dringend erforderlich sei es, die Terminservicestellen bei den
Versicherten bekannter zu machen, forderte die
vdek-Vorstandsvorsitzende. Die zuständigen Kassenärztlichen
Vereinigungen (KVen) sollten verpflichtet werden, bundesweit eine
einheitliche Rufnummer für alle GKV-Versicherten bereitzustellen.
Derzeit gibt es in allen KV-Regionen unterschiedliche Rufnummern. Laut
einer Forsa-Umfrage des vdek war nur etwa 52 Prozent der befragten
Versicherten bekannt, dass sie sich bei Problemen wegen eines
Facharzttermins an eine Terminservicestelle wenden können.

"Im Zeitalter der Digitalisierung sollten die KVen auch einen
elektronischen Terminservice für Versicherte einrichten, über den
diese einen freien Sprechstundentermin bei einem Facharzt direkt
buchen können", so Elsner. Damit könnten die Telefonhotlines entlastet
werden und Buchungen zu jeder Tages- und Nachtzeit problemlos online
erfolgen.

Der vdek fordert zudem gesetzliche Regelungen, die sicherstellen, dass
die Terminvergabe konsequent nach Versorgungsnotwendigkeit erfolgt und
nicht nach Kassenzugehörigkeit. Auch die im Koalitionsvertrag
verankerte Erhöhung des Mindestsprechstundenangebots der Vertragsärzte
für die Versorgung von gesetzlich versicherten Patienten von derzeit
20 auf 25 Stunden sollte nach Auffassung der
vdek-Vorstandsvorsitzenden nun zügig angegangen werden.


Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist
Interessenvertretung und Dienstleistungsunternehmen aller sechs
Ersatzkassen, die zusammen mehr als 28 Millionen Menschen in
Deutschland versichern:

- Techniker Krankenkasse (TK)

- BARMER

- DAK-Gesundheit

- KKH Kaufmännische Krankenkasse

- hkk - Handelskrankenkasse

- HEK - Hanseatische Krankenkasse

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) wurde am 20. Mai 1912 unter
dem Namen "Verband kaufmännischer eingeschriebener Hilfskassen
(Ersatzkassen)" in Eisenach gegründet. Bis 2009 firmierte der Verband
unter dem Namen "Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V." (VdAK).

In der vdek-Zentrale in Berlin sind mehr als 270 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter beschäftigt. In den einzelnen Bundesländern sorgen 15
Landesvertretungen mit insgesamt rund 340 sowie mehr als 30
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Pflegestützpunkten für die
regionale Präsenz der Ersatzkassen.

 * 

Quelle:

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)

Pressemitteilung vom 4. April 2018

Askanischer Platz 1, 10963 Berlin

Telefon: 0 30 / 2 69 31-0, Fax: 0 30 / 2 69 31-2900

E-Mail: www.info@vdek.com

Internet: www.vdek.com
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DEMENZ/361: Neurotransmitter-Stoffwechsel bestimmt Wirksamkeit von Medikament bei früher Alzheimer-Erkrankung (idw)


Uniklinik Köln - 03.04.2018

Neurotransmitter-Stoffwechsel bestimmt Wirksamkeit von Medikament bei früher Alzheimer-Erkrankung



Gedächtnisstörungen bei der Alzheimer-Erkrankung werden unter anderem auf
einen Mangel des Botenstoffs Acetylcholin im Gehirn zurückgeführt.
Medikamentöse Behandlungen der Erkrankung zielen daher meist auf eine
Erhöhung der Acetylcholin-Spiegel ab, sind aber nur in späten
Erkrankungsphasen nachweislich wirksam. Forscher der Uniklinik Köln, des
Forschungszentrums Jülich und des Max-Planck-Instituts für
Stoffwechselforschung haben nun gemeinsam herausgefunden, welche Patienten
bereits in frühen Erkrankungsstadien von der Behandlung profitieren
könnten.

Der Botenstoff Acetylcholin ist für Gedächtnis und Aufmerksamkeit von
zentraler Bedeutung. Dies zeigt sich auch daran, dass bei der Demenz vom
Alzheimer-Typ Acetylcholin-produzierende Nervenzellen besonders früh und
schwer betroffen sind. In einem pharmakologischen Experiment haben
Wissenschaftler aus Köln und Jülich nun den Zusammenhang zwischen dem
Acetylcholin-Stoffwechsel individueller Patienten und der Wirkung eines
Alzheimer-Medikamentes untersucht. Mit einer Kombination mehrerer
bildgebender Verfahren wurde die Wirkung auf die Hirnaktivität während der
Gedächtnisbildung bei Patienten mit früher Alzheimer-Erkrankung und
gleichaltrigen Gesunden dargestellt.

Es konnte erstmalig gezeigt werden, dass das Alzheimer-Medikament
Rivastigmin bei einer frühen Alzheimer-Erkrankung nur dann
gedächtnisrelevante Nervenzellaktivität normalisiert und die
Gedächtnisleistung verbessert, wenn ein Acetylcholinmangel vorliegt. "In
frühen Phasen der Alzheimer-Erkrankung liegt allerdings nicht bei jedem
Patienten ein relevanter Acetylcholin-Mangel vor", erläutert Dr. Nils
Richter von der Arbeitsgruppe "Kognitives Altern und Demenz" an der Klinik
für Neurologie der Uniklinik Köln. "Mit den angewandten Verfahren ließen
sich in Zukunft diejenigen genauer identifizieren, die von einer solchen
Behandlung profitieren."

Prof. Dr. Juraj Kukolja, Leiter der Arbeitsgruppe, fügt hinzu: "Die Studie
ist ein wichtiger Schritt in Richtung einer individualisierten Behandlung
der Alzheimer-Erkrankung. Diese Ergebnisse sind deshalb besonders
spannend, da die Entwicklung neuer Therapien für die Alzheimer-Erkrankung
bislang nicht erfolgreich war."


Originalpublikation:

Richter, Beckers, Onur, Dietlein, Tittgemeyer, Kracht, Neumaier, Fink und
Kukolja. 

Brain. 

2018 Jan 4. doi: 10.1093/brain/awx356.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1051

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Uniklinik Köln, Christoph Wanko, 03.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DEMENZ/360: Infoblatt "Autofahren und Demenz" (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 3/17

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Neues Infoblatt

"Autofahren und Demenz"



Ein neues Infoblatt der DAlzG gibt Hinweise zum Umgang mit dem
Autofahren - oft ein schwieriges Thema für Betroffene und Angehörige.

Zusammengefasst empfehlen die Autorinnen des Infoblatts:

1. Viele Menschen mit einer leichten Demenz können noch sicher am
Straßenverkehr teilnehmen. Im weiteren Verlauf der Erkrankung führt
eine Demenz aber stets zum Verlust der Fahreignung.

2. Bei einer beginnenden Demenz vom Alzheimer-Typ ist eine
individuelle Abklärung erforderlich. Erkrankte mit einer
Frontotemporalen Demenz sollten das Autofahren so schnell wie möglich
einstellen, um das eigene Leben und das Leben anderer nicht zu
gefährden.

3. Familienangehörige sollten sich bei Beratungsstellen, bei Ärztinnen
oder Ärzten Rat holen, wie sie Erkrankte bei einer Selbst- und
Fremdgefährdung unterstützen können.

4. Auch der Austausch in der Familie, im Freundeskreis oder in einer
Selbsthilfegruppe kann hilfreich sein, um kreative Lösungen zu finden.

5. Wenn das Autofahren beendet wird, sollte das nicht zu sozialer
Isolierung und dem Ende vieler Aktivitäten führen. Menschen mit Demenz
können ohne Auto mobil bleiben, durch Fahrgemeinschaften und Nutzung
des öffentlichen Nahverkehrs.

Sie können dieses und weitere Infoblätter auf unserer Webseite
kostenlos herunterladen: www.deutsche-alzheimer.de - Unser Service
- Informationsblätter

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 3/17, S. 6

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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HERZ/1042: Nach Herzinfarkt und implantiertem Defi - Wann wieder Auto fahren? (idw)




Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 28.03.2018

Nach Herzinfarkt und implantiertem Defi: Wann wieder Auto fahren?

Herzerkrankungen können Fahreignung einschränken

Deutsche Herzstiftung gibt Tipps für Herzpatienten

Herzerkrankungen können Auswirkungen auf die Fahrtüchtigkeit haben -
vorübergehend oder dauerhaft. Insbesondere bei bestimmten Arten von
Herzrhythmusstörungen, nach einem Herzinfarkt mit eingeschränkter
Pumpleistung des Herzens als Folge oder nach einer Herzoperation müssen
Patienten das Auto für einige Zeit stehen lassen.
"Herz-Kreislauf-Erkrankungen können durch einen Kontrollverlust des Fahrers zu einem
Unfall führen", bestätigt Herzspezialist Prof. Dr. med. Udo Sechtem vom
Wissenschaftlichen Beirat der Deutschen Herzstiftung. "Die Ursachen dafür
sind meist Durchblutungsstörungen im Gehirn oder eine allgemeine
Schwäche." Wie lange ein Herzpatient pausieren muss, hängt unter anderem
davon ab, ob und welche Art von Herzrhythmusstörung vorliegt, wie gut eine
Therapie anschlägt und wie stark der Patient belastbar ist. Auch nach der
Einbringung eines Implantierbaren Cardioverter/Defibrillators (ICD), einem
ICD-Aggregatwechsel oder nach einer Schockabgabe durch ein solches Gerät
dürfen Herzpatienten zunächst nicht Auto fahren (Informationen für
Betroffene auch unter www.herzstiftung.de/defi-auto). Auch hängt die
Fahreignung davon ab, ob der Patient das Auto privat nutzt oder ob er
Berufskraftfahrer (Taxi, Bus, LKW etc.) ist.

Gefährliche Aussetzer am Steuer

Herzrhythmusstörungen werden am Steuer insbesondere dann gefährlich, wenn
Synkopen, also kurze Anfälle von Bewusstlosigkeit, auftreten. Eine
erfolgreiche Therapie mit Medikamenten oder durch die Implantation eines
Defibrillators kann die Fahreignung wiederherstellen. Nach dem Einsetzen
des Gerätes dürfen Betroffene allerdings mindestens eine Woche lang kein
Auto fahren. Nach einer Schockabgabe beträgt die Fahrpause sogar in aller
Regel mindestens drei Monate. Wie lange genau der Patient am Steuer
pausieren muss, legt der behandelnde Arzt fest. Für Berufskraftfahrer gilt
sogar, dass sie ihren Beruf mit Defibrillator in der Regel nicht mehr
ausüben dürfen.

"Wie schnell sich Patienten nach einem überstandenen Herzinfarkt wieder
ans Steuer setzen dürfen, muss der behandelnde Arzt entscheiden", so Prof.
Sechtem, Chefarzt für Kardiologie am Robert-Bosch-Krankenhaus Stuttgart.
Nach leichten komplikationslosen Infarkten ist die Fahreignung nicht
eingeschränkt. Bei schweren Verläufen ist eine mindestens vierwöchige
Pause geboten. Je nachdem, welche Komplikationen aufgetreten sind und wie
stark die Herzleistung eingeschränkt ist, müssen Patienten das Auto
manchmal noch länger stehen lassen. Auch hier gelten strengere Regeln für
Berufskraftfahrer. Bei Folgeschäden ist ein Ende der beruflichen
Fahreignung möglich.

Arzt muss über fehlende Fahreignung informieren

"Patienten sollten die Entscheidung des Arztes über die Fahrtauglichkeit
unbedingt ernst nehmen. Es handelt sich hierbei nicht einfach um eine
Empfehlung, sondern um eine Art Gutachten", unterstreicht Prof. Sechtem.
Im Falle eines krankheitsbedingten Unfalls kann es ansonsten sein, dass
die Versicherung nicht zahlt. Der Arzt ist gesetzlich verpflichtet, den
Patienten darüber zu informieren, wenn dessen Fahreignung durch seine
Herzerkrankung eingeschränkt ist.

Tipp: 

Mehr Informationen für Betroffene zu diesem Thema bietet die Herzstiftung unter 

www.herzstiftung.de/defi-auto

Ausführliche Informationen für Ärzte zum Thema:

Klein HH, Sechtem U, Trappe HJ: Fitness to drive in cardiovascular
disease, Dtsch Arztebl Int 2017; 114: 692-702. 

DOI: 103238/aerztebl.2017.0692

Ratgeber zu KHK/Herzinfarkt

Der Ratgeber "Herz in Gefahr - Koronare Herzkrankheit und Herzinfarkt"
(160 S.) informiert über Möglichkeiten der Vorbeugung, Diagnose und
Therapie von KHK/Herzinfarkt und kann kostenfrei angefordert werden unter

www.herzstiftung.de/khk-sonderband.html oder per 

E-Mail: unter bestellung@herzstiftung.de (Tel. unter 069 955128400).

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.herzstiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung, Pierre König, 28.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/021: Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie zu Biosimilars (Pro Biosimilars)


Arbeitsgemeinschaft Pro Biosimilars - 4. April 2018

Biosimilars in der Rheumatologie

Arbeitsgemeinschaft Pro Biosimilars begrüßt Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Rheumatologie zu Biosimilars



Berlin - Die Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie hat jüngst eine
aktualisierte Stellungnahme zu Biosimilars publiziert. Darin hält die
rheumatologische Fachgesellschaft fest, dass Biosimilars keine
klinisch relevanten Unterschiede zum Referenzprodukt aufweisen. Sie
seien "in der Wirksamkeit, Sicherheit und Immunogenität vergleichbar
zu den Originalprodukten" und - in Anlehnung an die Stellungnahme des
Paul-Ehrlich-Instituts - wie diese einsetzbar.

Auch die Praxis der Extrapolation, also der Zulassung von Biosimilars
für nicht klinisch untersuchte Indikationen auf Basis der Gesamtheit
der Daten ('totality of evidence') sei nicht zu beanstanden. "Seit der
Zulassung der ersten Biosimilars vor über zehn Jahren wurden weder
neue unerwünschte Arzneimittelwirkungen durch diese Wirkstoffe
gemeldet, noch musste einem Biosimilar aus Sicherheitsgründen die
Marktzulassung wieder entzogen werden."

Die durch Biosimilars erzielbaren Einsparungen hätten auch in
Deutschland bereits dazu beigetragen, die Verfügbarkeit von
Biopharmazeutika für Patientinnen und Patienten zu erhöhen. Die von
Kassenärztlichen Vereinigungen teilweise eingeführten Quoten hätten
darüber hinaus zum Ziel, die Ausgaben der Solidargemeinschaft zu
senken. Dabei sei Pharmakovigilanz von großer Bedeutung und die
Gewinnung von Registerdaten empfohlen. Die letztendliche
Therapieentscheidung liege in der Hand des Arztes.

"Die Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie hebt in ihrer
Stellungnahme hervor, dass Biosimilars zu einer besseren Verfügbarkeit
der modernen Biopharmazeutika und somit zu einer besseren Versorgung
der Patientinnen und Patienten beitragen. Das freut uns sehr, denn
genau darauf kommt es an. Die Stellungnahme gibt darüber hinaus
sinnvolle Leitplanken für den Umgang mit Biosimilars. Da 2018 in der
Rheumatologie eine Reihe neuer Biosimilars in die Versorgung kommen
werden, kommt die Stellungnahme zur rechten Zeit", so Dr. Stephan
Eder, Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft Pro Biosimilars.


Die AG Pro Biosimilars ist die Interessenvertretung der
Biosimilarunternehmen in Deutschland. Sie steht allen Unternehmen
offen, die Biosimilars entwickeln, herstellen und für die Versorgung
bereitstellen. Die Arbeitsgemeinschaft unter dem Dach des Pro Generika
e.V. engagiert sich für einen bedarfsgerechten Zugang der Patientinnen
und Patienten zu modernen biopharmazeutischen Arzneimitteltherapien,
für eine bezahlbare Versorgung und für faire und nachhaltige
Wettbewerbsbedingungen.

 * 

Quelle:

Arbeitsgemeinschaft Pro Biosimilars

Pressemitteilung vom 4. April 2018

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11

Internet: www.probiosimilars.de
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SUCHT/697: Keine Änderung - In Deutschland wird viel zu viel getrunken (DHS)


Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen e.V. - 28. März 2018

Keine Änderung: In Deutschland wird viel zu viel getrunken



Berlin / Hamm / Greifswald, 28. März 2018 - Der Alkoholkonsum in
Deutschland sinkt - doch nur von einem extrem hohen zu einem sehr
hohen Verbrauch. Nach wie vor trinkt hierzulande jede Person über 15
Jahren 10,7 Liter Reinalkohol. Alkohol ist kein Heilmittel, im
Gegenteil: Er verringert die Lebensqualität und verkürzt drastisch die
Lebenszeit. Je weniger Alkohol getrunken wird, desto geringer die
Gefahr für Krebs- und Kreislauferkrankungen.

Der Alkoholkonsum in Deutschland ist - wie in weiteren Nationen -
kontinuierlich seit 1972 gesunken, doch Entwarnung kann nicht gegeben
werden. Er betrug zuletzt im Jahr 2015 10,7 Liter Reinalkohol pro
Bundesbürger und -bürgerin im Alter ab 15 Jahren. Eine kürzlich
verbesserte Ermittlung des Gesamtverbrauchs an Trinkalkohol lässt
sogar darauf schließen, dass dies immer noch eine Unterschätzung ist.
Das heißt: Der Alkoholkonsum liegt weiterhin auf sehr hohem Niveau.
Und dieser ist mit der Lebenserwartung und der Krankheitslast für
Deutschland eng verknüpft.

Alkoholtrinken gehört neben Tabakrauchen, Bewegungsmangel und
unausgewogener Ernährung zu den TOP 4 der Verhaltensweisen, die die
Gesundheit ruinieren. Aber Alkoholkonsum führt im Leben besonders früh
zum Tod und wurde daher als gefährlich klassifiziert. 200 Krankheiten
werden durch den Konsum mitverursacht. Trotzdem wird Alkohol als
attraktiv vermarktet. In Deutschland sind dementsprechend die sozialen
Normen zu alkoholorientiert und die Alkoholwerbung ein Problem für die
Gesundheit aller. Ziel muss die Senkung des Alkoholkonsums der ganzen
Nation sein.

Wirksame Vorkehrungen zur Senkung des Alkoholkonsums sind sehr gut
bekannt. Sie dienen dazu, ein Gesundheitsimage an die Stelle eines
unreflektierten Konsumimages zu setzen. Ein positives Gesundheitsimage
und hohe Lebensqualität werden - obwohl auf den ersten Blick
unattraktiv erscheinend - am stärksten durch gesetzliche Maßnahmen
gefördert, darunter Steuererhöhungen, gesundheitsförderliche Regeln
der Verfügbarkeit, ein effektiver Jugendschutz und Verbote der Werbung
für gefährliche Produkte. Doch all diese Maßnahmen fehlen in
Deutschland weitestgehend. Obwohl diese Maßnahmen der Prävention und
Erhöhung der Lebenserwartung seit Jahrzehnten bekannt sind, rührt sich
in Deutschland so gut wie nichts.

Tatsache ist


	Die Trinkmenge und -häufigkeit stehen in einer stetigen Beziehung mit dem Risiko für Herz-Kreislauf- und Krebserkrankungen.

	Je höher der Alkoholkonsum, desto größer z. B. das Risiko, Bluthochdruck zu entwickeln.

	Alkoholkonsum ist mit dem Risiko, eine Krebserkrankung zu erleiden in einer Dosisbeziehung - auch bei kleinen Mengen - verknüpft. Das gilt besonders für die größte Krebsbedrohung der Frauen: Brustkrebs.

	Die Höhe des Alkoholkonsums in der Gesamtbevölkerung bestimmt maßgeblich die alkoholbezogenen gesundheitlichen Schäden. Sinkt der Gesamtkonsum der Bevölkerung, wird auch der Anteil der Menschen geringer, die Probleme infolge ihres Alkoholkonsums erfahren.



Dementsprechend muss es ein Ziel sein, den Alkoholkonsum in der
Bevölkerung zu reduzieren, um die Gesundheit, die Lebensqualität und
die Lebenserwartung aller Bürgerinnen und Bürger in Deutschland zu
erhöhen.

Folgende Ziele ergeben sich für die Gesellschaft:

1. Initiativen zur öffentlichen Gesundheit in Deutschland, die wirksam
zur Verringerung des Alkoholkonsums beitragen, müssen gefördert
werden. Gesundheitliche Aufklärung wird geleistet. Doch wir brauchen
dringend effektive Gesetze. Unbedingt müssen der Jugendschutz
verbessert und weitere gesetzliche Maßnahmen in Angriff genommen
werden.

2. Die internationale Zusammenarbeit muss gestärkt werden, um den
Alkoholkonsum zu senken. Dadurch kann Einfluss auf Deutschland
ausgeübt werden, wie die beispielhafte internationale Kooperation in
der Eindämmung des Tabakrauchens zeigt.

3. Es sollte ein kritisches Gesundheitsbewusstsein in der Bevölkerung
gefördert werden. Jedem einzelnen Menschen sollten unabhängige
gesundheitsförderliche Entscheidungen ermöglicht werden. Das ist nur
unter Lebensbedingungen möglich, in denen Anreize zum Alkoholkonsum
geringer sind, als das in Deutschland der Fall ist.

4. Alkoholkonsum ist stets in Zusammenhang mit Tabakrauchen,
Bewegungsmangel und Übergewicht zu sehen. Diese vier
gesundheitsriskanten Verhaltensweisen können einander gegenseitig
verstärken.

 * 

Quelle:

Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen e.V. (DHS)

Pressemitteilung vom 28. März 2018

Christina Rummel

Stellv. Geschäftsführerin / Referentin für Grundsatzfragen

Westenwall 4, 59065 Hamm

Telefon: +49 2381 9015-24

E-Mail: rummel@dhs.de

Internet: www.dhs.de
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VORTRAG/811: Brandenburg an der Havel - Das Krankenhaus im Kofferformat, 18.04.2018




Technische Hochschule Brandenburg - 03.04.2018

Das Krankenhaus im Kofferformat

Abendvorlesung über die Chancen und Möglichkeiten der heutigen Telemedizin

Die nächste öffentliche Abendvorlesung der Technischen Hochschule
Brandenburg (THB) widmet sich der Entwicklung im Gesundheitswesen. "Das
Krankenhaus im Kofferformat - die Chancen und Möglichkeiten der
Telemedizin heute" lautet der Titel des Vortrags von Prof. Dr. Thomas
Schrader und Marius Liefold MSc. aus dem Fachbereich Informatik und
Medien. Die Veranstaltung beginnt am Mittwoch, 18. April 2018, um
18 Uhr im Audimax der THB. Die Teilnahme ist kostenlos.

Telemedizin stellt eine wichtige Möglichkeit dar, um die medizinische
Versorgung im ländlichen Raum in Deutschland oder aber in Entwicklungs-
und Schwellenländern zu verbessern. Dabei spielen die verfügbaren
Technologien zwar eine wichtige, aber nicht die einzige Rolle. "Von
Bedeutung ist auch die Einbettung der Telemedizin in den gesamten
Versorgungsprozess, damit sie von allen getragen wird", betont Prof.
Schrader. Der Vortrag behandelt ein Beispiel für die Entwicklung und
Anwendung eines telemedizinischen Systems und darüber hinaus werden
weitere Möglichkeiten und Perspektiven der Telemedizin vorgestellt.

Die Reihe der Abendvorlesungen richtet sich an die interessierte
Öffentlichkeit, an Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Studierende,
Schülerinnen und Schüler. In diesem Rahmen werden aktuelle Themen
allgemeinverständlich und wissenschaftlich fundiert vorgestellt. Zum
Auftakt der Reihe sprach THB-Präsidentin Prof. Dr.-Ing. Burghilde
Wieneke-Toutaoui am 31. Januar über das Thema "3D-Druck - Schöne neue Welt?".


Technische Hochschule Brandenburg

Die 1992 gegründete Technische Hochschule Brandenburg ist eine moderne
Campushochschule mit Sitz in Brandenburg an der Havel. Das Lehrangebot der
Hochschule erstreckt sich über die Fachbereiche Informatik und Medien,
Technik sowie Wirtschaft - zunehmend auch in berufsbegleitenden und dualen
Formaten. Die THB fördert besonders die Möglichkeit eines Studiums ohne
Abitur. Die rund 2.600 Studierenden werden derzeit von 66 Professorinnen
und Professoren betreut. Alle Studiengänge werden mit den internationalen
Abschlüssen Bachelor oder Master angeboten. 

Mehr Informationen unter 
www.th-brandenburg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution284

 *

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Brandenburg, Stefan Parsch, 03.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4859: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 04.04.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
14. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch Neuigkeiten von Felix Jaehn,
der morgen seine Live-Tournee startet. Die Deutschland-Shows sind
restlos ausverkauft und die Fans dürfen sich auf besondere Special
Guests freuen: Das Duo Hearts & Colors hat nicht nur mit Felix Jaehn
einen Mega-Hit abgeliefert ("Like A Riddle"), sondern ist auch live
dabei! Zudem werden VVAVES auf der Bühne stehen, die am Donnerstag
ihre Single "Alive" veröffentlichen.

Außerdem in den News: Infinit & Kofi Jones veröffentlichen am Freitag
ihre neue Single "Mehr" + Video und sind live in Berlin zu sehen.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

FELIX JAEHN startet am Donnerstag "I" Tour ++ Special Guests:
VVAVES und Hearts & Colors

Nachdem Felix Jaehn im Februar sein Debütalbum "I" veröffentlicht und
die Charts rund um den Globus aufgemischt hat, folgt nun das nächste
Highlight, auf das die Fans des Shootingstars bereits sehnsüchtig
gewartet haben: Am Donnerstag startet Felix Jaehn seine "I" Tour! Im
Gepäck hat er seine größten Hits - von "Cheerleader", "Ain't Nobody
(Loves Me Better)", "Book Of Love" bis hin zu "Cool", "Like A Riddle"
und das kürzlich mit Platin gekürte "Hot2Touch".

Zudem dürfen sich die Fans bei den restlos ausverkaufen
Deutschland-Shows auf ganz besondere Special Guests freuen! Denn
ebenso wie Felix Jaehn bisher seine hochkarätigen und höchst
talentierten Feature-Gäste ausgewählt hat, so wählte er für seine
Tour einige der größten Talente und Newcomer aus: Mit dabei sind
VVAVES, das Kanadisch-Deutsche Duo mit dem bestechend
elektrisierenden Sound. VVAVES veröffentlichen am morgigen Donnerstag
die Single "Alive".

Außerdem hat Felix Jaehn das Duo Hearts & Colors als Special Guest
auf seine Tour eingeladen. Hearts & Colors haben mit ihm den Mega-Hit
"Like A Riddle" aufgenommen. Sie zählen zu den ganz großen Talenten
und mischen zur Zeit die Electro-Pop-Landschaft auf: Über 200
Millionen Streams, jeden Monat 4 Millionen Zuhörer auf Spotify, über
12 Millionen Views sind die erste Bilanz. Im Februar erschien ihre
sexy-charmante Liebeshymne "Too Many Friends".

"I" - Live Tour 2018

05. April Hamburg Mehr! Theater

06. April Offenbach Capitol

07. April München Tonhalle

08. April Köln Palladium

www.facebook.com/FelixJaehnMusic

www.twitter.com/FelixJaehn

www.instagram.com/felixjaehn

www.youtube.com/user/felixjaehn

www.universal-music.de/felix-jaehn


Infinit & Kofi Jones mit neuer Single "MEHR" aus der
kommenden EP ++ Am 06. April live in Berlin

Nach "Intro (Sie wollen wissen)" gibt es am Freitag einen weiteren
Vorgeschmack auf die EP von Infinit und Kofi Jones! "Mehr" heißt der
neue gemeinsame Track - doch das war noch lange nicht alles! Am
Freitag dürfen sich die Fans auf den Weg nach Berlin, Spandau machen,
denn Infinit & Kofi Jones werden im Saturn in den Spandauer Arkaden
live performen! Zudem gibt es eine Autorgrammstunde. Das ganze
startet um 14:00 Uhr bzw. 18:00 Uhr. Nicht verpassen!

Infinit hat sich für die neue EP seinen Kumpel Kofi Jones an seine
Seite geholt - und das Ergebnis sollte man sich nicht entgehen
lassen. Der Titel der EP "3:26" steht einerseits für die Spielzeiten
der enthaltenen Songs und erzählt inhaltlich von dem Weg, den Kofi
Jones und Infinit miteinander gehen. Inspiriert aus Übersee
überrascht Infinit mit einem modernen, unverbrauchten Sound und
überzeugt erneut durch seine technische Versiertheit.

Instagram

https://www.instagram.com/infinit_94er/

https://www.instagram.com/kofijones_/


VVAVES veröffentlichen neue Single "Alive" am 05.
April

Eine Punktlandung zum Tour-Kickoff! Am morgigen Donnerstag
veröffentlichen VVAVES die neue Single "Alive" und starten mit Felix
Jaehn die gemeinsame Deutschland-Tour! Das Kanadisch-Deutsche Duo
ließ sich nicht zweimal bitten, als Felix Jaehn anfragte, ob VVAVES
als Special Guest auf seiner restlos ausverkauften Tour dabei sein
würden. Mit der Veröffentlichung von "Alive" feiert morgen auch das
Video Weltpermiere.

VVAVES - das sind die 22-Jährige kanadische Sängerin, Songwriterin
und Produzentin Emma Sophia Rosen und der Produzent Phil Speiser.
VVAVES erschaffen eine unwiderstehlichen, melodischen und tanzbaren
Sound, der im Gedächtnis bleibt. Nachdem Emma für ein Austauschjahr
nach Hamburg kam, entdeckte sie ihre Liebe für Musik, Sprachen und
Performances. Sie ging zurück in ihre Heimat Kanada, um schließlich
2015 nach Hamburg zurückzukehren - und zu bleiben. Sie begann
zunächst freiberuflich als Songwriterin und Studio-Sängerin zu
arbeiten. Sie schrieb Top Lines für Werbungen und Songs für andere
Künstler. Im Jahr 2016 wurde sie von schließlich von Phil Speiser
entdeckt, mit dem sie dann VVAVES gründete. Ursprünglich sollte
dieses Projekt nur dazu dienen schnell den ersten Release "Fall
Apart" auf den Markt zu bringen. Der Song performte jedoch so gut auf
SoundCloud und Spotify, dass aus VVAVES schnell ein ernstzunehmendes
Künstler-Projekt wurde. Jetzt erscheint "Alive" und die gemeinsame
Tour mit Felix Jaehn startet - besser kann den Frühling nicht
beginnen!

https://www.instagram.com/vvavesmusic/?hl=de

http://www.universal-music.de/vvaves

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Michael Giacchino / The Incredibles (OST) (Picture Disc) / 13. April 2018

Sasha / Schlüsselkind / 13. April 2018

Elenco de Soy Luna / Soy Luna - Modo Amar (Staffel 3) / 20. April 2018

Various Artist / Songs from Coco (Picture Disc) / 20. April 2018

Glasperlenspiel / Licht & Schatten / 20. April 2018

Eunique / GIFT / 20. April 2018

Verrückte Hunde / VH / 18. Mai 2018

Ceydo & Freeze / Flouz & Segen / 18. Mai 2018

Manuellsen & Micel O / NJC / 18. Mai 2018

CHVRCHES / Love Is Dead / 25. Mai 2018

Gzuz / Wolke 7 / 25. Mai 2018

Punch Arogunz / Schmerzlos / 25. Mai 2018

Welshly Arms / No Place Is Home / 08. Juni 2018

Singles

VVAVES / Alive / 05. April 2018

Nura feat. SAM / babebabe/ 06. April 2018 

Sasha / Genug Ist Genug / 06. April 2018

Mario Novembre / I Can't Dance / 06. April 2018

Eunique / Bluff feat. Azzi Memo / 06. April 2018

Wincent Weiss / An Wunder / 12. April 2018

Leland / Mattress (High As A Kite) / 20. April 2018

Frank & Friedrich feat. Bastien / Higher / 20. April 2018

Alltag / Where Have You Been / 27. April 2018

Gia Koka / Trippin' / 27. April 2018

Nick Talos feat. Mitchl / Hey Gorgeous / 04. Mai 2018

 * 

TV-Termine

Alina

16.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Beatrice Egli 

10.04.2018 / 18:45 Uhr / NDR / DAS! 

13.04.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Meine Schlagerwelt - Die Party mit Ross Antony 

15.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

05.05.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Willkommen bei Carmen Nebel 

11.05.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Musik für Sie 

18.05.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Meine Schlagerwelt - Die Party mit Ross Antony

Felix Jaehn

06.04.2018 / 19:40 Uhr / RTL / Gute Zeiten, schlechte Zeiten

Glasperlenspiel

15.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

22.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

24.04.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

Helene Fischer

12.04.2018 / 20:15 Uhr / VOX / ECHO 2018 

28.04.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / HELENE FISCHER - Live 2018

Jonas Monar

29.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Michelle

22.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

04.05.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Wiedersehen macht Freude

Niila

29.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Rea Garvey

12.04.2018 / 20:15 Uhr / VOX / ECHO 2018

15.04.2018 / 18:45 Uhr / NDR / DAS! 

24.04.2018 / 20:15 Uhr / VOX / Sing meinen Song - Das Tauschkonzert - Staffelstart

Sasha

13.04.2018 / 04:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin 

17.04.2018 / 23:30 Uhr / SWR / Die Pierre M. Krause Show 

20.04.2018 / 20:15 Uhr / Sat1 / LUKE! Die Schule und ich 

20.04.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow 

24.04.2018 / 05:30 Uhr / Sat.1 / Frühstücksfernsehen 

24.04.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Markus Lanz 

26.04.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne 

29.04.2018 / 18:45 Uhr / NDR / DAS! 

02.05.2018 / 16:00 Uhr / MDR / MDR um 4

18.05.2018 / 22:00 Uhr / WDR / Kölner Treff

Sunrise Avenue

08.04.2018 / 19:00 Uhr / Nickelodeon / 2018 Kids' Choice Awards

Wincent Weiss

15.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de
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Internet: umusic.com
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In dieser Woche präsentieren wir Euch das neue Album von THIRTY
SECONDS TO MARS. Mit "AMERICA" veröffentlichen Jared Leto & Co nicht
nur ihr von Fans sehnsüchtig erwartetes neues Studioalbum, sondern
auch eine spannende Kampagne sowie eine aufwendig produzierte
Kino-Dokumentation, die im Sommer in die Kinos kommt. Anlässlich der
Veröffentlichung von "AMERICA" am Freitag ist Frontmann Jared Leto
gerade unterwegs durch Amerika - mit dem Auto, der Bahn, im Flieger,
im Bus, auf dem Fahrrad, zu Fuß... #MARSACROSSAMERICA. Los ging es
bei Jimmy Fallon und mit A$AP Rocky, der ihn im Auto mitnahm.

Außerdem in den News: The Weeknd überrascht mit neuem Album, James
Bay veröffentlicht seine neue Single, Mt. Desolation kündigen ihr
neues Album an und gleich zwei Tribute-Alben "Songs of Elton John and
Bernie Taupin" kommen auf den Markt. Zudem gibt es Details zur ESC
2018-Compilation "All Abaord!".

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

THIRTY SECONDS TO MARS veröffentlichen AMERICA

THIRTY SECONDS TO MARS veröffenlichen am Freitag ihr neues Album
"AMERICA". Mit "AMERICA" präsentieren THIRTY SECONDS TO MARS ein
komplexes, spannendes, weitreichendes neues Meisterwerk, das mit 12
vielfältigen Songs das pulsierende Herzstück bildet und doch über
Musik allein weit hinausgeht. Bereits in den letzten Wochen haben
THIRTY SECONDS TO MARS die Kampagne zu "AMERICA" vorgestellt und
zudem den Kinostart für ihre Dokumentation "A Day In The Life Of
America" für den Sommer 2018 verkündet.

Auf dem Album "AMERICA" sind auch einige hochkarätige Feature-Gäste
dabei, wie u.a. Halsey und A$AP Rocky sowie Zedd, der einen Track
produziert hat. Zudem gibt es eine visuelle Kampagne, zu der auch
unterschiedliche provokativ gestaltete Album-Cover, Poster und
Werbetafeln rund um den Globus gehören. Ein Blick in die
Kommentar-Spalten auf den Social Media Kanälen der Band zeigt, dass
die multiplen Cover-Versionen von "AMERICA" auch für Diskussionsstoff
sorgen. Die Fans können außerdem auf der Website
http://america.thirtysecondstomars.com/ ihr ganz eigenes
Cover-Artwork zu "AMERICA" gestalten.

Neben dem Album "AMERICA" präsentieren THIRTY SECONDS TO MARS die
Kino-Dokumentation "A Day In The Life Of America". Im Sommer 2018
kommt der Film weltweit in die Kinos. Gedreht wurde die Doku an einem
einzigen Tag, dem 04. Juli 2017, dem amerikanischen
Unabhängigkeitstag, in 50 US-Staaten und Washington D.C. und Puerto
Rico. Die komplexe Doku entstand mit Hilfe von 92 professionellen
Filmcrews, News und Media Inhalten und über 10.000 Einsendungen von
Fans aus ganz Amerika. THIRTY SECONDS TO MARS wollen die Konversation
auch weiter anregen, in dem sie weiterhin Gedanken und Bilder unter
dem Hashtag #WhatAmericaMeansToMe posten können.

Anlässlich der Album-Veröffentlichung hat sich Jared Leto auf den Weg
gemacht mit dem Tour-Motto #MARSACROSSAMERICA und reist gerade durch
die USA - mit dem Auto als Anhalter, im Bus, mit der Bahn, mit dem
Fahrrad - was gerade so möglich ist. Auf INSTAGRAM gibt es alle Fotos
vom Trip, der noch bis Freitag geht.

THIRTY SECONDS TO MARS kommen im Mai nochmals nach Deutschland.
Tickets sind bereits erhältlich.

THIRTY SECONDS TO MARS live

02.05.2018 Hamburg, Barclaycard Arena

03.05.2018 Berlin, Mercedes-Benz Arena

04.05.2018 Köln, Lanxess Arena

22.08.2018 Dresden, Messe, Halle 1

27.08.2018 Freiburg, Messe

05.09.2018 Hannover, TUI Arena

01.06./02.06. Rock am Ring / Rock im Park

http://www.universal-music.de/thirty-seconds-to-mars/home


The Weeknd präsentiert neues Album "My Dear Melancholy"

Am vergangenen Freitag überraschte The Weeknd seine Fans mit einem
brandneuen Album: "My Dear Melancholy" vereint sechs neue Songs des
dreifachen Grammy-Gewinners und ist als Download und im Stream
erhältlich! Die Fangemeinde zeigt sich begeistert von den neuen
Songs, zudem schoss das neue Album direkt auf etliche Top-Positionen
in den Charts rund um den Globus! In den USA steuert "My Dear
Melancholy" Platz 1 in den US-Billboard 200 an.

Die Liste der Co-Autoren und -Producer dieses Albums ist hochkarätig:
Nicolas Jaar (Co-Autor der Single "Call Out My Name") ist genauso
dabei, wie Skrillex (Co-Produzent "Wasted Times"), Frank Dukes
(mehrfach Produzent), Gesaffelstein (Albumgast und Produzent "I Was
Never There" und "Hurt You") und Mike WiLL Made-It ("Try Me"). Auch
Daft Punk sind (zumindest zu 50 Prozent) wieder dabei: "Hurt You
feat. Gesaffelstein" komponierte The Weeknd unter anderem mit
Guy-Manuel de Homem-Christo und knüpft damit direkt an "Starboy" und
"I Feel It Coming" an.

Am 13. April erscheint "My Dear Melancholy" auch als physische
Version.

http://www.universal-music.de/the-weeknd/home


Zwei Tributes an die Pop-Ikone: "The Songs Of Elton John &
Bernie Taupin" erscheint als REVAMP mit Lady Gaga, Sam Smith,
Florence + The Machine ++ Und RESTORATION mit Country-Versionen von
Willie Nelson, Chris Stapleton uvm.

Am 6. April gibt es gleich zwei Highlights, die eine der wichtigsten
Pop-Ikonen unserer Zeit feiern! Elton John präsentiert zwei
Compilation-Alben und damit zwei Tributes, die ihm und Bernie Taupin
gewidmet sind:

Mit "Revamp: Reimagining The Songs Of Elton John & Bernie Taupin"
erscheint ein Tribute-Album, auf dem einige der größten Künstler im
Musikgeschäft Elton John und seinem langjährigen Songwriting-Partner
Bernie Taupin Respekt zollen. Bei dem Projekt werden weltbekannte
Klassiker der Pop-Legende wie "Tiny Dancer", "Candle In The Wind"
oder "Don't Go Breaking My Heart" neu interpretiert. Elton John
kollaboriert auf dem Release mit P!nk und dem US-Rapper Logic. Zudem
gibt es musikalische Beiträge von Coldplay, Alessia Cara, Ed Sheeran,
Florence + The Machine, Mumford & Sons, Mary J. Blige, Q-Tip, Demi
Lovato, The Killers, Sam Smith, Miley Cyrus, Lady Gaga und Queens Of
The Stone Age.

Auf dem zweiten Compilation-Album "Restoration: The Songs Of Elton
John & Bernie Taupin" erscheinen die Hits der Meister als
Country-Versionen von Willie Nelson, Rosanne Cash, Dolly Parton,
Chris Stapleton & Co! Dann gibt es "Rocket Man", "I Want Love" und
"Sacrifice" im klassischen amerikanischen Gewand zu hören: Der
Soundtrack der nächsten Roadtrips für Elton John-Fans ist gesichert.

Elton John über "Revamp"

https://www.universal-music.de/elton-john


James Bay präsentiert neue Single "Us" aus dem kommenden
Album "Electric Light"

Nach "Wild Love" und "Pink Lemonade" gibt es nun einen weiteren
Vorgeschmack auf das kommende, zweite Album des Briten: James Bay hat
am Freitag seine neue Single "Us" veröffentlicht! Wie das ganze in
der Akustik-Version klingt, präsentiert James Bay in diesem Video.

Am 18. Mai erscheint mit "Electric Light" der Nachfolger seiner
preisgekrönten Albums "Chaos and The Calm", das ihm u.a. eine
Grammy-Nominierung und den BRIT AWARD einbrachte. Das neue Album
"Electric Light" kann ab sofort vorbestellt werden. Neben "Wild Love"
ist auch der brandneue Track "Pink Lemonade" auf dem Album, den James
Bay bei seinem kommenden Auftritt bei der US-TV-Show "Saturday Night
Live" am 10. März live präsentieren wird.

Das neue Album "Electric Light" entstand gemeinsam mit seinem
langjährigen Freund Jon Green sowie Paul Epworth (Adele, Florence and
The Machine).

Am 12. Juni wird James Bay in Berlin im Huxley's sein neues Album
live präsentieren!

JAMES BAY live

12.06.2018 Berlin, Huxley's

Veranstalter: FKP Skorpio

Alle Infos zum Ticket-Pre-Sale, Albumvorbestellungen etc gibt es
hier:

https://store.universal-music.de/p30-i1535

http://www.universal-music.de/james-bay/home


MT. DESOLATION veröffentlichen ihr Album "When The Night
Calls" am 25. Mai

Mt. Desolation veröffentlichen am 25. Mai ihr zweites Album "When The
Night Calls". Die beiden Bandleader sind keine Unbekannten, denn Tim
Rice Oxley und Jesse Quin haben bereits mit Keane weltweit die Charts
erobert und Millionen von Fans begeistert.

Mit ihrem Projekt Mt. Desolation widmen sich die Musiker auch auf
ihrem zweiten Album einem etwas dunkleren, brodelnden Sound,
dramatischen Geschichten und bewegenden Themen, die vom Verlust der
Freiheit und Selbstzweifeln, die jeder (wiederer)kennt, erzählen.
Einmal mehr zeigt Songwriter Tim Rice Oxley sein Können und kreiert
Songs, die unter die Haut gehen.

"When The Night Calls" erscheint am 25. Mai.

https://www.facebook.com/mtdesolationmusic/


Eurovision Song Contest 2018: All Aboard! - Das weltgrößte
Musikfestival diesmal aus Lissabon!

Auch in diesem Jahr blicken wir wieder voller Vorfreude auf das
weltweit größte Musikspektakel: Den Eurovision Song Contest. Diesmal
ist Portugal der Gastgeber und wartet mit 43 Kandidaten auf, die sich
aber in zwei Halbfinalen noch reduzieren werden.

Zum diesjährigen Motto "All aboard!" (Alle an Bord! oder Alle
einsteigen!) sagt der Veranstalter: "Der Claim soll zum Ausdruck
bringen, dass alle Menschen aus Europa und der Welt über den Ozean
miteinander verbunden sind. Außerdem soll er auf Lissabons Geschichte
hinweisen - die Stadt war vor 500 Jahren ein wichtiges Zentrum vieler
Meeres-Routen."

Wer gewinnen wird, bleibt wie immer spannend und ist schwer
vorauszusagen, aber Israel, Estland, Tschechien, Belgien und Schweden
liegen jetzt schon hoch im Kurs bei den Fachleuten und den
Buchmachern.

Selbstverständlich sind auf der offiziellen 2CD-Compilation sämtliche
Songs zu hören, so auch der diesjährige deutsche Beitrag von Michael
Schulte "You Let Me Walk Alone".

ESC 2018 - All Aboard! erscheint am 06. April als 2CD und Download
sowie als DVD am 23. Juni.

TV-Termine:

08.05.2018 - 1. Halbfinale auf ONE

10.05.2018 - 2. Halbfinale auf ONE

12.05.2018 - Countdown & Finale in der ARD

https://www.eurovision.de/index.html

https://www.universal-music.de/eurovision-song-contest

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

The Weeknd / My Dear Melancholy / 01.04.2018

Thirty Seconds To Mars / AMERICA / 06.04.2018

Various Artists / Revamp: The Songs Of Elton John & Bernie Taupin / 06.04.2018

Isaac Gracie / Isaac Gracie / 13.04.2018

Sting & Shaggy / 44/876 / 20.04.2018

Brothers Osborne / Port Saint Joe (CD) / 20.04.2018

Bishop Briggs / Church Of Scars / 20.04.2018

The Shires / Accidentally On Purpose (CD) / 20.04.2018

Lord Huron / Vide Noir / 20.04.2018

Blossoms / Cool Like You / 27.04.2018

Frank Turner / Be More Kind / 04.05.2018

Aquillo / ii / 04.05.2018

Kacey Musgraves / Golden Hour (LP)/ 04.05.2018

The Temptations / All The Time / 04.05.2018

Marian Hill / Unusual / 11.05.2018

James Bay / Electric Light / 18.05.2018

Snow Patrol / Wildness / 25.05.2018

Mt. Desolation / When The Night Calls / 25.05.2018

Cloves / One Big Nothing / 15.06.2018

Catalogue

B.B. King / Live At Montreux 1993 (DVD, BD) / 06.04.2018

Daryl Hall & John Oates / Live in Dublin 2014 (DVD, BD) / 06.04.2018

Hugh Laurie / Live On the Queen Mary (Long Beach, CA / 2013) (DVD, BD) / 06.04.2018

Katherine Jenkins / Believe: Live From The O2 (2010) (DVD, BD) / 06.04.2018

Michael Bolton / Live At The Royal Albert hall (2009) (DVD, BD) / 06.04.2018

Simply Red / Live At Montreux 2003 (DVD, BD) / 06.04.2018

Andy Gibb / The Very Best Of (CD) / 13.04.2018

Barry White / Love's Theme: The Best Of The 20th Century Singles (2LP, CD) / 13.04.2018

Barry White / The Complete 20th Century Records Singles (1973-1979) (3CD) / 13.04.2018

Metallica / The $5.98 EP - Garage Days Re-Revisited (CD, LP, MC)/ 13.04.2018

U2 / All That You Can't Leave Behind (LP) / 13.04.2018

U2 / Pop (2LP) / 13.04.2018

U2 / Wide Awake In America (LP) / 13.04.2018

Barry White / The 20th Century Records Singles 7" Singles (1973-1975) (10x 7" Box) / 20.04.2018

Gomez / Bring It On (20th Anniversary) (CD Box, 2LP) / 20.04.2018

Eliane Elias / Music From Man Of La Mancha (CD) / 20.04.2018

Lionel Richie / Can't Slow Down (LP) / 20.04.2018

Lionel Richie / Dancing On The Ceiling (LP) / 20.04.2018

Lionel Richie / Lionel Richie (LP) / 20.04.2018

Gomez / Bring It On (Remastered 2018 / Standalone) (CD) / 20.04.2018

Pete Townshend / Who Came First (45th Anniversary Ltd. Edition) (2CD) / 20.04.2018

Poison / Open Up And Say... Ahh! (LP) / 20.04.2018

The Who / Live At The Filmore (50th Anniversary Edt.) (Ltd. 3LP, 2CD) / 20.04.2018

Massive Attack / Heligoland (2016 Reissue) (2LP) / 27.04.2018

Sonny Rollins / Way Out West (Deluxe Edition) (2LP) / 27.04.2018

Soundtrack / Super Troopers 2 (Motion Picture Soundtrack) (CD) / 27.04.2018

Various Artists / Nashville In Concert (Live At The Royal Albert Hall, London / 2017) (DVD) / 27.04.2018

Brian Eno / Music For Installations (Limited Edition) (6CD Box, 9LP Box) / 04.05.2018

Brian Eno / Music For Installations (Standard Edition) (6CD Box) / 04.05.2018

Goran Bregovic / Arizona Dream (Original motion Picture Soundtrack) (LP) / 04.05.2018

Goran Bregovic / Le Temps Des Gitans (Original motion Picture Soundtrack) (LP) / 04.05.2018

Goran Bregovic / Underground (Original motion Picture Soundtrack) (LP) / 04.05.2018

Various Artists / The Harder They Come (OST) (LP) / 04.05.2018

Glenn Frey (Above The Clouds - The Collection (CD/DVD), Above The Clouds - The Best Of Glenn Frey (CD) / 11.05.2018

John Mellencamp / Plain Spoken - From The Chicago Theatre (Live 2016) (DVD+CD, BD+CD) / 11.05.2018

Jeff Beck / Still On The Run - The Jeff Beck Story (DVD, BD) / 18.04.2018

Lenny Kravitz / Greatest Hits (2LP) / 18.05.2018

Nirvana / Rainbow Chaser: The 60s Recordings (The Island Years) (2CD) / 18.05.2018

Noah And The Whale / Peaceful, The World Lays me Down (LP) / 18.05.2018

Noah And The Whale / The First Days Of Spring (LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / Chaos And Creation In The Backyard (CD/LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / Chaos And Creation In The Backyard (D2C Excl. Coloured Vinyl / 18.05.2018

Paul McCartney / NEW (CD/LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / NEW (D2C Excl. Coloured Vinyl / 18.05.2018

Paul McCartney / Thrillington (CD/LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / Thrillington (D2C Excl. Coloured Vinyl / 18.05.2018

Wings / Greatest (CD/LP) / 18.05.2018

Wings / Greatest (D2C Excl. Coloured Vinyl) (LP) / 18.05.2018

Steve Miller Band / diverse LPs / 18.05.2018

Chrissie Hynde / Alone With Chrissie Hynde (DVD) / 25.05.2018

The Beautiful South / 0898 Beautiful South (Remastered 2017) (LP) / 25.05.2018

The Beautiful South / Painting It Red (Remastered 2017) (2LP) / 25.05.2018

Wilko Johnson / Blow Your Mind (CD/LP) / 25.05.2018

 * 

TV-Termine

Aerosmith

02.05.2018 / 01:50 Uhr / Pop Around The Clock

Billie Eilish

01.06.2018 / 22:40 Uhr / arte tracks / arte

Black Eyed Peas

05.04.2018 / 00:40 Uhr / Rockpalast / MDR

Ilse DeLange

11.05.2018 / 05:30 Uhr / ZDF MOMA

Kiss

02.05.2018 / 02:50 / Pop Around The Clock

Klaus Voormann

12.04.2018 / 20:15 Uhr / Echo 2018 / Vox

Liam Payne

12.04.2018 / 20:15 Uhr / Echo 2018 / Vox

Luis Fonsi

12.04.2018 / 20:15 Uhr / Echo 2018 / Vox

Metallica

02.05.2018 / 03:50 Uhr / Pop Around The Clock

MHD

06.04.2018 / 22:40 Uhr / arte tracks / arte

Mötley Crüe

02.05.2018 / 05:00 Uhr / Pop Around The Clock

Shania Twain

01.05.2018 / 19:30 Uhr / Pop Around The Clock

Sting & Shaggy

06.05.2018 / 23:00 Uhr / TTT

Queen

01.05.2018 / 08:45 Uhr / Pop Around The Clock

The Bee Gees

01.05.2018 / 09:55 Uhr / Pop Around The Clock

The Rolling Stones

01.05.2018 / 16:40 Uhr / Pop Around The Clock

U2

01.05.2018 / 23:25 Uhr / Pop Around The Clock

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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FOLKLORE/1341: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Schmarowotsnik: "Nebbichl" - Klesmer und jiddische Lieder, 12.5.2018


Kulturcafé Komm du - Mai 2018

Schmarowotsnik: "Nebbichl" | Klesmer und jiddische Lieder

Konzert am Samstag, den 12. Mai 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für Samstag, den 12.5.2018 mit einem Foto des Klesmer-Duos 'Schmarowotsnik' - Foto im Flyer: © by Klaus-Henning Hansen]

[image: Plakat zum Konzert mit dem Kieler Klesmer-Duo 'Schmarowotsnik' am Samstag, 12.5.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Klaus-Henning Hansen]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 12.05.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Duo Schmarowotsnik - "Nebbichl"

Klesmer und jiddische Lieder

Klesmer, die traditionelle Instrumentalmusik der osteuropäischen
Juden, handelt, ebenso wie die jiddischen Lieder, vom Leben mit all
seinen Höhen und Tiefen. In diese Welt tauchen Christine v. Bülow
und Martin Quetsche ein, wenn sie - mit einer gebührenden Portion
Dreistigkeit, auch Chuzpe genannt - zu Oboe, Englischhorn und
Akkordeon greifen und dazu singen. Ein jiddischer Blues ist ebenso
zu hören wie eine zweistimmige Schimpftirade oder eine
seelenverwandte Melodie aus Skandinavien. Ohne Mikrophon, Noten und
Textzettel gestalten die beiden Kieler ihr Musikprogramm; eine
unterhaltsame Moderation macht die Inhalte für jedermann
verständlich. Alte und neue jüdische Volksmusik -
Schmarowotsnik erfüllen jahrhundertealte Traditionen mit Leben!


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die Musiker Christine v. Bülow mit Oboe und Martin Quetsche mit Akkordeon vom Kieler Klesmer-Duo Schmarowotsnik- Foto: © by Klaus-Henning Hansen]

Christine v. Bülow und Martin Quetsche vom Klesmer-Duo Schmarowotsnik

Foto: © by Klaus-Henning Hansen




Das Kieler Klesmer-Duo Schmarowotsnik

Christine v. Bülow (Oboe, Englischhorn, Gesang)

Martin Quetsche (Akkordeon, Gesang)

Ins ferne Mexiko wurden die beiden Kieler 2015 eingeladen - Klesmer,
die traditionelle Instrumentalmusik der Juden Osteuropas, ist heute
eben eine echte Weltmusik! Beim Wettbewerb "Der Idisher Idol" haben
Schmarowotsnik zwischen Palmen und Kolibris mit ihrer
selbstverfaßten Säuferballade "An alter schiker" den ersten Preis
gewonnen.

Klesmer handelt vom Leben - dem ganzen Leben, mit all seinen Höhen
und Tiefen, mit Glück und Leid, Albernheit und sprühender Freude.
Ebenso die jiddischen Lieder - aber wenn Schmarowotsnik zu
Oboe, Englischhorn und Akkordeon greifen und singen, kommt eine
gehörige Portion Chuzpe dazu, also unverfrorene Dreistigkeit. Dann
ist ein jiddischer Blues ebenso zu hören wie eine zweistimmige
Schimpftirade oder eine seelenverwandte Melodie aus Skandinavien.

Ohne Mikrophone, ohne Noten und Textzettel schmalzen und stampfen
sich die beiden Kieler durch ihr buntscheckiges Musikprogramm. Dabei
macht die unterhaltsame Moderation die jiddischen Texte auch für
Menschen ohne Vorkenntnisse verständlich. Alte und neue jüdische
Volksmusik - Schmarowotsnik erfüllen die jahrhundertealten
Traditionen mit immer neuem Leben!

Seit Herbst 2014 gibt es die zweite CD "Nebbichl" von Schmarowotsnik. Mit ihrem Quartett "Di Chuzpenics" haben die beiden Kieler schon fünf CDs veröffentlicht.


Weitere Informationen:

Schmarowotsnik - Homepage:

http://www.schmarowotsnik.de

Lieder von der CD "Nibbichl"

http://www.schmarowotsnik.de/Nebbichl/

Schmarowotsnik: An alter schiker AL (2015)

https://www.youtube.com/watch?v=HHmcfvbzr9w

Schmarowotsnik: Di tswej rots chim blus AL (2015)

https://www.youtube.com/watch?v=KUvgNpI1yMc

Schmarowotsnik: Fuemwer - KulturForum in Kiel, 16. Februar 2013

https://www.youtube.com/watch?v=UIcd5E3iVro




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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LIEDER/1787: Wiesbaden - Nid de Poule - Le Voyage, Theater im Pariser Hof 14.04.


Theater im Pariser Hof Wiesbaden

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Nid de Poule - Le Voyage (Konzert)

Datum: Sa., 14. April 2018

Beginn: 19:30 Uhr - Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 16 / erm. 11 Euro



"It don't mean a thing, if it ain't got a string." Begeistert von der
Atmosphäre der Jazzclubs des linken Seineufers im Paris der dreißiger
Jahre, spielt NID DE POULE Chansons, Popsongs sowie Jazztitel und
macht daraus am 14. April 2018 einen einzigartigen "Gypsy'N'Roll" für
die Gäste des Theaters im Pariser Hof.

Was als Experiment begann, erwies sich als Erfolgsrezept: viel Chanson
im Gypsy-Swing Stil, etwas Pop, alles gewürzt mit einem Augenzwinkern
und abgeschmeckt mit einem Schuss Rock ?n Roll - eine spannende und
reizvolle Mischung für das Publikum wie für die Musiker, die hier ihre
Potenziale voll ausschöpfen können.

Aber was bedeutet nun eigentlich "Nid de Poule"? "Lla pompe manouche"
bezeichnet die rhythmische Swing Begleitung in der Gypsy Musik.
Hierbei wird kräftig in die Saiten geschlagen, was entsprechende Spuren
an dem Schlagloch der Gypsy Gitarren hinterlässt. Die französische
Bezeichnung hierfür ist "Nid de Poule" (Schlagloch = franz.
Hühnernest).

Pumpende Akkorde aus dem Schallloch der Gypsygitarren,
vorwärtstreibende Kontrabasslinien, virtuose Soli, eine Gesangsstimme,
die schwerelos über allem zu schweben scheint - das ist Nid de Poule.

"Ihre Lieder atmen die französische Kunst mit den Emotionen zu
spielen, diese gekonnt über die Musik zu transportieren und dabei
einen weiten Bogen von tiefer Melancholie zu spontaner Lebensfreude zu
spannen." (Neckartal Nachrichten)

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Tel +49 (0)611 - 94 580 697

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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LIEDER/1786: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Schmarowotsnik: "Nebbichl" - Klesmer und jiddische Lieder, 12.5.2018


Kulturcafé Komm du - Mai 2018

Schmarowotsnik: "Nebbichl" | Klesmer und jiddische Lieder

Konzert am Samstag, den 12. Mai 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für Samstag, den 12.5.2018 mit einem Foto des Klesmer-Duos 'Schmarowotsnik' - Foto im Flyer: © by Klaus-Henning Hansen]

[image: Plakat zum Konzert mit dem Kieler Klesmer-Duo 'Schmarowotsnik' am Samstag, 12.5.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Klaus-Henning Hansen]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 12.05.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Duo Schmarowotsnik - "Nebbichl"

Klesmer und jiddische Lieder

Klesmer, die traditionelle Instrumentalmusik der osteuropäischen
Juden, handelt, ebenso wie die jiddischen Lieder, vom Leben mit all
seinen Höhen und Tiefen. In diese Welt tauchen Christine v. Bülow
und Martin Quetsche ein, wenn sie - mit einer gebührenden Portion
Dreistigkeit, auch Chuzpe genannt - zu Oboe, Englischhorn und
Akkordeon greifen und dazu singen. Ein jiddischer Blues ist ebenso
zu hören wie eine zweistimmige Schimpftirade oder eine
seelenverwandte Melodie aus Skandinavien. Ohne Mikrophon, Noten und
Textzettel gestalten die beiden Kieler ihr Musikprogramm; eine
unterhaltsame Moderation macht die Inhalte für jedermann
verständlich. Alte und neue jüdische Volksmusik -
Schmarowotsnik erfüllen jahrhundertealte Traditionen mit Leben!


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die Musiker Christine v. Bülow mit Oboe und Martin Quetsche mit Akkordeon vom Kieler Klesmer-Duo Schmarowotsnik- Foto: © by Klaus-Henning Hansen]

Christine v. Bülow und Martin Quetsche vom Klesmer-Duo Schmarowotsnik

Foto: © by Klaus-Henning Hansen




Das Kieler Klesmer-Duo Schmarowotsnik

Christine v. Bülow (Oboe, Englischhorn, Gesang)

Martin Quetsche (Akkordeon, Gesang)

Ins ferne Mexiko wurden die beiden Kieler 2015 eingeladen - Klesmer,
die traditionelle Instrumentalmusik der Juden Osteuropas, ist heute
eben eine echte Weltmusik! Beim Wettbewerb "Der Idisher Idol" haben
Schmarowotsnik zwischen Palmen und Kolibris mit ihrer
selbstverfaßten Säuferballade "An alter schiker" den ersten Preis
gewonnen.

Klesmer handelt vom Leben - dem ganzen Leben, mit all seinen Höhen
und Tiefen, mit Glück und Leid, Albernheit und sprühender Freude.
Ebenso die jiddischen Lieder - aber wenn Schmarowotsnik zu
Oboe, Englischhorn und Akkordeon greifen und singen, kommt eine
gehörige Portion Chuzpe dazu, also unverfrorene Dreistigkeit. Dann
ist ein jiddischer Blues ebenso zu hören wie eine zweistimmige
Schimpftirade oder eine seelenverwandte Melodie aus Skandinavien.

Ohne Mikrophone, ohne Noten und Textzettel schmalzen und stampfen
sich die beiden Kieler durch ihr buntscheckiges Musikprogramm. Dabei
macht die unterhaltsame Moderation die jiddischen Texte auch für
Menschen ohne Vorkenntnisse verständlich. Alte und neue jüdische
Volksmusik - Schmarowotsnik erfüllen die jahrhundertealten
Traditionen mit immer neuem Leben!

Seit Herbst 2014 gibt es die zweite CD "Nebbichl" von Schmarowotsnik. Mit ihrem Quartett "Di Chuzpenics" haben die beiden Kieler schon fünf CDs veröffentlicht.


Weitere Informationen:

Schmarowotsnik - Homepage:

http://www.schmarowotsnik.de

Lieder von der CD "Nibbichl"

http://www.schmarowotsnik.de/Nebbichl/

Schmarowotsnik: An alter schiker AL (2015)

https://www.youtube.com/watch?v=HHmcfvbzr9w

Schmarowotsnik: Di tswej rots chim blus AL (2015)

https://www.youtube.com/watch?v=KUvgNpI1yMc

Schmarowotsnik: Fuemwer - KulturForum in Kiel, 16. Februar 2013

https://www.youtube.com/watch?v=UIcd5E3iVro
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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POP-ROCK/5254: Vance Joy - Nation of two world tour, 5., 6., 7.11.2018


VANCE JOY KOMMT IM NOVEMBER ZURÜCK NACH DEUTSCHLAND!

Der Australier geht erneut auf große Tour um die Welt!

VANCE JOY - NATION OF TWO WORLD TOUR

Der Vorverkauf startet am Freitag den 06.04.2018



Unter dem gleichnamigen Albumtitel tourt der sympathische
Singer/Songwriter um die Welt - mal wieder. Gerade erst im März war
der in Melbourne geborene Musiker unter anderem mit seinen Hits
"Riptide" und "Lay it on me" im Gepäck in Europa unterwegs - nun folgt
der ganze Globus.

VANCE JOY kann singen, Gitarre spielen und hat etwas zu sagen. Der
Roman-belesene Cineast weiß seine Quellen mit seinem eigenen Erleben
und musikalischen Visionen zusammen zu bringen bzw. zu schreiben. So
entstehen seine lässigen Lieder, die mit zeitgemäßer Romantik dem Nu
Folk-Genre eine Brise Surf Sound verleihen. Dank dieses unverkrampften
Erfolgsrezepts avancierte VANCE JOY 2015 zum meistgespielten Künstler
auf amerikanischen Alternative-Radiostationen und blickt heute auf
mehr als 1 Milliarde Streams quer durch alle Plattformen. Das lässt
viele Rückschlüsse, Awards und weitere Erfolgsmeldungen zu - hier die
wichtigste:

VANCE JOY zu hören, macht einfach Freude! Und ihn zu sehen natürlich
auch. Zum Beispiel im Video von LAY IT ON ME! Ob Festival- oder
Club-Publikum, der unkomplizierte Lockenkopf aus Melbourne sorgt mit
seinen Auftritten allerorts für erstklassige Stimmung.

Der VVK startet am FREITAG, den 06.04.2018 auf

www.neuland-concerts.com

und an allen bekannten VVK Stellen.

VANCE JOY - NATION OF TWO WORLD TOUR

präsentiert in Kooperation mit FOUR ARTISTS

05.11. - Leipzig - Täubchenthal

06.11. - Stuttgart - Im Wizemann

07.11. - Bochum - Zeche

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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VORTRAG/087: Cuxhaven - "Shanty goes Africa" am 11. April 2018


Shanty goes Africa

Vortrag mit Bildern, Filmsequenzen und Live-Musik



Am Mittwoch, den 11. April um 18.30 Uhr berichten Kathrin Seyfahrt und
Udo Brozio in der Stadtbibliothek Cuxhaven von ihrer Reise in das
westafrikanische Land Burkina Faso. Filmaufnahmen und handgemachte
Musik am Akkordeon ergänzen den Vortrag. Interessierte sind herzlich
willkommen. Der Eintritt zur Veranstaltung ist frei, um eine Spende
für das Projekt wird gebeten.

Dank Udo Brozio wurde wahr, was als verrückte Idee geboren wurde: Eine
Reise nach Burkina Faso, eines der ärmsten Ländern der Welt. Ziel der
Reise war die feierliche Eröffnung einer Krankenstation sowie Besuche
in verschiedenen Projekten, von denen eines, die "Gartenfrauen von
Zemstaaba", auch vom Shanty-Chor Cuxhaven mit Wassergeld unterstützt
wird. Außerdem stand ein gemeinsamer Musikabend mit 120 Waisenkindern
und 30 Auszubildenden (Projekt AMPO von Katrin Rohde) auf dem
Programm.

Seit Gründung des Vereins "Wunschträume/Netzwerk für Mädchen- und
Frauenprojekte e.V." vor fünfzehn Jahren wird ein privater
Schulkomplex am Stadtrand von Ouagadougou unterstützt und gefördert.
Aus den anfangs 315 Kindern sind mittlerweile 1.200 Schülerinnen und
Schüler von der Grundschule bis zum Abitur geworden; dazu gehören ein
Kindergarten, ein Ausbildungszentrum für Mädchen und nun auch die
neueröffnete Krankenstation. Diese wurde am 24. November 2017 in
Anwesenheit einiger Ehrengäste, u.a. des Gesundheitsministers, und den
Kindern der Schule mit ihren Familien mit Reden, viel Musik und Tanz
eröffnet. Als nach der Rede der "Wunschträume"-Gründerin Kathrin
Seyfahrt dann Udo Brozio zum Akkordeon griff, sangen die rund
zweitausend Anwesenden gemeinsam ein afrikanisches Friedenslied und
die Stimmung war grandios.

In den nächsten Tagen besuchte die Gruppe u.a. die Gartenfrauen, deren
Brunnen dank der Hilfe des Shanty-Chors Cuxhaven nachgebohrt und
saniert werden konnte. Neugierig geworden, wollten die Frauen gern
einmal einen Shanty hören und so stimmte Udo Brozio "einfach" a
cappella ein Lied an, das begeistert mit Klatschen und Tanzen
aufgenommen wurde. Dank des Projektes können 45 Frauen Lebensmittel
anbauen, die Ernte auf dem Markt verkaufen und ihr Leben meistern. Als
Wunsch für die Zukunft mit auf dem Weg gegeben wurde die Anschaffung
einer solarbetriebenen Pumpe, durch die sich erhebliche Kosten
einsparen ließen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 27. März 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AUSLAND/8665: Aus aller Welt - 05.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Paris will neue strategische Partnerschaft mit Riad knüpfen

Frankreichs Präsident Emmanuel Macron wird am Dienstag kommender
Woche den saudi-arabischen Kronprinzen Mohammed bin Salman empfangen.
Wie der Elysée-Palast am Donnerstag in Paris mitteilte, sollen bei
dem Treffen Wirtschaftsthemen und politische Themen wie etwa
die Stabilität im Nahen Osten und der Kampf gegen den Terrorismus
erörtert werden. Saudi-Arabien steht an der Spitze einer arabischen
Militärkoalition, die seit drei Jahren Krieg gegen die schiitischen
Huthi-Rebellen im Jemen führt.

5. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8665: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mutter legte Neugeborene ins Eisfach

Das Landgericht Halle verurteilte eine 46jährige Frau wegen
Totschlags zu einer Freiheitsstrafe von neuneinhalb Jahren. Die
Angeklagte hatte in dem Prozeß gestanden, 2004 und 2008 nach einer
heimlichen Schwangerschaft jeweils ein Neugeborenes in den
Tiefkühlschrank gelegt und so getötet zu haben. Aus einem
rechtsmedizinischen Gutachten geht hervor, daß die Kinder gesund
geboren und an Sauerstoffmangel gestorben seien. Die toten Babys
waren im Januar in der Wohnung der Angeklagten in Benndorf im
Landkreis Mansfeld-Südharz gefunden worden.

5. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8662: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Von der Leyen trifft französische Verteidigungsministerin

Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU) traf am
Donnerstag mit der französischen Ressortchefin Florence Parly in
Paris zusammen. Neben der Entwicklung eines gemeinsamen Kampfjets
sprachen die Ministerinnen über Waffenexporte und die Euro-Drohne.
Zudem möchte Parly am Rande der Internationalen Luft- und
Raumfahrtausstellung (ILA) in Berlin Ende April mit von der Leyen
einen Vertrag für eine verstärkte Rüstungszusammenarbeit
unterzeichnen.

5. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8664: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Wer wird neuer SPD-Fraktionschef in Hamburg?

Am 9. April will die SPD-Fraktion einen Nachfolger von Andreas
Dressel wählen, der seit einer Wochen Finanzsenator ist. Zwei Männer
stellen sich zur Wahl: Der parlamentarische Geschäftsführer Dirk
Kienscherf vom Mitte-rechts-Lager und der Eimsbütteler SPD-Kreischef
Milan Pein von der Parteilinken. Der Fraktionsvorstand hat sich für
keinen der beiden Kandidaten ausgesprochen. Der Ausgang der geheimen
Wahl in der SPD-Fraktion gilt als offen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8663: Tragisches und Kurioses - 05.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ölkatastrophe vor Borneo

Wegen eines riesigen Ölteppichs drohen vor der Ostküste der Insel
Borneo schwere Umweltschäden. Insgesamt ist vor der Hafenstadt
Balikpapan, die zu Indonesien gehört, ein Gebiet von mehr als zwölf
Quadratkilometern betroffen. Das Öl gelangte offenbar durch ein Leck
in einer Pipeline ins Wasser. Arbeiter des staatlichen Energiekonzern
Pertamina zündeten das Erdöl an, um es zu beseitigen. Bei den
darauffolgenden Löscharbeiten kamen seit dem Wochenende mindestens
fünf Menschen ums Leben. Die indonesischen Behörden riefen am
Dienstag den Notstand aus.

5. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7748: Aus Forschung und Technik - 05.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Der Mond besaß einst eine Atmosphäre

Lange Zeit haben Forscher angenommen, daß der Mond seit seiner
Entstehung ein trockener, luftleerer Brocken ist. Inzwischen hat sich
das Bild von dem Erdtrabanten gewandelt. So weiß man inzwischen, daß
der Mond mehr Wasser besitzt als ursprünglich vermutet. Zudem deutet
eine neue Untersuchung der NASA darauf hin, daß der Mond in seinen
jungen Jahren von einer dichten Atmosphäre umgeben war. Die Forscher
haben die während der vulkanischen Phase auf dem Erdtrabanten
ausströmenden Gasmengen genauer berechnet. Demnach entwich vor etwa
3,5 Milliarden Jahren schneller Gas aus den Magmabecken des Mondes,
als ins All abgegeben werden konnte. Diese Gashülle habe sich
vermutlich rund 70 Millionen Jahre lang halten können, berichten die
Wissenschaftler im Fachjournal Earth and Planetary Science Letters.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7761: Aus aller Welt - 05.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Nordkorea zur Wiederaufnahme von Abrüstungsgesprächen bereit

Nordkoreas Machthaber Kim Jong Un hat bei seinem Staatsbesuch in
Peking die grundsätzliche Bereitschaft erkennen lassen, die vor zwei
Jahren ausgesetzten Abrüstungsverhandlungen im sogenannten
Sechs-Länder-Format wieder aufleben zu lassen. Davon berichtete die
japanische Zeitung Nikkei am Donnerstag unter Berufung auf Quellen in
Peking und Pjöngjang. An den Abrüstungsgesprächen waren neben Nord-
und Südkorea sowie China auch die USA, Rußland und Japan beteiligt
gewesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7722: Medizin und Gesundheitswesen - 05.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Ärztepräsident für Widerspruchslösung

Bekanntlich ist die Bereitschaft der Bundesbürger zur Organspende
alles andere als gut. So spendeten im ersten Halbjahr 2017 nur 412
Menschen ihre Organe. Dem soll jetzt entgegengewirkt werden. So
befürwortet unter anderem der Präsident der Bundesärztekammer, Frank
Ulrich Montgomery, die sogenannte Widerspruchslösung. Angesichts der
vielen schwerkranken Patienten auf der Warteliste wäre eine solche
Regelung das Beste, meinte er. Damit liegt es in diesem Punkt
offenbar auf einer Linie mit dem SPD-Politiker Karl Lauterbach. Dieser
sprach sich wiederholt für die Widerspruchslösung aus. Noch im
Januar meinte er, daß jeder, der nicht spenden will, schon vorher
sein Nein dokumentiert haben sollte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7749: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.04.2018 (SB)




VOM TAGE



New Yorker Polizisten erschießen afroamerikanischen Pfeifenraucher

Im New York Stadtteil Brooklyn haben vier Polizisten einen
Afroamerikaner erschossen. Sie gaben insgesamt zehn Schüsse auf ihn
ab, weil sie seine Tabakpfeife für eine Waffe hielten. Das berichtete
ein Polizeisprecher am Mittwochabend (Ortszeit). Bei der Polizei
waren mehrere Notrufe eingegangen, wonach ein Mann einen Gegenstand
in der Hand hielt, bei dem es sich um eine Schußwaffe hätte handeln
können. Der in der Nachbarschaft als geistig verwirrt bekannte Mann
soll seine Pfeife auf die Polizisten gerichtet haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7674: Sprache, Kunst und Medium - 05.04.2018 (SB)




VOM TAGE



US-Kino-Kette erhält Lizenz für Saudi-Arabien

Saudi-Arabien hat nach 35 Jahren Abstinenz zum ersten Mal die
Erlaubnis für eine Kino-Lizenz erteilt.

Wie Spiegel Online berichtete, wird die weltweit operierende US-Firma
AMC am 18. April ihr erstes Kino in der saudischen Hauptstadt Riad
eröffnen. Bis 2030 soll es in dem Königreich an die 350 Kinos geben.

Das Projekt mit der Bezeichnung "Vision 2030" wird Teil des
umfassenden Wirtschaftsumbaus. Es geht um eine generelle
Modernisierung des Landes.

Kinos, Sportveranstaltungen und andere Unterhaltungsereignisse waren
Anfang der 1980er-Jahre von konservativen Politikern verboten worden.
Bis heute gilt jede Art von Vergnügen als Frevel.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7739: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Rußland übt Raketenabwehr bei Marinemanöver in der Ostsee

Die russische Marine führt von Mittwoch bis Freitag in der Ostsee
großangelegte Manöver durch, bei denen die Bekämpfung feindlicher
Raketen geübt wird. Das meldete das Verteidigungsministerium in
Moskau. Die Manöver finden in der Nähe der Hoheitsgewässer von
Schweden, Lettland und Polen statt. Dadurch wird der Luft- und
Seeverkehr der drei Länder eingeschränkt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7753: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Maas dringt auf Familiennachzug gemäß Koalitionsvereinbarung

Migranten mit eingeschränktem Schutzstatus können bis August keine
engen Familienangehörigen nach Deutschland nachholen. In den
Koalitionsverhandlungen hatten sich Union und SPD auf eine neue
Regelung für die Zeit danach verständigt. Demnach sollen jeden Monat
bis zu 1000 Menschen im Rahmen des Familiennachzugs nach Deutschland
kommen dürfen. Das Recht sollen Ehepartner, minderjährige Kinder und
Eltern erhalten. Die Zuwanderung insgesamt soll jedes Jahr die Spanne
von 180.000 bis 220.000 nicht überschreiten. Bei einem Besuch in
Jordanien hat Bundesaußenminister Maas den Kompromiß bekräftigt. Er
betonte, die SPD werde keinem Entwurf zustimmen, der in erster
Linie dazu gedacht sei, das Kontingent eher zu verringern. In der
Visastelle der deutschen Botschaft in Amman sagte der SPD-Politiker
zudem, seine Partei werde auch kein Gesetzentwürfe passieren lassen,
welche für die Bearbeitung solcher Anträge vor Ort nicht praktikabel
seien.

Bundesinnenminister Seehofer hat einen Gesetzentwurf zur Neuregelung
des Familiennachzugs in die Ressortabstimmung gegeben. Unter anderem
Der Spiegel berichtete davon. Der Minister will den Familiennachzug
für Hartz-IV-Bezieher sowie für terroristische Gefährder, Haßprediger
und Leiter verbotener Vereine untersagen. Das gilt auch für
Rückkehrer aus dem Umfeld dschihadistischer Gruppierungen im Irak und
in Syrien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7724: Tragisches und Kurioses - 05.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Reißzwecken in Futterspende für Neumünsters Zoo gefunden

Die Mitarbeiter des Tierparks Neumünster waren schockiert, als sie
beim Sortieren von Futterspenden für Pferde, Esel und andere Tiere in
Broten Reißzwecken und aufgebogene Büroklammern fanden. Wären die
Spenden verfüttert worden, hätten sich die Tiere mit ziemlicher
Sicherheit verletzt.

Laut NDR1 Welle Nord wurde inzwischen eine Strafanzeige bei der
Polizei erstattet. Obendrein nehme der Zoo bis auf weiteres keine
Futterspenden von Bürgern mehr an, sagte der Vorsitzende der
Tierparkvereinigung Neumünster, Klaus-Joachim Poweleit, am Donnerstag.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7750: Arbeit, Soziales und Familie - 05.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Zehntausende studieren ohne Abitur

An deutschen Hochschulen und Universitäten studieren rund 57.000
Menschen ohne Abitur. Entsprechende Zahlen veröffentlichte das
Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) am Donnerstag. Demnach ist
fast jeder zweite dieser Studierenden älter als 30 Jahre. Ohne Abitur
studieren darf, wer eine abgeschlossene Berufsausbildung und
entsprechende Berufserfahrung nachweisen kann. Das größte Interesse
Studierender ohne Abitur bestand an Rechts-, Wirtschafts- und
Sozialwissenschaften, gefolgt von Ingenieurwissenschaften und
Gesundheitswissenschaften bzw. Humanmedizin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7733: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Ölkatastrophe vor Borneo

An den Küsten der südostasiatischen Insel Borneo bahnt sich eine
riesige Umweltkatastrophe an. Wie die Online-Ausgabe des Tagesspiegel
meldete, hatten Arbeiter des staatlichen Energiekonzern Pertamina,
als sie Öl aus einem Leck in einer Pipeline bemerkten, dieses
angezündet, um es zu beseitigen. Das Ergebnis: Vor der Küste der
indonesischen Hafenstadt Balikpapan brennt die Meeresoberfläche an
vielen Stellen. Gewaltige Rauchsäulen steigen aus dem Meer empor.
Mindestens fünf Menschen kamen bei den Löscharbeiten ums Leben. Viele
Anwohner klagen wegen der starken Rauchentwicklung über Atemnot und
Übelkeit. Auch kamen zahlreiche Fische und andere Meerestiere ums
Leben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7738: Märkte und Finanzen - 05.04.2018 (SB)




VOM TAGE



China beantragt WTO-Streitschlichtungsverfahren

Das chinesische Handelsministerium wird nach eigenen Angaben im
Handelsstreit mit den USA umgehend bei der Welthandelsorganisation
WTO ein Streitschlichtungsverfahren beantragen. Die US-Regierung
hatte mit Verweis auf die nationale Sicherheit Zölle auf Stahl- und
Aluminiumprodukte aus China angekündigt. Die chinesische Regierung
bezweifelt, daß die Abgaben aus Gründen der nationalen Sicherheit
erhoben werden sollen. Statt dessen geht es der US-Regierung um den
Schutz der heimischen Industrie. Das wäre ein Verstoß gegen das
Nicht-Diskriminierungs-Gebot im multilateralen Handelssystem,
verlautete aus Peking. China hat als Antwort auf die von Washington
angekündigten Zölle eine Liste mit Produkten aus den USA vorgelegt,
auf die ebenfalls Importabgaben erhoben werden könnten. Daraufhin
hatte die US-Führung Zölle auf weitere chinesischen Exportwaren
angekündigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7756: Aus Forschung und Technik - 05.04.2018 (SB)




VOM TAGE



NASA will die Schallmauer leise durchbrechen

Viele hielten es nicht für möglich. Doch jetzt wird es womöglich
wahr. Die US-Raumfahrtbehörde NASA will zusammen mit dem
Rüstungskonzern Lockheed Martin ein neuartiges Flugzeug entwickeln,
daß ohne Knall die Schallmauer durchbrechen kann. Wie afp gerade
meldete, sind für die Entwicklung des Flugzeuges umgerechnet 201
Millionen Euro vorgesehen. US-Präsident Donald Trump hatte letztens 
die Finanzierung des Projekts aus Bundesmitteln genehmigt. Der
erste Testflug soll im Jahr 2021 stattfinden. Den Plänen zufolge soll
das Flugzeug auf einer Höhe von 55.000 Fuß mit einer Geschwindigkeit
von rund 1513 Stundenkilometern fliegen und dabei relativ geräuschlos
sein. Gerade einmal ein Jahr später will die NASA das Flugzeug über
US-Städten testen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1089: Anthropologie - Das Innenohr ist ein Kompass für die Ausbreitung des Menschen (idw)


Universität Zürich - 03.04.2018

Das Innenohr ist ein Kompass für die Ausbreitung des Menschen



Das Innenohr des modernen Menschen unterscheidet sich leicht zwischen
verschiedenen Populationen. Aus diesen Formunterschieden lassen sich
Erkenntnisse über die globale Ausbreitung des Menschen von Afrika aus
ableiten, wie UZH-Paläoanthropologen belegen.

Die Ausbreitung des Menschen von Afrika aus über die ganze Welt kann
anhand genetischer und morphologischer Analysen belegt werden. Allerdings
lassen morphologische Daten des Schädels und Skeletts oft nur bedingt
Rückschlüsse auf das geographische Ausbreitungsmuster zu, vor allem wegen
der vielfältigen Anpassungen des menschlichen Skeletts an die örtlichen
Umweltbedingungen. Nun zeigt ein internationales Forscherteam unter der
Leitung von UZH-Paläoanthropologen, dass die Morphologie des Innenohrs ein
geeigneter Indikator für die Populationsgeschichte und Ausbreitung des
Menschen ist.




[image: Verbreitung verschiedener Innenohrtypen auf einer Weltkarte dargestellt - © Marcia Ponce de León, Christoph Zollikofer]

Das Innenohr weist feine Formunterschiede zwischen verschiedenen
Populationen auf.

© Marcia Ponce de León, Christoph Zollikofer



Formunterschiede innerhalb einer Population grösser

Wie bei allen Wirbeltieren ist auch beim Menschen der Gehör- und
Gleichgewichtssinn in einem Hohlraumsystem in der Schädelbasis enthalten,
dem knöchernen Labyrinth des Innenohrs. Die Forscherinnen und Forscher
untersuchten die Labyrinthstrukturen in menschlichen Populationen von Süd-
und Nordafrika über Europa, Asien, Australien und Amerika bis nach
Patagonien. Mittels Mikro-Computertomographie konnten sie die
dreidimensionalen Daten des knöchernen Labyrinths zerstörungsfrei
erfassen.

Dabei zeigte sich, dass die Form des Labyrinths stark variiert: Die
Variation innerhalb einer Population ist bedeutend grösser als die
Variation zwischen Populationen. «Dieses typisch menschliche
Variationsmuster ist auch von genetischen Vergleichsdaten bekannt. Es
zeigt, dass alle Menschen sehr nahe miteinander verwandt sind und ihre
Wurzeln in Afrika haben», erläutert UZH-Anthropologin Marcia Ponce de
León.

Morphologie des Labyrinths korreliert mit Ausbreitungsdistanz zu Afrika


Das Team fand weiter heraus, dass die dreidimensionale Form des Labyrinths
wichtige Informationen über die globale Ausbreitung des Menschen vom
afrikanischen Kontinent aus enthält. Je weiter eine Population
geographisch von Südafrika entfernt ist, desto mehr unterscheidet sie sich
in der Form des Labyrinths von südafrikanischen Populationen. Überdies
stimmen die Labyrinth-Daten mit jenen von DNA-Untersuchungen überein, die
zeigen, dass die genetische Distanz mit der geographischen Distanz zu
Afrika zunimmt.

Rückschlüsse auf innerkontinentale Ausbreitungsgeschichte


Die Labyrinth-Daten lassen auch Schlüsse auf Populationsbewegungen
innerhalb der Kontinente zu. So ist etwa die Labyrinth-Form von
prähistorischen Populationen auf den Sunda-Inseln (Indonesien) ähnlich zu
jener der Ureinwohner von Papua und Australien, während die heutige
Bevölkerung grösstenteils aus dem malaiischen Archipel zugewandert ist.
Andererseits lässt sich aus dem Labyrinth ablesen, dass die heutigen
Europäer und Japaner ihre Vorfahren mehrheitlich in den jeweiligen lokalen
Bevölkerungen der Jungsteinzeit haben.

Zufällige Erbgutveränderungen wirken sich funktionell nicht aus


Die neuen Resultate überraschen, weil bisher angenommen wurde, dass die
Form des Labyrinths hauptsächlich durch seine Funktion bestimmt wird. Nun
zeigt sich, dass trotz sehr hoher funktioneller Anforderungen an
Gleichgewichts- und Hörsinn die Natur eine erstaunlich weite Variation des
Labyrinths zulässt. «Dies beruht wohl auf zufälligen Veränderungen im
Erbgut. Solche Veränderungen haben funktionell wenig bis keine
Konsequenzen, aber die damit einhergehenden strukturellen Veränderungen
sind ein Dokument der menschlichen Ausbreitungs- und
Evolutionsgeschichte», resümiert Letztautor Christoph Zollikofer,
Professor für Anthropologie an der UZH.

Computertomographische Erfassung soll der DNA-Extraktion vorausgehen


Der kompakte Knochen, der das Labyrinth umgibt, ist auch für die
Paläogenetik interessant, da er grosse DNA-Mengen enthält. Hier besteht
ein akuter Interessenkonflikt: Während computertomographische
Untersuchungen nicht-invasiv sind, wird bei der DNA-Gewinnung das
Labyrinth zerstört. «Die Paläogenetik ist ein rasant wachsendes
Forschungsgebiet, und es wurden bereits hunderte Labyrinthe aus
archäologischen Skelettsammlungen ohne vorgängige Dokumentation zu
Knochenstaub zermahlen», so Christoph Zollikofer. Das Forschungsteam setzt
sich deshalb dafür ein, dass routinemässig computertomographische Daten
erfasst werden, bevor Knochen für die DNA-Extraktion freigegeben werden.
«Diese Daten bilden ein unersetzliches Archiv der Geschichte von fossilen
und heutigen menschlichen Populationen», schliesst Marcia Ponce de León.


Literatur:

Marcia S. Ponce de León, Toetik Koesbardiati, John David Weissmann, Marco
Milella, Carlos S. Reyna-Blanco, Gen Suwa, Osamu Kondo, Anna-Sapfo
Malaspinas, Tim D. White, and Christoph P. E. Zollikofer. Human bony
labyrinth is an indicator of population history and dispersal from Africa.
PNAS. April 2, 2018. Doi: 10.1073/pnas.1717873115
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GENETIK/251: Weniger ist mehr - Verlust von Genen während der Evolution (idw)


Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik - 04.04.2018

Weniger ist mehr: Verlust von Genen während der Evolution

Umfassende Analyse von Genverlusten eröffnet neue Erkenntnisse zu
evolutionären Eigenschaften von Säugetieren



Die Artenvielfalt ist einer der faszinierendsten Aspekte der Natur. Alle
Lebensräume auf unserem Planeten, sei es zu Land, zu Wasser oder in der
Luft, sind von Tierarten bewohnt, die sich auf erstaunliche Art und Weise
an ihre Umwelt angepasst haben. Ein Vergleich der Gene zwischen
verschiedenen Spezies kann Aufschluss darüber geben, wie sich diese
Artenvielfalt entwickeln konnte. Im Laufe der Evolution können entweder
neue Gene entstehen, oder sie mutieren, werden dupliziert oder können
sogar verloren gehen. Um zu klären, inwieweit Genverluste zu den
verschiedensten Anpassungen beitragen können, entwickelten Michael Hiller
und seine Kollegen vom Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und
Genetik (MPI-CBG) in Dresden eine computergestützte Methode zur Bestimmung
von Genverlusten. Die Forscher untersuchten systematisch die Genome von 62
Säugetieren, um zu analysieren, welche Gene in welcher Art verloren gehen.
Ihre Ergebnisse, die in der Fachzeitschrift Nature Communications
veröffentlicht wurden, zeigen eine Reihe von bisher unbekannten
Genverlusten, die als Folge einer früheren, schon bestehenden Anpassung
aufgetreten sein könnten oder - noch interessanter - eine wichtige Rolle
bei der Entwicklung einer neuen morphologischen oder physiologischen
Anpassung gespielt haben könnten.

Der Verlust von Genen wird in der Regel als nachteilig erachtet, da er mit
Fehlentwicklungen oder Krankheiten verbunden ist. Allerdings kann der
Verlust von Genen aber auch von Vorteil für ein Lebewesen sein, zum
Beispiel, wenn dieser Verlust zur Anpassung an bestimmte Umweltbedingungen
oder neue Lebensbedingungen beiträgt. Eines der vielen Beispiele, welche
die Forscher um Michael Hiller, der auch mit dem Max-Planck-Institut für
Physik komplexer Systeme und dem Zentrum für Systembiologie Dresden
zusammenarbeitet, untersucht haben, ist der komplette Verlust von Haaren
und Fell bei Delphinen und Walen. Bei diesen Arten, die ausschließlich im
Wasser leben, können Haare nicht mehr zum Wärmen des Organismus dienen,
sondern sie würden sogar das Schwimmen verlangsamen. Somit ist der
Haarausfall ein Vorteil für Delfine und Wale. Virag Sharma, der Erstautor
der Studie, erzählt: "Wir zeigen in unserer Studie, dass diese Säugetiere
mehrere Gene verloren haben, die für die Haarbildung benötigt werden. Das
deutet darauf hin, dass der Genverlust höchstwahrscheinlich eine Rolle
beim Verlust ihres Fells gespielt haben wird."

Die Studie liefert außerdem neue Erkenntnisse darüber, wie sich bestimmte
Fledermäuse, die sich ausschließlich von Fruchtsaft ernähren, an eine
vorwiegend zuckerhaltige Nahrung angepasst haben. Die Regulierung der
Aufnahme und Verstoffwechselung von Zucker ist die Aufgabe von Insulin,
einem Hormon, das in Diabetes-Patienten nicht mehr richtig wirkt und was
nicht mehr in ausreichender Menge in Diabetikern produziert wird.
Überraschenderweise fanden die Forscher heraus, dass den früchtefressenden
Fledermäusen Gene fehlen, welche die Ausschüttung von Insulin hemmen und
dessen Wirkung unterdrücken. Der Verlust dieser Gene bedeutet also, dass
Faktoren, die die Zuckerverstoffwechselung hemmen, ausgeschaltet wurden.
Für Arten, die eine zuckerreiche Nahrung konsumieren, ist das sicherlich
ein Vorteil.

Interessanterweise konnten die Wissenschaftler auch zeigen, dass Arten,
die nicht nahe miteinander verwandt sind, aber die gleichen
Anpassungsmerkmale an ihre Umwelt entwickelt haben, genau die gleichen
Gene verloren haben. Ein Beispiel dafür ist ein Gen, das nur bei den
Säugetieren verloren gegangen ist, deren Körper mit Schuppen gepanzert
sind, wie es beim Schuppentier und Gürteltier der Fall ist. Dieses Gen ist
wichtig, um DNA-Schäden zu reparieren, die durch UV-Licht verursacht
werden. Das lässt vermuten, dass die Schuppen die Haut dieser gepanzerten
Tiere ausreichend gut vor UV-Licht schützen, so dass diese Säugetiere das
DNA-Reparaturgen nicht mehr benötigen.

Michael Hiller, der Studienleiter, fasst zusammen: "Unsere Ergebnisse
liefern umfangreiche Belege für das evolutionäre Potenzial von
Genverlusten. Im Laufe der Evolution kann ein Verlust von Genen also nicht
nur schädigend wirken, sondern unter besonderen Umständen sogar von
Vorteil sein. Zurzeit werden die Genome zahlreicher Spezies in rasantem
Tempo sequenziert, was die Grundlage liefert, um die Rolle von
Genverlusten bei der Ausbildung charakteristischer Merkmale verschiedener
Arten weiter zu untersuchen."


Publikation:

Virag Sharma, Nikolai Hecker, Juliana G. Roscito, Leo Foerster, Bjoern E.
Langer & Michael Hiller: A genomics approach reveals insights into the
importance of gene losses for mammalian adaptations. Nature
Communications, 23. März 2018, doi:10.1038/s41467-018-03667-1


Über das MPI-CBG

Das Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik (MPI-CBG)
ist eines von 84 Instituten der Max-Planck-Gesellschaft, einer
unabhängigen gemeinnützigen Organisation in Deutschland. 500 Menschen aus
50 Ländern aus den verschiedensten Disziplinen arbeiten am MPI-CBG und
lassen sich von ihrem Forscherdrang antreiben, um die Frage zu klären: Wie
organisieren sich Zellen zu Geweben?

Weitere Informationen unter:

https://www.mpi-cbg.de/research-groups/current-groups/michael-hiller/research-focus

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution2232
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MELDUNG/527: Universitätsbibliothek Frankfurt jetzt Partner einer Online-Bibliothek zur Biodiversität (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 04.04.2018

Universitätsbibliothek Frankfurt jetzt Partner einer Online-Bibliothek
zur Biodiversität



FRANKFURT. Seit Ende März ist die Universitätsbibliothek Johann Christian
Senckenberg (UB JCS) in Frankfurt am Main offizieller Partner der
Biodiversity Heritage Library (BHL), einer Online-Bibliothek zur
Biodiversität, die von einem internationalen Konsortium naturkundlicher
Bibliotheken und Museen getragen wird. Mit diesem Schritt will die UB JCS
als erste deutsche Bibliothek das Ziel von BHL unterstützen, Informationen
über die biologische Vielfalt der Erde leichter zugänglich zu machen, und
zudem digitalisierte Literatur aus ihrer eigenen Sammlung Biologie in BHL
auffindbar machen.

Die neue Partnerschaft manifestiert sich im Status der
Universitätsbibliothek als BHL Affiliate. Damit verbunden ist neben dem
Einbringen eigener Digitalisate in die Online-Bibliothek auch eine
Mitwirkung an weiteren Digitalisierungsaktivitäten und an Maßnahmen der
Öffentlichkeitsarbeit. Das Konsortium der Biodiversity Heritage Library
umfasst derzeit annähernd 40 Einrichtungen aus allen Teilen der Welt
(bislang jedoch ohne deutschen Partner). Die Online-Bibliothek bietet mehr
als 54 Millionen Seiten aus 220.000 Bänden. Damit nimmt BHL im Bereich der
Biodiversitätsliteratur eine weltweit führende Stellung ein und ist für
viele Wissenschaftler eine unverzichtbare Anlaufstelle.

Die UB JCS bewahrt mit ihrer Sammlung Biologie, die aus der einschlägig
bekannten "Senckenbergischen Bibliothek" hervorgegangen ist, einen
exzellenten Bestand an historischer und moderner Literatur zur Biologie,
der in dieser Breite und Tiefe in kaum einer anderen deutschen Bibliothek
zu finden ist. Im Rahmen eines Projekts zur Digitalisierung botanischer
Zeitschriften wurden bereits Teile dieses Bestandes online verfügbar
gemacht. In dem aktuellen Projekt Fachinformationsdienst
Biodiversitätsforschung (FID Biodiversität) wird angestrebt, historische
und aktuelle Literatur zur Biodiversität noch umfassender in zeitgemäßen
Formaten zur Verfügung zu stellen. Die UB JCS führt dieses Projekt
gemeinsam mit der Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung und der AG
Texttechnologie am Institut für Informatik der Goethe-Universität durch.
Aktuell wird im FID-Projekt unter anderem an der Digitalisierung von
Hunderten weiterer Bände gearbeitet.

Mit der nun beginnenden Partnerschaft mit der Biodiversity Heritage
Library forciert die UB JCS ihre Bemühungen um freien Zugang zu
wissenschaftlicher Literatur im Allgemeinen und zu Biodiversitätsliteratur
im Besonderen.


Über die Universitätsbibliothek Johann Christian Senckenberg

Die Universitätsbibliothek Frankfurt am Main zählt mit ihren umfangreichen
Beständen und Sammlungen zu den bedeutendsten wissenschaftlichen
Bibliotheken Deutschlands. Sie vereinigt in sich die Funktion einer
Universitätsbibliothek mit zahlreichen Landesaufgaben, einer
wissenschaftlichen Bibliothek für die Stadt Frankfurt und das
Rhein-Main-Gebiet und einer Schwerpunktbibliothek innerhalb der
überregionalen Literatur- und Informationsversorgung.

http://www.ub.uni-frankfurt.de/


Weitere Informationen:

Sammlung Biologie:

http://www.ub.uni-frankfurt.de/biologie/home.html

BIOfid:

http://www.biofid.de/

BHL-Blogbeitrag zur Partnerschaft:

https://blog.biodiversitylibrary.org/2018/04/bhl-welcomes-the-university-library-johann-christian-senckenberg.html

BHL-Portal:

https://www.biodiversitylibrary.org/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131
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MELDUNG/227: Humboldt-Universität zu Berlin - besseres Verständnis der Chlorophyllsynthese (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 04.04.2018

Forschung der HU ermöglicht besseres Verständnis der Chlorophyllsynthese



Forscherteam entdeckt bislang unbekannte Funktion von chloroplastidärem
Chaperon.

Photosynthese ist ein unerlässlicher Prozess für das Leben aller
Organismen auf unserem Planeten. Durch ihn wird Sonnenlicht in
biochemische Energie umgewandelt. Das Pigment Chlorophyll spielt in diesem
Prozess eine zentrale Rolle. Ein Forscherteam der Humboldt-Universität zu
Berlin (HU) brachte jetzt neue Erkenntnisse, wie die Synthese von
Chlorophyll reguliert wird.

Das Sonnenlicht wird durch das Pigment Chlorophyll absorbiert und in der
Photosynthese in biochemische Energie umgewandelt. In dem pflanzlichen
Organell Chloroplast ist das Chlorophyll in Licht-Sammel-Proteine der
Photosynthesekomplexe (light-harvesting chlorophyll-binding proteins,
LHCPs) eingebaut. Diese LHCPs werden nach ihrer Synthese im Zytoplasma und
ihrem Import in die Chloroplasten auf dem weiteren Weg mittels der
Chlorplasten-Signalerkennungspartikel cpSRP43 und cpSRP54 zu ihrem
Bestimmungsort transportiert und dort in die Thylakoidmembran integriert,
in der die Photosynthesevorgänge stattfinden. Bei der Integration der
LHCPs in die Membranen werden die Chlorophylle eingefügt.

Damit immer ausreichende Chlorophyllmengen für die Photosynthese zur
Verfügung stehen, muss die Synthese des Chlorophylls mit der
Bereitstellung der LHCPs wirksam koordiniert werden. Der
geschwindigkeitsbestimmende Schritt der Chlorophyllsynthese erfolgt mit
dem ersten Enzym des Stoffwechselweges, der Glutamyl-tRNA Reduktase
(GluTR). GluTR sorgt dann für die erforderliche Menge an
5-Aminolävulinsäure, dem Baustein aller Chlorophylle. Die Aktivität und
Stabilität von GluTR ist auf sehr vielfältige Weise reguliert. Ein
Forscherteam der HU untersuchte jetzt, wie genau dieser Vorgang geregelt
wird.

Dr. Peng Wang, Mitarbeiter der Arbeitsgruppe Pflanzenphysiologie von Prof.
Bernhard Grimm entdeckte, dass cpSRP43 Chaperoneigenschaften auf das Enzym
GluTR ausübt. Das heißt, es unterstützt das Enzym bei der korrekten
Faltung und beim Zusammenbau in Komplexen. Das cpSRP43 interagiert mit
GluTR an sogenannten "aggregation-prone motifs" (das heißt
Proteinbereichen, die besonders anfällig für Aggregatbildung sind) und
verhindert die Aggregation der GluTR. Somit wird die Stabilität der GluTR
gefördert und ihre Inaktivierung vermieden.

In ihrer kürzlich veröffentlichten Studie beschreiben die Forscher somit
eine weitere Funktion des Chaperons cpSRP43 in einem neuartigen
posttranslationalen Kontrollmechanismus der GluTR. Neben dem Transport der
LHCPs innerhalb der Chloroplasten sorgt cpSRP43 auch durch Stabilisierung
der GluTR für adäquate Synthese der 5-Aminolävulinsäure und somit für die
geeignete Menge an Chlorophyllen im Verlauf von ständig wechselnden
Umweltbedingungen. Die Arbeitsgruppe vermutet, dass cpSRP43 dank der
Chaperonfunktion nun eine Kopplung der maßgeschneiderten Raten des LHCP
Transports sowie der Chlorophyllsynthese ermöglicht.

Die vollständige Studie ist unter dem Titel "Chloroplast SRP43 acts as a
chaperone for glutamyl-tRNA reductase, the rate-limiting enzyme in
tetrapyrrole biosynthesis" in der Zeitschrift Proceedings of the National
Academy of Sciences of the U.S.A. erschienen.


Weitere Informationen:

http://www.pnas.org/content/early/2018/03/21/1719645115

https://www.biologie.hu-berlin.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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ENERGIE/1552: Neuer Reaktortyp für biologische Methanisierung erfolgreich als flexibler Energiespeicher erprobt (idw)


Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V. - 04.04.2018

Neuer Reaktortyp für biologische Methanisierung erfolgreich als
flexibler Energiespeicher erprobt

Rieselbettreaktor der BTU Cottbus methanisiert wahlweise Kohlendioxid oder
Roh-Biogas mit Wasserstoff - Hohe Produktqualität, geringer Energiebedarf,
Methanbildungsrate gesteigert



In einem Forschungsprojekt hat die Brandenburgische Technische Universität
(BTU) Cottbus-Senftenberg ihren 2012 entwickelten kontinuierlichen
Rieselbett-Reaktor zur biologischen Methanisierung weiter optimiert und
unter praxisnahen Bedingungen erprobt. Das Verfahren ist potenziell gut
geeignet für die flexible Speicherung von Energie als Beitrag für die
Energiewende.

Power-to-Gas (PtG)-Verfahren werden als Schlüsseltechnologien zur
Speicherung erneuerbarer Energien angesehen. Dabei wird in Elektrolyseuren
mit Hilfe von überschüssigem erneuerbarem Strom Wasser in Wasserstoff (H2)
und Sauerstoff gespalten. Den Wasserstoff kann man dann mit CO2 in Methan
(CH4) umwandeln (Methanisierung), das nahezu erdgasgleich ist und sich
problemlos in die bestehenden Erdgasnetze einspeisen lässt. Klassische,
chemisch-physikalische Methanisierungs-Verfahren sind aufgrund der
erforderlichen hohen Drücke und Temperaturen vergleichsweise teuer. Um die
Fluktuation von erneuerbaren Energien wie Windkraft oder Photovoltaik
auszugleichen, erscheint die biologische Methanisierung als geeignete
Alternative. Dabei wandeln Einzeller, sog. Archaeen, H2 und CO2 bei
Umgebungsbedingungen in CH4 um.

Die BTU hat bereits 2012 einen neuartigen, kontinuierlich arbeitenden
Rieselbettreaktor zur biologischen Methanisierung entwickelt. Der
inzwischen patentierte Reaktor zeichnet sich durch eine besonders hohe
Methankonzentration von 98 Prozent im Produktgas und einen niedrigen
Strom- und Wärmebedarf aus. Verbesserungsfähig war die relativ geringe
Methanbildungsrate. Im hier vorgestellten Projekt entwickelte die BTU den
bisher im Technikum erprobten Ansatz für die Kopplung von Bio-, Solar- und
Windenergie in der Praxis weiter. Durch Erhöhung des Betriebsdrucks auf 5
bar konnten sie die Methanbildungsrate bei verhältnismäßig geringem
energetischen Mehraufwand deutlich steigern. Eine weitere Druckerhöhung
führte hingegen zu keinem gesteigerten Wasserstoffumsatz. Außerdem
ermittelten die Forscher die optimalen Betriebsparameter und testeten
erfolgreich nicht aufbereitetes Biogas als Alternative zum Ausgangsgas
CO2. Unter Zugabe einer praxisnahen Nährstofflösung erreichten sie einen
stabilen Langzeitbetrieb des Reaktors. "Hervorzuheben ist auch die sehr
gute Steuerbarkeit des Prozesses, die Methanbildung kann direkt gestartet
oder unterbrochen werden. Dadurch ist es möglich, auf den Erdgasbedarf
bzw. die Verfügbarkeit der Inputgase flexibel zu reagieren", erklärt
Projektleiter Dr. Marko Burkhardt.

Insgesamt bewerteten die Forscher den anaeroben Rieselbettreaktor als
wirtschaftlich konkurrenzfähig zu anderen Methanisierungsverfahren, bei
deutlichen Stärken in der Energieeffizienz und Produktqualität. Nach ihrer
Einschätzung ist der Reaktor selbst für eine flexible, bedarfsgerechte
Fahrweise gut geeignet, das Zusammenspiel der gesamten Prozesskette von
der Elektrolyse bis zur Methaneinspeisung müsse im Praxismaßstab aber noch
weiter untersucht werden. FuE-Bedarf besteht auch noch beim Einsatz von
Steuerungs- und Regeltechnik für die Methanisierung unter erhöhtem Druck,
weil dabei die genaue Einstellung des CO2:H-Verhältnisses besonders
wichtig ist.

Das Vorhaben wurde vom Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
(BMEL) über den Projektträger Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e. V.
(FNR) gefördert. Der Abschlussbericht steht auf fnr.de unter dem
Förderkennzeichen 22407112 zur Verfügung.


Weitere Informationen unter:

https://www.fnr.de/projektfoerderung/projekte-und-ergebnisse/projektverzeichnis/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution506
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ENERGIE/1551: Ein Drittel des Sonnenlichts in Strom wandeln - 33,3 Prozent Mehrfachsolarzelle auf Siliciumbasis (idw)


Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE - 03.04.2018

Ein Drittel des Sonnenlichts in Strom wandeln - 33,3 Prozent
Mehrfachsolarzelle auf Siliciumbasis



Forscher des Fraunhofer-Instituts für Solare Energiesysteme ISE haben
gemeinsam mit der Firma EVG eine neue Mehrfachsolarzelle auf Silicium
entwickelt, mit der genau ein Drittel der im Sonnenlicht enthaltenen
Energie in elektrische Energie gewandelt werden kann. Das Ergebnis wurde
jetzt in der renommierten Fachzeitschrift Nature Energy veröffentlicht.

Solarzellen aus Silicium dominieren heute den globalen Photovoltaikmarkt
mit einem Anteil von rund 90 Prozent. Forschung und Industrie arbeiten
sich mit neuen technologischen Entwicklungsschritten an die theoretische
Wirkungsgradgrenze des Halbleitermaterials Silicium heran. Gleichzeitig
gehen sie neue Wege, um eine neue Generation von noch effizienteren
Solarzellen zu entwickeln.




[image: © Fraunhofer ISE/Foto: Dirk Mahler]

Mehrfachsolarzelle aus III-V-Halbleitern und Silicium, die 33,3 Prozent des
Sonnenlichts in Strom wandelt.

© Fraunhofer ISE/Foto: Dirk Mahler



Die jetzt erzielte hohe Umwandlungseffizienz einer Mehrfachsolarzelle auf
Silicium erreichten die Forscher durch 0.002 mm dünne Halbleiterschichten
- weniger als ein zwanzigstel der Dicke eines Haars - aus
III-V-Verbindungshalbleitern, die auf eine Siliciumsolarzelle aufgebracht
werden. Das sichtbare Licht wird effizient in einer ersten Solarzelle aus
Gallium-Indium-Phosphid absorbiert, das nahe Infrarotlicht in
Galliumarsenid und längerwelliges Licht schließlich in Silicium. So können
die Wirkungsgrade heutiger Siliciumsolarzellen signifikant gesteigert
werden.

»Die Photovoltaik ist eine der wichtigsten Säulen für die Energiewende«,
sagt Dr. Andreas Bett, Institutsleiter des Fraunhofer ISE. »Die Kosten
sind inzwischen so weit gesunken, dass die Photovoltaik eine
wirtschaftliche Alternative zu konventionellen Energien darstellt. Aber
diese Entwicklung ist noch lange nicht am Ende, und das neue Ergebnis
zeigt, wie wir durch höhere Wirkungsgrade den Materialverbrauch reduzieren
und damit nicht nur die Kosten noch weiter optimieren, sondern Solarstrom
auch ressourcenschonend herstellen können.«

Bereits im November 2016 hatten die Freiburger Solarforscher mit ihrem
Industriepartner EVG einen Wirkungsgrad von 30,2 Prozent demonstriert und
diesen im März 2017 auf 31,3 Prozent erhöht. Nun konnten sie die
Lichtabsorption und die Ladungstrennung im Silicium noch einmal deutlich
verbessern und damit einen neuen Rekordwert von 33,3 Prozent erzielen. Die
Rekordzelle mit dem neuen Ansatz gleicht von außen einer herkömmlichen
Solarzelle mit zwei Kontakten und kann somit leicht in Photovoltaikmodule
integriert werden. Die Technologie hat auch die Jury der GreenTec Awards
2018 überzeugt, sie wählte diese Entwicklung unter die Top drei in der
Kategorie Energie.

Die Technologie

Beim Konzept der Mehrfachsolarzellen übertrugen die Forscher 1.9 µm
Mikrometer dünne III-V-Halbleiterschichten auf Silicium. Die Verbindung
gelang ihnen mittels eines aus der Mikroelektronik bekannten Verfahrens,
dem direkten Waferbonden. Die Oberflächen wurden in einer EVG580© ComBond©
Kammer im Hochvakuum mit Hilfe eines Ionenstrahls deoxidiert und
anschließend unter Druck miteinander verpresst. Es entsteht eine Einheit,
indem die Atome der III-V Oberfläche Bindungen mit dem Silicium eingehen.
Der Solarzelle sieht man die komplexe innere Struktur nicht an, sie
besitzt wie herkömmliche Siliciumsolarzellen einen einfachen Vorder- und
Rückseitenkontakt und kann wie diese in PV-Module integriert werden.

Die Mehrfachsolarzelle auf Siliciumbasis weist eine Abfolge von
übereinander gestapelten Teilzellen aus Gallium-Indium-Phosphid (GaInP),
Gallium-Arsenid (GaAs) und Silicium (Si) auf, die intern durch sogenannte
Tunneldioden verschaltet sind. Die oberste Zelle aus GaInP absorbiert
Strahlung zwischen 300 und 670 nm, die GaAs-Zelle zwischen 500 und 890 nm
und die Si-Zelle zwischen 650 und 1180 nm. Die III-V Schichten wurden
zunächst auf einem GaAs Substrat epitaktisch abgeschieden und dann auf
eine speziell angepasste Siliciumsolarzellenstruktur gebondet. Hierbei
wurden auf der Vorder- und Rückseite des Siliciums Tunneloxid passivierte
Kontakte (TOPCon) aufgebracht. Anschließend wurde das GaAs Substrat
entfernt, ein nanostrukturierter Rückseitenkontakt zur
Weglängenverlängerung des Lichts aufgebracht sowie ein Vorderseiten
Kontaktgitter und eine Antireflexbeschichtung.

Auf dem Weg zu einer industriellen Fertigung der III-V/Si
Mehrfachsolarzelle müssen die Kosten der III-V-Epitaxie und der
Verbindungstechnologie mit Silicium weiter gesenkt werden. Hier liegen
große Herausforderungen, die die Freiburger Fraunhofer-Forscher in
zukünftigen Entwicklungsvorhaben in ihrem neu entstehenden Zentrum für
höchsteffiziente Solarzellen lösen wollen. Dort sollen sowohl III-V- als
auch Siliciumtechnologien der nächsten Generation entwickelt werden.
Zielsetzung ist es, in Zukunft höchsteffiziente Solarmodule mit mehr als
30 Prozent Wirkungsgrad zu ermöglichen.

Projektförderung

Der Nachwuchswissenschaftler und Erstautor der Veröffentlichung Dr. Romain
Cariou wurde durch die Europäische Union im Rahmen eines Marie Curie
Stipendiums (HISTORIC, 655272) gefördert. Weiterhin wurden die Arbeiten
unterstützt durch die Europäische Union im Rahmen des Projekts NanoTandem
(641023) sowie durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie BMWi
im Rahmen des Projekts PoTaSi (Fkz. 0324247).


Weitere Informationen unter:

https://doi.org/10.1038/s41560-018-0125-0 

Artikel in "Nature Energy": III-V-on-silicon solar cells reaching 33%
photoconversion efficiency in two-terminal configuration

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution273

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE, Karin Schneider, 03.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEDIEN/440: Facebook-Skandal - Die Zeit des Wegguckens und Wegduckens ist ein für allemal vorbei




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. April 2018

Facebook-Skandal - Die Zeit des Wegguckens und Wegduckens ist ein für allemal vorbei

 
Zu den neuen Erkenntnissen im Datenskandal bei facebook erklärt Konstantin von Notz, Stellvertretender Fraktionsvorsitzender:
 
Das Versagen der Bundesregierung gegenüber marktmächtigen Anbietern auf digitalen Märkten wird immer deutlicher: Über Jahre hat es die Bundesregierung bewusst unterlassen, gegenüber Facebook und anderen marktmächtigen Akteuren auf die Einhaltung von Recht und Gesetz zu pochen. Stattdessen hat man den Unternehmen unmissverständlich signalisiert, dass man ihre Verweigerungshaltung toleriert und von der deutschen Bundesregierung nichts zu befürchten ist.
 
Auch die neue GroKo hat bislang keinerlei Konzept, wie man auf den jüngsten Datenskandal reagieren will. Die nicht zuständige Justizministerin veranstaltet erneut vollkommen folgenlose Kaffeerunden mit Facebook, der eigentlich für den Datenschutz zuständige Bundesinnenminister ist völlig abgetaucht und ignoriert die gravierenden Probleme für 30 Millionen deutsche Nutzerinnen und Nutzer. Das ist absolut inakzeptabel.
 
Die Bundesregierung muss endlich eine aktive Rolle bei der Aufklärung des Datenmissbrauchs einnehmen und den Grundrechtsschutz der Bürgerinnen und Bürger sicherstellen. Es gilt, die Aufsichtsbehörden zu stärken, auf europäischer Ebene mit der anstehenden E-Privacy-Verordnung den Grundrechtsschutz von 500 Millionen Bürgerinnen und Bürgern voranzubringen und auf nationaler Ebene endlich die weiterhin dringend notwendige Modernisierung des Wettbewerbs-, Fusions- und Kartellrechts anzugehen.
 
Angesichts der Ankündigung von Facebook, dass es Jahre dauern wird, bis man sich an Recht und Gesetz halten kann, muss die Bundesregierung auch weitreichende Maßnahmen wie eine Entflechtung der Dienste des Unternehmens prüfen. Die Zeit des Wegguckens und Wegduckens muss ein für allemal vorbei sein. Auch die Bundesregierung muss sich dem Ausverkauf unserer Grundrechte entschlossen entgegenstellen.
 
Nach derzeitigen Stand sind 87 Millionen Nutzerinnen und Nutzer weltweit und mehr als 300.000 Deutsche vom jüngsten Datenskandal bei Facebook betroffen. Angesichts der Tatsache, dass über Jahre tausende externe Zugriffe auf die Daten der Nutzerinnen und Nutzer gewährt wurden, ist davon auszugehen, dass dies nur die Spitze des Eisbergs ist.
 
Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. April 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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WIRTSCHAFT/2703: Facebook muss den Datenschutz seiner Nutzer weltweit achten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. April 2018

Facebook muss den Datenschutz seiner Nutzer weltweit achten



Facebook-Chef Mark Zuckerberg hat in einem Interview mit Reuters am
Dienstag mitgeteilt, dass er keine weltweite Anwendung der neuen
EU-Datenschutzregelungen plane. Hierzu können Sie den
digitalpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thomas
Jarzombek, wie folgt zitieren:

Es ist nicht gut, dass Facebook ankündigt, Nutzer anderer Länder
schlechter zu stellen. Mit der Datenschutzgrundverordnung gibt es
zunächst einen einheitlichen Datenschutz in der Europäischen Union,
es ist daher eine unternehmerische Entscheidung, die Vorschriften
auch dort einzuhalten, wo es noch keine ähnlichen Vorgaben gibt.

Allerdings haben wir auf unsere Fragen aus dem Ausschuss Digitale
Agenda bis heute keine Antworten darauf, wie viele Entwickler ähnlich
wie Aleksandr Kogan quasi unbegrenzten Zugriff auf persönliche Daten
von Millionen Nutzern hatten und diese Daten womöglich sogar
weitergegeben haben. Darüber hinaus gibt es immer noch keine Klarheit
über die Zahl der betroffenen Nutzer in Deutschland."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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BILDUNG/885: Studieren ohne Abitur braucht bessere Rahmenbedingungen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. April 2018

Studieren ohne Abitur braucht bessere Rahmenbedingungen



"Es ist erfreulich, dass die Zahl der Studienanfängerinnen und Studienanfänger ohne Abitur in den letzten Jahren gestiegen ist. Wenn man bedenkt, dass im Jahr 2012 laut CHE bereits 2,5 Prozent aller Studierenden in Deutschland ihr Studium ohne Abitur aufnahmen, kann der aktuelle Anteil von 2,6 Prozent jedoch nur darauf hinweisen, dass wir uns auf diesen Zahlen nicht ausruhen können. Es scheint seit Jahren doch eher einen Stillstand in Sachen sozialer Öffnung und Durchlässigkeit der Hochschulen zu geben, als eine Normalisierung der Kombination von Berufs- und Hochschulbildung. Zum Vergleich: Der Anteil der Studierenden ohne Abitur liegt in anderen EU Ländern schon seit Jahren deutlich höher, bei 10 Prozent in den Niederlanden oder sogar bei über 30 Prozent in Schweden oder Spanien", erklärt Nicole Gohlke, hochschul- und wissenschaftspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zur aktuellen Erhebung des Centrums für Hochschulentwicklung (CHE). Gohlke weiter:

"An deutschen Hochschulen sind die Rahmenbedingungen problematisch. Insbesondere das mangelnde Angebot an flexiblen Studienzeiten und Teilzeitstudiengängen verhindert, dass sich beruflich Qualifizierte akademisch weiterbilden können. Ebenso ist das BAföG häufig zur Finanzierung ungeeignet oder die beruflich Qualifizierten treffen auf Zulassungs- und Zugangsbeschränkungen statt auf spezielle Unterstützungsprogramme für ihren reibungslosen Studienstart.

DIE LINKE setzt sich deshalb dafür ein, dass Zulassungs- und Zugangsbeschränkungen überwunden werden. Eine echte Öffnung der Hochschulen für beruflich Qualifizierte ist notwendig. Studienangebote müssen erweitert und jegliche Zugangsvoraussetzungen für grundständige Studiengänge über die Studienberechtigung hinaus entfallen. Ein Studium darf kein Privileg für wenige sein, Bildung ist ein Menschenrecht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. April 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/4920: Antisemitismusbeauftragter noch nicht in Sicht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. April 2018

Antisemitismusbeauftragter noch nicht in Sicht



Zur Antwort der Bundesregierung auf ihre Schriftlichen Fragen zum Bundesbeauftragten gegen Antisemitismus erklärt Petra Pau, Mitglied der Fraktion DIE LINKE:

"Der Bericht einer unabhängigen Expertenkommission über Antisemitismus in Deutschland ist mittlerweile ein Jahr alt. Der von der großen Koalition geforderte Beschluss des Bundestages für einen Antisemitismusbeauftragten liegt seit einem Vierteljahr vor.

Nun hat die Bundesregierung auf meine Fragen geantwortet, ab wann, mit welchen Befugnissen und mit welcher Ausstattung dieser tätig sein wird. Zitat: 'Dazu hat die Bundesregierung noch keine Entscheidung getroffen.'

Ich finde: Konsequenz sieht anders aus. Es reicht nicht, dass Mitglieder der Bundesregierung nahezu täglich Antisemitismus beklagen, aber einschlägige Beschlüsse mit langer Weile strafen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. April 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7067: Heute im Bundestag Nr. 215 - 05.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 215

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. April 2018, Redaktionsschluss: 14.00 Uhr

1. Kritik an türkischer Kriegspropaganda

2. AfD fragt nach Finanzierung einer Studie

3. Scheineheverdacht bei Familiennachzug

4. PFC-Belastung militärischer Liegenschaften

5. Freisetzung von Ruthenium 106

6. Förderung von Lastenrädern



1. Kritik an türkischer Kriegspropaganda

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung ist besorgt über die türkische
Kriegspropaganda in Moscheen in Deutschland im Zusammenhang mit dem
militärischen Vorgehen der Türkei in Syrien. So würden Informationen
zur Kenntnis genommen, wonach in Moscheen des Dachverbandes DITIB
durch Imame der türkischen Religionsbehörde Diyanet für die
Unterstützung des türkischen Militäreinsatzes in Syrien geworben
werde, heißt es in der Antwort (19/1471) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/911) der Fraktion Die Linke.

Auf diese Weise werde dazu beigetragen, diese Konflikte in die
deutsche Gesellschaft zu tragen beziehungsweise zu verstärken. Eine
solche, über religiöse Dienstleistungen hinausgehende Einbindung der
Imame in den DITIB-Gemeinden werde kritisch gesehen.

Die Bundesregierung sei im Übrigen mit der türkischen Regierung "in
einem ständigen, offenen und kritischen Austausch zur Lage in Syrien".

 * 

2. AfD fragt nach Finanzierung einer Studie

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Finanzierung einer Studie durch das
Auswärtige Amt befasst sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/1482). Die Studie mit dem Titel "Rückkehr zu den politisch
Verlassenen" weise keine wissenschaftlichen Standards auf und liefere
keine belastbaren Ergebnisse. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung nun erfahren, wer die Studie aus welchem Grund und zu
welchen Kosten in Auftrag gegeben hat.

 * 

3. Scheineheverdacht bei Familiennachzug

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem Scheineheverdacht bei
Familiennachzugsverfahren befasst sich die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/1485). Viele binationale Paare begegneten dem
Problem, dass Behörden die Schutzwürdigkeit ihrer Ehe anzweifelten. So
werde bei Ehen zwischen Deutschen und Ausländern sowie zwischen zwei
Ausländern unterschiedlicher Nationalität oft unterstellt, dass die
Ehe nur zum Zweck des Erwerbs eines Aufenthaltstitels geschlossen
worden sei.

Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung nun unter anderem, wie
viele Visumsanträge zum Ehegattennachzug 2017 gestellt wurden und wie
viele abgelehnt worden sind.

 * 

4. PFC-Belastung militärischer Liegenschaften

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Belastung militärischer Liegenschaften mit per-
und polyfluorierten Chemikalien ist Thema einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1490). Mit Bezug auf eine Antwort
der Bundesregierung aus der vergangenen Wahlperiode (18/5905) fragen
die Grünen unter anderem, ob die darin aufgeführten Liegenschaften
inzwischen eingehender untersucht worden sind. Zudem interessieren
sich die Grünen dafür, ob und in welcher Form Sanierungsmaßnahmen
eingeleitet worden sind.

 * 

5. Freisetzung von Ruthenium 106

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die im September 2017 in Europa gemessenen erhöhten
Ruthenium-106-Werte sind Gegenstand einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/1465). Die Grünen beziehen sich dabei auf
eine Einschätzung der Bundesregierung, nach der es sich um einen
Atomunfall der Kategorie 5 gehandelt haben soll. Die Fraktion will von
der Bundesregierung wissen, ob sie die Auffassung teilt, dass der
Ursprungsort der Freisetzung in Russland liegt. Zudem interessiert die
Grünen unter anderem die Einschätzung der Bundesregierung des
Frühwarnsystems der Internationalen Atomenergie-Organisation.

 * 

6. Förderung von Lastenrädern

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Förderung von Lastenrädern im Rahmen der
Kleinserien-Richtlinie der Bundesregierung ist Thema einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1467). Die Grünen
fragen unter anderem nach den technischen Voraussetzungen einer
Förderung und straßenrechtlichen Aspekten.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 215 - 05. April 2018 - 14.00 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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BUNDESTAG/7066: Heute im Bundestag Nr. 214 - 05.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 214

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. April 2018, Redaktionsschluss: 13.30 Uhr

1. Bewertung von Lohnunterschieden

2. Meldungen von Kapitalerträgen

3. Bundesmittel für Südthüringen

4. Mindestlöhne in Brandenburg

5. Linke fragt nach Hochschul-Finanzierung



1. Bewertung von Lohnunterschieden

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die regional unterschiedlichen Lohnabstände zwischen
Frauen und Männern sind Gegenstand einer Antwort der Bundesregierung
(19/1246) auf eine Kleine Anfrage (19/1010) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. Ausgangspunkt war eine Untersuchung des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), die erhebliche regionale
Schwankungen beim so genannten Gender Pay Gap ermittelt hatte. Für
eine Bewertung dieser Daten sei es zu früh, sagt die Bundesregierung
unter Verweis auf die Verfasser der Studie. Indes werde bereits in der
Veröffentlichung darauf hingewiesen, dass die Unterschiede vor allem
auf die regional sehr unterschiedlichen Entgelte der Männer
zurückzuführen sind, die wiederum von der regionalen
Wirtschaftsstruktur geprägt werden. Auch zu einem jüngst in Island in
Kraft getretenen Gesetz, das Unternehmen zu Transparenz bei
Gehaltszahlungen verpflichtet, äußert sich die Bundesregierung
zurückhaltend. Für einen Kommentar sei es zu früh.

Zahlen aus den Bundesländern beziehen sich derzeit auf das Jahr 2016,
aktuelleres Datenmaterial soll der Bundesregierung zufolge zeitnah zur
Verfügung stehen. Gemäß den vorliegenden Zahlen sind die
Lohnunterschiede zwischen den Geschlechtern in Sachsen-Anhalt am
geringsten und in Baden-Württemberg am größten. Im Durchschnitt
verdienen Frauen bundesweit pro Stunde 21 Prozent weniger als Männer.
In der Antwort gibt die Bundesregierung zudem detailliert zu
verschiedenen Beschäftigungsverhältnissen Auskunft und zu Vergleichen
zwischen Regionen.

 * 

2. Meldungen von Kapitalerträgen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Deutschland hat im Rahmen des automatischen
Informationsaustausches über Finanzkonten bisher über 58 Milliarden
Euro Kontostände und 14 Milliarden Euro Kapitalerträge an das Ausland
gemeldet. Eine länderbezogene Aufschlüsselung sei aufgrund
vereinbarter Vertraulichkeit nicht möglich, heißt es in einer Antwort
der Bundesregierung (19/1438) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/1143). Die im Gegenzug dem Bundeszentralamt für Steuern
(BZSt) aus dem Ausland übermittelten Daten betreffen nach Angaben der
Bundesregierung rund 900.000 Steuerpflichtige, über 55 Milliarden Euro
übermittelte Einkünfte und über 71 Milliarden Euro übermittelte
Kontostände. Auf die Frage, warum diese Daten noch nicht an die
Steuerbehörden der Bundesländer weitergeleitet worden seien, erklärt
die Regierung, zunächst habe man die Voraussetzungen für die Annahme
der Daten der deutschen Finanzinstitute und deren Austausch mit den
Staaten und Gebieten schaffen müssen. "In einem weiteren Schritt wird
nunmehr planmäßig die Weiterleitung der Daten an die
Landesfinanzbehörden umgesetzt", heißt es in der Antwort. Die Daten
sollten dann im Jahr 2019 an die Landesfinanzbehörden übersandt
werden. Zu den Daten selbst erklärt die Regierung, es handele sich um
Kontrollmaterial für die Finanzverwaltung. Diese würden lediglich der
Verifikation der vom Steuerpflichtigen abgegebenen Steuererklärung
dienen: "Ein erhebliches Steuermehraufkommen aufgrund der
übermittelten Daten sollte daher nicht erwartet werden", heißt es in
der Antwort. Im Zusammenhang mit der Einführung des automatischen
Informationsaustausches über Finanzkonten wurde der Personalbestand
des Bundeszentralamts für Steuern, der 2008 noch bei 963 Stellen
gelegen hatte, auf 1.641,7 Stellen erhöht.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, ist die Zahl der an die USA im
Rahmen des FACTA-Abkommens übermittelten Finanzdaten seit 2015
erheblich angestiegen. Waren es 2015 noch 142.704 Fälle, so stiegen
die Zahlen auf 180.376 (2016) und 301.382 (2017). Die Zahlen, die die
USA geliefert haben, kann die Bundesregierung aufgrund der
vereinbarten Vertraulichkeit nicht nennen. Zusammenfassend heißt es,
nur die USA würden anerkennen, dass im Rahmen des automatischen
Informationsaustauschs ein gleichwertiges Niveau erreicht werden
müsse. Die Bundesregierung bedaure aber, dass in den Vereinigten
Staaten hierzu bisher keine Fortschritte erzielt worden seien. Nach
Angaben der Bundesregierung erhält Deutschland Informationen über
Kapitalerträge (Zinsen und Dividenden), die deutsche Steuerpflichtige
über in den USA erhaltene Konten erzielen. "Zudem liefert Deutschland
Daten über wirtschaftlich Berechtigte an die Vereinigten Staaten,
erhält aber umgekehrt keine Informationen hierüber", bedauert die
Bundesregierung, die von "intensiven Gesprächen mit den Vereinigten
Staaten" berichtet, an denen sich auch andere Regierungen, die
ebenfalls das FACTA-Abkommen abgeschlossen hätten, beteiligen würden.

In der Antwort auf die Kleine Anfrage geht es auch um
Steuermehreinnahmen und Zinsen, die aufgrund der Tätigkeit der
Betriebsprüfer erzielt wurden. Diese Mehreinnahmen bewegen sich seit
2008 zwischen 14 und 20 Milliarden Euro pro Jahr. 2017 waren es nach
Angaben der Bundesregierung rund 17,5 Milliarden Euro. Damit habe
jeder der 13.651 Betriebsprüfer ein Mehrergebnis von 1,279 Millionen
Euro erbracht. Die Zahl der Betriebsprüfer hat sich in den vergangenen
Jahren kaum verändert. 2008 waren es 13.337.

 * 

3. Bundesmittel für Südthüringen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche Projekte im Wahlkreis 196 (Suhl -
Schmalkalden-Meiningen - Hildburghausen - Sonneberg) durch
Bundesmittel seit dem Jahr 2000 gefördert wurden, will die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/1449) erfahren. Die
Bundesregierung soll die Angaben unter anderem nach Projekten und Höhe
der Förderung aufschlüsseln.

 * 

4. Mindestlöhne in Brandenburg

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktion der AfD will mit einer Kleinen Anfrage
(19/1453) erfahren, wie es um die Einhaltung der Mindestlöhne im Land
Brandenburg steht. Die Bundesregierung soll angeben, wie viele
Ordnungswidrigkeitsverfahren wegen Verstößen gegen das
Mindestlohngesetz im Land Brandenburg im Jahr 2017 eingeleitet worden
sind und die Zahlen auf diverse Branchen aufschlüsseln. Anlass für die
Kleine Anfrage sind Presseberichte, wonach viele Unternehmen in
Brandenburg nicht den gesetzlichen Mindestlohn bezahlen.

 * 

5. Linke fragt nach Hochschul-Finanzierung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Im Koalitionsvertrag hat sich die Koalition von
CDU/CSU und SPD vorgenommen, "[...] gerechte Bildungschancen für alle
zu gewährleisten und ein hohes Qualifikationsniveau zu sichern",
zitiert die Fraktion Die Linke den Vertrag in ihrer Kleinen Anfrage
(19/1489). Die Linke möchte unter anderem wissen, welche Mehrausgaben
die Bundesregierung für hochschulpolitische Maßnahmen in der 19.
Legislaturperiode plant und ob die Bundesregierung vorhat, eventuelle
Mehrausgaben vollständig durch Umschichtungen innerhalb des Haushaltes
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung gegenzufinanzieren.
Außerdem interessiert die Fraktion, in welchem Umfang der
Hochschulpakt 2020 ab 2021 fortgeführt beziehungsweise dynamisiert
werden soll.

 * 
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BUNDESTAG/7065: Heute im Bundestag Nr. 213 - 05.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 213

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. April 2018, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. Umgang mit Verschlüsselungstechnologien

2. Zahl eingereister Schutzsuchender erfragt

3. Straftaten an Bahnhöfen in Brandenburg

4. Ausbildungspraxis bei der Bundespolizei

5. Nutzungsrechte für Stromleitungen

6. Kontrolle von Energieausweisen



1. Umgang mit Verschlüsselungstechnologien

Inneres, Bau und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Der Umgang mit Verschlüsselungstechnologien ist ein
Thema der Antwort der Bundesregierung (19/1434) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/982). Wie die
Bundesregierung darin darlegt, hat sie sich "bereits im Jahr 1999 mit
dem Kabinettbeschluss ,Eckpunkte der deutschen Kryptopolitik' gegen
jegliche Schwächung, Modifikation oder Verbot von Verschlüsselung oder
ein Kompromittieren von Sicherheitsstandards der digitalen
Kommunikation bekannt". Gleichzeitig gelte aber auch, "dass durch die
Verbreitung starker Verschlüsselungsverfahren die gesetzlichen
Befugnisse der Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden nicht
ausgehöhlt werden dürfen". Sie halte "deshalb ihre bisherige
IT-Sicherheitspolitik, vor allem hinsichtlich der eigenen
Positionierung zum Umgang mit Verschlüsselungstechnologien, für die
Integrität digitaler Infrastrukturen und Angebote für förderlich",
führt die Bundesregierung weiter aus.

 * 

2. Zahl eingereister Schutzsuchender erfragt

Inneres, Bau und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft darüber, "wie
viele (mutmaßlich) Schutzsuchende" nach Kenntnis der Bundesregierung
"in den Jahren 2013 bis 2018 insgesamt über Deutschlands Grenzen"
gekommen sind. Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/1454) unter anderem danach, wie viele davon beim Grenzübertritt
registriert und wie viele erst im Inland angetroffen wurden.

 * 

3. Straftaten an Bahnhöfen in Brandenburg

Inneres, Bau und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Straftaten an Hauptbahnhöfen im Land Brandenburg
thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/1455).
Darin fragt sie unter anderem, wie sich nach Kenntnis der
Bundesregierung die Anzahl jährlich registrierter Straftaten an den
Hauptbahnhöfen in Cottbus, Frankfurt/Oder, Potsdam und Brandenburg an
der Havel seit dem Jahr 2010 entwickelt hat.

 * 

4. Ausbildungspraxis bei der Bundespolizei

Inneres, Bau und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit der Ausbildungspraxis der Bundespolizei befasst
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/1480). Dabei
handelt es sich um Nachfragen zur Antwort der Bundesregierung (19/895)
auf eine vorherige Kleine Anfrage der Fraktion (19/679). Darin hatten
sich die Abgeordneten unter anderem danach erkundigt, durch welche
Maßnahmen das Bundesinnenministerium sicherstellt, dass keine
Unterwanderung von Bundespolizeibehörden durch kriminelle
Familienclans oder aus dem Bereich der organisierten Kriminalität
stattfindet. Nun wollen sie ergänzend wissen, ob insbesondere die
Bundespolizei "ausreichend fachlich qualifiziertes und geschultes
Ausbildungspersonal wie beispielsweise Psychologen oder Soziologen in
den neuen Aus- und Fortbildungszentren (konkret Bamberg) eingestellt"
hat, um diesem Phänomen entgegenzuwirken.

 * 

5. Nutzungsrechte für Stromleitungen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beschäftigt sich
mit den Nutzungsrechten für Stromleitungen. Auf dem Weg einer Kleinen
Anfrage (19/1460) möchte sie von der Bundesregierung erfahren, welche
Faktoren die Höhe des Netzentgeltes beeinflussen und worauf
Unterschiede in den Höhen zurückzuführen sind. Sie fragen auch nach
Ausgangsbedingungen und Chancengleichheit für Netzbetreiber, die
Rechte in Gebieten mit einem hohen Anteil an Erneuerbaren Energien
halten. Die Abgeordneten begründen ihre Anfrage auch mit der Sorge,
Netzbetreiber mit so genannten Konzessionen in ländlichen Gegenden mit
einem hohen Anteil erneuerbarer Energien könnten bei Vergaben
gegenüber anderen Betreibern benachteiligt werden.

 * 

6. Kontrolle von Energieausweisen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die bisherigen Erfahrungen mit Energieausweisen für
Gebäude thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/1468). Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung
nach Berichten aus den Bundesländern über Stichproben der für Gebäude
verpflichtenden Energieausweise. Die Länder sind regelmäßig zur Abgabe
solcher Berichte verpflichtet, genauso wie zur Kontrolle neuer
Energieausweise. Die Abgeordneten möchten nun auch wissen, ob und wo
diese Berichte veröffentlicht sind und ob es Vorgaben für sie gibt.

 * 
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BUNDESTAG/7064: Heute im Bundestag Nr. 212 - 05.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 212

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. April 2018, Redaktionsschluss: 10.00 Uhr

1. Regierung verteidigt Stellenbesetzung

2. Regulierung bewaffneter Drohnen

3. Probleme für Flüchtlinge aus Eritrea

4. Arbeitsvisa aus dem Westbalkan

5. Migrationsabkommen mit Ägypten

6. Einfluss Deutschlands auf Ungarn



1. Regierung verteidigt Stellenbesetzung

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung hat die Berufung der Frau des
deutschen Botschafters bei den Vereinten Nationen nach New York als
sachgemäß und sinnvoll verteidigt. Die Bundesregierung habe sich bei
der UNO für eine Beschäftigung "der hochqualifizierten Mitarbeiterin
des Auswärtigen Amtes, Ina Heusgen, auf einer politisch und
strategisch wichtigen Stelle" bei den VN eingesetzt, heißt es in der
Antwort (19/1432) der Regierung auf eine Kleine Anfrage (19/1092) der
AfD-Fraktion.

Ihr Mann Christoph Heusgen habe die Bemühungen in seiner damaligen
Eigenschaft als im Bundeskanzleramt für internationale Personalpolitik
zuständiger Abteilungsleiter "flankiert". Es sei aber unzutreffend,
dass Frau Heusgen die Stelle aufgrund seiner "Flankierung" bekommen
habe. Ausschlaggebend sei allein ihre Qualifikation gewesen. Frau
Heusgen habe als Volljuristin und promovierte Medizinerin mit zwölf
Jahren Erfahrung in der Außen- und Sicherheitspolitik "eine
herausragende Eignung für die Besetzung der Stelle".

 * 

2. Regulierung bewaffneter Drohnen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die internationale Regulierung bewaffneter oder
bewaffnungsfähiger Drohnen ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/1406)
der Fraktion Die Linke. 2016 habe Deutschland eine Erklärung zum
Export und der anschließenden Verwendung solcher Drohnen
unterzeichnet. Die von 44 Staaten getragene gemeinsame Erklärung
basiere auf der Sorge eines Missbrauchs solcher Technik. Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun wissen, wie sie zu
bewaffneten Drohnen steht.

 * 

3. Probleme für Flüchtlinge aus Eritrea

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem Familiennachzug von Flüchtlingen speziell aus
Eritrea befasst sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/1407). Insbesondere bei diesen Flüchtlingen seien Hürden zu
beobachten, die das Verfahren erschwerten oder gar unmöglich machten.
Auch gebe es Schwierigkeiten bei der Ausstellung neuer Pässe für
geflohene oder desertierte Eritreer.

Die Abgeordneten wollen nun wissen, wie die Lage von der
Bundesregierung eingeschätzt wird und welche Probleme bekannt sind.

 * 

4. Arbeitsvisa aus dem Westbalkan

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Arbeitsvisa aus dem Westbalkan sind Thema einer
Kleinen Anfrage (19/1422) der Fraktion Die Linke. Staatsangehörige aus
dem Westbalkan könnten Zustimmungen zur Ausübung jeder Beschäftigung
erhalten, wenn sie diese bei den deutschen Botschaften in ihrem
Herkunftsstaat beantragten. Voraussetzung sei ein verbindliches
Arbeitsplatzangebot und die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit.
Die Zustimmung dürfe nicht erteilt werden, wenn der Antragsteller in
den zurückliegenden 24 Monaten Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz bezogen habe.

Die Abgeordneten erkundigen sich nun, inwiefern die sogenannte
Westbalkanregelung zu einem Rückgang der Asylanträge aus der Region
geführt hat und wie viele Anträge auf Arbeitsvisa in der zweiten
Jahreshälfte 2017 gestellt wurden.

 * 

5. Migrationsabkommen mit Ägypten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Das 2017 geschlosssene Migrationsabkommen zwischen
Deutschland und Ägypten ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/1459) der
Fraktion Die Linke. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
wissen, welche konkreten Auswirkungen das Abkommen hat.

 * 

6. Einfluss Deutschlands auf Ungarn

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Um das Verhältnis zwischen Deutschland und Ungarn
geht es in einer Kleinen Anfrage (19/1483) der AfD-Fraktion. Die
Abgeordneten erkundigen sich darin, ob das Auswärtige Amt vor dem
Hintergrund des sogenannten Anti-Soros-Gesetzes möglicherweise
versucht, Einfluss auf die ungarische Politik zu nehmen. Sie wollen
unter anderem wissen, welche Verbindungen zwischen dem Außenamt und
den Lobbygruppen des US-Milliardärs George Soros bestehen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1642: Regierungspressekonferenz vom 4. April 2018 (BPA)




Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 4. April 2018

Regierungspressekonferenz vom 4. April 2018

Themen: Giftanschlag auf den Ex-Doppelagenten Sergej Skripal in
Großbritannien, Zollstreit zwischen den USA und China, mögliche
Auslieferung von Carles Puigdemont an Spanien, Finanzlage Griechenlands,
Rückführungen in den Irak, Familiennachzug für Flüchtlinge, Sicherheitslage
in Syrien, Nationale Reduktionsstrategie für Zucker, Fett und Salz in
Fertigprodukten und mögliche Einführung einer Zuckersteuer, Anstieg der
Zahl der auf Grundsicherung angewiesenen Kinder und Jugendlichen, geplante
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung", Pipelineprojekt
"Nord Stream 2", Kaufprämie für Elektroautos, Zunahme der Zahl von
Salafisten in Deutschland, Zusammenstöße zwischen Palästinensern und
israelischen Sicherheitskräften an der Grenze zu Israel, geplante
Funkloch-App, Arbeitszeitgesetz, Brexit-Ausschuss, EU-Türkei-Abkommen,
Angriff der afghanischen Luftwaffe auf eine Koranschule, Personalien im
Bundeswirtschaftsministerium, Energiepolitik


Sprecher: SRS'in Demmer, Breul (AA), Baron (BMWi), Kall (BMJV),
Kolberg (BMF), Neymanns (BMI), Gütte (BMFSFJ), Schneider (BMAS), Lenz
(BMEL), Buser (BMVI), Neumann (BMVg)

Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'IN DEMMER
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage : Ich würde zunächst gerne nach dem Fall Skripal fragen: Gibt die
Unmöglichkeit nachzuweisen, woher das Gift stammt, das gegen den früheren
Doppelagenten eingesetzt wurde, der Bundesregierung Anlass, ihre Position
streng an der Seite der Briten noch einmal zu überprüfen? Denn man hat ja
den Eindruck, dass es die Möglichkeit, quasi zweifelsfrei die Schuld
zuzuweisen, nicht zu geben scheint; im Gegensatz dazu scheinen die Zweifel
zu steigen. Hat sich für die Bundesregierung in der Beurteilung dieses
Falles irgendetwas an den Grundvoraussetzungen verändert?

SRS'in Demmer: Nein, daran hat sich nichts geändert. Zum einen würde ich
gern darauf hinweisen, dass wir noch auf den Bericht der OVCW warten; der
liegt noch nicht vor. Zum anderen haben wir natürlich die Grundlage Ihrer
Frage zur Kenntnis genommen. Die Aussagen des Laborchefs decken sich aber
mit den bisherigen Äußerungen der britischen Regierung, dass eben
Nowitschok zum Einsatz gekommen ist. Wir haben hier mehrfach dargelegt,
dass wir die Einschätzungen Großbritanniens teilen, dass es eine hohe
Wahrscheinlichkeit für eine russische Verantwortung gibt und dass es aus
unserer Sicht keine andere plausible Erklärung gibt.

Frage: Frau Demmer, dann möchte ich doch gern meine Frage von Montag
wiederholen: Wenn Sie jetzt ausdrücklich noch einmal auf den noch
ausstehenden OPCW-Bericht verweisen und sagen, da könne ja möglicherweise
noch klarere Evidenz herkommen, dann stellt sich doch genau die Frage,
warum man die Institution, die wir als völkerrechtlich anerkanntes
Instrument unabhängiger Überprüfung international stärken wollen, dadurch
desavouieren, dass Sanktionen bereits beschlossen werden, ehe dieser
Bericht vorliegt. Die Zweifel, die durch die britischen Ermittlungen
offensichtlich nicht ausgeräumt werden konnten, schaffen jetzt ja irgendwo
eine Grauzone, in der wir uns schon mit Sanktionen bewegen, ehe wir
zusätzliche Evidenz und Einschätzungen haben. Warum also die voreilige
beziehungsweise die schnelle Entscheidung zu Sanktionen, ohne den
OPCW-Bericht abzuwarten?

SRS'in Demmer: Wir haben unsere Entscheidung ja ausführlich begründet. An
dieser Begründung hat sich nichts geändert; ich habe sie auch gerade noch
einmal vorgetragen. Dennoch wird natürlich dieser Bericht ernst zu nehmen
sein, und wir warten ihn ab.

Zusatzfrage: Aber abwarten heißt doch nicht, entgegen dem zu handeln, was
wir international eigentlich vertreten und zubilligen müssten?

SRS'in Demmer: Ich mache mir Ihre Einschätzung ausdrücklich nicht zu eigen,
wie Sie sich denken können. Es gab eine Begründung, die wir hier mehrfach
vorgetragen haben, und an der Begründung hat sich nichts geändert.

Frage: Frau Demmer, wäre es aus Sicht der Bundesregierung sinnvoll, dass
die britische Regierung weitere Beweise, Indizien etc. vorlegt, um
Restzweifel auch in der Öffentlichkeit auszuräumen?

SRS'in Demmer: Jedwede Recherche ist sinnvoll. Wie gesagt, jetzt ist von
Russland ja auch kurzfristig eine Sitzung des Exekutivrats der OVCW
beantragt worden. Diese Sitzung hat um 10 Uhr begonnen. Den Ergebnissen
kann ich hier nicht vorgreifen. Wie Sie wissen, geht es da um eine
unabhängige Prüfung, und wir wollen dem jetzt weiterhin nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Sie haben ja bereits vorgegriffen, wie der Kollege bereits
sagte.

SRS'in Demmer: Ja, aber man muss das doch voneinander trennen. Wir haben
eine Begründung geliefert, es gibt eine Begründung für die Entscheidung,
die die Bundesregierung im Zusammenspiel mit den Partnern gefällt hat.
Darüber hinaus gibt es eben noch eine Überprüfung.

Breul: Vielleicht noch einmal zur Einordnung: Wir haben seit gestern keinen
neuen Sachstand. Die Untersuchungen, die das Labor gestern sozusagen
teilweise auch der Öffentlichkeit präsentiert hat, sind Teil der britischen
Ermittlungen. Das ist jetzt also kein neuer Zweifel oder sonst etwas. Hier
werden doch auch bewusst Nebelkerzen geschmissen, indem man einen Teil der
Ergebnisse von gestern berücksichtigt, nämlich dass keine eindeutige
Bestimmung der Herkunft möglich ist - was wir im Übrigen auch vorher schon
gesagt haben -, währen die anderen Teile unter den Teppich gekehrt werden,
wo gesagt wird: Es ist Nowitschok, es ist klar, das ist ein sehr komplexer
chemischer Stoff, und es wird nur staatlichen Stellen zugetraut, diesen zu
kontrollieren. Dieser Teil fällt irgendwie auch unter den Teppich.

Frau Demmer hat es gerade schon gesagt: Diese Untersuchungsergebnisse des
Labors waren Teil der Ergebnisse, die die britische Regierung präsentiert
hat; das war aber nur ein Teil. Es gibt auch weitere Erkenntnisse, die uns
zu der Schlussfolgerung geführt haben, die wir hier ja schon oft
vorgetragen haben.

Noch einmal zur OVCW - auch dazu habe ich letzte Woche ja schon Stellung
genommen -: Das ist ein Teil des Problems, aber das ist nicht das Ganze. Im
Übrigen möchte ich hinzufügen, dass sich die britische Regierung zu 100
Prozent konform mit dem Chemiewaffenübereinkommen verhält.

Zusatzfrage: Herr Breul, gibt es noch Restzweifel an der These, dass
Russland Urheber dieses Anschlags war?

Breul: Wie gesagt, wir haben seit gestern keinen neuen Sachstand. Was neu
ist, ist vielmehr, dass der Laborleiter öffentlich Stellung genommen hat.
Unsere Analyse bleibt gleich. Großbritannien hat uns sehr detailliert
dargelegt, weshalb die Verantwortung Russlands sehr wahrscheinlich ist und
es keine plausible alternative Erklärung gibt. Wir stimmen mit dieser
Einschätzung Großbritanniens überein.

Frage : Herr Breul, Sie sagen, dass keine eindeutige Bestimmung der
Herkunft möglich sei; das hat ja gestern auch der Bericht der britischen
Wissenschaftler ergeben. Die britische Regierung hat sich ja auch schon
distanziert von den Ergebnissen und sagt genau dasselbe wie Sie, nämlich
dass es Geheimdiensterkenntnisse gebe. Von welchen weiteren Erkenntnissen
sprechen wir denn da, was wissen Sie denn noch?

Breul: Auch diese Frage ist ein wenig repetitiv. Wir haben schon dargelegt,
dass in erster Linie natürlich Großbritannien federführend ist und dass es
da eine strafrechtliche Ermittlung gibt, dass es Strafverfahren gibt. Die
werden auch in Deutschland in der Regel nicht in Pressekonferenzen
abgehalten, sondern da ist eine Vertraulichkeit zu wahren, auch zum Schutze
der Betroffenen. Es geht natürlich auch um die Gewinnung oder die Analyse
von geheimdienstlich erworbenen Erkenntnissen. Ehrlich gesagt: Dieser Fall
zeigt uns doch, wie wichtig bei solchen Erkenntnissen Quellenschutz ist.

Zusatzfrage : Welche weiteren Beweise braucht die Bundesregierung denn
noch, um den Fall abzuschließen? Oder brauchen Sie keine Beweise, brauchen
Sie nur noch Gegenbeweise?

SRS'in Demmer: Dazu haben wir hier doch beide jetzt schon mehrfach
ausgeführt auch in den vergangenen Wochen: Wir teilen die Einschätzung
Großbritanniens, dass es eine hohe Wahrscheinlichkeit für eine russische
Verantwortung gibt und dass es aus unserer Sicht keine anderen plausiblen
Erklärungen gibt.

Zusatz : Eine hohe Wahrscheinlichkeit ist aber etwas anderes als sich
sicher zu sein und daraufhin zu handeln.

SRS'in Demmer: Wir haben das als unsere Entscheidungsgrundlage genannt.
Daran hat sich nichts geändert, und deswegen haben wir dem hier jetzt auch
nichts Weiteres hinzuzufügen.

Frage: Welche Erwartungen hat die Bundesregierung an das, was heute bei der
Sitzung der OVCW herauskommt, was für Konsequenzen wird das möglicherweise
für das weitere Verhalten der Bundesregierung in der Sache haben?

SRS'in Demmer: Das ist ja jetzt der Blick in die Glaskugel. Wir warten
einfach mal die Ergebnisse ab.

Frage: Herr Breul, Sie meinten mit Nebelkerzen sicherlich nicht unsere
kritischen Nachfragen?

Breul: Nein, nein, um Gottes willen.

Zusatzfrage: Ich hätte aber doch gerne gewusst: Wir sind alle gebrannte
Kinder durch die Präsentation der Vereinigten Staaten im UN-Sicherheitsrat
von 2002, in der die angeblich nicht widerlegbaren Beweise für die Existenz
von Massenvernichtungsmitteln im Irak präsentiert wurden. Damals hat die
Bundesregierung mit einer angemessenen Skepsis reagiert. Ich möchte einfach
wissen: Wo sehen Sie die fundamentalen empirischen Unterschiede zwischen
dem, was Sie jetzt an Wahrscheinlichkeiten im Fall Skripal finden, und dem,
was 2002 zu Skepsis geführt hat? Wo ist für Sie sozusagen die andere
Qualität der vorliegenden Evidenzen und Beweise, sodass Sie, ohne die
OVCW-Untersuchung abzuwarten, bereits sagen, dass Sie sich nahezu sicher
sind?

Breul: Vielleicht fange ich hinten an: Sie sprechen immer von einer
OVCW-Untersuchung. Die OVCW verifiziert in Referenzlaboren das Ergebnis der
britischen Ermittlungen. Das sage ich nur, damit wir das sozusagen einmal
sauber haben.

Ich glaube nicht, dass es sinnvoll ist, hier in einen Detailvergleich
einzutreten, aber es scheint mir doch offensichtlich zu sein, wo ein
gewaltiger Unterschied besteht. Wir haben einen Angriff mitten in Europa,
einen Chemiewaffenangriff mitten in Europa. Das ist doch sozusagen ganz
offensichtlich. Zu den Erkenntnissen und zu den Ermittlungen haben wir
ausführlich Stellung genommen, soweit wir können.

Natürlich haben Sie das Recht, hier kritisch nachzufragen; das ist Ihre
Aufgabe und das ist nicht das, was ich mit den Nebelkerzen meinte. Mit den
Nebelkerzen meinte ich eher Äußerungen aus einer Richtung, die sozusagen
alle möglichen Fragen aufwerfen und selektiv Dinge herauskommen und
betonen. Von der Seite würden wir eher erwarten, dass sie sich konstruktiv
an der Aufklärung beteiligt und nicht das Gegenteil versucht; das war mein
Punkt.

Frage : Herr Breul, da es in den letzten Tagen auch durch russische Medien
das Briefing der britischen Regierung, dieses Sechs-Seiten-Papier, geleakt
worden ist: Ist das das, worauf sich die Bundesregierung beruft und wonach
Sie sich angeschlossen haben? Wenn man sich das anguckt, denkt man ja: Es
kann nicht Ihr Ernst sein, dass Sie das als Beweisgrundlage oder als
irgendeine Grundlage behandeln.

Breul: Was Sie sich denken, ist Ihre Sache, das habe ich hier nicht zu
kommentieren. Wir haben dargestellt, dass Großbritannien uns detailliert
dargelegt hat, weshalb es zu der Schlussfolgerung gekommen ist, und wir
haben auch gesagt, dass wir mit dieser Analyse, mit dieser Einschätzung
übereinstimmen. Das ist die Haltung der Bundesregierung.

Frage: Sie haben gerade auf die Frage von Kollegen schon darauf
hingewiesen, dass Sie uns nicht weiter daran teilhaben lassen wollen,
welche Qualität die Evidenzen haben, die Sie da von britischer Seite
bekommen haben, weil es auch um Quellenschutz und geheimdienstliche
Tätigkeiten usw. usf. geht. Ist denn vorstellbar, dass sich diese
Einschätzung noch ändert und dass die Bundesregierung an irgendeinem Punkt -
 wenn vielleicht auch der öffentliche Druck steigt - sagen wird: Entweder
wir legen etwas offen oder wir verlangen von der britischen Regierung, mehr
offenzulegen?

SRS'in Demmer: Das ist doch wieder eine sehr hypothetische Frage.

Zusatz: Genau.

SRS'in Demmer: Die beantworten wir hier ja nicht gerne.

Frage : An Frau Demmer, aber auch an das Bundeswirtschaftsministerium: Der
Zollstreit zwischen den USA und China läuft jetzt mit Maßnahmen in immer
kürzeren Abständen. Wie bewerten Sie diesen Streit? Ist das schon ein
echter Handelskrieg, der da zwischen China und den USA entbrannt ist?

Welche Folgen hat dieser Konflikt für die deutsche und die europäische
Wirtschaft?

Baron: Ich fange gerne an. - Wir verfolgen diese Ankündigungen und
Maßnahmen vonseiten der USA und China natürlich, aber wir bewerten sie
nicht. Die Entwicklung zeigt für uns vielmehr, dass es umso wichtiger ist,
das Zeitfenster des Dialogs zwischen der EU und den USA, das wir jetzt bis
zum 1. Mai haben, zu nutzen, um eine Spirale hin zu einem Handelskonflikt
zu vermeiden. Der Minister hat es auch in den vergangenen Wochen immer
deutlich gemacht: Protektionismus und Handelsbarrieren nützen niemandem,
vielmehr muss der regelbasierte, freie und gerechte Welthandel das Ziel
aller sein. Das ist unsere Haltung, die wir immer deutlich gemacht haben.

Zu Ihrer zweiten Frage zu Auswirkungen: Es handelt sich jetzt ja teilweise
um von den USA angekündigte Maßnahmen, die auch noch geprüft werden. Über
Auswirkungen, die das auf die deutsche Wirtschaft haben könnte, kann ich
daher zum jetzigen Zeitpunkt nicht spekulieren.

Frage: Eine Anschlussfrage, Frau Baron: Die Amerikaner begründen die neue
Stufe der Sanktionen ja unter anderem damit, dass die Chinesen unter
anderem gegen "property rights" verstoßen würden. Der US-Handelsbeauftragte
hat den Chinesen sogar vorgeworfen, sie würden Technologie stehlen. Hat die
Bundesregierung ähnliche Erkenntnisse, dass chinesische Unternehmen oder
Instanzen der Volksrepublik deutsche Technologie stehlen?

Baron: Auch da möchte ich die Äußerungen von Lighthizer oder der
US-Administration jetzt nicht kommentieren, und ich kann auch die
Einschätzungen, die den Ankündigungen zugrunde liegen, nicht bewerten. Es
ist klar - auch das war ja Gegenstand von verschiedenen Äußerungen von
Bundeswirtschaftsminister Altmaier -, dass wir zum einen gemeinsame
Anstrengungen im Kampf gegen Überkapazitäten im Stahlmarkt für wichtig
halten, zum anderen aber natürlich auch einheitliche Linien im Kampf gegen
Dumpingpreise oder Verletzungen des geistigen Eigentums brauchen. Wichtig
ist für uns hier aber, dass das regelbasierte System der WTO gilt und dass
dieses System eben auch zur Anwendung kommt.

Zusatzfrage: Frau Baron, Sie haben eben darauf hingewiesen, dass es wichtig
sei, den Dialog zwischen der EU und den Amerikanern fortzuführen. Ist es
genauso wichtig, vonseiten der Europäischen Union den Dialog mit den
Chinesen zu führen?

Baron: Ja, natürlich gilt das auch für den Dialog mit anderen Ländern. Ich
möchte hier vielleicht nur erinnern: Gerade beim Thema Stahl hatten wir
immer betont, dass es das Global Forum on Steel Excess Capacity gibt - ein
Forum, das im Kontext der G20-Präsidentschaft Deutschlands eingerichtet
wurde. Da sind zum Beispiel auch die Chinesen plus 30 weitere Länder
beteiligt, und das ist ein Dialogforum, das gerade beim Stahlthema sehr
wichtig ist.

Frage: Frau Demmer, ganz unbenommen davon, dass im Fall Puigdemont im
Moment das Verfahren in Deutschland in Händen der Justiz liegt: Dieses
Verfahren eröffnet ja auch ein Zeitfenster, bis endgültig über die
Auslieferung entschieden werden muss. Ist es nicht an der Zeit, dieses
Fenster zu nutzen, um als Bundesregierung politische Gespräche mit
anzuregen beziehungsweise darauf hinzuwirken? Was geschieht da?

SRS'in Demmer: Zum derzeitigen Verfahrensstand stellt sich die Frage nach
einer Einbeziehung der Bundesregierung nicht. Die Bundesregierung ist
informiert.

Zusatzfrage: Ich rede nicht von dem juristischen Verfahren, das
stattfindet. Was ich meinte, war vielmehr: Während dieses Verfahren läuft,
haben wir ein Zeitfenster, in dem man auf politische Gespräche zwischen den
Katalanen und der Zentralregierung hinwirken könnte. Wäre es nicht an der
Zeit, dass die Bundesregierung da Schritte unternimmt?

SRS'in Demmer: Da bleibt es bei dem, was wir hier auch schon mehrfach
ausgeführt haben, nämlich dass es sich um einen innerhalb der spanischen
Rechts- und Verfassungsordnung zu lösenden Konflikt handelt. Aus diesem
Grund haben wir in den vergangenen Monaten immer die klare Haltung der
spanischen Regierung zur Gewährleistung dieser Rechts- und
Verfassungsordnung unterstützt.

Frage: Herr Kall, wenn der Gerichtsprozess zu Ende ist - egal mit welcher
Entscheidung und möglicherweise bis zum Verfassungsgericht -, ist das Ding
dann zu Ende, oder kann die politische Ebene irgendetwas sagen? Ist dann
eine Entscheidung zu treffen, muss die Auslieferung bewillig werden, oder
geht alles automatisch?

Kall: Nein, es handelt sich um eine Entscheidung der Justiz, und zwar des
Oberlandesgerichts in Schleswig-Holstein, das jetzt im ersten Schritt über
die Auslieferungshaft entscheidet und dann erst in einem zweiten Schritt
über die Auslieferung selber. Sollte es dann zu einer
Auslieferungsentscheidung des Oberlandesgerichts Schleswig-Holstein kommen,
dann ist natürlich auch dagegen beispielsweise eine Verfassungsbeschwerde
beim Bundesverfassungsgericht möglich. Es bleibt aber dabei, dass die
Entscheidung über eine denkbare Auslieferung eine gerichtliche Entscheidung
ist. Genau das sieht das europäische Recht auch zwingend vor. Der
Europäische Haftbefehl regelt sozusagen das unmittelbare justizielle
Verfahren und erfordert auch eine Entscheidung durch die Justiz - in der
Regel durch das Oberlandesgericht, aber es ist auch denkbar, dass noch ein
höheres Gericht darüber entscheidet.

Zusatzfrage: An Frau Demmer und vielleicht auch Herrn Kall: Gab es in der
letzten Woche irgendwelche Kontakte zwischen der deutschen und der
spanischen Regierung im Fall Puigdemont?

SRS'in Demmer: Ich kann Ihnen davon nichts berichten, nein.

Frage: An das Bundesfinanzministerium zum Artikel im "Handelsblatt" über
die Handhabung der Schuldenfrage Griechenlands: Wenn ich das richtig
verstanden habe, sind von einer Euro-Arbeitsgruppe 20 französische
Vorschläge und Vorschläge beziehungsweise Berechnungen des ESM
zusammengetragen worden. Was ist die Position der Bundesregierung zu diesem
Papier? Haben Sie schon eigene Vorschläge unterbreitet oder haben Sie vor,
solche Vorschläge noch zu unterbreiten?

Kolberg: Das weitere Vorgehen in dieser Frage wird sicherlich Thema in der
kommenden Sitzung der Eurogruppe sein. Im Moment geht es, wie Sie wissen,
zunächst um die Umsetzung der vereinbarten Reformschritte. Daran arbeitet
Griechenland. Die dritte Programmüberprüfung ist abgeschlossen; die vierte
Programmüberprüfung läuft, darauf liegt jetzt der Fokus. Die Institutionen
werden uns über die Umsetzungsfortschritte informieren. Ziel ist, dass das
Anpassungsprogramm, das derzeit läuft, gut abgeschlossen wird. Griechenland
hat in den letzten Monaten und Jahren wirklich entscheidende Reformschritte
umgesetzt und dabei wichtige Fortschritte erreicht. Die Wirtschaft wächst
wieder, die hohe Arbeitslosigkeit sinkt. Wichtig ist jetzt der
Wachstumsplan, den Griechenland in der nächsten Sitzung der Eurogruppe im
April vorlegen will. Der Plan soll nach Programmende Voraussetzungen für
nachhaltiges Wachstum und - Sie haben es angesprochen - langfristige
Schuldentragfähigkeit - schaffen.

Zusatzfrage: Sie sind jetzt nicht auf meine Frage eingegangen, ich habe
nämlich nach Schuldenerleichterungen und danach, was Ihre Vorstellungen
dazu sind, gefragt; denn Schuldenerleichterungen werden schon seit Februar
zumindest im Rahmen der Euro-Arbeitsgruppe diskutiert.

Dann stelle ich einmal eine ganz konkrete Frage, und zwar unabhängig von
dem Papier - auch wenn es da drinsteckt. Es gibt den Vorschlag, dass die
Zinsrückzahlungen dann jeweils an die Wachstumsrate gekoppelt werden. Was
ist Ihre Haltung zu so einem Vorschlag?

Kolberg: Ich bin auf Ihre Frage eingegangen und habe gesagt, dass die
Schuldentragfähigkeit sicherlich Thema sein wird und in den kommenden
Sitzungen der Eurogruppe darüber gesprochen wird. Gleichzeitig habe ich
betont, was jetzt für uns im Fokus steht - und das ist das Thema, das wir
im Moment bearbeiten und zu dem ich auch ganz konkrete Angaben gemacht
habe, wie es da weitergehen soll -, nämlich dass die vierte
Programmüberprüfung erfolgreich durchgeführt wird; denn die erfolgreiche
Umsetzung des Programms ist wichtig für eine vernünftige
Schuldentragfähigkeit. Über diese Maßnahmen wird dann im Anschluss zu
sprechen sein.

Frage : Wenn das gegenwärtige Hilfsprogramm für Griechenland ausgelaufen
ist, also kein Geld vonseiten des ESM mehr fließt, werden dann in den
nachfolgenden Überprüfungen noch potenziell neue Auflagen an Griechenland
mit Blick auf seine Verpflichtungen gestellt, oder ist Griechenland dann
völlig frei von jeglichen Verpflichtungen gegenüber seinen Gläubigern?

Kolberg: Jetzt geht es ja erst einmal um den Abschluss des laufenden
Programms; das läuft noch bis August. Ich habe eben ausgeführt, dass im
Moment noch die vierte Programmüberprüfung läuft, und da werden die
Maßnahmen festgelegt und mit Griechenland besprochen, die noch umzusetzen
sind, um das Programm erfolgreich abzuschließen. Nach Programmende gibt es
eine Nachprogrammüberwachung, die dann von den Institutionen durchgeführt
wird. Über die Frage, wie das alles dann genau aussieht, wird man
sicherlich sprechen müssen. Die Verpflichtungen sind aber vor allem im
Rahmen des Reformprogramms umzusetzen, und darum geht es jetzt im Rahmen
der vierten Programmüberprüfung.

Frage: An das BMI: Ende vergangenen Jahres wurden ja Gespräche mit der
irakischen Seite zum Thema Rückführungen aufgenommen. Was ist diesbezüglich
der Stand der Dinge? Als Wissensfrage: Wie sieht denn derzeit die
Abschiebepraxis in den Irak aus?

An das Auswärtige Amt: Wie schätzen Sie vor dem Hintergrund von
Rückführungen die Sicherheitslage im Irak ein?

Neymanns: Das muss ich nachreichen, dazu habe ich gerade ehrlich gesagt
keinen Sachstand und keine aktuellen Zahlen dabei. Das bekommen Sie aber
auf jeden Fall heute.

Breul: Ich kann Ihnen sozusagen grob skizzieren, dass die Sicherheitslage
im Irak sehr unterschiedlich ist. Im Westen des Landes, der erst vor Kurzem
vom IS befreit wurde, ist die Sicherheit natürlich weniger ausgeprägt als
in anderen Regionen und in anderen Provinzen, in denen es sozusagen
regional starke Regierungen gibt. Im Detail müsste ich das aber auch noch
nachreichen.

Frage: Mein Thema wäre der Familiennachzug: Herr Neymanns, können Sie den
Bericht des Redaktionsnetzwerks Deutschland von heute bestätigen, laut dem
es einen Entwurf für ein Familiennachzugsgesetz gibt? Können Sie vor allem
auch die Passagen bestätigen, dass Flüchtlingen der Nachzug verwehrt werden
kann, wenn sie zum Beispiel Hartz IV beziehen?

Dazu würde ich auch gerne das Familienministerium hören und fragen: Was
sagt Ihre Ministerin dazu, dass Flüchtlingen möglicherweise der
Familiennachzug verwehrt wird, wenn sie Hartz IV beziehen?

Neymanns: In der Tat gibt es einen Gesetzentwurf, der in der
Ressortabstimmung ist. Wenn ich es richtig im Kopf habe, ist er gestern in
die Ressortabstimmung gegangen. Der Gesetzentwurf sieht die Umsetzung der
Einigung im Koalitionsvertrag vor, den Familiennachzug zu regeln. Bislang
ist der Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte ja ausgesetzt und
diese Aussetzung ist verlängert worden. Die Punkte, auf die sich die
Koalition geeinigt hat, können Sie im Koalitionsvertrag - auf Seite 104,
wenn ich es richtig im Kopf habe - nachlesen. Der Gesetzentwurf, wie er
jetzt in die Ressortabstimmung gegangen ist, setzt genau das um. Einzelne
Details zum Gesetzentwurf kann ich Ihnen nicht nennen, denn wie Sie wissen,
dienen Ressortabstimmungen der internen Regierungsmeinungsbildung.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen, der Gesetzentwurf setze genau das um: Wenn ich
richtig informiert bin, entspricht das, was in der Zeitung berichtet worden
ist, nicht dem, was bisher beschlossen worden ist, oder?

Neymanns: Der Gesetzentwurf setzt das um, was im Koalitionsvertrag geregelt
ist.

Zusatzfrage: Dort finde ich aber keinen Hinweis auf einen Bezug von Hartz
IV oder eben das Zweite und Zwölfte Buch des Sozialgesetzbuchs.

Neymanns: Nein, habe ich nicht.

Zusatzfrage: Und was sagt die Familienministerin?

Gütte: Ich habe nichts hinzuzufügen.

Frage: Ich würde zu diesem Thema gerne noch das Justizministerium und
vielleicht auch das Auswärtige Amt, das ja mutmaßlich den Gesetzentwurf
mindestens zur Kenntnis vorliegen hat, hören. Teilen Ihre beiden Häuser
nach erster Kenntnisnahme des Entwurfs die Einschätzung, dass es da keine
Abweichung zu dem im Koalitionsvertrag Ausgemachten gibt?

Kall: Herr Neymanns hat es ja schon gesagt: Der Entwurf ist in der
Ressortabstimmung, deswegen nehmen wir zu Details nicht Stellung. Natürlich
wird er im Justizministerium intensiv rechtlich geprüft und natürlich gilt
das, was im Koalitionsvertrag steht.

Breul: Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

Frage: Unabhängig davon, was im Gesetzentwurf steht oder nicht, einfach die
reine Faktenfrage: Wie viele subsidiär geschützte Flüchtlinge gibt es, die
im Moment Hartz IV beziehen? Von welcher Größenordnung sprechen wir?

Neymanns: Das kann ich Ihnen nicht sagen. Ich denke auch nicht, dass es aus
dem AZR - das sind die Daten, die für uns verfügbar sind - auslesbar ist.
Darin ist der Aufenthaltstitel erfasst, aber nicht, ob Sozialleistungen
bezogen werden. Mir liegen dazu keine Zahlen vor.

Zusatzfrage: Haben andere Ministerien Zahlen?

Vorsitzende Wefers: BMAS? - Ich sehe nicht, dass sich jemand meldet, um
eine Antwort zu geben.

Frage: Ich versuche doch noch einmal eine Nachfrage zu diesem Punkt. Herr
Neymanns, auf welche Gruppe bezieht sich die Aussage, dass der Bezug von
Sozialleistungen eine Rolle spielen soll? Geht es dabei um subsidiär
Geschützte, oder geht es um andere Gruppen? Das ist die eine Frage.

Die andere ist die nach dem Zeitplan.

Neymanns: Den Zeitplan kann ich Ihnen nicht sagen. Die Ressortabstimmung
läuft. Wenn sie abgeschlossen ist, dann ist sie abgeschlossen. Dann geht es
in das Kabinett und danach in den Deutschen Bundestag.

Ich habe Ihnen nur gesagt, dass das AZR das Merkmal "Empfänger von
SGB-Leistungen" nicht enthält. Über irgendeine Gruppe oder Ähnliches habe
ich nicht - - -

Zusatz: Das haben Sie nicht, aber der Bericht. Die Berichterstattung - - -

Neymanns: Ich verstehe den Versuch, aber ich könnte jetzt nur noch
wiederholen, was alles ich schon gesagt habe.

Frage: Mich würde auch die Zahl der betroffenen Hartz-IV-Empfänger unter
den subsidiär Schutzberechtigten interessieren. Ich kann mir gar nicht
vorstellen, dass sie tatsächlich niemand der Betroffenen - BMAS oder
anderen - vorliegen. Vielleicht könnte man sie doch noch nachgereicht
bekommen.

Vorsitzende Wefers: Wer fühlt sich dafür zuständig, welches Ministerium?

Schneider: Mir ist nicht bekannt, dass die BA-Statistik nach dem
Flüchtlingsstatus oder dem Status der Anerkennung differenziert. Insofern
glaube ich auch nicht, dass wir dazu Zahlen haben. Ich kann es mir wirklich
überhaupt nicht vorstellen. Ich kann das aber gern prüfen. Aber aus der
BA-Statistik ist mir nicht bekannt, dass wir dazu Zahlen hätten.

Frage: Ich habe eine Frage zum Wortlaut der Meldungen der FUNKE
MEDIENGRUPPE. Überall wird zitiert, dass der Entwurf vorsehe, den Nachzug
nur bei Ehepartnern - das ist klar -, Eltern minderjähriger Kinder - das
ist auch klar - und minderjährigen unverheirateten Flüchtlingen zu
ermöglichen. Wer sind diese minderjährigen unverheirateten Flüchtlinge?

Neymanns: Können Sie es noch einmal zitieren?

Zusatz: Es steht überall, der Entwurf sehe vor, den Nachzug nur bei
Ehepartnern, Eltern minderjähriger Kinder und minderjährigen
unverheirateten Flüchtlingen zu ermöglichen. - Wer sind die minderjährigen
unverheirateten Flüchtlinge? Ein Flüchtling hat per se keinen Flüchtling.
Er hat nur Familienmitglieder.

Neymanns: Ich weiß nicht, worauf sich das bezieht. Meinen Sie, nur
unverheiratete minderjährige Flüchtlinge könnten nachziehen, oder meinen
Sie, nur unverheiratete minderjährige Flüchtlinge seien nachzugsberechtigt?

Zusatz: So stand es im "Spiegel", bei der ARD und überall, angeblich aus
dem 20-seitigen Papier zitiert. Ich habe mich selbst gefragt, wer - - -

Neymanns: Das müsste - das nehme ich zumindest an; ich weiß nicht, was dort
vorgelegen hat - irgendwie der Gesetzentwurf sein.

Zusatz: Ja, aber wer sind sie?

Neymanns: Üblicherweise ist der Familiennachzug so geregelt, dass nur die
Kernfamilie nachgeholt werden kann, also Ehepartner und minderjährige
Kinder. Wenn ein minderjähriges Kind hier ist, kann es die Eltern
nachholen. Für weitere minderjährige oder ältere Kinder ist es etwas
differenzierter. Das weiß ich jetzt ad hoc nicht. - Ich fürchte, das klärt
leider Ihre Frage nicht.

Zusatzfrage: Könnte es sein, dass man meint, wenn Eltern hier sind, die ein
minderjähriges Kind im Ausland haben, dann darf dieses minderjährige Kind
nachreisen?

Neymanns: Das ist natürlich der Grundfall, dass Eltern hier und
minderjährige Kinder noch im Ausland sind. Diese dürfen über den
Familiennachzug selbstverständlich nachreisen, wenn er gewährt wird.

Frage : Was ist für Herrn Seehofer eine Familie? Wer gehört dazu?

Neymanns: Ich kann Ihnen nur sagen, wie der Familiennachzug geregelt ist.
Das betrifft die Kernfamilie, also Ehepartner und minderjährige Kinder.

Zusatzfrage : Geschwister haben noch nie dazugehört. Durften Geschwister
bisher im Rahmen des Familiennachzuges nach Deutschland kommen?

Neymanns: Das war ja der Punkt, über den ich gerade sagte, dass ich mir da
nicht sicher bin. Ich muss das noch einmal nachlesen. Das kann ich
gegebenenfalls nachreichen. Das weiß ich jetzt ad hoc schlicht nicht.

Damit ich es verstehe: Die Frage ist also: Wenn ein minderjähriges Kind
hier ist und ein oder zwei Elternteile sowie ein Geschwisterkind im
Heimatland hat - - -

Zusatz : Ich rede allgemein von Geschwistern. Ich will nur verstehen, ob
Geschwister zur Familie dazuzählen und ob Geschwister heutzutage im Rahmen
des Familiennachzuges nach Deutschland kommen können.

Neymanns: Ich gehe davon aus, dass auch minderjährige Kinder von Eltern,
die hier sind, nachzugsberechtigt sind. Für volljährige Kinder gilt
gegebenenfalls eine andere Regel. Das versuche ich aber zu klären.

Zusatz : Es gibt ja auch erwachsene Geschwister. Ich rede nicht nur von
Kindern. Es gibt ja auch neunzehnjährige Geschwister.

Vorsitzende Wefers: Ja. Ich denke, das hat Herr Neymanns verstanden und er
wird die Antwort nachreichen.

Frage: Auch eine Frage an Herrn Neymanns: Wenn Hartz-IV-Bezug die
Berechtigung zum Nachholen von Familienmitgliedern ausschließt, ist dann
der Schluss richtig, dass alle Minderjährigen keine Eltern nachholen
können, weil sie alle hier ja von Hartz IV leben? Das ist die erste Frage.

Meine zweite Frage ist, ob man, was die Zahlen betrifft, nicht im
Umkehrschluss noch etwas probieren kann. Es gibt ja unter anderem im
Berufsbildungsbericht Zahlen darüber, wie viele Flüchtlinge inzwischen in
Ausbildung oder Arbeit sind. Gibt es die Möglichkeit, abzuziehen? Wenn man
also sagt, dass man davon ausgeht, dass die meisten subsidiär Geschützten
Hartz IV haben, kann dann fragen, welche man herausnehmen kann? Auf welche
geschätzten Zahlen kommt man dabei?

Ich würde mich nicht gern damit zufrieden geben, nicht zu wissen, um wie
viele Menschen es dabei geht.

Neymanns: Die SGB-Zahlen etc. habe ich nicht. Arbeitsmarktzahlen habe ich
auch nicht.

Im ersten Teil geht es wieder um irgendwelche Details aus irgendwelchen
Gesetzentwürfen, über die ich hier nichts sagen kann. Ich habe gesagt, dass
der Gesetzentwurf umsetzt, was im Koalitionsvertrag steht. Das können Sie
nachlesen. Mehr habe ich dazu nicht beizutragen.

Schneider: Ich fürchte, auch dazu werden wir keine Zahlen zuliefern können.
In der BA-Statistik gibt es zwar Zahlen dazu, inwieweit die
Arbeitsmarktintegration vorangeschritten ist, sprich, wie viele Menschen in
Arbeit gekommen sind. Aber ich bin mir ziemlich sicher, dass auch da nicht
nach Status unterschieden wird, also danach, ob es sich um subsidiär
Geschützte handelt oder nicht. Ich kann mir wirklich überhaupt nicht
vorstellen, dass es dazu irgendeine Art von Zahl gibt. Aber ich kann es
gern noch einmal prüfen. Ich bin mir ziemlich sicher, dass wir Ihnen nichts
dazu zuliefern können.

Zusatzfrage: Meinen Sie, es gebe Zahlen zu Flüchtlingen, aber nicht zum
Flüchtlingsstatus, oder meinen Sie, es gebe auch keine Zahlen zur
Staatsangehörigkeit?

Schneider: Die BA-Statistik wurde im Zuge des Flüchtlingszustroms
angepasst. Zuvor gab es Zahlen nur zu den Top-8-Herkunftsländern nach
Staatsangehörigkeit. Man konnte aber nicht unterscheiden, ob es sich dabei
um Menschen gehandelt hat, die im Rahmen des Flüchtlingszustroms
hierhergekommen sind oder nicht. Das wurde angepasst, und zwar, so meine
ich - ich bin mir aber nicht ganz sicher -, vorletztes Jahr. Insofern haben
wir inzwischen validere Zahlen zu diesem Themenbereich. Meines Wissens wird
dabei aber, wie gesagt, nicht nach dem jeweiligen Schutzstatus
unterschieden.

Frage: Ich lese zwar auch, dass Hartz-IV-Empfänger sozusagen ausgeschlossen
werden sollen, aber ich verstehe den Gesetzentwurf eher so, dass das ein
Kriterium von vielen ist, aufgrund derer man die Auswahl trifft oder
aufgrund derer sich die Chancen erhöhen oder erniedrigen, ob bewilligt wird
oder nicht. Aber es ist ja kein Ausschlusskriterium, oder?

Neymanns: Ich kann Ihnen Näheres dazu nicht sagen. Das habe ich jetzt auch
schon einige Male gesagt. Der Gesetzentwurf setzt um, was im
Koalitionsvertrag steht. Auch wenn die Frage noch fünfmal paraphrasiert
kommt, habe ich leider nicht mehr.

Frage: Ich versuche es trotzdem noch einmal. Derzeit kann der
Familiennachzug bei Empfang von Sozialleistungen ausgeschlossen werden. Ist
geplant, das auszuweiten oder zu verändern?

Neymanns: Ich könnte meinen Satz wiederholen, aber ich denke, er ist
bekannt.

Frage : Ich habe heute Morgen Äußerungen des Staatsministers im Auswärtigen
Amt in Hinblick auf die Sicherheitslage in Syrien und auf mögliche
Änderungen in Hinblick auf Abschiebungen gehört. Er sagte, er sehe nicht,
dass in Hinblick auf den Abschiebestopp für Flüchtlinge, den es ja gibt,
etwas geändert werden müsse. Gilt diese Meinung so für die gesamte
Bundesregierung, oder ist das eine Meinung, die nur im Auswärtigen Amt
gilt?

SRS'in Demmer: Ich habe dazu keinen neuen Stand mitgebracht. Es gibt eine
Praxis, die Herr Neymanns sicherlich noch einmal erläutern kann und die
sich ja nicht im Widerspruch zu diesen Äußerungen befindet.

Neymanns: Bekomme ich noch einen Hinweis, welche Praxis genau Sie meinen?

SRS'in Demmer: Ich ziehe den Teil meiner Antwort zurück. - Ich kann Ihnen
keinen neuen Stand nennen.

Zusatzfrage : Mich würde noch grundsätzlich interessieren, ob das
Auswärtige Amt denkt, dass aus dem heutigen Spitzentreffen des Irans, der
Türkei und Russlands irgendetwas herauskommen kann, was den Prozess einer
Befriedung in Syrien voranbringt?

Breul: Wir haben, denke ich, hier auch schon einige Male betont, dass wir
natürlich insbesondere die Mächte, die Einfluss in Syrien und Einfluss auf
das Regime haben, in der Verantwortung sehen, dass die
Sicherheitsratsresolution 2401 umgesetzt und eine Waffenruhe in Syrien
garantiert wird. Wir appellieren an all diese Parteien, von denen sich
heutige einige treffen, das umgehend einzuleiten und auch zu ermöglichen,
dass humanitäre Hilfe in die Region gelangt. Wir bleiben allerdings ein
bisschen skeptisch, weil auch in der Vergangenheit bei dieser Art von
Treffen die Rede von Deeskalationszonen und Lageberuhigung war, die dann
nicht eingetreten sind.

Wie immer sind wir voller Hoffnung und appellieren an die Parteien, sind
ein wenig skeptisch und haben auch noch einmal die Botschaft, dass es
natürlich trotz der schwierigen Lage vor Ort vor allem für die Menschen vor
Ort zentral wichtig ist, dass die Verhandlungen in Genf weitergeführt
werden und dass wir einen politischen Prozess bekommen, der eine friedliche
Lösung ermöglicht und letztlich auch dazu beiträgt, dass endlich wieder
Frieden in Syrien herrschen kann.

Frage : Herr Trump hat vor ein paar Tagen angekündigt, dass sich die
Amerikaner aus Syrien komplett zurückziehen wollten. Haben Sie noch
bilaterale Erkenntnisse dazu gewinnen können, was das bedeuten soll?

Breul: Nein. Wir haben die Medienberichte auch gesehen. Das war, glaube
ich, jetzt auch so ein bisschen über die Osterfeiertage, die ja auch in den
USA begangen wurden. Wir haben dazu bisher keine weitere Präzisierung
erhalten. Für uns sind und bleiben die USA wichtiger Partner im Kampf gegen
den IS und auch für eine politische Lösung im Syrien-Konflikt.

Zusatzfrage : Zum Thema Völkerrecht: Wir warten seit zweieinhalb Monaten
auf Ihre Einschätzung zu dem türkischen Angriff auf Afrin. Haben Sie
mittlerweile prüfen können?

Breul: Ich habe keinen neuen Stand.

Zusatzfrage : Seit zwei Wochen besetzt die Türkei Afrin. Sie und Herr Maas
sagten ja, wenn es zu einer dauerhaften Besatzung Afrins komme, ändere sich
die Lage noch einmal. Wann sprechen Sie von einer dauerhaften Besetzung?
Was ist für Sie dauerhaft? Seit zwei Wochen sind die Türken jetzt da und
besetzen das Ding.

Breul: Das lässt sich hier nicht auf die Sekunde und die Minute
quantifizieren. Wichtigster Punkt für uns bleibt jetzt zunächst der
humanitäre Zugang, dass den Menschen in Afrin Nahrungsmittel, Medikamente
usw. zukommen können. Sie haben es gerade richtig dargestellt: Unserer
Meinung nach kann eine militärische Präsenz dort nicht von Dauer sein. Das
gilt nach wie vor.

Zusatzfrage : Eine Lernfrage: Was bedeutet "auf Dauer"?

Breul: Das ist ein unbestimmter Rechtsbegriff.

Frage: Großbritannien führt eine Steuer auf zuckerhaltige Getränke ein. Ich
möchte gern wissen, ob die Bundesministerin vielleicht auch etwas in diese
Richtung plant. Wenn ja, wie sieht das konkret aus?

Lenz: Dazu hat sich mein Kollege, Herr Urban, in der vergangenen Woche
schon abschließend geäußert. Dazu verweise ich Sie auf das Protokoll.

Die Bundesministerin hat in ihrer Regierungserklärung auch grundsätzlich
ganz deutlich gemacht, dass man den Lebensstil als Ganzes betrachten muss.
Aber zu dieser konkreten Frage verweise ich auf die Aussage von Herrn
Urban.

Zusatzfrage: Im Koalitionsvertrag steht, dass ein Konzept für die
Reduktionsstrategie für Zucker, Fett usw. erarbeitet werden soll. Wie sieht
der Zeitplan dazu aus?

Lenz: Sie verweisen auf den Koalitionsvertrag. Das steht dort so, das ist
richtig. Aber über den Zeitplan kann ich Ihnen im Moment noch nichts sagen.

Frage: Laut Koalitionsvertrag soll im Jahr 2018 gemeinsam mit den
Beteiligten ein Konzept mit verbindlichen Zielmarken erarbeitet werden. Ich
möchte hören, ob wenigstens schon irgendwelche vorbereitenden Arbeiten
angefangen haben. Wer sind die Beteiligten, mit denen man das Konzept
erarbeiten will? Das Jahr ist bald zur Hälfte um. Wie weit sind die
Arbeiten fortgeschritten?

Lenz: Wir sind mit der neuen Bundesministerin jetzt gerade erst gestartet.
Grundsätzlich ist unser Ministerium als Ministerium für Ernährung und
Landwirtschaft immer daran, für eine ausgewogene Ernährung zu arbeiten. Wir
haben viele verschiedene Programme. Ich nenne IN FORM, ich nenne den
Ernährungsführerschein und das Bundeszentrum für Ernährung, das im
vergangenen Jahr gegründet wurde. Das Thema ist also durchaus nicht neu.
Wir sind immer an diesem Thema dran.

Eine ganz konkrete Zeitvorgabe kann ich Ihnen jetzt noch nicht nennen. Aber
auch das steht jetzt natürlich an, wie es auch im Koalitionsvertrag
festgeschrieben wurde. Auch die Ministerin betont immer wieder, dass das
ein wichtiges Thema ist.

Zusatzfrage: Können Sie kurz in einem Satz die Haltung zu einer möglichen
Zuckersteuer - ich möchte nicht das ganze Protokoll nachlesen - einfach
noch einmal zusammenfassen? Das steht nicht auf der Agenda, wenn ich es
richtig sehe.

Lenz: Wir als Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft haben
jetzt keine Initiative ergriffen, eine Zuckersteuer einzuführen. Auch das
wurde allerdings schon in der vergangenen Woche gesagt. Wir sind allerdings
nicht das für Steuern genuin zuständige Ministerium.

Vorsitzende Wefers: Möchte sich das Finanzministerium noch zum Thema der
Zuckersteuer, ob das überhaupt eine Bundessteuer ist und wer sie dann
erhalten würde, äußern?

Kolberg: Genau, wir sind das genuin zuständige Ministerium für die Steuern.
Aber hier geht es vor allem um eine Frage des Verbraucherschutzes und der
Lebensmittelproduktion. Von daher haben Sie Ihre Frage schon an die
richtige Stelle herangetragen. Vor der Einführung einer solchen Abgabe
müssten neben den Belangen, die hier jetzt schon zur Sprache gekommen sind,
noch weitere Fragen geklärt werden, etwa die Frage, wann ein Lebensmittel
besonders zuckerhaltig ist, um die genaue Einstufung in einer etwaigen
Besteuerung durchführen zu können.

Frage: Frau Schneider, wie stark ist der Anstieg der Gruppe von Kindern und
Jugendlichen, die in Familien mit Hartz IV leben? Wie groß ist der Anteil
von Kindern aus ausländischen Familien? Wie groß ist auch der Anteil
ausländischer Familien am Anstieg? Welche Maßnahmen bestehen aufseiten der
Bundesregierung, um besonders Kinder und Jugendliche vor einer
Hartz-IV-Existenz zu schützen?

Schneider: Ich habe die aktuellen Zahlen tatsächlich nicht hier. Es gab ja
Meldungen dazu, auf die Sie sich wahrscheinlich berufen, die sich auf
Zahlen der BA berufen, dass die Zahl der Kinder, die auf
Grundsicherungsleistungen angewiesen sind, angestiegen ist. Das ist
insoweit korrekt, als die Gesamtzahl in der Tat angestiegen ist, und zwar
in der Größenordnung, wie sie angegeben wurde. Das heißt, das kann ich so
bestätigen.

Ich kann auch sagen, dass die Zahlen nicht ganz neu sind. Sie stammen aus
der BA-Statistik des vergangenen Jahres und wurden bereits im Oktober
veröffentlicht.

Ebenfalls korrekt ist die Einschätzung durch das IAB und die BA, die in den
Meldungen bereits enthalten ist, dass der Anstieg insbesondere auf das
Thema Flucht und Migration zurückzuführen ist. Das heißt, wir haben zum
einen bei inländischen Kindern in der Tat einen Rückgang und zum anderen
den Anstieg, der auf die Fluchtmigration zurückzuführen ist.

Jenseits dessen kann ich noch kurz darauf hinweisen, dass sich der Minister
in den vergangenen Wochen bereits mehrfach geäußert hat, unter anderem in
der Regierungserklärung, aber auch in verschiedenen Interviews, dass ihm
das Thema der Kinderarmut sehr am Herzen liegt. Er hat deutlich gemacht,
dass er für die Bundesregierung einen Masterplan zur Bekämpfung der
Kinderarmut befürwortet. Vielleicht kann ich auch noch einmal darauf
hinweisen, dass im Koalitionsvertrag sehr vielfältige Maßnahmen vorgesehen
sind, die auch der Bekämpfung der Kinderarmut dienen. Das sind zum einen
Maßnahmen, die finanzielle Leistungen betreffen, etwa was den
Kinderzuschlag und die Verbesserung der Leistungen für Bildung und Teilhabe
anbelangt, aber auch was Mehrbelastungen von Alleinerziehenden in Sachen
Umgangsrechts anbelangt.

Es betrifft aber nicht nur die finanziellen Leistungen, sondern es geht
natürlich auch um andere Fragen. Wir wissen, dass Kinderarmut fast immer
damit zu tun hat, dass die Eltern der Kinder nicht in Arbeit sind, und dass
die Zahlen ganz dramatisch sinken, wenn schon ein Elternteil in Vollzeit
arbeitet. Wenn beide Elternteile arbeiten, gehen die Zahlen ganz dramatisch
- ich denke, in den einstelligen Bereich - zurück. Insofern ist es in der
Tat wichtig, dass die Eltern in Arbeit kommen. Das betrifft auch und
insbesondere das Thema der Frauenerwerbsarbeit. Wie Sie wissen, hat der
Minister angekündigt, in den ersten hundert Tagen ein Gesetz zur Rückkehr
in Vollzeit vorzulegen.

Das alles sind Maßnahmen, die mit hineinspielen. Es lässt sich nicht nur
auf den finanziellen Aspekt zurückführen.

Frage: Eine kurze Frage an das Umwelt- und das Wirtschaftsministerium. Der
Minister und die Ministerin haben sich in den vergangenen Tagen zur
Kohlekommission geäußert und jeweils die Zuständigkeit reklamiert. Mich
interessiert einfach der Stand der Dinge. Wann gibt es eine Aussprache
zwischen den beiden, bei der sie das vielleicht untereinander klären? Wann
wird über die Einsetzung der Kommission entschieden? Steht schon fest, wie
groß sie wird und wer den Vorsitz hat? Wer hat das im Moment in der Hand?
Wie weit sind Sie?

Baron: Sie haben völlig recht: Der Koalitionsvertrag sieht diese
Einrichtung vor, und zwar hat die Kommission darin den Titel Kommission
"Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung". Sie soll natürlich sehr zügig
eingesetzt werden. Derzeit laufen die Abstimmungen zwischen den Ressorts.
Das ist die Voraussetzung für alles Weitere.

Auch was den Kreis der Akteure angeht, macht der Koalitionsvertrag Vorgaben
und nennt einen breiten Kreis von Akteuren aus Politik, Wirtschaft,
Umweltverbänden, Gewerkschaften, Ländern und Regionen. Diese Vorgaben des
Koalitionsvertrages werden natürlich umgesetzt.

Zusatzfrage: Bis wann?

Baron: Die Kommission soll natürlich zügig eingesetzt werden. Sie erinnern
sich, dass Bundeswirtschaftsminister Altmaier gesagt hat, dass wir hoffen,
dass die Kommission die Arbeit vor der Sommerpause aufnehmen kann. Aber
natürlich laufen derzeit die Gespräche zwischen den Ressorts.

Haufe: Ich denke, die Kollegin hat den Stand der Dinge dargestellt. Die
Gespräche laufen. Mehr kann ich dazu auch nicht sagen.

Frage : Der US-Präsident hat sich kritisch zu Nord Stream geäußert und sich
darüber verwundert gezeigt, dass Deutschland das Projekt unterstützt. Frau
Demmer, könnten Sie ihm das erklären?

SRS'in Demmer: Auf europäischer Ebene arbeiten alle Mitgliedsstaaten
gemeinsam an einer Energieunion. Zu dem Ziel einer Energieunion gehören
auch die Verbesserung der Versorgungssicherheit und die Stärkung des
Energiebinnenmarktes. Diese Ziele einen die Mitgliedsstaaten.

Die Bundesregierung hat immer gesagt - damit sage ich Ihnen nichts Neues -,
dass Nord Stream 2 ein unternehmerisches Projekt ist. Entscheidend ist,
dass Nord Stream 2 - so wie auch andere Infrastrukturprojekte - die
relevanten nationalen, europäischen und internationalen Rechtsvorschriften
einhalten muss. Dies wird in einem entsprechenden Verfahren ganz genau
geprüft.

Frage : Herr Haufe, wie bewertet das Umweltministerium Nord Stream 2 aus
Umweltsicht?

Haufe: Ich muss mich zu dem Thema nicht äußern.

Zusatz : Ich habe Sie gerade gefragt.

Haufe: Ja, Sie haben mich gefragt. Aber die Regierungssprecherin hat dazu
geantwortet.

Zusatz : Aber Sie sind hier als Sprecher des Umweltministeriums. Ich möchte
einen umweltpolitischen Aspekt von Nord Stream 2 ansprechen. Bitte!

Haufe: Alle Aspekte, die die Bundesregierung in diesem Bereich betreffen,
werden innerhalb der Regierung geklärt.

SRS'in Demmer: Wie ich gerade gesagt habe, geht es darum, die europäischen
und internationalen Rechtsnormen einzuhalten.

Frage : Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium zum Thema der
Kaufprämie für Elektroautos. Gestern sind die neuen Zahlen veröffentlicht
worden. Die Inanspruchnahme der Prämie ist nicht besonders hoch. Der BDEW
hat vorgeschlagen, das Geld, das nicht benutzt wird, zum Ausbau der
Ladesäuleninfrastruktur zu nutzen. Wie stehen Sie zu diesem Vorschlag? Ist
das überhaupt machbar?

In diesem Zusammenhang wüsste ich gern, was die Bundesregierung und was das
Ministerium gerade unternehmen, um den Absatz von E-Autos zu fördern.

Buser: Vielen Dank für Ihre Frage. Allerdings liegt die Zuständigkeit für
die Kaufprämie nicht beim BMVI.

Zusatz : Das ist mir schon klar. Aber ich hätte trotzdem gern etwas zum
politischen Aspekt gewusst.

Buser: Heute wurden seitens des KBA auch die Zulassungszahlen für März
veröffentlicht. Darin sieht man deutlich, dass die Zahlen der E-Fahrzeuge
steigen. Man sieht dort, dass man viele Programme hat, die sehr gut
funktionieren. Auch im Rahmen des Sofortprogrammes Saubere Luft haben wir
im Bereich der Elektrifizierung viele Bereiche, die sehr gut laufen. Das
heißt, wir sehen momentan eine positive Tendenz.

Zusatzfrage : Frau Demmer, können Sie mir sagen, was mit dem Ziel von einer
Million E-Autos bis 2020 ist? Ist das jetzt eigentlich abgeräumt oder
nicht?

Ich frage, weil es zum Beispiel auf dem Internetauftritt des
Wirtschaftsministeriums noch steht - Stand Februar -, aber die Kanzlerin
gesagt hat, das Ziel sei nicht zu halten. Was ist denn der Stand?

SRS'in Demmer: Es ist eine große Aufgabe, vor der wir stehen. Wir wollen
saubere Luft in deutschen Städten, aber natürlich Fahrverbote möglichst
vermeiden. Dazu gehört auch diese Komponente, an der wir weiterhin
arbeiten.

Zusatzfrage : Das habe ich jetzt in der Tat nicht verstanden. Steht das
Ziel von einer Million Fahrzeuge bis 2020 noch, oder nicht?

SRS'in Demmer: Die Kanzlerin hat sich in der Tat dazu geäußert. Das haben
Sie selbst ja zitiert. Es ist ja noch ein bisschen Zeit bis dahin.

Frage: Meine Frage richtet sich wieder an das Innenministerium. Der
"Tagesspiegel" hat heute berichtet, dass sich die Anzahl von Salfisten in
Deutschland in den letzten Jahren verdoppelt habe. Er nannte eine Zahl: 11.
Das haben sie aus Anfragen an die Verfassungsschutzorgane in den Ländern
zusammengepuzzelt.

Hat das Innenministerium auch eine Zahl? Wie besorgt ist man über diese
Entwicklung?

Neymanns: Selbstverständlich wird die Entwicklung beobachtet. Die
Sicherheitsbehörden nehmen die Entwicklung zur Kenntnis und beachten sie.
Sie kennen sicherlich all die Programme, die die Bundesregierung zur
Prävention gegen Extremismus aufgelegt hat, den Nationalen Aktionsplan etc.
Es gibt diverse Maßnahmen. Es gibt eine Aussteigerhotline etc.

Die Zahl von 11 kann ich auch bestätigen. Aber um das einzuordnen: Ich habe
letzte Zahlen von, glaube ich, Mitte Februar. Da waren es 10. Eine
Verdoppelung über einen Jahreshorizont - - - Ich weiß nicht, welche Zahlen
da genannt wurden. Im Dezember hatten wir vom BfV die Zahl 10, und jetzt
haben wir tatsächlich auch die Zahl 11.

Zusatzfrage: Werden neue Programme entwickelt? Denn wenn man den Salafismus
als ein Problem betrachtet, bedeutet eine Verdoppelung, dass das Problem
schlimmer wird.

Neymanns: Ich schaue einmal in meine Unterlagen, weil Sie immer die
Verdoppelung ansprechen. Nach den mir vorliegenden Zahlen waren es 2013,
also in einem Zeitraum von fünf Jahren, 5500. Auch dazu sind Regelungen im
Koalitionsvertrag festgeschrieben, dass die bestehenden Programme
weitergeführt und auch verstärkt werden.

Zusatzfrage: Also eine Verstärkung, aber keine neuen Programme?

Neymanns: Das muss ja auch nicht zwingend sein. Man kann bestehende
Programme verstärken und an der einen oder anderen Stelle jedenfalls
verbessern. Auch dahingehend muss das jetzt noch weiter ausgearbeitet
werden. Das Ziel bleibt bestehen.

Frage: Wie bewerten Sie denn diese Zahl? Macht sich das BMI Sorgen über
diese Zahl von 11 000?

Neymanns: Das habe ich doch schon gesagt.

Zusatz: Eben nicht so richtig!

Neymanns: Doch!

Zusatz: Würden Sie es noch einmal sagen?

Neymanns: Selbstverständlich beobachten die Sicherheitsbehörden die
Entwicklung. Wir reagieren, wenn erforderlich.

Zusatz: Was ja nichts darüber aussagt, ob Sie sich Sorgen machen oder eher
gelassen sind.

Neymanns: Wenn wir Präventionsprogramme gegen Extremismus auflegen, fällt
der Salafismus natürlich darunter. Wenn wir in der Koalitionsvereinbarung
festlegen, dass wir die Extremismuspräventionsbemühungen fortsetzen und
weiter verstärken, dann ist das doch eine Aussage.

Frage : Ich wollte zu den Geschehnissen im Gazastreifen am Wochenende
kommen. Herr Breul, ich hatte die Stellungnahme des AA dazu gelesen. Es gab
über 18 Tote. Es wird von zwischen 700 und 1400 Verletzten gesprochen. Die
israelische Armee hat über 100 Scharfschützen eingesetzt, um auf Menschen
zu schießen, die dort laut Berichten, auch laut Human Rights Watch,
unbewaffnet waren. Ich habe eine Verständnisfrage dazu: Warum äußert sich
die Bundesregierung besorgt über Zusammenstöße? Das waren ja keine
Zusammenstöße.

Breul: Ehrlich gesagt weiß ich gar nicht, was ich auf diese Frage antworten
soll. Wir haben uns deutlich zu Vorfällen geäußert, die wir mit großer
Sorge sehen, weil es dort zu gewaltsamen Handlungen gekommen ist. Wir haben
an beide Seiten appelliert, Zurückhaltung zu üben. Es gab Aktionen
vonseiten des militärischen Militärs, wo wir uns Fragen nach der
Verhältnismäßigkeit stellen. Es gab aber genauso auf der anderen Seite
Provokationen und womöglich auch eine gezielte Nutzung friedlicher
Demonstranten für andere Zwecke. Das war der Grund für unser Statement. Das
Statement steht eigentlich für sich.

Zusatzfrage : Sie sagen also, die israelische Armee wurde provoziert, auf
unbewaffnete Menschen zu schießen?

In Ihrem Statement haben Sie bisher auch noch nicht gesagt, dass Sie, wie
die UN, eine unabhängige Untersuchung fordern. Der UN-Generalsekretär hat
eine unabhängige Untersuchung dieses Massakers gefordert, wie manche sagen.
Schließt sich die Bundesregierung dem an? Fordern Sie eine unabhängige
Untersuchung?

Breul: Es ist auch unsere Auffassung, dass diese Vorfälle untersucht werden
sollen.

Zuruf : Von wem?

Breul: Wir haben in der Vergangenheit gesehen, dass der israelische
Rechtsstaat funktioniert und dass innerhalb des israelischen Militärs
solche Vorfälle aufgearbeitet werden. Das erwarten wir natürlich auch an
dieser Stelle.

Zusatzfrage : Sie erwarten eine Aufklärung von den Tätern und nicht von
einer unabhängigen Untersuchung seitens der UN oder so?

Breul: Es gilt das, was ich gerade gesagt habe.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesverkehrsministerium zur geplanten
Funkloch-App. Welchen zusätzlichen Erkenntnisgewinn erhoffen Sie sich
davon? Die Mobilfunkanbieter bilden ja eigentlich ab, wo es eine schlechte
Abdeckung gibt.

Die zweite Frage: Was gedenken Sie, mit diesen Erkenntnissen zu tun? Soll
das die Verhandlungen gegenüber den Mobilfunkanbietern beeinflussen, dass
man mehr Druck in Gebieten ausübt, wo man erhöhten Bedarf feststellt? Was
gedenkt Bundesverkehrsminister Scheuer mit dieser Funkloch-App in welchem
zeitlichen Rahmen zu machen?

Buser: Vielen Dank für Ihre Frage. - Ich würde mit einem Zitat von
Bundesminister Scheuer anfangen, der sich dazu schon geäußert hat:

"Wir werden eine App entwickeln, die nach dem Modell von Staumeldern
funktionieren soll. Der Bundesnetzagentur wird hier eine wichtige Aufgabe
zukommen. Über diese App können die Bürger ein Signal geben, wenn sie in
ein Funkloch geraten - und wir bekommen einen aktuellen Überblick mit Hilfe
der Nutzer. So kann die Jagd auf die weißen Flecken im Mobilfunknetz
eröffnet werden. Mit diesen Informationen können wir mit den
Mobilfunk-Anbietern darüber sprechen, wo weitere Sendemasten aufgestellt
werden müssen. Der Zustand, den wir haben, ist für eine Wirtschaftsnation
untragbar."

Die weitere Frage war, welche Informationen uns bereits vorliegen. Dem BVMI
liegen aktuell lediglich die Versorgungsdaten vor, die von den
Mobilfunknetzbetreibern für die Darstellung der LTE-Versorgung im
Breitbandatlas gemeldet werden, der auch öffentlich einsehbar ist.

Zudem stellen die Mobilfunkbetreiber ihre Versorgung auf eigenen Webseiten
dar. Gegenüber der Bundesnetzagentur werden von den Betreibern mindestens
einmal jährlich Angaben zu den Ausbaufortschritten gemacht. Das heißt, mit
dieser App könnte man wiederum eine Karte erstellen, anhand derer man
wirklich sieht, wo es noch Bedarf gibt. Bei diesen Punkten kann man, wie
der Minister gesagt hat, wirklich bewusst nachsteuern. Deswegen halten wir
den Gipfel ab. Der Minister hat sich dahingehend geäußert, dass das noch
vor der Sommerpause passieren soll.

Zusatz: Die Mobilfunkanbieter sagen, sie wissen, wo die weißen Löcher sind.
Man könnte mit ihnen doch einfach einmal sprechen. Also nicht diese Karte
anschauen, die Sie online stellen, sondern konkret nachfragen, wo es genau
diese Löcher gibt.

Buser: Natürlich gibt es immer wieder Einzelfälle. Sie kennen das
wahrscheinlich selbst, wenn Sie zum Beispiel in Grenzregionen unterwegs
sind, dass einfach Anbieter aus dem Ausland vorhanden sind. Das heißt, es
gibt natürlich Netze, die sich teilweise überlappen. Aber man hat nur den
Stand, wo es etwas gibt. Es ist viel einfacher, zu schauen, wo es noch
Bedarf gibt, wo zum Beispiel die Bürger sagen: Hier ist Bedarf, noch mehr
zu machen. Natürlich müssen wir hierbei immer auf die Daten von den
Anbietern zukommen. So könnte man noch einmal die Gegenkarte
gegenüberstellen, um noch viel zielgerichteter nachsteuern zu können.

Frage : Eine Frage an das Arbeitsministerium. Wir haben in den letzten
Tagen immer wieder Forderungen vom Handwerk, von den Arbeitgebern gehört,
das Arbeitszeitgesetz zu ändern, es flexibler zu machen. Gibt es schon
konkrete Planungen in Ihrem Ministerium? Gibt es möglicherweise schon einen
Zeitplan, wann man da etwas tun will?

Schneider: Im Koalitionsvertrag, den Sie wahrscheinlich kennen, ist eine
einschlägige Passage enthalten, die eine (akustisch unverständlich; ohne
Mikrofon) im Arbeitszeitgesetz vorschlägt. Damit ist eine Erprobung von
Flexibilisierungsmöglichkeiten vorgesehen. Mehr kann ich dazu jetzt nicht
sagen. Wir starten natürlich mit der Arbeit; das ist klar. Ich kann Ihnen
jetzt aber nicht sagen, wann genau ein möglicher Gesetzentwurf tatsächlich
vorliegen wird. Es ist in der Tat so, dass der gesetzliche Rahmen dafür
angepasst werden muss. Aber wann wir mit einem Gesetzentwurf am Start sind,
kann ich Ihnen derzeit noch nicht sagen.

Frage : Ich habe eine Frage an Frau Demmer zum Brexit-Ausschuss. Ich hätte
gerne gewusst, ob der schon neu besetzt worden ist. Beim letzten Ausschuss
war, glaube ich, der Stand, dass zum Beispiel die Wirtschaftsministerin
Stellvertreterin war. Sind diese ganzen Sachen schon neu geregelt?

SRS'in Demmer: Die Antwort muss ich nachreichen.

Frage: Ich habe eine Frage zum EU-Türkei-Abkommen. Gestern hieß es im
"Spiegel", dass einige EU-Staaten dagegen sind, die zweite Tranche von drei
Milliarden Euro zu zahlen. Wie ist die Haltung der Bundesregierung dazu?

SRS'in Demmer: Völlig unverändert. Die Kanzlerin hat sich zuletzt noch
einmal auf dem EU-Gipfel und auch in ihrer Regierungserklärung deutlich zu
dem EU-Türkei-Abkommen geäußert. Nach wie vor steht die Bundesregierung zum
Abkommen zwischen der EU und der Türkei. Die Bundesregierung bekennt sich
auch weiterhin zu der Aufstockung der Fazilität um weitere drei Milliarden
Euro.

Die Kommission hat am 14. März dazu einen Finanzierungsvorschlag gemacht,
wie man das machen kann. Die Art und Weise der Finanzierung wird aber
derzeit EU-intern beraten. Es ist aber eben nicht strittig, dass das Geld
überhaupt ausgezahlt wird, sondern nur wie und die Art und Weise.

Zusatzfrage: Wann wird diese Prüfung abgeschlossen sein? Können Sie ein
Zeitfenster nennen?

SRS'in Demmer: Das kann ich Ihnen nicht sagen.

Frage : Herr Neumann, eine Frage zu Afghanistan. Es gab heute
beziehungsweise gestern mehrere Luftangriffe auf eine Koranschule im Norden
Afghanistans. Das ist auch das Gebiet, in dem die Bundeswehr das Kommando
hat. Ich würde gerne wissen, ob die Bundeswehr in irgendeiner Weise an
diesen Luftangriffen beteiligt war. Es ist ja bekannt, dass die Bundeswehr -
 ich habe es selbst erlebt - die Piloten ausbildet. Wenn die Bundeswehr
nicht in irgendeiner Weise beteiligt war, sehen Sie diese Toten - es gab
zahlreiche tote Zivilisten - als Rückschlag?

Neumann: Zunächst einmal: Die Verantwortung im Norden Afghanistans trägt
der afghanische Staat. Wir haben die Verantwortung für die Ausbildung. Aber
die eigentliche Verantwortung liegt, wie gesagt, beim afghanischen Staat.
Das BMVg hat meines Wissens nach derzeit keine weitergehenden Erkenntnisse
über den Luftschlag der afghanischen Luftwaffe am 2. April im Raum Kundus.
Die Operation wurde in der alleinigen Verantwortung der afghanischen
Streitkräfte durchgeführt. Sowohl der afghanische Präsident Ghani als auch
die UNAMA haben vor Ort eine Untersuchung des Vorfalls angekündigt. Ich
bitte, diesen abzuwarten.

Zusatzfrage : Sie haben damit nach Ihren eigenen Erkenntnissen nichts zu
tun, aber Sie bilden die Piloten aus, die auf diese Koranschule mit
Zivilisten schießen. Bewertet die Bundeswehr das als Rückschlag, dass ihre
Ausbildung offenbar nicht fruchtet?

Neumann: Es gilt zunächst einmal, die Ergebnisse abzuwarten. Ich kann hier
noch einmal beteuern, dass die Berater der Mission "Resolute Support" nicht
an Kampfhandlungen teilnehmen.

Frage: Zwei kurze Fragen an das BMWi. Es tut mir leid, wenn ich die letzten
zwei Wochen verpasst habe. Ich hatte diese blöde Grippe.

Vorsitzende Wefers: Jetzt gerne die Frage!

Zusatzfrage: Die erste Frage bezieht sich auf das Thema Personalien im
BMWi. Die Parlamentarischen Staatssekretäre wurden in Ihrem Ministerium neu
ernannt. Wird es einen Nachfolger von Herrn Baake geben? Ist das schon
entschieden worden?

Die zweite Frage zum Thema Energiepolitik. Vonseiten der Energiewirtschaft
hat man gehofft, dass es mit dem Wechsel von Herrn Baake eine neue
Energiepolitik geben könnte. Bleibt Deutschland bei der Haltung gegen
Kapazitätsmärkte? Soweit ich weiß, hat Herr Altmaier gesagt, er sei einer
Meinung mit Herrn Baake, was das Thema Strommarkt angeht.

Baron: Zur Frage Personal hatten wir uns in der Tat in den vergangenen
Woche geäußert. Die Parlamentarischen Staatssekretäre sind natürlich
benannt; die finden Sie auch bei uns auf der Homepage. Bei den beamteten
Staatssekretären bitte ich noch um etwas Geduld. Diesbezüglich werden die
Entscheidungen sicher in den nächsten Wochen ergehen. Bevor sie nicht
ergangen sind, muss ich einfach um ein bisschen Geduld bitten.

Was das Thema Energiepolitik angeht, gibt es verschiedene Vorhaben, die der
Koalitionsvertrag nennt. Sie wissen, es gibt noch laufende Debatten auf
EU-Ebene, Stichwort "Clean Energy Package", was auf EU-Ebene noch
verhandelt wird und eben auch Fragen des Strommarktes betrifft. Dazu laufen
die Verhandlungen auf EU-Ebene, sodass ich dem jetzt nicht vorgreifen
beziehungsweise keine Einzelbewertung vornehmen kann.

Mittwoch, 4. April 2018
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HAMBURG/4320: Vattenfall führt Umweltbehörde vor (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 5. April 2018

Vattenfall führt Umweltbehörde vor



Der Energiekonzern Vattenfall hat ein Genehmigungsverfahren für eine Anbindung seines Kohlekraftwerks Moorburg bis an die Müllverbrennungsanlage Rugenberger Damm, mit der realen Option auf Anschluss an die geplante Fernwärmeleitung durch die Elbe, beantragt.

Damit stellt sich Vattenfall außerhalb des klimapolitischen Konsens im Sinne der Pariser Klima-Verträge, meint Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Dass Vattenfall nur sich selber verpflichtet ist, war schon vorher ersichtlich. Nun aber macht der Konzern klar, dass sein propagierter angeblicher Kohleausstieg sich endgültig in Rauch aufgelöst hat. Die Politik in Deutschlands Kohlehauptstadt Hamburg wird zum Bittsteller und Statisten."

Zu den Konsequenzen für die kommenden Schritte bei der Umsetzung des Volksentscheids zum Rückkauf der Energienetze meint Jersch: "Im Norden lässt Vattenfall aus dem Schrottkraftwerk Wedel weiter ätzende Partikel regnen, im Süden soll nun Moorburg das tun, was in Hamburg fast keiner will: Vermehrt Klimagase in die Atmosphäre abgeben. Und auf dem Bankkonto versucht Vattenfall für veraltete Technik einen horrenden Rückkaufpreis zu erpressen. Ohne den sofortigen Rückzug Vattenfalls von seinen Plänen kann es keine Wärmetrasse unter der Elbe geben. Vattenfall zeigt, dass es nicht 'Partner' sondern 'Gegner' ist - für Hamburg, den Volksentscheid und das Klima."

Zum anstehen Rückkauf des Fernwärmenetzes fügt Jersch hinzu: "Das Fernwärmenetz gehört in öffentliche Hand, wie der Volksentscheid es festgelegt hat. Nur so und mit einem gesetzlichen Verbot der Nutzung von Kohleenergie für die Wärmeerzeugung wie die Volksinitiative 'Tschüss Kohle' es anstrebt, wird Vattenfall in seinen Kohlekeller zur Besserung zurückgeschickt werden können."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4772: Vorfahrt für umweltfreundliche Mobilität (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 05.04.2018

Vorfahrt für umweltfreundliche Mobilität 

Große Anfrage zur Verkehrswende in Rheinland-Pfalz



Mit einer Großen Anfrage an die Landesregierung hat die GRÜNE
Landtagsfraktion umfangreiche Informationen zum Stand der
Verkehrswende und zum Ausbau der Elektromobilität im Land
zusammengetragen. Dazu äußert sich Dr. Bernhard Braun,
Fraktionsvorsitzender:

"Gesundheitsbelastungen durch Verkehrslärm, Feinstaub und Stickoxide,
drohende Fahrverbote für den Diesel: Es muss eine neue
Mobilitätspolitik geben, auch von der Bundesregierung. Wir GRÜNE
wollen umweltfreundlicher Mobilität im Land die Vorfahrt geben. Durch
eine intelligente Verknüpfung der Verkehrsträger und die
Weiterentwicklung der Elektromobilität können wir den Menschen nicht
nur eine umweltfreundlichere, sondern auch eine schnellere und
effizientere Mobilität ermöglichen. Mit Projekten wie der Ausweitung
des Rheinland-Pfalz-Taktes, ÖPNV-Konzepten für den ländlichen Raum und
der Arbeit an drei Pendler-Radrouten in den Regionen Mainz, Trier und
Vorderpfalz hat sich das Land unter GRÜNER Regierungsbeteiligung
bereits auf den Weg gemacht. Bei Schnellladesäulen für E-Autos steht
Rheinland-Pfalz im Bundesvergleich auf einem respektablen fünften
Platz, bewegt sich bei den Normalladesäulen allerdings noch in der
unteren Hälfte des Ländervergleichs. 70 Prozent der Bevölkerung in
Rheinland-Pfalz haben schon heute in einem Radius von zehn Kilometern
um ihren Wohnort Zugang zu einer Normalladesäule, 40 Prozent sogar zu
einer Schnellladesäule. Das kann natürlich nur ein Anfang sein. Um den
gerade erst beginnenden Strukturwandel hin zur Elektromobilität nicht
nur meistern, sondern auch gestalten zu können, wird es für die
Zukunft verstärkter Anstrengungen bedürfen. Hier ist auch die
Bundesregierung gefordert, gerade bei der Unterstützung der Umstellung
der Busflotten im ÖPNV auf Elektrobusse müssen endlich klare
Förderbedingungen her."

Jutta Blatzheim-Roegler, verkehrspolitische Sprecherin, ergänzt:

"Damit Elektromobilität für die Menschen im Alltag praktikabel wird,
wollen wir in Rheinland-Pfalz zügig eine flächendeckende Versorgung
mit Ladesäulen im Umkreis von zehn Kilometern und mit
Schnellladesäulen an den Bundesfernstraßen erreichen. In anderen
Bundesländern werden bereits Straßenlaternen mit Ladevorrichtungen
erprobt, damit auch Anwohnerinnen und Anwohner in Wohngebieten ohne
hauseigene Lademöglichkeit eine Versorgung bekommen. Fundamental für
die Nutzung in der Praxis ist, dass Ladepunkte einfach und zuverlässig
gefunden werden können. Wir wollen deshalb, dass das Land ein
einheitliches Ladesäulenverzeichnis entwickelt, das Nutzern von
E-Fahrzeugen schnell und unkompliziert eine Übersicht gibt, wo und
wann sie Lademöglichkeiten zur Verfügung haben. Landesangestellten und
Landesbeamten wollen wir darüber hinaus ermöglichen, in
Landeseinrichtungen Strom laden zu können. Private Unternehmen, die
ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einen ähnlichen Service
anbieten möchten, können dabei durch die Energieagentur beraten
werden.

Eine echte Verkehrswende zeichnet sich aber gerade durch
Multimodalität und Vernetzung der Verkehrsträger aus und geht deshalb
weit über die Elektrifizierung des PKW hinaus. Weil ÖPNV-Haltepunkte
bei der Vernetzung eine zentrale Rolle spielen, finden wir es wichtig,
Kommunen gerade dort bei Investitionen in Ladevorrichtungen für
E-Bikes, Pedelecs oder E-Roller und bei der Vorhaltung für
Carsharing-Angebote zu unterstützen. Für den gewerblichen Bereich
sollte der Bund ein Konzept zur Förderung der Umstellung auf
Elektromobilität erarbeiten und vor dem Hintergrund drohender
Fahrverbote in den Städten insbesondere eine Förderung von
E-Lastenrädern im Blick haben."

 * 
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AGRAR/256: Staatliches Tierwohllabel jetzt umsetzen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. April 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Staatliches Tierwohllabel jetzt umsetzen



Rainer Spiering, agrarpolitischer Sprecher;

Susanne Mittag, zuständige Berichterstatterin:

Die Agrarpolitiker der SPD-Bundestagsfraktion erkennen den Vorstoß des Koalitionspartners an, die Kennzeichnungspflicht für Herkunft und Produktionsweise auch auf verarbeitete Fleisch- und Eierprodukte ausweiten zu wollen. Für eine europaweite Regelung fehlt aber die nötige Mehrheit.

"Es ist gut, eine europaweite Kennzeichnung von verarbeiteten Lebensmitteln zu fordern. Bei der Gesetzgebung sollten wir uns jedoch auf unsere nationalen Kompetenzen verlassen. Eine europaweite Regelung ist gerade nicht absehbar. Stattdessen sollte man sich auf die Einführung eines staatlichen Tierwohllabels konzentrieren und dies nicht länger dem Lebensmitteleinzelhandel überlassen.

Lidl hat mit dem so genannten Haltungskompass vorgemacht, wie ein solches Label aussehen kann. Ein staatliches Label muss aber darüber hinausgehen. Bei der Ausgestaltung sollte das Tierschutzlabel des Deutschen Tierschutzverbandes als Richtlinie gelten. Es muss für den Verbraucher ersichtlich sein, unter welchen Bedingungen das Tier lebt. Ein solch ambitioniertes Tierwohllabel führt in seiner Konsequenz nicht nur zu einem deutlichen Mehr an Tierwohl, sondern stellt auch ein substantielles Maß an Transparenz für den Verbraucher her. Die staatlichen Ziele sollten in dieser wichtigen Angelegenheit hoch gesteckt werden und dürfen nicht dem Marketing der Fleischindustrie dienen.

Es kann nicht sein, dass die deutsche Lebensmittelindustrie die Standards in dieser Angelegenheit festlegt und nicht der Staat. Es ist höchste Zeit, dass ein verbindliches Label auf den Weg gebracht wird, welches dann auch verarbeitete Fleisch- und Wurstprodukte kennzeichnet. Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützt alle Vorstöße des Koalitionspartners in diese Richtung und hilft dabei, die Messlatte höher zu legen.

Darüber hinaus dürfen wir die Landwirte beim tierwohlgerechten Umbau ihrer Ställe finanziell nicht im Regen stehen lassen. Insbesondere in der Übergangszeit muss ihnen unter die Arme gegriffen werden. Die komplette Finanzierung auf den Schultern der Landwirte abzuladen, so wie bislang vom Landwirtschaftsministerium geplant, lehnt die SPD-Bundestagsfraktion ab. Deshalb braucht es ein Förderprogramm, mit dem wir die Landwirte beim Umbau ihrer Ställe unterstützen können. Im Zuge der Reform der gemeinsamen europäischen Agrarpolitik sollte darauf geachtet werden, dass europäische Mittel, die nach Deutschland fließen, dazu dienen die Leistung der Landwirte zu honorieren und nicht deren Eigentum zu belohnen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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GESUNDHEIT/925: Konsum zuckerhaltiger Erfrischungsgetränke senken


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. April 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Konsum zuckerhaltiger Erfrischungsgetränke senken



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Die Verbraucherorganisation "foodwatch" kritisiert in ihrem heute vorgestelltem "Coca-Cola-Report" die Mitverantwortung des Getränkekonzerns an ernährungsbedingten Krankheiten wie Diabetes und Fettleibigkeit. Foodwatch bezeichnet die Zuckergetränke von Coca Cola gar als "flüssige Krankmacher".

"Es ist keine neue Erkenntnis, dass energiereiche Ernährung - und dazu zählen Brausen, Fruchtsaftgetränke und Eistees - die Entwicklung gerade kindlicher Adipositas befördern kann. Das sehen auch das Robert-Koch-Institut und die Weltgesundheitsorganisation (WHO) so. Die WHO empfiehlt nicht mehr als 25 Gramm Zucker pro Kopf und Tag zu sich zu nehmen. Deshalb appellieren wir an die großen Getränkehersteller freiwillig den Anteil an Zucker oder -Zuckerersatzstoffen spürbar zu reduzieren. Mit der im Koalitionsvertrag vereinbarten Nationalen Reduktionsstrategie haben wir dazu ein gutes Instrumentarium geschaffen. Diese muss nun schnell auf den Weg gebracht werden.

Um den Konsum von zuckerhaltigen Erfrischungsgetränken für Kinder und Jugendliche zu senken, benötigen wir vor allem Präventions- und Marketingmaßnahmen für ungesüßte Getränke und Wasser, Aufstellverbote für Verkaufsautomaten mit zuckerhaltigen Getränken in Schulen und verpflichtende Grenzwerte für den Zuckergehalt.

Wir sollten in diesem Zusammenhang auch ganz genau prüfen, welche Effekte die Einführung einer Steuer auf zuckerhaltige Getränke in anderen Ländern bewirkt hat."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3013: Lebensverhältnisse in Deutschland weiter sehr unterschiedlich


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. April 2018

Arbeitsgruppe: Kommunalpolitik

Lebensverhältnisse in Deutschland weiter sehr unterschiedlich



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Trotz Rekordüberschüssen der Kommunen im Jahr 2017 nehmen die unterschiedlichen Lebensverhältnisse zwischen einzelnen Regionen in Deutschland nicht ab. Eine verlässliche Grundfinanzierung und Hilfen beim Abbau der Altschulden bleiben nötig. Gerade strukturschwache Regionen brauchen Unterstützung für die notwendigen Investitionen in die Infrastruktur.

"Der Rekordüberschuss von 10,7 Milliarden Euro im Jahr 2017 zeigt die positive Einnahmeentwicklung der Städte und Gemeinden in Deutschland. Das ist auch ein Ergebnis der Entlastung für die Kommunen, die die Große Koalition in der vergangenen Wahlperiode auf den Weg gebracht hat. Angesichts der Auslastung der Wirtschaft und einer unzureichenden Personalausstattung schaffen es die Kommunen nicht hinreichend, den vorhandenen Investitionsstau zeitnah abzubauen. Die gute konjunkturelle Lage darf deshalb nicht den Blick auf die strukturellen Probleme verstellen, die nach wie vor bestehen, denn die finanzielle Lage der Kommunen ist sehr unterschiedlich.

Mit einer Kommission wollen wir Konzepte zur Entwicklung gleichwertiger Lebensverhältnisse erarbeiten, denn noch immer stehen sich wirtschaftsstarke Städte und strukturschwache Kommunen gegenüber. Hohe Sozialausgaben, niedrige strukturelle Einnahmen und hohe Altschulden machen die dort nötigen Investitionen in die Infrastruktur fast unmöglich. Die sich abzeichnende Zinswende wird diese Probleme noch verschärfen.

Zur verlässlichen Grundfinanzierung der Kommunen gehört die Sicherung der kommunalen Steuerquellen. Die Sicherung der Grundsteuer wird nach dem zu erwartenden Urteil des Bundesverfassungsgerichtes in der kommenden Woche sicher eine wichtige Aufgabe sein. Die Koalition hat zudem beschlossen, ein gesamtdeutsches Fördersystem für strukturschwache Regionen auf den Weg zu bringen und den eingeschlagenen Weg der finanziellen Entlastung der Kommunen weiter zu gehen. Gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Deutschland können wir nur erreichen, wenn wir die Städte und Gemeinden weiter strukturell stärken."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1770: Brasilien - Noch keine Spur von den Mördern der Abgeordneten Marielle Franco (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Noch keine Spur von den Mördern der afrobrasilianischen 
Abgeordneten Marielle Franco

Von Andreas Behn



(Rio de Janeiro, 2. April 2018, npl) - Wer tötete Marielle? Die Frage
steht auf Pappschildern bei Kundgebungen und Mahnwachen. Graffitis in
der Stadt fordern Aufklärung und kritisieren die Polizei. Viele in Rio
de Janeiro tragen T-Shirts, die an die streitbare afrobrasilianische
Stadtverordnete erinnern. Über zwei Wochen sind seit dem Mordanschlag
[1] vergangen, und die Ermittler*innen hüllen sich in Schweigen über
die möglichen Täter und Hintermänner des Verbrechens.

Die Stimmung in der Stadt schwankt zwischen Trauer und Wut. Marielle
Franco war eine Aktivistin, die sich für die Bewohner*innen der
Armenviertel und die Schwarzen einsetzte - diejenigen, die seit jeher
am meisten unter den brutalen Übergriffen der Sicherheitskräfte
leiden. Erst kurz vor ihrem Tod klagte sie per Twitter Polizisten
wegen willkürlicher Todesschüsse in der Favela Acarí an. Am 14. März
wurde ihr Wagen auf dem Weg nach Hause von Unbekannten verfolgt und
unweit des Stadtzentrums gestellt. Marielle und ihr Fahrer starben in
einem Kugelhagel.


Neue Qualität der Gewalt

Diese Hinrichtung ist im ohnehin gewaltgeplagten Rio de Janeiro eine
neue Qualität. Viele erinnern sich an die gezielten Morde zu Zeiten
der Militärdiktatur (1964-1985). Es sei kein Zufall, dass der erste
Anschlag dieser Art eine lesbische Afrobrasilianerin aus einer Favela
tötet, sagen Mitstreiter*innen der linken Partei PSOL, für die
Marielle im Stadtparlament saß. In ganz Brasilien und auch in anderen
Städten weltweit löste der Mord Proteste und Demonstrationen [2] aus.
Marielles Lebensgefährtin und ihre Schwester stehen jetzt an der
Spitze einer Kampagne, die von Polizei und Politik eine schnelle
Aufklärung der Tat und Konsequenzen in der öffentlichen Sicherheit
fordert. Auch die UN mahnten mehrfach an, dass ein solches Verbrechen
einer ernsthaften Antwort des Staates bedarf.

Doch längst nicht alle sind entsetzt. Hämische Schadensfreude kursiert
in sozialen Netzwerken, rassistische Hetze und jede Menge Fake-News.
Marielle sei mit einem bekannten Kriminellen liiert gewesen und sei
nur durch die Unterstützung von Drogengangs gewählt worden,
verkündeten auch eine Richterin und ein Abgeordneter. Facebook wurde
Mitte dieser Woche gerichtlich angewiesen, binnen 24 Stunden solche
Fake-News zu lösen, der Richterin droht ein Disziplinarverfahren.


Militärintervention in Rio de Janeiro lindert gefühlte
Unsicherheit nicht

Marielle war auch eine scharfe Kritikerin des Militäreinsatzes in Rio
de Janeiro, den Präsident Michel Temer Mitte Februar dekretierte.
Tausende Soldaten patrouillieren seitdem auf den Straßen der
Touristenmetropole, um der ausufernden Kriminalität und den ständigen
Schießereien in den Favelas der Stadt Einhalt zu gebieten. Bisher ohne
Erfolg, im Gegenteil: Die gefühlte Unsicherheit nimmt weiter zu,
während die Polizeieinsätze immer brutaler werden. Allein in der
Rocinha-Favela töteten Uniformierte am Samstag, 24.3. acht Menschen -
angeblich alles Kriminelle, angeblich wurde in Notwehr geschossen. Die
Ansätze einer Deeskalationsstrategie im Vorfeld von Fußball-WM und
Olympia sind vergessen. Jetzt lautet die Devise wieder Konfrontation.
Über tausend Menschen erschoss die Polizei im vergangenen Jahr in Rio,
Tendenz deutlich steigend.

Der Stadtregent, der beurlaubte evangelikale Bischof Marcelo Crivella,
schaut dem Chaos in seiner Stadt eher unbeteiligt zu. Als zum
berühmten Karneval vor allem Überfallserien Schlagzeilen machten, war
er außer Landes - zu Besuch unter anderem in Darmstadt. Eine gute
Gelegenheit für Präsident Temer, sich für die Wahlen im Oktober in
Position zu bringen und als Garant für Sicherheit und Ordnung zu
präsentieren.


Polizeipräsenz als Teil des Problems

Doch die Rechnung ging nicht auf. Die von den Medien aufgebauschte
Gewaltwelle hat die Stadt nach wie vor fest im Griff. Und der Tod von
Marielle Franco lässt befürchten, dass noch Schlimmeres bevorsteht. Es
fühlt sich an wie ein Schwinden des Rechtsstaats; ein 'anything goes'
derjenigen, die wie in früheren Zeiten mit Gewalt ihre Interessen
durchsetzen.

Bisher gibt es nur Spekulationen über die Täterschaft. Zumeist werden
rechte Polizeikreise genannt oder die Milizen, die aus ehemaligen
Sicherheitsbeamten bestehen und wie eine Mafia ganze Stadtviertel in
den Vororten kontrollieren, Schutzgelder erpressen und unliebsame
Kritiker*innen ausschalten. Die Grenze zwischen organisierter
Kriminalität und Sicherheitskräften ist in Rio de Janeiro schon lange
fließend. Marielle war eine derjenigen, die keinen Zweifel daran
hatte, dass viele Polizeieinheiten nicht Teil der Lösung sondern das
Zentrum des Problems seien.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/hintergrund-marielle-franco-und-die-zukunft-in-brasilien-hoffnung-oder-barbarei/

[2] https://desinformemonos.org/estamos-dispuestas-asumirlo-la-ejecucion-marielle-perversas-consecuencias/
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USA/410: USA drohen, Soldaten an die mexikanische Grenze zu schicken (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko / USA

USA drohen, Soldaten an die mexikanische Grenze zu schicken

Von Wolf-Dieter Vogel



(Mexiko-Stadt, 5. April 2018, taz/npl) - US-Präsident Donald Trump
will Soldaten an die Grenze zu Mexiko schicken. Damit will der
Staatschef verhindern, dass weiterhin Migrant*innen illegal in die USA
einreisen. Da ihm bislang der Kongress die Gelder für den Bau seiner
im Wahlkampf versprochenen Mauer zwischen den beiden Staaten nicht
genehmigt und auch die mexikanische Regierung nicht bereit ist, den
Wall zu finanzieren, sei dieser Schritt dringend nötig. Die
US-Heimatschutzministerin Kirstjen Nielsen erklärte: "Die Bedrohung
ist real. Es ist Zeit zu handeln." Die Truppen könnten demnach in den
nächsten Tagen aufmarschieren.

Zuvor hatte eine Karawane von Migrant*innen für neuen Streit zwischen
Trump und Mexiko über die Einwanderungspolitik geführt. Der
US-Präsident forderte die Regierung des Nachbarlandes auf, einen
Protestzug mittelamerikanischer Wanderarbeiter*innen zu stoppen, der
sich derzeit auf dem Weg Richtung US-Grenze befindet. "Mexiko hat die
absolute Macht, zu verhindern, dass diese enorme Personenkarawane
unser Land betritt", schrieb er am Montag im Kurznachrichtendienst
Twitter.


Einer hat die Absicht, eine Mauer zu bauen

Bereits in den vergangenen Tagen hat Trump behauptet, Mexiko tue "sehr
wenig, wenn nicht gar nichts", um zu verhindern, dass Migrant*innen in
sein Landes einreisten. "Wir brauchen die Mauer", forderte der
Staatschef erneut. Sollte der "Fluss von Drogen und Menschen" nicht
aufhören, werde er das Nordamerikanische Freihandelsabkommen (Nafta)
beenden. Der Vertrag wird derzeit zwischen den USA, Mexiko und Kanada
neu verhandelt.

Mexikanische Politiker*innen aller Couleur kritisierten die
Äußerungen, die just zum Beginn des dortigen
Präsidentschaftswahlkampfes kursierten. Bei einem Auftritt in der an
der US-Grenze gelegenen Stadt Ciudad Juárez sprach sich der linke
Kandidat Andrés Manuel López Obrador gegen die "verächtliche Haltung"
Trumps gegen Mexikaner*innen aus. "Keine Drohung, keine Mauer, keine
Arroganz einer ausländischen Regierung kann verhindern, dass wir in
unserem Land besser und glücklicher sein werden", erklärte er mit
Blick auf seinen möglichen Sieg bei den Wahlen am 1. Juli. Dessen
konservativer Gegner Ricardo Anaya forderte gegenseitigen Respekt. Er
verstehe zwar, dass die US-Amerikaner*innen die Migration beunruhige,
"aber uns macht es Sorgen, dass sie unser Land mit in den USA
hergestellten Waffen überschwemmen". Da Trump das NAFTA-Abkommen für
einen "Goldesel" der Mexikaner*innen hält, drängt er schon lange
darauf, die Vereinbarungen des Freihandelsvertrags zu minimieren.

Das vermeintlich viele Geld, das damit im Nachbarland verdient werde,
solle die Regierung nun benutzen, um Migrant*innen an der Weiterreise
zu hindern. Zudem will Trump auch das "DACA"-Programm beenden. DACA
schützt als Kinder illegal in die USA gekommene Migrant*innen
vorübergehend vor der Abschiebung. Im Rahmen des Programms werden zwar
gar keine neuen Anträge mehr angenommen, dennoch glaubt der
US-Präsident, es würde zur Migration animieren. Auf Twitter schrieb
er: "DACA ist tot".


Protestkarawane macht auf Risiken für Migrant*innen
aufmerksam

Die Karawane "Viacrucis Migratorio 2018", die Trump gestoppt sehen
will, ist am 26. März an der guatemaltekisch-mexikanischen Grenze
aufgebrochen. Unter dem Thema "Wir alle sind geborene Amerikaner"
reisen etwa 1.100 Frauen, Männer und Kinder aus Honduras, Guatemala,
El Salvador und Nicaragua mit Bussen durch Mexiko. Damit wollen sie
auf die Leiden und Risiken aufmerksam machen, denen sie auf ihrem Weg
in die USA durch repressive Migrationsbeamt*innen und kriminelle
Banden ausgesetzt sind. Derzeit befindet sich die Karawane noch im
Süden Mexikos, tausende Kilometer von der US-Grenze entfernt. Immer
wieder sei der Protestzug Angriffen ausgesetzt, informierte
Koordinator Irineo Mújica. Er forderte die Behörden auf, die Reisenden
zu schützen.

Nach den Beschimpfungen Trumps beschloss die Karawane, nur bis in die
südmexikanische Stadt Puebla zu ziehen. Dann könne jeder selber
entscheiden, ob er in die USA weiterreisen wolle, erklärte die
Organisation "Pueblo sin fronteras", die den Protestzug ins Leben
rief.
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BERUF/1869: Wandel der Berufsbildung im Öffentlichen Dienst (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 04.04.2018

Wandel der Berufsbildung im Öffentlichen Dienst - BIBB-Projektbeirat
gibt Empfehlungen



Im Öffentlichen Dienst verändert die fortschreitende Digitalisierung der
Verwaltungsabläufe die Qualifikationsanforderungen der Beschäftigten, die
Rahmenbedingungen wandeln sich durch Demografie sowie durch europäische
und gesellschaftliche Entwicklungen hin zum Staat als transparent
handelndem Dienstleister. Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) hat
daher nötige Veränderungen der Berufsbildung im Öffentlichen Dienst in
einem Entwicklungsprojekt untersucht. Dessen Projektbeirat hat jetzt
abschließend die "Bonner Empfehlungen zur Beruflichen Bildung im
Öffentlichen Dienst" ausgesprochen und damit Perspektiven zur
Weiterentwicklung eröffnet.

Der Projektbeirat, besetzt mit Vertreterinnen und Vertretern beider
Sozialpartner, von Verordnungsgebern, Universitäten und Instituten sowie
mit Expertinnen und Experten der Aus- und Fortbildungspraxis aus Bund,
Ländern, Kommunen und Sozialversicherungen, gibt insbesondere folgende
Empfehlungen:

• Attraktivität steigern: Im Wettbewerb um geeignete Nachwuchskräfte
muss sich der Öffentliche Dienst (ÖD) als attraktiver Arbeitgeber
positionieren. Dazu gehören eine transparente Karriereplanung,
interessante Aufstiegsmöglichkeiten sowie eine horizontale und vertikale
Durchlässigkeit der Bildungsgänge. Es gilt, durch
Personalentwicklungsmaßnahmen Abwanderungen vorzubeugen. Bindung von
Personal ist dabei genauso wichtig wie Nachwuchsgewinnung.

• Berufsbilder neu ordnen: In den rund 20 Jahre alten
Ausbildungsberufen des ÖD, zu denen unter anderem
Sozialversicherungsfachangestellte, Fachangestellte für Medien- und
Informationsdienste oder auch Justizfachangestellte gehören, deutet sich
Novellierungsbedarf an. Hier sind die Verantwortlichen gefragt, sich
verstärkt mit der Neuordnung ihrer Berufsbilder zu befassen. Dies bietet
den Beteiligten die Chance, sich intensiv mit den gewandelten
Rahmenbedingungen im ÖD auseinanderzusetzen und Bildungsstrategien zu
entwickeln.

• Aufstiegskonzept sicherstellen: Aufstiegsfortbildungen im ÖD,
insbesondere im Bereich der Fachwirte-Abschlüsse, entsprechen keinem
durchformulierten Konzept, beispielsweise im Hinblick auf Standards oder
Angebotslücken, die zu beruflichen Sackgassen führen, insbesondere bei
Justizfachangestellten. Hier besteht Diskussions- und Handlungsbedarf.

• DQR-Zuordnungen angehen: Der Deutsche und der Europäische
Qualifikationsrahmen (DQR/EQR) und die Zuordnung von Qualifikationen zu
Niveaus unterstützen die bessere Sichtbarkeit der Gleichwertigkeit und
Unterschiede von Qualifikationen. Die Lernergebnis-Orientierung, die
Qualitätssicherung und die Durchlässigkeit werden gefördert und das
lebenslange Lernen gestärkt. Die Berufskonzepte des ÖD sollten
entsprechend angepasst und zugeordnet werden.

• Durchlässigkeit zu Beamtenlaufbahnen herstellen: Zur Eröffnung von
Karrierewegen und für eine Durchlässigkeit der Bildungsgänge im ÖD ist
insbesondere eine Durchlässigkeit zu beamtenrechtlichen Laufbahnen weiter
zu diskutieren. So könnten die Berufsabschlüsse zu Fachangestellten auch
den Erwerb der Laufbahnbefähigung im mittleren Dienst beinhalten.

• Kommunikation ermöglichen: In Fragen der Berufsbildung besteht
eine institutionelle Schwäche des ÖD, da seinen verschiedenen Ebenen und
Bereichen eine gemeinsame institutionalisierte Kommunikationsplattform
fehlt. Um gemeinsame Positionen entwickeln und formulieren zu können,
sollte eine solche geschaffen werden.

• Forschung stärken: Die Hochschulforschung sollte sich stärker mit
Themen der Berufsbildung im ÖD auseinandersetzen, um Erkenntnisse für eine
Weiterentwicklung von Bildungskonzepten zu liefern. Hierzu könnten im
Rahmen einer "Forschungsinitiative" verstärkt Mittel zur Verfügung
gestellt werden.

Die "Bonner Empfehlungen" des Projektbeirats sollen die Verantwortlichen
der Berufsbildung im ÖD insbesondere in Fachministerkonferenzen,
Fachgewerkschaften und zuständigen Stellen nach dem Berufsbildungsgesetz
und Berufsbildungsausschüssen anregen, sich verstärkt mit der zukünftigen
Ausgestaltung der Berufsbildung im ÖD auseinanderzusetzen.


Weitere Informationen:

Vollständiger Text der "Bonner Empfehlungen zur Beruflichen Bildung im
Öffentlichen Dienst" unter:

https://www.bibb.de/de/78513.php

Kurz-Dokumentation der Expertentagungen unter:

https://www.bibb.de/de/68902.php 

Eine umfassende Dokumentation ist für Mitte 2018 geplant.

Das Thema wird auch beim BIBB-Kongress "Für die Zukunft lernen:
Berufsbildung von morgen - Innovationen erleben" am 7. und 8. Juni 2018 in
Berlin im Forum I "Berufsbildung 4.0: Aus- und Weiterbildung im digitalen
Zeitalter" behandelt. Weitere Informationen unter:

https://kongress2018.bibb.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), Andreas Pieper, 04.04.2018
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FORSCHUNG/1131: Salate, Gurken und Radieschen - Erste Ernte im Antarktisgewächshaus EDEN-ISS (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 05.04.2018

Salate, Gurken und Radieschen: Erste Ernte im Antarktisgewächshaus
EDEN-ISS 



Während die Temperaturen in der Antarktis langsam auf Werte unter minus 20
Grad Celsius fallen und auch die Sonne nur noch flach über dem Horizont
steht, wächst und gedeiht die Pflanzenzucht im Versuchsgewächshaus
EDEN-ISS. Nach den ersten drei Wochen hat Paul Zabel vom Deutschen Zentrum für
Luft- und Raumfahrt (DLR) bis in die vergangenen Tage hinein die ersten
Früchte im eisigen Umfeld geerntet. 3,6 Kilogramm Salat, 70 Radieschen und
18 Gurken hielt er bei der ersten Ernte jeweils in der Hand. Was nun den
Speiseteller der Überwinterer bereichert, zeigt wie sich zukünftig auch
Astronauten auf Mond und Mars mit frischer Nahrung versorgen könnten.




[image: Quelle: DLR (CC-BY 3.0) https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/deed.de]

Im EDEN-ISS-Gewächshaus hält DLR-Forscher Paul Zabel den ersten geernteten
Salat in den Händen.

Quelle: DLR (CC-BY 3.0) 
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"Nachdem die Saat Mitte Februar ausgebracht war, hatte ich mit einigen
unerwarteten Problemen zu kämpfen, wie kleineren Systemausfällen und dem
stärksten Sturm seit mehr als einem Jahr", erklärt Ingenieur und
Antarktis-Gärtner Paul Zabel vom DLR-Institut für Raumfahrtsysteme. "Glücklicherweise
ließen sich all diese Dinge beheben und überstehen." Projektleiter Daniel
Schubert ergänzt: "Wir haben in den letzten Wochen vieles über die autarke
Pflanzenzucht gelernt, es zeigt sich, dass die Antarktis ein ideales
Testfeld für unsere Forschung ist." Mittlerweile wachsen alle geplanten
Pflanzen im Gewächshaus, darunter Radieschen, verschiedene Salate, Tomaten,
Gurken, Paprika sowie Gewürze (Basilikum, Petersilie, Schnittlauch und
Koriander). "Nur bei der Erdbeerzucht muss man sich noch etwas gedulden",
so Schubert. "Hier warten wir noch auf die erfolgreiche Aussaat." Im Mai
erwarten die DLR-Forscher dann den vollen Betrieb des
Container-Gewächshauses. Dann sollen pro Woche rund vier bis fünf Kilogramm
Frischgemüse geerntet werden.

Bereicherung des Speiseplans



An der Neumeyer-Station III des Alfred-Wegener-Instituts sind derzeit zehn
Überwinterer untergebracht. Frisches Gemüse der letzten Lieferung Ende
Februar ist mittlerweile aufgebraucht, so dass sich die Bewohner über die
frische Ergänzung auf Ihrem Speiseteller freuen. "Es war etwas Besonderes,
den ersten frischen Salat der Antarktis vor Augen zu haben", sagt
Stationsleiter Bernhard Gropp "Er hat geschmeckt, als hätten wir ihn frisch
im Garten geerntet."




[image: Quelle: DLR (CC-BY 3.0). https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/deed.de]

Radieschen vor der ersten Ernte im EDEN-ISS-Gewächshaus. Die Pflanzenzucht
erfolgt unter künstlichem Licht und ohne Erde, wobei die Wurzeln der
Pflanzen mit einer Nährlösung regelmäßig besprüht werden.

Quelle: DLR (CC-BY 3.0). 

https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/deed.de



Paul Zabel verbringt derzeit rund drei bis vier Stunden täglich mit der
Pflege und Zucht der Pflanzen im Gewächshaus, das rund 400 Meter entfernt
von der Neumayer-Station III steht. Dabei ist er hauptsächlich beschäftigt
mit der Überprüfung der technischen Systeme und typischen
Gärtnertätigkeiten wie dem Beschneiden der Pflanzen. Derweil steht er in
regelmäßigem Kontakt mit dem Kontrollzentrum im DLR-Institut für
Raumfahrtsysteme in Bremen, von wo aus die Pflanzenzucht aus der Ferne
überwacht wird. An besonders stürmischen Tagen, wie zuletzt am 21. März,
überwachen Projektleiter Daniel Schubert und sein Team um Matthew Bamsey
und Conrad Zeidler das Gewächshaus vollständig aus Bremen, bis Paul Zabel
wieder zurück gelangen kann. Diese Überbrückung ist für bis zu drei Tage
möglich.

Internationale Zusammenarbeit bei EDEN-ISS



Das Projekt EDEN-ISS wird in Zusammenarbeit mit dem
Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) im Rahmen
einer Überwinterungsmission auf der deutschen Neumayer-Station III in der
Antarktis realisiert. Damit das Gewächshaus in der Antarktis funktioniert,
arbeiten unter der Leitung des DLR zahlreiche weitere internationale
Partner in einem Forschungskonsortium zusammen: Wageningen University and
Research (Niederlande), Airbus Defense and Space (Deutschland), LIQUIFER
Systems Group (Österreich), National Research Council (Italien), University
of Guelph (Kanada), Enginsoft (Italien), Thales Alenia Space Italia
(Italien), AeroCosmo (Italien), Heliospectra (Schweden), Limerick Institute
of Technology (Irland), Telespazio (Italien) sowie die University of
Florida (USA). Finanziert wird das Projekt aus Mitteln des Europäischen
Forschungsrahmenprogramms Horizon 2020 unter der Projektnummer 636501.



Neuigkeiten zum Projekt direkt aus der Antarktis gibt es über die
EDEN-ISS-Kanäle auf Facebook und Instagram, sowie über den
Hashtag #MadeInAntarctica auf Twitter. Gesammelte Informationen zum Projekt
finden sich unter: 

www.DLR.de/EDEN-ISS.


Die Pressemitteilung mit allen Bildern finden Sie unter: 

http://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-26679/#/gallery/30077

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 05.04.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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FORSCHUNG/1130: Lichttest vermeidet millionenfachen Kükentod (idw)


Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden - 04.04.2018

Lichttest vermeidet millionenfachen Kükentod



Zwei Forschungsgruppen der Medizinischen Fakultät Carl Gustav Carus der TU
Dresden sowie der Klinik für Vögel und Reptilien der Universität Leipzig
ist der technologische Durchbruch bei der Geschlechterbestimmung in
Hühnereiern gelungen. Dank der Spektroskopie lässt sich mit dem neuen
Verfahren bereits am ersten Tag nach einer möglichen Befruchtung
feststellen, ob in dem Ei eine Legehenne heranwächst oder ein männliches
Tier. Mit dem neuen Verfahren ist es gelungen, ein kostengünstiges,
schnelles und zuverlässiges Verfahren zu entwickeln, das das weltweit
millionenfache Töten männlicher Eintagsküken überflüssig macht.




[image: Durchleuchtetes befruchtetes Ei mit sichtbarem embryonalen Blutgefäßsystem - Foto: © Medizinische Fakultät der TU Dresden / Stephan Wiegand]

Dank der Spektroskopie lässt sich bereits am ersten Tag nach einer
möglichen Befruchtung feststellen, ob im Ei eine Legehenne
heranwächst oder ein männliches Tier.

Foto: © Medizinische Fakultät der TU Dresden / Stephan Wiegand



Tausende männliche Küken werden täglich kurz nach dem Schlüpfen maschinell
getötet. Der Grund: Sie sind für die Eierproduktion in der
Massentierhaltung wertlos. Dieses Vorgehen birgt ethische Konflikte und
steht im Widersprich zu geltenden Tierschutzgesetzen. Um diese Situation
zu entschärfen ist ein kostengünstiges, schnelles und zuverlässiges
Verfahren erforderlich, mit dem die Geschlechtsbestimmung am intakten und
unversehrten Ei durchgeführt werden kann. Nach etwa fünfjähriger Forschung
ist es jetzt zwei Forschungsgruppen der Medizinischen Fakultät Carl Gustav
Carus Dresden sowie der Klinik für Vögel und Reptilien der Universität
Leipzig gelungen, eine Geräteanordnung zu entwickeln, mit dem das
Kükentöten beendet werden kann. Damit ist es möglich, einen Punkt des
kürzlich zwischen CDU/CSU und SPD unterzeichneten Koalitionsvertrag
umzusetzen: Darin ist vereinbart worden, innerhalb von zwei Jahren das
Töten männlicher Eintagsküken zu beenden.

Bereits seit einigen Jahren arbeiten die Forschungsgruppen aus Dresden und
Leipzig erfolgreich an der Geschlechtsbestimmung im Hühnerei. Die beiden
Forschungsgruppen sind die Erfinder des spektroskopischen Sexens von
Bruteiern. Bislang muss dazu ein etwa zehn Millimeter großes Loch in das
Brutei eingebracht und auch anschließend wieder verschlossen werden.
Obgleich die Methodik funktioniert, gilt das Öffnen und Schließen der Eier
nach wie vor als Haupthindernis für die praktische Einführung der
spektroskopischen Geschlechtsbestimmung in Großbrütereien. Vor wenigen
Wochen gelang nun den Forschern ein entscheidender Durchbruch in der
Weiterentwicklung der Methode, wodurch das Geschlecht nunmehr durch die
unversehrte Eischale hindurch bestimmt werden kann. Das Ei muss also nicht
mehr aufwändig geöffnet und folglich auch nicht mehr verschlossen werden.

Aufbauend auf den über mehrere Jahre gewonnenen Kenntnissen wissen die
Forscher genau, wo und wie das Geschlecht im Ei codiert. Das ist die
Grundlage dafür, die Spektroskopie so einzusetzen, dass sich das
Geschlecht auch durch die intakte Eischale bestimmen lässt. Das Ei wird
dazu etwa drei bis fünf Tage bebrütet. Zu diesem Zeitpunkt hat sich das
sogenannte embryonale Blutgefäßsystem gebildet, das man auch durch die
Eischale bereits mit bloßem Auge erkennen kann. Für die
Geschlechtsbestimmung wird nun ein bestimmter spektraler Teil des Lichtes
genutzt. Dazu wird das Ei mit einer herkömmlichen Lichtquelle
durchleuchtet. Das von den Blutgefäßen reflektierte und auch
transmittierte Licht wird auf der Eischale aufgefangen und spektroskopisch
analysiert. Da das Licht neben den geschlechtsrelevanten Informationen aus
dem Blut auch Informationen zu anderen Inhaltsstoffen des Eies trägt,
müssen verschiedene mathematische Filter- und Separationsverfahren
kombiniert werden, um letztlich die gewünschten, zur Geschlechtsbestimmung
verwendbaren Signale zu erhalten. Kein Ei gleicht dem anderen, und so
stellt die größte Herausforderung dabei die Beherrschung der optischen
Variabilität der Eischale dar. Sobald alle störenden Einflussfaktoren in
den Spektren eliminiert sind, lässt sich anhand des Hämoglobinspektrums
das Geschlecht erkennen.

Die spektroskopische Messung eines einzelnen Eies erfolgt innerhalb von
wenigen Sekunden. Bereits unmittelbar danach können als "männlich"
identifizierte Bruteier ebenso wie unbefruchtete Eier aussortiert und
einer weiteren Verwendung zugeführt werden. In den Laborversuchen haben
die Forscher einfache und dadurch sehr preiswerte Spektrometer eingesetzt
- ein wichtiger Aspekt für den wirtschaftlichen Praxiseinsatz in der
Legehennenvermehrung, da allein in Deutschland rund 100 Millionen Bruteier
pro Jahr untersucht werden müssen. Der praktischen Umsetzung der
Geschlechtsbestimmung im Hühnerei, die das millionenfache Töten von
männlichen Eintagsküken überflüssig macht, dürfte damit nichts mehr im
Wege stehen. Umfangreiche Schutzrechte für die Methodik sind angemeldet
beziehungsweise schon erteilt worden. Ziel der Forscher ist es, die
Methodik rasch und effektiv für den Einsatz in der Brütereipraxis zu
adaptieren, um damit einen wichtigen Beitrag für die Verbesserung des
Tierwohls in der Legehennenhaltung zu leisten.




Weitere Informationen unter:

https://tu-dresden.de/med/mf/ksm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1564

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden, Stephan Wiegand, 04.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1308: Untersuchungsergebnisse zu Fipronil in verarbeiteten eihaltigen Lebensmitteln (idw)


Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
04.04.2018

Untersuchungsergebnisse zu Fipronil in verarbeiteten eihaltigen
Lebensmitteln

BVL veröffentlicht Bericht zum Sonderprogramm des Bundesweiten
Überwachungsplans 2017



Durch die illegale Anwendung eines fipronilhaltigen
Schädlingsbekämpfungsmittels mussten im vergangenen Spätsommer europaweit
Eier zurückgerufen und vernichtet werden. Auch solche Lebensmittel, in
denen Eier verarbeitet wurden, wie beispielsweise Nudeln, Mayonnaise oder
Eierlikör, wurden im Rahmen eines Sonderprogramms von den deutschen
Überwachungsbehörden untersucht. Die heute vom Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) veröffentlichten
Untersuchungsergebnisse zeigen, dass in 116 der 903 Proben Rückstände von
Fipronil nachgewiesen wurden. Sämtliche gemessenen Fipronilgehalte lagen
jedoch deutlich unterhalb der Konzentration, die vom Bundesinstitut für
Risikobewertung (BfR) als gesundheitlich bedenklich angesehen wird.

Im Juli 2017 wurden über das Europäische Schnellwarnsystem für
Lebensmittel und Futtermittel (RASFF) zahlreiche Überschreitungen des
Rückstandshöchstgehalts für das Insektizid Fipronil in Eiern und
Geflügelfleisch gemeldet. Als Eintragsquelle für Fipronil wurde das
Reinigungs- und Desinfektionsmittel einer niederländischen Firma
ermittelt, welches hauptsächlich in Belgien und den Niederlanden, aber
auch in Deutschland eingesetzt worden war.

Schon während des Fipronil-Geschehens hatten sich Bund und Länder darauf
verständigt, neben Eiern und Geflügelfleisch auch Lebensmittel mit hohem
Eigehalt zu kontrollieren. Im Rahmen des bereits bestehenden Bundesweiten
Überwachungsplans (BÜp) 2017 wurde daher kurzfristig ein Sonderprogramm
zur risikoorientierten Untersuchung von Ei-Verarbeitungsprodukten und
eihaltigen Tiefkühlprodukten initiiert.

87 % der Proben ohne Fipronilnachweis

Von August bis Oktober 2017 wurden insgesamt 903 Proben verarbeiteter
Produkte mit einem hohen Eigehalt von den Überwachungsbehörden in den
Bundesländern auf Fipronil untersucht. Die Proben, unter anderem Spätzle,
Eierkuchen, Eierplätzchen, Eierlikör und Mayonnaise, wurden sowohl bei
Herstellern als auch im Einzelhandel genommen.

In 116 Proben (13 %) konnten dabei Fipronilrückstände nachgewiesen werden.
In der Kategorie Halbfertigerzeugnisse, unter die auch Erzeugnisse wie
Eipulver oder Flüssigei fallen, wurde der höchste Anteil an Proben mit
Fipronilnachweis gemeldet (25 % der Proben). Diese Erzeugnisse werden in
der Regel noch weiter verarbeitet. Bei alkoholischen Getränken (z. B.
Eierlikör) konnten in 17 % der untersuchten Proben Rückstände von Fipronil
ermittelt werden. Die geringsten Nachweisquoten wurden für die Kategorien
Feinkost (8 %) und Fertiggerichte (6 %) gemeldet.

Anders als bei den Primärprodukten Eier und Geflügelfleisch existiert für
verarbeitete Produkte kein gesetzlicher Höchstgehalt für Fipronil-
Rückstände. Vielmehr ist eine Umrechnung auf die in dem jeweiligen Produkt
eingesetzte Ei-Menge notwendig.

Im Zuge des Fipronil-Geschehens 2017 hat das Bundesinstitut für
Risikobewertung (BfR) die Risiken bewertet, die durch den Verzehr von mit
Fipronil belasteten Eiern hergestellten Lebensmitteln möglicherweise
entstehen können. Die im BÜp-Sonderprogramm ermittelten Rückstandswerte
lagen alle deutlich unterhalb der Konzentration, die das BfR als
gesundheitlich bedenklich einstuft.

Bundesweiter Überwachungsplan

Der Bundesweite Überwachungsplan (BÜp) ist ein zwischen den Bundesländern
abgestimmtes, für ein Jahr festgelegtes Überwachungsprogramm. Der BÜp kann
zur Abklärung aktueller rechtlicher Fragestellungen, die Lebensmittel,
Wein, kosmetische Mittel, Bedarfsgegenstände und Tabak betreffen, genutzt
werden. Die Auswahl der Programme erfolgt nach einer Risikoanalyse. Die
erhobenen Daten des BÜp sind daher aussagekräftig, aber nicht
repräsentativ.


Weiterführende Informationen:

- Bericht zum Programm 1.6 "Untersuchung von Fipronil in
Ei-Verarbeitungsprodukten und eihaltigen Tiefkühlprodukten" aus dem
Bundesweiten Überwachungsplan 2017: 

https://bvl.bund.de/buep_fipronil

- Informationen des BfR zu Fipronil:

https://bfr.bund.de/de/a-z_index/fipronil-201438.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL),

Nina Banspach, 04.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1255: Familiennachzug zu subsidiär Geschützten (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 5. April 2018

Familiennachzug zu subsidiär Geschützten

PRO ASYL kritisiert: Soziale Selektion würde den Familiennachzug endgültig
ad absurdum führen



Mit dem Ressortentwurf eines »Familienzusammenführungsneuregelungsgesetzes«
(FzNeuG) verschärft Bundesinnenminister Seehofer insbesondere die
Nachzugsregelungen für subsidiär geschützte Flüchtlinge. Eine Neuregelung
war in der Koalitionsvereinbarung vorgesehen. Was jetzt vorliegt, geht über
das dort Vereinbarte weit hinaus. Es ist der Versuch auszutesten, inwieweit
man mit dem Koalitionspartner SPD Schlitten fahren kann und zugleich ein
weiterer Beitrag zum bayerischen Vorwahlkampf.

Empfänger von Hartz IV-Leistungen unter den subsidiär Geschützten sollen
künftig keinen Anspruch auf den Nachzug der Kernfamilie haben. Das ist
ebenso absurd wie inakzeptabel. Flüchtlinge im Sinne der Genfer
Flüchtlingskonvention und subsidiär Geschützte werden im Europarecht
gleichermaßen als »international Schutzberechtigte« bezeichnet und befinden
sich in Sachen Familientrennung bzw. -nachzug in derselben Lage. Ihr
Familienleben kann nicht anders gewährleistet werden als durch die
Zusammenführung in dem Staat, der einem Familienteil Schutz zugesprochen
hat. Bei beiden Gruppen ist unabsehbar, wie lange die Situation der
Schutzbedürftigkeit dauern wird.

Der Notwendigkeit, beide Personengruppen gleich zu behandeln, hat der
Gesetzgeber - die letzte GroKo - mit dem »Gesetz zur Neubestimmung des
Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung« (in Kraft getreten zum
1.8.2015) Rechnung getragen. Nun soll - keine drei Jahre später - die
fälschlicherweise oft als »Privilegierung« der subsidiär Schutzbedürftigen
bezeichnete Regelung abgeschafft werden. Versteckt wird das Ganze im
unscheinbar daherkommenden Abs. 4 des ins Aufenthaltsgesetz neu eingefügten
§ 36 a.

Die Sicherung des Lebensunterhaltes und der Nachweis vorhandenen Wohnraums
als Voraussetzung für den Nachzug waren nicht Bestandteil der
Koalitionsvereinbarung. Für Flüchtlinge jedweden Schutzstatus ist es in den
wenigsten Fällen möglich, schon kurz nach unanfechtbarer Anerkennung ihren
Lebensunterhalt in vollem Umfang sicherzustellen. (Erläuterung: Um den
Anspruch zu sichern, müssen subsidiär Geschützte binnen drei Monaten nach
Zusprechung des Status den Antrag auf Erteilung des Visums stellen.)

Mit der Neuregelung wäre der Familiennachzug zu Empfängern von
Sozialleistungen mit subsidiärem Schutzstatus faktisch ausgeschlossen. Die
Regelung wäre ein Mittel sozialer Selektion. Familieneinheit für eine
Handvoll materiell Gutgestellter anstelle menschenrechtlicher Ansprüche aus
Art. 8 in Verbindung mit Art. 14 der Europäischen Menschenrechtskonvention.
Auch mit dem Ausschluss von Geschwisterkindern vom Nachzug geht Seehofer
über die Koalitionsvereinbarung hinaus, was bei der SPD nicht unbemerkt
geblieben ist.

Hingegen enthält der Entwurf keine klaren Aussagen, nach welchen Kriterien
Menschen in das Zusammenführungskontingent von 1000 Personen aufgenommen
werden können. Offenbar soll auch noch eine Art Gnadenrecht möglichst
unpräzise bleiben - viel Platz für Schikanen nach Ermessen der
Ausländerbehörden in Kooperation mit den Auslandsvertretungen.

Dringende humanitäre Gründe können weiterhin auch bei subsidiär
Schutzberechtigten z.B. im Rahmen von § 22 AufenthG berücksichtigt
werden (sog. »Härtefallregelung«). Die meisten, die diese Tür benutzen
wollen, werden wenig Chancen haben. 66 Visa, die auf diese Weise innerhalb
von zwei Jahren erteilt wurden, zeigen die marginale Bedeutung dieser
Regelung, die einen verfassungsrechtlich verbürgten Anspruch (Art. 6 GG)
nicht ersetzen kann.

PRO ASYL hat sich in einer Petition an den Bundestag ausführlich zur
Problematik der Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär Geschützten
geäußert.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 5. April 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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ARMUT/259: Obdachlosigkeit in Dresden - Impressionen einer Tragik (TU Dresden)


Dresdner Universitätsjournal Nr. 6 vom 27. März 2018

Obdachlosigkeit in Dresden - Impressionen einer Tragik

An der TU Dresden entstehen wissenschaftliche Arbeiten zum Thema,
Studenten helfen praktisch

von Claudia Trache



Die Weihnachtszeit ist alljährlich die Zeit, da die Gesellschaft
verstärkt an Obdachlose denkt, auch wenn gleichzeitig in vielen Köpfen
der Gedanke festsitzt: "In Deutschland muss niemand unter der Brücke
schlafen". In Nikolausaktionen werden warme Kleidung oder Schlafsäcke
verschenkt. Verschiedene Initiativen organisieren Weihnachtsfeiern für
Bedürftige, zu den auch die Obdachlosen gehören.

Sicher, die kalte Jahreszeit ist für Menschen, die auf der Straße
leben, eine besonders schwierige Zeit. Doch das Problem der
Obdach- bzw. Wohnungslosigkeit besteht ganzjährig. Deren statistische
Erfassung ist schwierig. Das Sozialamt der Stadt Dresden erfasst
Personen, die wohnungslos sind und in von der Stadt bereitgestellten
Unterkünften (Übergangswohnheime und Gewährleistungswohnungen)
ordnungsrechtlich untergebracht werden. Am 30. November 2017 hat das
Sozialamt auf diese Weise insgesamt 329 wohnungslose Personen (259
Männer und 70 Frauen) untergebracht. Dazu stehen der Stadt aktuell 36
Plätze in 16 Wohnungen und 345 Plätze (darunter zehn
Winterschlafplätze) in acht Übergangswohnheimen zur Verfügung. Im
Oktober 2015 wurde ein Wohnheim für ältere wohnungslose Menschen
eröffnet. Zum 30. November 2017 wurden darin insgesamt 19 Personen
ordnungsrechtlich untergebracht.


Wohnungsnotfallhilfe als eine Anlaufstelle

Die Dunkelziffer der Wohnungslosigkeit ist jedoch höher. 2017 wandten
sich insgesamt 1079 Hilfesuchende an die Wohnungsnotfallhilfe des
Diakonischen Werkes Stadtmission Dresden. 568 von ihnen waren bei der
Erstvorsprache wohnungslos, 261 von Wohnungslosigkeit bedroht.
"Wohnungslosigkeit ist häufig nicht selbst verschuldet", betont Edmund
Lawrenz, Sozialarbeiter bei der Diakonie Stadtmission Dresden. Er
entwickelte 1995 als Student der Evangelischen Fachhochschule
gemeinsam mit zwei Mitstudenten das Konzept des Dresdner Nachtcafés,
das über die Jahre immer weiter ausgebaut werden konnte. "Menschen
können durch ganz unterschiedliche Gründe in existenzielle, physische
und psychische Notlagen, in materielle wie soziale Armut geraten. Oft
fehlt dann eine Einbindung in das Sozialnetz. Schnell werden diese
Menschen diskriminiert und stigmatisiert. So entstehen Kreisläufe, aus
denen sie nicht mehr so schnell herauskommen."
Langzeitarbeitslosigkeit, Suchterkrankungen, irgendwann Mutlosigkeit
und der fehlende Wille charakterisieren deren Lebenssituation.


Kaum wissenschaftliche Arbeiten zur Obdachlosigkeit

Wissenschaftliche Arbeiten zu Themen wie Obdachlosigkeit sind nicht
sehr zahlreich zu finden, am ehesten noch zur Straßensozialarbeit. Im
Mai 2017 gab beispielsweise Maren Behnert als Doktorandin am Institut
für Germanistik an der Professur Germanistische Linguistik und
Sprachgeschichte ihre Dissertation zum Thema "Pragmatische Dimensionen
des Defendolekts: Eine Grounded Theory Studie zum Sprachhandeln junger
Erwachsener mit Lebensmittelpunkt Straße" ab. Darin untersuchte sie
sprachliche Strategien dieser jungen Erwachsenen zur Behauptung des
Selbst im Umgang mit anderen. In Kontakt mit Streetworkern, die auf
ihre Lebenssituation möglicherweise vorurteilsfreier eingehen, haben
sie weniger das Gefühl, sich und ihre Lebenswelt verteidigen zu müssen
als beispielsweise bei Ämtern, vor allem im Jobcenter. "An sozialen
Forschungsthemen ist kaum jemand interessiert", bedauert Dr. Martin
Rudolph, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für
Sozialpädagogik, Sozialarbeit und Wohlfahrtswissenschaften der
Technischen Universität Dresden. In den letzten sechs Jahren betreute
er nur zwei bis drei Abschlussarbeiten dazu. Eine hervorragende
Masterarbeit mit dem Titel "Das Übergangswohnheim als
institutionalisierte Form der Unterbringung wohnungsloser Menschen aus
Nutzerperspektive" verteidigten im letzten Wintersemester Andrea
Bormann und Ronald Bec erfolgreich. Darin beschäftigten sie sich mit
der Frage "Wie erleben wohnungslose Nutzer und Nutzerinnen den
Aufenthalt im Übergangswohnheim?" In leitfadengestützten
problemzentrierten Gruppeninterviews befragten sie Nutzer einer
Einrichtung im Raum Dresden. Die von ihnen befragten Personen leben
zwischen über drei bis zu 12 Jahren in einem Übergangswohnheim. Von
einem "Übergang" kann bei dieser Zeitspanne kaum mehr gesprochen
werden.


Unterstützung durch die Kommune

"Prinzipiell ist der Aufenthalt in einem 'Übergangswohnheim' nicht auf
Dauer angelegt", so Dominic Heyn, Referent von Sozialbürgermeisterin
Dr. Kristin Klaudia Kaufmann. "Es gibt jedoch Bewohnerinnen und
Bewohner, die aufgrund diverser Hemmnisse auf dem allgemeinen
Wohnungsmarkt nur schlecht oder gar nicht Fuß fassen können. Die
Spanne der individuellen Verweilzeit liegt zwischen zwei Wochen und
17 Jahren. Mehr als die Hälfte der untergebrachten Menschen werden
weniger als ein Jahr ordnungsrechtlich untergebracht. Dies ist
erfahrungsgemäß auch die Zeitspanne, in der sozialpädagogische
Maßnahmen und Integration in eigenen Wohnraum am erfolgreichsten sind.
Gründe für eine lange Verweilzeit im Übergangswohnheim können
Überschuldung, Suchterkrankungen, andere psychische oder körperliche
Beeinträchtigungen sein. Je komplexer die Problemlagen sind, umso
schwieriger wird die Integration in eigenen Wohnraum. Im Rahmen des
Wohnungsnotfallhilfekonzepts, das derzeit erstellt wird, geht es
deshalb auch um die Frage, wie eine dauerhafte Unterbringungsform für
Wohnungslose gestaltet werden kann." In Dresden gibt es neben den
Angeboten des Sozialamtes weitere Anlaufstellen für Betroffene, die
durch die Stadt Dresden unterstützt bzw. gefördert werden:
Suppenküchen (www.eibi-dresden.de), den Tagestreff Schorsch der
Diakonie Dresden, das Begegnungscafé und die aufsuchende
Straßensozialarbeit für Wohnungslose der Heilsarmee oder das Dresdner
Nachtcafé, das von November bis März von Kirchgemeinden ehrenamtlich
ausgerichtet wird. Die Treberhilfe Dresden kümmert sich um junge
Erwachsene mit dem Lebensmittelpunkt Straße. Seit Oktober 2017 bietet
der neu gegründete Verein "Dresdner Bürger helfen Dresdner Obdachlosen
und Bedürftigen" in seinem Begegnungszentrum an der Wiener Straße
ebenfalls Wohnungslosen verschiedene Unterstützung.


Dresdner Nachtcafé

Jedes Jahr engagieren sich auch Studenten der TU Dresden ehrenamtlich
in den Nachtcafés. Eine von ihnen ist Sarah-Marie Neumann. Sie
studiert im siebten Semester Lehramt für Deutsch und evangelische
Religion und ist die zweite Saison als ehrenamtliche Helferin dabei.
"In der kalten Jahreszeit geht man doch selbst gern nach Hause, macht
die Heizung an und kocht sich einen heißen Tee", so die 23-Jährige.
"Ich möchte Menschen helfen, die nicht so viel Glück haben, wie ich
selbst. Die Gäste sind sehr nett und dankbar. Es macht mir Spaß, sie
am Tisch zu bedienen und ihnen das Gefühl zu geben, ein besonderer
Mensch zu sein", so Sarah-Marie Neumann. Zwei ehemalige Wohnungslose
Rainer E. (53) und Jens B. (43) kennen das Nachtcafé aus eigener
Erfahrung. Beide haben inzwischen den Sprung in die eigene Wohnung
geschafft. Die Wege, die sie auf die Straße führte, sind ganz
verschieden. Dennoch sind es typische Beispiele dafür, wie schnell man
auf der Straße landen und den Halt sozialer Netzwerke verlieren kann.
Rainer E., gelernter Autoschlosser, ging nach der Scheidung von seiner
Frau auf die Straße. "Ich hatte von allem die Schnauze voll, wollte
raus und nur abschalten. Da war das Leben auf der Straße der für mich
einfachste Weg." Das war vor inzwischen 13 Jahren, so dass er ein Jahr
lang auf der Straße lebte, ohne Wissen seiner Familie. "Ich hatte es
ihnen verheimlicht. Da war ja auch eine gewisse Scham." Nachts schlief
er unter anderem auf einen Spielplatz auf einer Rutsche. 22 Uhr kam er
dahin, 6 Uhr morgens war er wieder weg. So fiel er nie auf. Damals
hielt er sich mit Flaschensammeln und Gelegenheitsjobs über Wasser.
"In dieser Zeit hat man gelernt, was echte Freunde sind und wer einen
nicht nur kannte, wenn man gerade etwas Geld hatte", so seine
Einschätzung. Irgendwann wollte er sein Leben wieder ändern, raffte
sich auf und kümmerte sich darum, wieder eine Wohnung und Arbeit zu
bekommen. Seitdem ist er als ehrenamtlicher, zeitweise auch als
hauptamtlicher Mitarbeiter im Dresdner Nachtcafé tätig.

Er wollte genauso etwas zurückgeben wie Jens B. Der 43-Jährige
gelernte Tierpfleger ist bereits mit 18 Jahren von zu Hause abgehauen,
wohnte zunächst für ein halbes Jahr bei einem Kumpel, ehe er diese
Unterkunft aufgeben musste. Sein Weg führte ihn nach Dresden, wo er in
eine Bahnhofsclique geriet. Zwei Jahre lebte er auf der Straße,
mehrfache Straftaten mit Haft wechselten sich viele Jahre mit dem
Wohnen in einem der Dresdner Übergangswohnheime ab. Fast alle hat er
von innen kennengelernt. "Meist war ich dort nur zum Schlafen.
Tagsüber war ich immer unterwegs. Wenn es kalt war, bin ich viel und
lange Straßenbahn gefahren, oft von einer Endhaltestelle zur anderen",
erzählt Jens B. "Man wusste nie mit wem man ein Zimmer teilen muss.
Viele Drogen- und Alkoholabhängige waren dabei, bei denen man
aufpassen musste, dass man nicht einfach so ohne Vorwarnung eins auf
den Schädel bekam." Seit Mitte 2016 hat er bereits seine eigene
Wohnung, seit einem knappen Jahr einen Halbtagsjob als Tierpfleger.
"Irgendwann hatte ich keine Lust mehr auf das Leben in den Wohnheimen.
Ich war bisher einfach zu faul, mich zu kümmern. Wenn man will, dann
kann man es auch schaffen", so seine Einschätzung.


Projekt "Mensch komm mit"

Über das Diakonische Werk der Landeskirche Sachsen e.V. läuft seit
Januar 2016 das Projekt "Mensch komm mit", gefördert vom Europäischen
Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten Personen. Zwei
Sozialarbeiter sind mindestens einmal pro Woche in Pieschen, Mickten,
in der Neustadt und der Altstadt an Plätzen unterwegs, wo sich
Wohnungslose häufig aufhalten und versuchen mit ihnen ganz locker ins
Gespräch zu kommen, um zu erfahren, welche Bedürfnisse sie haben. Die
Sozialarbeiter bekommen aber ebenso Hinweise von Vermietern, wenn es
um Mietschulden geht, aufgrund dessen Menschen von Wohnungslosigkeit
bedroht sind. Während der Nachtcafésaison sind die Sozialarbeiter
Mittwochfrüh in der Christophoruskirche in Laubegast. Die Anliegen der
Ratsuchenden sind ganz verschieden. Die einen benötigen eine
Begleitung zum Sozialamt oder Jobcenter oder auch zur Zentralen
Pass- und Meldestelle, um einen Personalausweis zu beantragen.
Wiederum andere nehmen die Sozialarbeiter mit zur Wohnungsnotfallhilfe
der Stadtmission Dresden, wo die Ratsuchenden umfangreicher beraten
werden und sich auch eine Postadresse einrichten können. Ein gültiger
Personalausweis und die postalische Erreichbarkeit sind
Grundvoraussetzungen, um weitere Leistungen wie ALG-II beantragen zu
können. In Zusammenarbeit mit dem Sozialamt und bei entsprechender
Mitwirkung der Betroffenen werden im Rahmen der sozialpädagogischen
Intervention (SPI) individuelle Hilfepläne erstellt.

Von 155 Fällen im Jahr 2016 konnten insgesamt 65 Fälle erfolgreich
abgeschlossen werden. Als erfolgreicher Abschluss einer SPI werden
gezählt: Erhalt einer eigenen Wohnung mit Mietvertrag, Vermittlung in
eine bedarfsgerechte Wohnform bzw. ins sozialtherapeutische Wohnen
oder in andere geeignete Hilfesysteme."

In ihrer Masterarbeit geben Andrea Bormann und Ronald Bec folgenden
Ausblick: "Darüber hinaus könnten ähnliche Erhebungen perspektivisch
in die Entwicklungsprozesse der Wohnungslosenhilfe der Stadt Dresden
einfließen. Anhand der Ergebnisse könnten so Angebote der
Wohnungslosenhilfe evaluiert und optimiert werden, um die Hilfebedarfe
der Nutzer und Nutzinnen aus eigener Perspektive zu ergänzen."

 * 
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ARBEIT/2800: Ein-Euro-Jobs - Integrationschancen werden vom Einsatzfeld beeinflusst (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 04.04.2018

Ein-Euro-Jobs: Integrationschancen werden vom Einsatzfeld
beeinflusst



Ein-Euro-Jobs können die Eingliederungschancen der Maßnahmeteilnehmer
langfristig steigern, zeigt eine am Mittwoch veröffentlichte Studie des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB). Vergleichsweise
hohe positive Wirkungen treten der IAB-Studie zufolge in Einsatzfeldern
auf, deren Beschäftigung sich sehr gut entwickelt. Das gilt bei den
geförderten Frauen für die Einsatzfelder Gesundheit und Pflege sowie
Kinderbetreuung und Jugendhilfe. Für Männer in Ostdeutschland liegen
dagegen zum Teil negative Eingliederungseffekte vor, insbesondere für
Maßnahmen in den Bereichen Umweltschutz und Landschaftspflege sowie
Infrastrukturverbesserung.

"Ein möglicher Grund hierfür ist, dass diese Einsatzfelder in
Ostdeutschland schon lange stark durch den Einsatz öffentlich geförderter
Beschäftigung geprägt sind und kaum zusätzliche reguläre Arbeitsnachfrage
entsteht", schreiben die IAB-Forscher Markus Kiesel und Joachim Wolff in
ihrer Studie. Nach der deutschen Wiedervereinigung bis in die 2000er Jahre
hinein wurden große Teile der öffentlichen Infrastruktur in Ostdeutschland
modernisiert. Dabei wurden Arbeitsbeschaffungs- und
Strukturanpassungsmaßnahmen in hohem Umfang in den Bereichen
Landschaftspflege und Infrastrukturverbesserung eingesetzt. "In späteren
Perioden wie dem Untersuchungszeitraum der IAB-Studie könnte deshalb die
Chance auf eine ungeförderte versicherungspflichtige Beschäftigung in
diesen Feldern in Ostdeutschland niedriger ausgefallen sein als in
Westdeutschland", erklären die Forscher zu den West-Ost-Unterschieden in
ihren Ergebnissen.

Die negativen Beschäftigungswirkungen von Ein-Euro-Jobs für Männer in
Ostdeutschland in den Bereichen Umweltschutz und Landschaftspflege sowie
Infrastrukturverbesserung führen dazu, dass der Effekt auch im
Gesamtdurchschnitt für die männlichen Teilnehmer an Ein-Euro-Jobs in
Ostdeutschland negativ ausfällt. Bei den Teilnehmerinnen in West- und
Ostdeutschland und den männlichen Teilnehmern in Westdeutschland zeigen
sich dagegen 72 Monate nach Maßnahmebeginn deutlich positive Effekte, wenn
man die Beschäftigungsentwicklung mit einer Kontrollgruppe von
Nichtteilnehmern vergleicht. Die Beschäftigungswahrscheinlichkeit steigt
bei Frauen in Westdeutschland durch die Teilnahme an einem Ein-Euro-Job um
12,7 Prozent, bei Frauen in Ostdeutschland um 4,6 Prozent und bei Männern
in Westdeutschland um 3,3 Prozent.

Ein-Euro-Jobs sollen die Beschäftigungsfähigkeit und die gesellschaftliche
Teilhabe von Arbeitslosengeld-II-Beziehern mit besonders geringen
Eingliederungschancen erhöhen. Die Teilnehmer üben dabei befristet für
mehrere Monate Tätigkeiten aus, die im öffentlichen Interesse liegen. Die
Tätigkeiten sollen "zusätzlich" sein, also keine regulären Arbeitsplätze
verdrängen. Für die geleistete Arbeit erhalten die Teilnehmer ein bis zwei
Euro pro Arbeitsstunde zusätzlich zum Arbeitslosengeld II.




Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2018/kb0818.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB),

Wolfgang Braun, 04.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2328: Schweiz - Studie zur Gesamtenergiebilanz, Erneuerbare Stromproduktion ist spitze (idw)


Schweizerische Akademie der Technischen Wissenschaften - 04.04.2018

SATW präsentiert Studie zur Gesamtenergiebilanz: Erneuerbare
Stromproduktion ist spitze



Fachleute der ETH Zürich haben erstmals die Gesamtenergiebilanz der
wichtigsten Formen der Stromproduktion in der Schweiz nach einer
einheitlichen Methodik analysiert. Dabei zeigt vor allem die Wasserkraft
eine herausragende Bilanz.

Fachleute der Professur für Energiepolitik an der ETH Zürich haben im
Auftrag der Schweizerischen Akademie der Technischen Wissenschaften SATW
eine Studie verfasst, welche die Gesamtenergiebilanz für Erdgas, Erdwärme,
Kernkraft, Photovoltaik, Steinkohle sowie Wasser- und Windkraft ermittelt.
Dazu wurde der kumulierte nicht erneuerbare Gesamtenergiebedarf (englisch:
«Non-renewable Cumulative Energy Demand») berechnet, der für Bau und
Entsorgung einer Anlage nötig ist sowie für die Stromproduktion. Bei
fossilen Produktionsverfahren sowie Kernenergie ist dies in erster Linie
die Energie im jeweiligen Brennstoff (Gas, Kohle, Uran). Anderseits wurde
der Erntefaktor (englisch «Energy Return on Energy Investment» EROI)
ermittelt, der das Verhältnis des produzierten Stroms zur investierten
(«grauen») Energie über die gesamte Lebensdauer einer Anlage beschreibt.
Anhand dieser Kennzahlen lassen sich Aussagen zur Gesamtenergiebilanz
machen.

Wasserkraft ist herausragend - Photovoltaik und Wind schneiden gut ab

Die Gesamtenergiebilanz der Wasserkraft ist herausragend. Beeindruckend
ist, wie deutlich sie die anderen Formen der Stromerzeugung beim
Erntefaktor überflügelt. Die Analyse bekräftigt das Argument, die
Wasserkraft als wichtigsten Pfeiler der Schweizerischen Stromversorgung
unbedingt zu erhalten. Die Effizienz von Photovoltaik und Windkraft ist in
den vergangenen Jahren deutlich gestiegen. Aufgrund der technologischen
Lernkurve hat sich der Erntefaktor neuer erneuerbarer Energien in den
letzten zehn Jahren stark erhöht und dürfte auch künftig weiter steigen.
Öffentliche Förderprogramme tragen massgeblich zur positiven Entwicklung
der neuen erneuerbaren Energien (und anderer Technologien) bei, auch
punkto Gesamtenergiebilanz.

Wasserspeicher sind Top-Speichertechnologie

Der Umbau des Schweizer Energieversorgungsystems führt dazu, dass der
Anteil stochastischer - also schwankender - Stromproduktion aus 
Photovoltaik und Windkraft steigen wird. Die Speichertechnologie wird somit
eine immer wichtigere Rolle als Regelenergie einnehmen.
Wasserspeicherkraftwerke sind dabei gegenüber 
Power-to-Gas-to-Power-Verfahren und Batterien klar im Vorteil. Trotz der aktuell schwierigen
ökonomischen Situation der Wasserkraft sollte die Schweiz also aus Sicht
der Gesamtenergiebilanz auch künftig an ihr als wichtigste Stütze der
Stromversorgung festhalten.

Studie stützt Energiestrategie 2050



Die Erkenntnisse der Studie in Bezug auf die Gesamtenergiebilanz stützen
den von Bundesrat und Parlament mit der Energiestrategie 2050
eingeschlagenen Weg, der einen starken Zubau neuer erneuerbaren Energien
vorsieht. Somit dürfte sich die Gesamtenergiebilanz der Schweizer
Stromproduktion künftig weiter verbessern und nicht etwa verschlechtern,
wie bisweilen postuliert wird.


Weitere Informationen unter:

http://www.satw.ch/energie/detail/publication/erneuerbare-stromproduktion-ist-spitze/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution924

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Schweizerische Akademie der Technischen Wissenschaften,

Dipl.-Biochem. Beatrice Huber, 04.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/908: Die Digitalisierung schafft Jobs, braucht aber gezielte Förderung (idw)


Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) - 04.04.2018

Die Digitalisierung schafft Jobs, braucht aber gezielte Förderung



Der digitale Wandel schafft mehr Arbeitsplätze, als er zerstört, stellt
dabei jedoch Arbeitskräfte und Betriebe vor große Herausforderungen. Damit
die deutsche Wirtschaft auch zukünftig wettbewerbsfähig bleibt, ist die
Politik gefordert. Zu diesem zentralen Ergebnis kommt ein Projekt zum
Thema "Digitalisierung und die Zukunft der Arbeit" mit Blick auf den
deutschen Arbeitsmarkt, das vom Zentrum für Europäische
Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim, durchgeführt und vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert wurde.

Auf Basis einer Betriebsbefragung zum Einsatz neuer digitaler Technologien
in deutschen Betrieben sowie einer modellbasierten Abschätzung der
relevanten makroökonomischen Wirkungsmechanismen wurde für das Projekt
untersucht, wie sich Gesamtbeschäftigung, Arbeitslosigkeit und Löhne im
Zuge der Digitalisierung in Deutschland verändern. Anhand der Ergebnisse
zeigt das ZEW-Projektteam um Dr. Melanie Arntz, Dr. Terry Gregory und Dr.
Ulrich Zierahn auf, dass die Verbreitung digitaler Technologien in der
deutschen Betriebspraxis insgesamt für etwas mehr Beschäftigung sorgt,
aber vor allem die Beschäftigungsstruktur stark verändert.

Den Resultaten zufolge nutzt rund die Hälfte der deutschen Betriebe
bereits Industrie 4.0-Technologien. Klassische industrielle Produktion
wird dort also bereits mit Informations- und Kommunikationstechnologien
(IKT) verzahnt. Der Anteil dieser Technologien an allen Arbeitsmitteln der
Betriebe beträgt zwar lediglich fünf Prozent der Produktions- sowie acht
Prozent der Büro- und Kommunikationsmittel. Der Trend der vergangenen
Jahre weist jedoch klar darauf hin, dass digitale Technologien in der
betrieblichen Praxis zunehmend an Bedeutung gewinnen.

Diese jüngsten Technologieinvestitionen haben die Beschäftigung zwischen
den Jahren 2011 und 2016 um etwa ein Prozent erhöht, was einem Anstieg von
rund 0,2 Prozent pro Jahr entspricht. "Die Technologien wirken zwar
arbeitssparend, sie schaffen aber bisher mehr neue Stellen, als sie
ersetzen. Der Gesamtbeschäftigungseffekt ist daher leicht positiv",
erläutert Dr. Melanie Arntz, kommissarische Leiterin des 
ZEW-Forschungsbereichs "Arbeitsmärkte, Personalmanagement und Soziale
Sicherung", die Ergebnisse des Projektteams. Vor allem Berufe mit
Routinetätigkeiten verlieren durch digitale Prozesse an Bedeutung, während
analytische Berufe wie etwa Softwareentwicklung und Programmierung und
interaktive Berufe wie zum Beispiel Human- und Zahnmedizin deutliche
Zuwächse verzeichnen können.

Im Vergleich zum Gesamtbeschäftigungszuwachs von 8,5 Prozent zwischen 2011
und 2014 fällt der Teil des Zuwachses, der auf neue Technologien
zurückzuführen ist, zwar klein aus. Simulationen des Projekts für den
Zeitraum zwischen 2016 und 2021 zeigen allerdings, dass die geplanten
betrieblichen Technologieinvestitionen die Gesamtbeschäftigung um 1,8
Prozent erhöhen werden. Das entspricht einem jährlichen
Beschäftigungszuwachs von etwas weniger als 0,4 Prozent pro Jahr.

Aufgrund der insgesamt positiven Beschäftigungseffekte sollten neue
Technologien nach Ansicht der Wissenschaftler/innen gezielt gefördert
werden. Es zeichnet sich jedoch eine wachsende technologische Kluft in der
deutschen Betriebslandschaft ab. "Betriebe, die in der Vergangenheit
bereits stark in moderne digitale Technologien investiert haben, gehören
auch weiterhin zu den Vorreitern, während Nachzügler zusehends ins
Hintertreffen geraten. Dieser Spaltung gilt es gezielt zu begegnen",
erklärt Melanie Arntz.

Daneben zeigt sich, dass Investitionen in digitale Technologien eine
steigende Ungleichheit mitverursachen. "In erster Linie profitieren
Hochlohn-Berufe und -Sektoren in Form höherer Beschäftigungs- und
Lohnzugewinne von neuen Technologien, während durchschnittlich und niedrig
entlohnte Berufe und Sektoren zurückfallen", so Melanie Arntz. Diese
Entwicklung wird dem Projektbericht zufolge auch die nächsten fünf Jahre
anhalten.

Um dem zu begegnen, besteht die eigentliche Herausforderung von
Digitalisierung und Industrie 4.0 den Wissenschaftlern/-innen zufolge
darin, die Arbeitskräfte gezielt auf den Arbeitsmarkt der Zukunft
vorzubereiten und damit die Möglichkeiten jedes einzelnen zu verbessern,
durch einen Wechsel in wachsende Branchen und Berufsfelder vom digitalen
Wandel zu profitieren. Dies könnte auch den Fachkräfteengpässen
entgegenwirken, die sich beispielsweise in Berufen mit einer Ausrichtung
auf interaktive und analytische Tätigkeiten abzeichnen. Daher sollte die
Mobilität der Arbeitskräfte zwischen Berufen und Sektoren gefördert
werden. "Mobilität reduziert Fachkräfteengpässe in wachsenden Segmenten
und dämpft die sich verschlechternden Arbeitsmarktaussichten für
Arbeitskräfte in schrumpfenden Berufen und Sektoren", verdeutlicht Melanie
Arntz.


Weitere Informationen unter:

Der vollständige Bericht zum Projekt "Digitalisierung und die Zukunft der
Arbeit" findet sich zum Download unter:

http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/gutachten/DigitalisierungundZukunftderArbeit2018.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution857

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW), Gunter Grittmann, 04.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1637: Ein offenes Innovationsklima und Gute Arbeit gehören zusammen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. April 2018

ver.di: Ein offenes Innovationsklima und Gute Arbeit gehören
zusammen



Berlin - Kunden, Patienten, Bürger und Beschäftigte in das
Innovationsgeschehen einzubeziehen, wird für Betriebe und Behörden
immer wichtiger. Dem steht jedoch eine gestiegene Arbeitsbelastung
der Beschäftigten entgegen, und Zeitdruck ist das Innovationshemmnis
Nummer 1. Das sind die zentralen Befund des "Innovationsbarometers
2017" der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), das am
Donnerstag (5. April) in Berlin veröffentlicht wurde. "Die Eindämmung
von Arbeitsstress ist die zentrale Herausforderung für ein
erfolgreiches Innovationsgeschehen", betont
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Lothar Schröder. "Ein offenes
Innovationsklima und Gute Arbeit gehören zusammen. Innovation muss
sich dem sozialen Fortschritt verpflichten."

Das ver.di-Innovationsbarometer erscheint alle zwei Jahre und gibt
Auskunft über die Innovationsfähigkeit im Dienstleistungssektor. Es
basiert auf Umfragen unter ver.di-Arbeitnehmervertreter/innen in
Aufsichtsräten, Betriebs- und Personalräten.

Insgesamt werden die Beschäftigten im Dienstleistungssektor wenig
ermutigt, sich in den Innovationsprozess einzubringen, wie mit dem
Innovationsbarometer 2017 festgestellt werden kann. So meinen
lediglich 30 Prozent der befragten Arbeitnehmervertreter/innen, dass
das mittlere Management Beschäftigte ermutige, sich am
Innovationsprozess zu beteiligen. Etwas höher liegt dieser Anteil bei
den Unternehmensleitungen (37 Prozent), die offenbar die
Partizipation der Beschäftigten eher fördern möchten.

Ein Schwerpunktthema der Befragung war die Evaluation des Konzeptes
der Offenen Innovation (Open Innovation), mit dem sich mehr Menschen
an Innovationsprozessen beteiligen sollen. Offene Innovation bedeutet
daher mehr Interaktion, und zwar mit Kunden, Beratern, Zulieferern
und Beschäftigten. Mehr Interaktion bedeutet aber auch mehr Mühe, wie
die befragten Betriebs-, Personal- und Aufsichtsratsmitglieder
bestätigen. Demnach sagen 90 Prozent der Befragten, dass die
verstärkte Interaktion mit Kunden zu einer Zunahme der
Arbeitsintensität für die Beschäftigten führt. Zudem erhöhen sich die
allgemeine Belastung der Beschäftigten sowie die Kompetenz- und
Qualifikationsanforderungen, wie 88 Prozent der Befragten bestätigen.

Das "Innovationsbarometer 2017" basiert auf den Angaben von rund 800
ver.di-Arbeitnehmervertreter/innen in Aufsichtsräten, Betriebs- und
Personalräten. Die Umfrage wurde im November und Dezember 2017
durchgeführt.


Das "Innovationsbarometer 2017" kann heruntergeladen werden unter:

https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/innovation/innovationsbarometer/innovationsbarometer-2017

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 05.04.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STATISTIK/4369: Entwicklung der Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe - Berichtsmonat Februar 2018 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 5. April 2018

Entwicklung der Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe - Berichtsmonat Februar 2018



Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes [1] sind die
Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe im Februar gegenüber dem
Vormonat leicht um 0,3 Prozent gestiegen. [2] Dieser Anstieg geht vor
allem auf Bestellungen im Bereich der Investitionsgüter zurück
(+0,9 Prozent), während das Ordervolumen für Vorleistungs- und
Konsumgüter zurückging (-0,5 Prozent beziehungsweise -2,4 Prozent).
Ohne Großaufträge ergab sich ein Auftragsminus von 0,7 Prozent.

In der Tendenz hat sich die Auftragsentwicklung merklich abgeschwächt.
Im Zweimonatsvergleich ergibt sich derzeit ein Rückgang der
Auftragseingänge von 2,1 Prozent. Der stabilere Dreimonatsvergleich
ist demgegenüber positiv (+0,8 Prozent), hat sich gegenüber den
Vormonaten aber spürbar verringert. Dies liegt vor allem an der
zurückhaltenden Bestelltätigkeit im Inland. Die wesentlichen
Nachfrageimpulse kommen tendenziell weiterhin aus dem Ausland, zuletzt
vor allem aus dem Euroraum.

Trotz des verhaltenen Starts in das laufende Jahr dürften die
Auftragseingänge aufwärtsgerichtet bleiben. Die Weltkonjunktur
befindet sich weiterhin im Aufschwung, sodass die Nachfrage nach
deutschen Industriegütern hoch bleiben dürfte. Davon abgesehen dürfte
sich die starke Bestelltätigkeit, vor allem im zweiten Halbjahr des
vergangenen Jahres, in den kommenden Monaten in ein weiteres Wachstum
der Industrieproduktion übersetzen.

[1] Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 5. April 2018.

[2] Alle Angaben basieren auf vorläufigen Daten und sind preis-,
kalender- und saisonbereinigt (Census X-12-ARIMA).

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 5. April 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de 
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UNTERNEHMEN/2704: Daimler = Abgasskandal + Rüstungsexporte + Kartellabsprachen (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 03.04.2018

Daimler = Abgasskandal + Rüstungsexporte + Kartellabsprachen



Wegen Verwicklung in den Abgasskandal, Rüstungsexporten in Kriegsgebiete
und Beteiligung an Kartellabsprachen wird ein Bündnis aus
Umweltschützer*innen, Menschenrechtler*innen und Rüstungsgegner*innen dem
Vorstand und Aufsichtsrat der Daimler AG bei der Hauptversammlung die
Entlastung verweigern. Ohne Rüstung Leben und der Dachverband der
Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre haben die Öffentlichkeit dazu aufgerufen,
sich am Donnerstag ab 8.30 Uhr an einer Protestaktion vor dem City Cube
Berlin, Eingang Messedamm 26, zu beteiligen.

"Während Kund*innen in den USA mit Entschädigungen rechnen können, werden
jene in Europa mit drohenden Fahrverboten und Wertverlust weitgehend
alleingelassen", wirft BUND-Verkehrsreferent Jens Hilgenberg dem Vorstand
der Daimler AG vor. Hilgenberg, Vorstandsmitglied des Dachverbands der
Kritischen Aktionäre stellt weiter fest: "Der Wertverlust für die
Diesel-Kund*innen von heute ist der Dividendengewinn der Aktionär*innen von
gestern. Die aus Kostengründen begangenen Fehler müssen jetzt umgehend
korrigiert werden."

Hilgenberg verlangt von Daimler die Garantie, dass alle Fahrzeuge des
Konzerns so nachgerüstet werden, dass sie ihre gesetzlichen
Schadstoffgrenzwerte auch im Realbetrieb auf der Straße einhalten. "Darüber
hinaus muss gewährleistet sein, dass auch alle fabrikneuen Fahrzeuge den
gesetzlichen Anforderungen vollumfänglich genügen. Das gilt explizit für
alle Fahrzeuge und alle Antriebsvarianten. Mit jedem zusätzlichen
Diesel-Fahrzeug, das nicht den Anforderungen der Abgasnorm Euro 6d oder
zumindest 6d-temp genügt, macht sich der Konzern weiter mitschuldig an den
hohen Stickoxid-Emissionen, durch die viele Menschen gesundheitlich schwer
geschädigt werden."

Charlotte Kehne von Ohne Rüstung Leben (ORL) kritisiert Daimler, weil der
Konzern in seinem Geschäftsbericht 2017 die Lieferungen von
Militärfahrzeugen abermals unerwähnt lässt. Allein im Geschäftsjahr 2016
wurden 4.571 Unimogs, Panzertransporter und andere Militärfahrzeuge
(Vorjahr: 3.465) an 23 Staaten geliefert (Vorjahr: 16). Damit steigerte der
Stuttgarter Konzern den Export von Fahrzeugen zur militärischen Nutzung im
Jahr 2016 um fast ein Drittel. "Unter den Empfängerländern befinden sich
Staaten, in denen Menschenrechte mit Füßen getreten werden und die in
Krisengebieten liegen. Zum Beispiel: Katar, Pakistan, Saudi-Arabien oder
die Türkei", so Kehne. "Diese Exporte wurden zwar durch die Bundesregierung
genehmigt, doch Legalität bedeutet nicht automatisch ethische Legitimität.
Hier muss Daimler endlich auf die Bremse treten und die Lieferung von
Mercedes-Militärfahrzeugen an kriegführende und menschenrechtsverletzende
Staaten stoppen!" Die Folgen der Produktion von Militärfahrzeugen durch die
Daimler AG zeigten sich zum Beispiel aktuell im Januar 2018:
Militärtransporter mit dem Mercedes-Stern transportierten türkische Panzer
beim völkerrechtswidrigen Einmarsch der türkischen Armee in Syrien.

Markus Dufner vom Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre
wirft dem Aufsichtsrat der Daimler AG vor, keine Schritte zur Unterbindung
von Kartellabsprachen zwischen Daimler und anderen deutschen
Autoherstellern unternommen zu haben. "Die Daimler AG hat sich über zwei
Jahrzehnte mir anderen deutschen Autoherstellern über Details zur
Fahrzeugentwicklung, zu Preisen und Zulieferern abgesprochen. Solche
Absprachen setzen den Wettbewerb außer Kraft, letztlich zum Schaden der
Kund*innen. Die Daimler AG hat die Vorwürfe selbst bestätigt, da sie eine
Selbstanzeige bei der EU eingereicht hat, um durch eine Kronzeugenregelung
Strafen in Milliardenhöhe zu entgehen." Der Ausgang des Kartellverfahrens,
das die EU-Kommission seitdem gegen die Daimler AG und andere
Autohersteller führt, ist noch nicht abzusehen, die Ermittlungen laufen
weiter. "Ein Aufsichtsrat, der seinen Kontrollpflichten nachkommt, muss die
Bildung von Kartellen unterbinden."

Jürgen Grässlin von den Kritischen AktionärInnen Daimler verweist auf den
"moralischen und ethischen Verfall der Geschäftspolitik der Daimler AG",
der im "Kotau des Daimler-Vorstands" gegenüber den diktatorischen
Machthabern in China gipfle. Nachdem die Daimler AG erst mit einem Zitat
des Dalai Lama die neue Mercedes C-Klasse beworben hatte, zog sie auf Druck
der chinesischen Staatführung die Werbung mit dem tibetischen
Friedensnobelpreisträger zurück und entschuldigte sich bei der chinesischen
Staatsspitze.


Unser Gegenantrag

https://www.kritischeaktionaere.de/fileadmin/Dokumente/Gegenantraege_2018/KA-Gegenantraege_Daimler_HV_2018.pdf

Alle Gegenäntrage auf der Seite von Daimler von unseren Mitgliedern Paul
Russmann zu Rüstungsexporten und Jürgen Grässlin zum Verhalten gegenüber
China

https://www.daimler.com/investoren/events/hauptversammlungen/2018/gegenantraege/

 * 
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Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre
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VERBRAUCHERSCHUTZ/556: Bundesnetzagentur geht gegen Ortungsgeräte mit Abhörfunktion vor (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 05.04.2018

Bundesnetzagentur geht gegen Ortungsgeräte mit Abhörfunktion
vor

Präsident Homann: "Privatsphäre muss geschützt werden"



Die Bundesnetzagentur geht gegen den Verkauf von GPS-/GSM-Trackern
vor. Hierbei handelt es sich um Ortungsgeräte, die per GPS oder GSM
die eigenen Positionsdaten ermitteln.


"Immer häufiger werden GPS-Tracker zum Orten von Personen
eingesetzt, oft auch von Kindern. Wenn diese zugleich über ein
Mikrofon verfügen und mit ihnen Gespräche unbemerkt mitgehört werden
können, handelt es sich um eine verbotene Sendeanlage", erläutert
Jochen Homann, Präsident der Bundesnetzagentur. "Damit die
Privatsphäre der Träger und der Umgebung der Ortungsgeräte geschützt
wird, ziehen wir diese aus dem Verkehr", so Homann weiter.



Ortungsgeräte mit GPS/GSM





Die Anwendungsbereiche der Ortungsgeräte reichen von der privaten
Nutzung zur Standortbestimmung von gestohlenen Fahrzeugen oder
entlaufenen Haustieren bis hin zur geschäftlichen Nutzung durch Einbau
in Firmenfahrzeuge oder LKW-Flotten. Auch in Schulranzen für Kinder
sollen GPS-/GSM-Tracker Einzug halten.



Verbotene Abhörgeräte





Zusätzlich zu dieser Ortungsfunktion verfügen manche GPS-/GSM-Tracker
über eine Abhörfunktion. Diese Funktion kann der Besitzer per App oder
SMS-Befehl aus der Ferne aktivieren und anschließend Gespräche
unbemerkt abhören. Diese Abhörfunktion kann grundsätzlich jeder
aktivieren, der Kenntnis von der Telefonnummer der SIM-Karte des
GPS-/GSM-Trackers hat. Eine derartige Abhörfunktion ist in Deutschland
verboten. Gegen eine vergleichbare Abhörfunktion ging die
Bundesnetzagentur kürzlich im Zusammenhang mit Kinderuhren vor.



Hinweise an Käufer





Käufern wird geraten, zunächst zu prüfen, ob ihr GPS-/GSM-Tracker über
eine Abhörfunktion verfügt. Dies kann man daran erkennen, dass in der
Produktbeschreibung bzw. der Bedienungsanleitung des Geräts etwa
beschrieben wird, dass dieser über eine "Monitorfunktion" oder
"Mithörfunktion" verfügt. Häufig wird beschrieben, dass der
GPS-/GSM-Tracker zur Gesprächsüberwachung genutzt werden kann.

Sofern Käufer von GPS-/GSM-Trackern mit Abhörfunktion der
Bundesnetzagentur bekannt werden, fordert sie diese auf, das Gerät zu
vernichten und einen Nachweis hierüber an die Bundesnetzagentur zu
senden. Besitzern dieser Geräte wird empfohlen, die Tracker
unschädlich zu machen und Vernichtungsnachweise hierzu aufzubewahren.

Wie ein Vernichtungsnachweis im Falle eines Anschreibens durch die
Bundesnetzagentur geführt werden kann, finden Sie unter
www.bundesnetzagentur.de/spionagekameras.

Bei Rückfragen zu diesem Thema können sich Verbraucher und Unternehmen
vorzugsweise auf elektronischem Weg an die Bundesnetzagentur wenden
per Mail an spionagegeraete@bnetza.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 05.04.2018

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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MELDUNG/565: Bündnis Brementrojaner gegen Verschärfung des Bremischen Polizeigesetzes (ILMR)


Weiterleitung durch Internationale Liga für Menschenrechte

Bündnis Brementrojaner - 04. April 2018

Das Bremische Polizeigesetz soll verschärft werden:


Das Bündnis Brementrojaner stellt sich dem entgegen. Kein weiterer Abbau
von Grundrechten!



In Bremen treibt die rot-grüne Landesregierung im Eiltempo und ohne
gesellschaftliche Debatte eine folgenschwere Änderung des Bremischen
Polizeigesetzes voran. Der Senator für Inneres hat einen entsprechenden
Gesetzentwurf am 15. Dezember 2017 vorgelegt. Er sieht gravierende
rechtsstaatliche, grund- und datenschutzrechtliche Eingriffe vor.

Seit der ersten öffentlichen Debatte in der Innendeputation am 10. Januar
2018 steht der Entwurf des Innensenators in der öffentlichen Kritik.
Inzwischen haben die rot-grünen Koalitionspartner den Entwurf intern
überarbeitet; über das Ergebnis wird wahrscheinlich am 12. April 2018 in
der Innendeputation abgestimmt. Auch nach möglichen Änderungen durch die
rot-grüne Koalition wird unsere grundsätzliche Kritik an der Verschärfung
des Bremischen Polizeigesetzes bestehen bleiben.

Denn die Konsequenzen sind:


	weitreichender Ausbau staatlicher Videoüberwachung im öffentlichen Raum

	Einführung von "elektronischen Fußfesseln" zur lückenlosen Aufenthaltskontrolle mutmaßlicher "Gefährder" - also von Menschen, die nicht etwa Straftaten begangen haben, sondern denen solche aufgrund bestimmter Anhaltspunkte lediglich zugetraut werden

	massive Ausweitung der polizeilichen Überwachung elektronischer Kommunikation mittels Computern und Smartphones, insbesondere durch heimlich eingeschleuste Schadsoftware ("Staatstrojaner")



Das Bündnis Brementrojaner ist ein Zusammenschluss verschiedener
zivilgesellschaftlicher und politischer Gruppen und Personen. Wir lehnen
die geplante massive Überwachung und die damit einhergehenden gravierenden
Grundrechtseingriffe entschieden ab. Die vorgeblich notwendigen
Sicherheitsverschärfungen sind unverhältnismäßig und widersprechen
rechtsstaatlichen Prinzipien.

Susanne Wendland, Mitglied der Bremischen Bürgerschaft (parteilos) und
Sprecherin für das Bündnis: "Es geht um unsere freiheitlich demokratische
Grundordnung. Um unsere Freiheits- und Grundrechte, die angegriffen werden.
Schlimmer noch: Sie werden ignoriert. Um uns vorzugaukeln, wir hätten die
terroristische Gefahr im Griff. Sicherheitsfolklore nenne ich das, die zu
nichts taugt. Deswegen lehnen wir als Bündnis die geplante
Gesetzesverschärfung vollständig ab."

Die geplante Erweiterung von Videoüberwachung ist nicht hinzunehmen.
"Bereits jetzt ist Videoüberwachung in Bremen weit verbreitet, obwohl ein
entsprechender Nutzen nicht nachgewiesen ist", sagt Bündnissprecherin Maike
Schmidt-Grabia von Digitalcourage e.V. Bremen "Noch mehr Kameras werden
unsere Freiheit weiter einschränken. Denn wer beobachtet wird, ist nicht
frei."

Mit dem Argument der Terrorismusabwehr sollen der Polizei weitreichende
Grundrechtseingriffe auch in unser aller Privat- und Intimsphäre ermöglicht
werden. Rolf Gössner, Internationale Liga für Menschenrechte und
Bündnissprecher: "Der Bremer Gesetzentwurf reiht sich mit besonders
eingriffsintensiven Polizeibefugnissen in eine bundesweite Entwicklung ein,
mit der mühsam errungene Grund- und Freiheitsrechte abermals massiv
eingeschränkt werden, um vermeintlich mehr Sicherheit zu erreichen.
Insgesamt ein weiterer, verfassungsrechtlich hoch problematischer Schritt
in Richtung präventiver Sicherheitsstaat."

Eingeschränkt werden die Freiheitsrechte u.a. durch das heimliche
Einschleusen von "Staatstrojanern" in Computer und Smartphones. Der
Staatstrojaner zerstört das Grundrecht auf Gewährleistung der
Vertraulichkeit und Integrität von IT-Systemen. Dazu sagt Bündnissprecher
Aaron Lye vom Forum Informatiker_Innen für Frieden und gesellschaftliche
Verantwortung e.V. (FIfF): "Eingriffe in Rechnersysteme als
Ermittlungsinstrument stellen strukturelle Gefahren für IT-Systeme und
damit letztendlich für uns alle dar. Denn sie öffnen Missbrauch und
gefährlichen Attacken Tür und Tor."

Das Bündnis Brementrojaner verurteilt zudem die Art und Weise, wie der
Gesetzentwurf möglichst lautlos durch das Gesetzgebungsverfahren gedrückt
werden soll. Eine öffentliche parlamentarische Anhörung von
Sachverständigen - wie etwa in Hessen - fand bisher nicht statt. Susanne
Wendland (MdBB): "Es ist vollkommen unverständlich, dass eine rot-grüne
Regierungskoalition solche tiefgreifenden Eingriffe in Grund- und
Freiheitsrechte plant, ohne zuvor eine breite öffentliche Debatte in der
Gesellschaft geführt zu haben."

Das Bündnis Brementrojaner fordert die regierenden Parteien dazu auf, den
laufenden Gesetzgebungsprozess für das Bremische Polizeigesetz abzubrechen.

Wer Freiheit für Sicherheit aufgibt, wird beides verlieren!


Bündnispartner_Innen: (in alphabetischer Reihenfolge):


	Chaos Computer Club Bremen e.V. (CCCHB)

	Digitalcourage e.V. - Ortsgruppe Bremen

	Forum Informatiker_Innen für Frieden und gesellschaftliche Verantwortung e.V. (FIfF)

	GRÜNE JUGEND Bremen

	Humanistische Union - Landesverband Bremen (HU)

	Internationale Liga für Menschenrechte e.V. (ILMR)

	Piratenpartei - Landesverband Bremen

	ver.di - Ortsverein Bremen

	Verein für Rechtshilfe im Justizvollzug des Landes Bremen e.V.

	 

	Susanne Wendland, Mitglied der Bremischen Bürgerschaft (parteilos)

	Elke Bahl u. Prof. Dr. Helmut Pollähne vom Kriminalpolitischen Arbeitskreis Bremen (kripak)



Unsere Website:

https://brementrojaner.de/

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 4. April 2018

Internationale Liga für Menschenrechte

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Telefon: 030 - 396 21 22, Fax: 030 - 396 21 47

E-Mail: vorstand@ilmr.de

Internet: www.ilmr.de
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KIRCHE/2095: Solidaritätsreise von Erzbischof Schick nach Bagdad und in den Nordirak (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 05.04.2018

Solidaritätsreise von Erzbischof Schick nach Bagdad und in den
Nordirak

"Enorme Herausforderungen machen koordinierte Kraftanstrengung nötig"



Unter starken Sicherheitsvorkehrungen hat der Vorsitzende der Kommission
Weltkirche, Erzbischof Dr. Ludwig Schick (Bamberg), die irakische
Hauptstadt Bagdad besucht. Im Mittelpunkt der Gespräche mit dem Patriarchen
der chaldäisch-katholischen Kirche, Louis Raphaël I. Sako, und Vertretern
verschiedener am Wiederaufbau beteiligter Organisationen in der Botschaft
der Bundesrepublik Deutschland standen aktuelle Fragen zur religiösen,
politischen und wirtschaftlichen Lage im Irak.

Erzbischof Schick machte sich in Bagdad ein Bild der Situation, in der sich
insbesondere die christliche Minderheit befindet. Ihre Bildungsangebote,
vor allem im Schul- und Kindergartenbereich, und ihre sozialen Aktivitäten
wurden von allen Beteiligten ausdrücklich als unverzichtbarer Beitrag zum
Gemeinwohl des Landes gewürdigt. Dabei sei die christliche Minderheit stets
der Gefahr ausgesetzt, in Konflikte zwischen islamischen Sunniten und
Schiiten verwickelt zu werden. "Die große Akzeptanz, mit der die Kirche in
der Öffentlichkeit wirkt, ist ein starkes Zeichen, dass Kirche in der Welt
sein muss und sich nicht auf Kirchenmauern zurückziehen darf", so
Erzbischof Schick. Die Sicherheitslage sei bedrückend. Umso wichtiger sei
die Ermutigung, die die Verantwortlichen der verschiedenen Konfessionen
ihren Gläubigen mit in den Alltag geben. Patriarch Sako würdigte die
Unterstützungsarbeit der katholischen Kirche in Deutschland für den Irak.
"Ihr gebt uns viel und vergesst uns nicht. Das sind Momente, für die wir
zutiefst dankbar sind", so der Patriarch.

In Bagdad besuchte Erzbischof Schick auch die Kathedrale der
syrisch-katholischen Kirche, die vor acht Jahren Ziel eines verheerenden
Bombenanschlags war. Damals wurden 46 Gläubige in den Tod gerissen. Heute
steht die Kirche hinter hohen Betonwänden und Stacheldrahtzaun. Erzbischof
Yusuf Abba von der syrisch-katholischen Kirche erläuterte Erzbischof Schick
die Lage: "Wir denken noch immer an unsere Märtyrer. Sie haben das Blut
vergossen, von dem wir heute weiter leben. Als christliche Minderheit
dürfen wir - trotz Terror und Angst - das Land nicht verlassen." Erzbischof
Schick hob in seinem Gespräch hervor, welch bedeutenden Beitrag die
christliche Minderheit zum Aufbau der Zivilgesellschaft im Irak leiste.
"Darin werden wir die Kirchen vor Ort auch künftig tatkräftig
unterstützen."

Erzbischof Schick traf am frühen Morgen des 3. April 2018 in Bagdad ein. Am
Abend setzte er seine Reise in die nordirakische Region Kurdistan fort, wo
er von den Leitern der großen katholischen Hilfswerke aus Deutschland
begleitet wird. Nach einem Treffen mit dem Generalkonsul der Bundesrepublik
Deutschland in Erbil begab sich Erzbischof Schick in das vor knapp
anderthalb Jahren von der IS-Terrorherrschaft befreite Gebiet der
Ninive-Ebene. Noch vor zwei Jahren konnte er sich außerhalb der vom IS
beherrschten Gebiete in der Autonomen Region Kurdistan über die Lage der
irakischen Binnenvertriebenen informieren. Mit seinem Besuch in der
Ninive-Ebene war es Erzbischof Schick als erstem hochrangigen christlichen
Kirchenvertreter aus Deutschland möglich, sich ein Bild von der Lage in
einigen Städten und Dörfern zu machen, in denen der IS besonders gewütet
hatte, darunter die vor allem von Christen bewohnten Orte Karakosh und
Karemlesh.

Vertreter der lokalen Wiederaufbaukomitees, in denen Verantwortliche der
verschiedenen katholischen und orthodoxen Kirchen zusammenarbeiten,
berichteten von der geleisteten Arbeit. So sei bereits mehr als 25.000
Christen ermöglicht worden, in ihre Heimatorte zurückzukehren. Wichtig sei
nun besonders, für das im Sommer beginnende Schuljahr weitere Klassenräume
bereitzustellen. Die nötigen Lehrkräfte seien vorhanden und bereit, die
Kinder weiterer rückkehrwilliger Familien zu unterrichten.

In der durch Rauchbomben teilweise ausgebrannten und schwer beschädigten
syrisch-katholischen St.-Josefskirche in Karakosh feierte Erzbischof Schick
mit dem syrisch-katholischen Ortsbischof, Boutros Moshe, die Messe in
aramäischer Sprache, der Sprache Jesu. Beeindruckt zeigte sich Erzbischof
Schick von der Arbeit der Dominikanerinnen in der Stadt: "Was hier
geleistet wird, ist die Arbeit von Heiligen im Alltag. Es ist bewegend zu
sehen, wie die Dominikanerinnen sich um Bildungsangebote, Altenbetreuung
und die junge Generation kümmern. Würde es sie nicht mehr geben, würde
Karakosh ein Teil der Seele fehlen", so Erzbischof Schick. "Ich bin
hierhergekommen, um dieser vom IS besonders brutal heimgesuchten Region die
Solidarität der katholischen Kirche Deutschlands zu bezeugen. Das ist es,
was es hier braucht: Solidarität und Gebet." Erzbischof Schick würdigte
dabei auch die vielfältige Arbeit der kirchlichen Hilfswerke aus
Deutschland. "Hier wird unverzichtbare Aufbauarbeit geleistet. Was jetzt
notwendig ist, ist eine gute Koordination. Deshalb bin ich hier, weil ich
möchte, dass alle miteinander ins Gespräch kommen - Hilfswerke und
Betroffene vor Ort." Im Vergleich zu seinem letzten Irak-Besuch vor zwei
Jahren sagte Erzbischof Schick: "Es ist schon beklemmend, durch die Straßen
zu gehen, in denen vor wenigen Monaten noch Menschen erschossen und
vergewaltigt wurden. Mich beeindruckt die Bevölkerung, die versucht, zu
einem gewissen normalen Leben zurückzukehren. Ich spürte aber auch: Die
Angst vor neuer Gewalt und weiterem Ter
ror ist noch immer da."

Erzbischof Schick setzt seine Reise heute mit weiteren Besuchen in
zerstörten Ortschaften der Ninive-Ebene fort. Am späten Samstagabend reist
er nach Deutschland zurück.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 051 vom 5. April 2018

Herausgeber: P. Dr. Hans Langendörfer SJ,
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





LATEINAMERIKA/087: Mexiko - Bischof trifft Drogenboss in Guerrero (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Bischof trifft Drogenboss in Guerrero

Von Gerd Goertz



(Mexiko-Stadt, 2. April 2018, npl) - Er hat es wieder getan. Der
katholische Bischof Salvador Rangel Mendoza traf sich am Karfreitag
(30.3.) mit einem "hohen Drogenboss" und sprach Ostern offen darüber.
Rangel Mendoza steht dem Bistum Chilpancingo-Chilapa im Bundesstaat
Guerrero vor. Es ist eine der gewalttätigsten Diözesen in ganz Mexiko.
Verschiedene Drogenkartelle kämpfen dort um die Vormachtstellung und
Transportrouten. Viele arme Gemeinden leben vom Schlafmohn-Anbau.
Mehrfach hat der Bischof in den vergangenen zwei Jahren direkte
Gespräche mit Führungspersonen verschiedener Kartelle gesucht - um
noch mehr Gewalt zu verhindern, Priester zu schützen und "Frieden für
Mexiko zu erreichen", wie er sagt. Der Erfolg war bisher mäßig.
Dennoch trägt sein nicht unumstrittenes Vorgehen zu einer wichtigen
Debatte bei.

Konkreter Anlass des Karfreitagstreffens war die Einladung in das
Hochlanddorf Pueblo Viejo im Landkreis Heliodoro Castillo. Dort hatte
ein Drogenkartell offenbar als Repressalie gegen eine rivalisierende
Gruppe die Bewohner*innen vor zwei Monaten von der Strom- und
Wasserversorgung abgeschnitten. Bischof Rangel erreichte, dass diese
Maßnahme rückgängig gemacht wurde. Nach eigenen Worten dankte er dem
Drogenboss dafür und brachte ein weiteres Anliegen vor: Die Kartelle
sollten die Ermordung von Kandidat*innen für Wahlämter im Bundesstaat
einstellen. Im Rahmen der für den 1. Juli angesetzten allgemeinen
Wahlen, in denen es auch um das mexikanische Präsidentenamt geht, sind
in Guerrero bisher quer durch die Parteienlandschaft zwölf
Kandidat*innen ermordet worden. Die von Rangel wiedergegebene Antwort
des Kartellvertreters mutet durchaus seltsam an und gibt nicht
notwendigerweise die wahren Motive an: Die Morde würden eingestellt,
wenn die Politiker*innen keine Stimmen mehr kaufen und ihre
Wahlversprechen erfüllen würden.

Erst vor knapp zwei Monaten hatte Bischof Rangel einen ähnlichen
"Dialogvorstoß" unternommen. Damals waren zwei Priester seiner Diözese
ermordet worden. Die Staatsanwaltschaft von Guerrero rückte beide in
die Nähe des organisierten Verbrechens. Sie lancierte ein Foto, in dem
einer der beiden Ermordeten zusammen mit bewaffneten Männern zu sehen
war. Bischof Rangel verteidigte die Priester. Er erklärte es für
unmöglich, in den Landgemeinden ohne jeglichen Kontakt mit den
Kartellen arbeiten zu können. Er äußerte zudem mehrfach Verständnis
für arme Landgemeinden, die in Ermangelung von Alternativen und
Einkommensmöglichkeiten sowie oft unter Drohungen Schlafmohn für die
Drogenhändler anbauen.


21 Priester ermordet

Die katholische Bischofskonferenz stellte sich damals hinter den
Bischof der Diözese Chilpancingo-Chilapa und seine Gesprächsversuche.
Denn sie sieht kaum Optionen. Unter der Regierungszeit von Präsident
Enrique Peña Nieto sind bereits 21 katholische Priester ermordet
worden. Unter Vorgänger Felipe Calderón waren es 17. Jeweils deutlich
mehr als unter den vorherigen Regierungen. Sowohl Amtsträger der
katholischen Kirchen als auch der verschiedenen evangelischen
Kirchenströmungen im Land sind verstärkt von Raub, Entführungen und
Schutzgelderpressungen betroffen, wie die Tageszeitung El Universal
Ende März in einem kleinen Dossier dokumentierte.

Im Februar sprach Rangel von einer Diskreditierungskampagne gegen ihn
und einem "rauhen Gespräch" mit Guerreros Gouverneur Héctor Astudillo.
Auch diesmal wären scharfe Reaktionen keine Überraschung. Die
regierende PRI besteht trotz einer klar gescheiterten Strategie
weitgehend auf dem rein militärischen Vorgehen gegen die
Drogenkartelle. Gleichzeitig werden immer wieder politische Amtsträger
bis hin zu Gouverneuren und auch Militärangehörige in die Nähe
verschiedener Kartelle gebracht. Der bisher in Umfragen führende
oppositionelle Präsidentschaftskandidat Andrés Manuel López Obrador
hat ebenfalls einen - im Detail sicherlich unausgereiften -
Gesprächsvorschlag mit den Kartellen in die Diskussion geworfen.
Vonseiten der Regierung gab es darauf wütende Reaktionen und den
Vorwurf, López Obrador beabsichtige eine Generalamnestie für die
"Narcos". Rangel sagte im Januar dem Wochenmagazin proceso dazu: "Die
Unsicherheit und die Gewalt sind Mexikos Problem Nummer Eins. Darum
müssen wir unsererseits alles dazu tun, den Frieden zu erreichen. Wenn
López Obrador nun eine Amnestie dafür vorschlägt, dann bin ich mit ihm
einverstanden."


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/bischof-trifft-drogenboss-in-guerrero/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06525: Schönheitspreis für den Nobody (SB)


Auch als Internationaler Meister kommt man an seinen Lehrjahren nicht
vorbei. Der Weg in die Großmeistergilde ist oft beschwerlich und geht
über viele Dornen. Nicht jedem gelingt der Sprung in so kurzer Zeit
wie dem Inder Viswanathan Anand, der sich zwischenzeitlich Vize-
Champion zweier Verbände nennen durfte, wohl als erster Großmeister
der Schachgeschichte. Der Engländer Glenn Flear mußte sich 1986 seine
Sporen noch mühsam verdienen. Eigens zu diesem Zweck fuhr er nach
Szirák, das liegt in Ungarn, wo ein internationales Turnier stattfand.
Mit Psachis, Pinter, Nogueiras und Rogers war das Turnier stark
besetzt, Spieler, an die Flear bei weitem nicht heranreichte. So hatte
er denn als krasser Außenseiter kaum Chancen auf einen der begehrten
vorderen Plätze. Und in der Tat, nach 14 Runden belegte er den letzten
Rang, aber immerhin punktgleich mit dem Großmeister Smejkal, der
ebenfalls nicht mehr als 4,5 Punkte erzielen konnte. Einen kleinen
Trost nahm der Engländer indes mit nach Hause. Konnte er sich auch
gegen die starke Konkurrenz nicht durchsetzen, so ging der Preis für
die schönste Partie des Turniers doch an seine Adresse. Flear hatte
sich am Analysebrett gut auf das Turnier vorbereitet, und insbesondere
im Angenommenen Damengambit, das seinerzeit die Runde machte, konnte
er mit einer beachtlichen Verbesserung aufwarten. Sein Kontrahent
Garcia hatte sich im heutigen Rätsel der Sphinx auf den Zug 1...Lc8-d7
verlassen. Eine Rechnung ohne den grausen Wirt, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06525: Schönheitspreis für den Nobody (SB)]



Flear - Garcia

Szirák 1986


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

1...Td1xd3 sollte Janowsky nicht viel nützen gegen einen Endspiel-
Fuchs wie Lasker: 2.Tb6xb7+! Kc7-c8 - nach 2...Kc7xb7 3.Sb3-c5+ hätte
der schwarze Turm gegen die beiden weißen Springer noch rascher
kapitulieren müssen - 3.Tb7-f7 Tg2-b2 4.Se4-c5 Td3-d6 5.Tf7-f5 Tb2-e2
6.Sc5-e4 Td6-d3 - heillos überfordert, diese beiden Türme - 7.Tf5xe5
Te2-b2 8.Se4-c5 Td3xf3 9.Te5-e8+ Kc8-c7 10.Te8-e6 Tb2-c2 11.Sc5xa6+
Kc7-b7 12.Sa6-c5+ Kb7-a7 13.Te6-e7+ Ka7-a8 14.Sc5-a4 Tc2-h2 15.Sb3-c5
Ka8-b8 16.Te7-b7+ Kb8-c8 17.a5-a6 und Schwarz gab auf, der weiße
Freibauer marschiert durch.



Erstveröffentlichung am 8. April 2005
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





ETHNOLOGIE/027: Abwanderung und ihre Folgen für Westafrika (idw)


Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung - 04.04.2018

Abwanderung und ihre Folgen für Westafrika

Workshop über soziale und wirtschaftliche Auswirkungen von Migration für
die Herkunftsstaaten



Am 12. und 13. April findet am Max-Planck-Institut für ethnologische
Forschung ein Workshop mit dem Titel "Those Who Stay: how out-migration
affects West African societies" statt. Die Veranstaltung wird von der
Forschungsgruppe "Integration and Conflict along the Upper Guinea Coast"
um Prof. Dr. Jacqueline Knörr organisiert. Bei dem Workshop wird es
hauptsächlich um die bislang wenig untersuchte Frage gehen, welche
Konsequenzen die jahrelange Abwanderung für die Menschen in Westafrika
hat. Die Tagungssprache ist Englisch.

Migration: wenig Forschung über Herkunftsländer



Der öffentliche Diskurs über das internationale Migrationsgeschehen wird
im Wesentlichen von den Sorgen um dessen negative Auswirkungen für Europa
bestimmt. In der Folge haben sich umfangreiche Forschungsaktivitäten
entwickelt, die sich etwa mit dem aktuellen Stand und den
voraussichtlichen Chancen der Integration oder mit den Auswirkungen der
Migration auf den Wohlfahrtsstaat, das Parteiensystem und die
Zivilgesellschaft befassen. "Worüber wir aber vergleichsweise wenig
wissen, ist, welche sozialen, ökonomischen, politischen, kulturellen und
demografischen Folgen die massive Abwanderung aus dem sogenannten Globalen
Süden für die Herkunftsländer hat", sagt Prof. Dr. Jacqueline Knörr,
Leiterin der Forschungsgruppe "Integration and Conflict along the Upper
Guinea Coast" am Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung. "Deshalb
haben wir jetzt 22 Westafrika-Spezialisten eingeladen, um über die
diesbezügliche Forschung in Ländern wie Ghana, Sierra Leone und Liberia
zu diskutieren."

Abwanderung von Fachkräften bringt auch Know-how zurück


Lange Zeit ging man davon aus, dass die Abwanderung für Afrika in erster
Linie negative Folgen hat. Denn es sind häufig junge Erwachsene, die sich
auf den Weg nach Europa und Nordamerika, aber auch in andere Länder
Afrikas machen. Diese fehlen dann im Land. "Diese Beobachtung ist auch
nach wie vor richtig", sagt Knörr. "Aber ethnologische Feldforschung in
westafrikanischen Ländern hat auch gezeigt, dass die Situation recht
komplex ist: Es gibt nicht nur einen Brain Drain. Im Gegenteil, wir wissen
inzwischen, dass Emigranten ihren Familien und dem Land häufig wieder
etwas zurückgeben. Und zwar nicht nur Geld, sondern auch berufliches oder
politisches Know-how." Tatsächlich ist die Vorstellung falsch, dass
zwischen den Menschen, die abwandern und denjenigen, die bleiben,
Beziehungen abbrechen. So konnte beispielsweise eine Studie über Ärzte und
medizinische Fachkräfte, die aus Ghana abgewandert sind, zeigen, dass
viele dieser Fachkräfte immer wieder für gewisse Zeit nach Ghana
zurückkehren, um vor Ort bei der medizinischen Versorgung zu helfen.

Kaum beachtet: Migration innerhalb Afrikas



Falsch ist übrigens auch die Annahme, dass die meisten afrikanischen
Migranten den Kontinent verlassen. Knörr: "Die Binnenmigration innerhalb
Afrikas übersteigt die Abwanderung nach Europa und Nordamerika bei weitem.
Denn nicht jeder Flüchtling oder Migrant hat die nötigen Ressourcen, um
den sogenannten Globalen Norden zu erreichen." Dennoch bleibt eines
richtig: Die meisten afrikanischen Länder sind ganz erheblich durch
Abwanderung geprägt. "Nahezu jede Familie hat in ihrem Kreis jemanden, der
gegangen ist oder der gehen will", sagt Knörr. Dass diese immense
Mobilität massive Auswirkungen auf alle Lebensbereiche hat, ist
unbestritten. Aber es ist eben auch nicht so, dass die Auswirkungen nur
negativ sind. "Bei unserem Workshop wollen wir uns zunächst einmal auf die
empirischen Fakten konzentrieren und die sozialen, kulturellen und
materiellen Austauschbeziehungen, die durch die Abwanderung entstehen, im
Detail analysieren", sagt Jacqueline Knörr.

Erforschung des globalen sozialen Wandels



Das Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung ist eines der weltweit
führenden Forschungszentren auf dem Gebiet der Ethnologie
(Sozialanthropologie). Es hat seine Arbeit 1999 mit den
Gründungsdirektoren Prof. Dr. Chris Hann und Prof. Dr. Günther Schlee
aufgenommen und 2001 seinen ständigen Sitz im Advokatenweg 36 bezogen. Mit
Ernennung der Direktorin Prof. Dr. Marie-Claire Foblets im Jahre 2012
wurde das Institut um eine Abteilung zum Themenfeld 'Recht & Ethnologie'
erweitert. Forschungsleitend ist die vergleichende Untersuchung
gegenwärtiger sozialer Wandlungsprozesse. Besonders auf diesem Gebiet
leisten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Institutes einen
wichtigen Beitrag zur ethnologischen Theoriebildung. Sie befassen sich
darüber hinaus in ihren Projekten oft auch mit Fragestellungen und Themen,
die im Mittelpunkt aktueller politischer Debatten stehen. Am 
Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung arbeiten gegenwärtig 175
Wissenschaftler aus über 30 Nationen. Darüber hinaus bietet das Institut
zahlreichen Gastwissenschaftlern Raum und Gelegenheit zum
wissenschaftlichen Austausch.



Zum Programm der Tagung:

http://www.eth.mpg.de/de/events?url=6380/event_details_1490537523.html

Mehr Informationen zur Forschungsgruppe "Integration and Conflict along
the Upper Guinea Coast (West Africa)":

http://www.eth.mpg.de/3435410/ugc

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1947

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung, Stefan Schwendtner, 04.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2241: Schwergewicht - Coup gründlich mißlungen ... (SB)




Alexander Powetkin schickt David Price auf die Bretter

Im Vorprogramm des Titelkampfs der Weltmeister Anthony Joshua und
Joseph Parker in Cardiff, der mit einem Punktsieg des Briten endete,
traf Alexander Powetkin auf David Price. Der Russe war vor Jahren
regulärer Weltmeister der WBA im Schwergewicht, während es sein Gegner
zum Britischen und Commonwealth-Champion gebracht hatte. In der
dritten Runde schien der 38jährige Powetkin seiner Favoritenstellung
frühzeitig gerecht zu werden, als er den vier Jahre jüngeren und
wesentlich größeren Briten mit einer wuchtigen Rechten zum Kopf auf
die Bretter schickte. Price, der für schwache Nehmerqualitäten bekannt
ist, kam jedoch nicht nur wieder die Beine, sondern ging seinerseits
auf den Gegner los, den er mit mehreren Schlägen und einem
abschließenden linken Haken in die Seile taumeln ließ.

Ringrichter Howard John Foster wertete diese Aktion als Niederschlag,
da der Russe sichtlich angeschlagen war und nur von den Seilen
aufrecht gehalten wurde. Der Brite setzte jedoch im folgenden
Durchgang nicht nach, sondern beschränkte sich weitgehend auf seine
Deckung, als habe ihn seine vorangegangene Offensive völlig erschöpft.
So ließ sich Price die Gelegenheit entgehen, für eine Sensation zu
sorgen und seiner Karriere noch einmal einen neuen Schub zu verleihen.
Powetkin bestrafte ihn in der fünften Runde mit einer gewaltigen
Rechten, nach der Price wie eingefroren stehenblieb, gefolgt von einem
linken Haken, der ihn zu Boden stürzen ließ. Daraufhin erklärte der
Referee den Kampf nach 1:02 Minuten der Runde für beendet.

Powetkin baute seine Bilanz aus 34 Siege und eine Niederlage aus, für
Price stehen nun 22 Siege und fünf Niederlagen zu Buche. Der Brite
sollte seine Karriere beenden, da sich abermals erwiesen hat, daß er
keine schweren Treffer mehr verkraften kann. Überdies läßt seine
Kondition derart zu wünschen übrig, daß er bei Fortsetzung seiner
Laufbahn akute Gefahr liefe, weitere schwere Niederschläge hinnehmen
zu müssen, die seine gesundheitliche Verfassung auf Dauer zu
beeinträchtigen drohten.

Hingegen hat der Russe dank der Annahme dieses Kampfs und des Erfolgs
seine Ausgangsposition deutlich verbessert, einen Titelkampf gegen
Anthony Joshua oder ersatzweise einen anderen namhaften Gegner vor die
Fäuste zu bekommen. Powetkin hatte sich auf das Duell in Cardiff
eingelassen, obgleich Price im Grunde kein relevanter Gegner für ihn
war, weil er beim Verband WBA Pflichtherausforderer Anthony Joshuas
ist. Mit seinem Auftritt in der walisischen Metropole wollte er sich
beim britischen Publikum ins Gespräch bringen und für einen Kampf
gegen Joshua womöglich noch vor Ende des Jahre empfehlen. David Price
war nicht chancenlos, dem Kontrahenten diesen Status abzujagen, aber
letzten Endes doch nicht in der Lage, den erhofften Coup zu vollenden.

Dabei hinterließ Alexander Powetkin an diesem Abend in Cardiff
keineswegs einen rundum überzeugenden Eindruck, wie insbesondere die
für ihn äußerst kritische Situation in der dritten Runde zeigte. Hätte
er in dieser Szene Anthony Joshua oder dem WBC-Weltmeister Deontay
Wilder gegenübergestanden, wäre er mit hoher Wahrscheinlichkeit auf
den Brettern gelandet und ausgezählt worden. Der Russe ist schlichtweg
zu klein für diese Riesen und offenbar aus Altersgründen inzwischen
auch nicht mehr in der Lage, seine körperlichen Nachteile mit
boxerischen Mitteln zu kompensieren. Auch der Kubaner Luis Ortiz, der
Brite Dillian Whyte oder der Amerikaner Jarrell Miller hätten ihn in
dieser Verfassung wohl überfordert. [1]

Powetkin, der in seiner Karriere bislang nur gegen Wladimir Klitschko
verloren hat, der damals noch in Bestform zu boxen verstand, hat
durchaus etliche namhafte Kontrahenten besiegt. Bedauerlicherweise
fiel sein geplanter Titelkampf gegen Deontay Wilder, der 2016 in
Moskau stattfinden sollte, ins Wasser, da der Russe kurz zuvor bei
einer Trainingskontrolle der Antidopingagentur VADA positiv auf Spuren
einer verbotenen Substanz getestet worden war. Ob er dem WBC-Champion
Paroli geboten hätte, ist zwar fraglich, doch stand damals ein
attraktiver Kampf zu erwarten, in dem wohl auch der Lokalmatador
Akzente gesetzt hätte. Davon abgesehen hatte dessen Promoter Andrej
Riabinskij die Versteigerung der Austragungsrechte mit einem
ungewöhnlich hohen Gebot für sich entschieden, so daß beide Boxer eine
millionenschwere Börse bekommen hätten.

Seither scheint Alexander Powetkin nachgelassen zu haben. Er ist
insbesondere langsamer geworden und schlägt zumeist nicht mehr mit der
gleichen Wirkung wie in der Vergangenheit. Dies zeigte sich Mitte
Dezember 2017, als er Ekaterinburg eine Qualifikation gegen den
Rumänen Christian Hammer gewann. Er war dem beim Hamburger Promoter
Erol Ceylan unter Vertrag stehenden Rumänen zwar boxerisch überlegen,
vermochte jedoch den wesentlich schwereren Gegner mit seinen Schlägen
nicht nachhaltig zu beeindrucken. Umgekehrt geriet Powetkin heftig ins
Stolpern, als er beispielsweise kurz Ende der vierten Runde einen
Volltreffer einstecken mußte. Anthony Joshua bringt kaum weniger als
Hammer auf die Waage, kann aber wesentlich wirksamer als der Rumäne
zuschlagen. Daher könnte der Russe im Falle eines Titelkampfs gegen
den Briten zwar eine Menge Geld verdienen, aber den Ring kaum als
Sieger verlassen.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/03/alexander-povetkin-vs-david-price-results/#more-260085
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1152: Mönchengladbach - "Autogenes Training" ab 11. April 2018


VHS: Autogenes Training - AT - Schultz



Im Alltag sind wir oft auf mehreren Ebenen enorm gefordert: Beruf,
Familie und selbst die Freizeit stellt uns zuweilen vor große und
anstrengende Herausforderungen. Wir können all dies nur leisten, wenn
ein Ausgleich gelingt. Denn wir brauchen für unsere Vitalität ein
ausgewogenes Verhältnis zwischen An- und Entspannung.

Ab Mittwoch, 11. April erlernen die Teilnehmer in wenigen einfachen
Schritten, mithilfe der Selbstbeeinflussung (Autosuggestion) schnell
einen Zustand der Entspannung zu erreichen. "Autogen" bedeutet
wörtlich übersetzt "selbst erzeugt". Der Kurs findet von 19.40 bis
21.10 Uhr in der Volkshochschule an der Lüpertzender Straße 85 statt.
(Kosten 35 Euro, Kurs-Nr. 181F2289F)

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. März 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/327: Lippstadt - "Viel Lärm um nichts" am 11. April 2018


Viel Lärm um nichts

Komödienklassiker nach William Shakespeare



Lippstadt. Lippstadt. Regisseur Lee Beagley hat die romantische
Komödie, die am 11. April im Stadttheater Lippstadt zu sehen sein
wird, mit dem geistreichen Wortwitz um die Brautwerbung von drei
heimkehrenden Soldaten für die bremer shakespeare company wie eine
filmische Rückblende inszeniert:

Beim Kramen auf dem Dachboden fallen Jugendlichen Alben mit gerahmten
Fotos in die Hände. Männer in Uniformen des 2. Weltkriegs, Frauen mit
schmalen Kostümen lächeln in immer wieder wechselnden
Gruppenkonstellationen den Betrachter an. Vom Grammophon erklingt
Swing der 40-er Jahre. Verbirgt sich hinter den goldgerahmten Bildern
eine bewegende Geschichte?

Die drei Männer Claudio, Benedick und Don Pedro kehren aus dem Krieg
zurück und statten einem alten Freund in seinem Haus auf dem Land
Einen Besuch ab. Romantik liegt in der Luft. Claudio, als Soldat
hochdekoriert, doch als Mann eher unsicher, wirbt um Die Hand der
schönen und sittsamen Hero, die er mit der Hilfe seines Freundes Don
Pedro auch erhält. Aber dann führt eine bösartige Intrige des
unehelichen Bruders, Don John, in eine Katastrophe: Hero wird als
Flittchen diffamiert, und die ehrversessenen Freunde fallen auf die
Lüge herein. Die geschockte Hero, bereits als Braut geschmückt, fällt
vor dem Traualtar in eine todesähnliche Ohnmacht. Zum Glück entdeckt
eine Truppe tölpelhafter Gerichtsdiener die Wahrheit. Dem Happyend
steht damit fast nichts mehr im Wege, außer, dass Sich Claudio zu
Heros Genugtuung noch einmal kräftig zum Narren machen muss.
Eine höchst vergnügliche Intrige muss der heiratsscheue Benedick
"erleiden": Seine Freunde verkuppeln ihn mit der "Männerverächterin"
Beatrice.

Eine heiter-romantische Komödie mit spritzig-geistreichem Wortwitz,
die Dialoge oszillieren zwischen streitlustigem Flirt mit
ernstgemeintem Hintersinn.

Zu dieser Veranstaltung gibt es um 19.15 Uhr im Zuschauerraum eine
Stückeinführung mit Linda Keil.

bremer shakespeare company

Termin: Mittwoch, 11. April 2018, 20 Uhr

Ort: Stadttheater Lippstadt

Preise: Euro 20,- / 18,- / 16,- 

ermäßigt: Euro 10,- / 9,- / 8,-

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. März 2018

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





WERKSTATT/307: Bonn - Uraufführung "Nö Nö Nö - Tücken und Abgründe des amerikanischen Traums", 12.4.


Uraufführung auf der Werkstattbühne von "Nö Nö Nö - Tücken und
Abgründe des amerikanischen Traums"



BONN - Das Schauspiel "Nö Nö Nö - Tücken und Abgründe des
amerikanischen Traums" feiert am Donnerstag, 12. April 2018, um 20 Uhr
Premiere auf der Werkstattbühne, Rheingasse 1. Regie führt Gavin
Quinn.

Kurz vor der Eröffnung des neuen "Nö Nö Nö"-Supermarkts hat sich die
Filialleiterin hohe Ziele gesetzt: Hier soll das ultimative
Konsumparadies für den Kunden entstehen, das vor allem durch die
systematisch konditionierte Freundlichkeit seiner Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter besticht. Doch diese müssen erst noch angelernt werden -
eine Aufgabe, die nicht zu unterschätzen ist, vor allem dann nicht,
wenn am großen Tag der Eröffnung der ersehnte Kundensegen ausbleibt
und die tüchtigen Angestellten nicht mehr wissen, wohin mit ihrer
antrainierten Freundlichkeit.

Nach "Schöne neue Welt" und "Der Sturm" inszeniert der irische
Regisseur Gavin Quinn zum ersten Mal auf der Werkstattbühne des
Theaters Bonn. Gemeinsam mit dem Ensemble entwickelt er ein neues
Projekt, das sich in einer Auseinandersetzung den skurrilen Reizen und
bitterbösen Abgründen unserer Konsumgesellschaft annimmt.

Tickets und weitere Informationen gibt es unter www.theater-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. April 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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VETERINÄR/460: Verbesserter Impfstoff gegen Allergien bei Pferden und Hunden entwickelt (idw)


Universität Bern - 04.04.2018

Verbesserter Impfstoff gegen Allergien bei Pferden und Hunden
entwickelt



Chronische allergische Erkrankungen bei Pferden und Hunden können dank
einem innovativen Impfstoff neu behandelt werden. Dieser wurde von
Forschenden unter Leitung der Universität Bern und in Zusammenarbeit mit
der Universität Zürich sowie mit privatwirtschaftlichen Partnern
entwickelt. Die neuen Erkenntnisse, die nun bei Pferden und Hunden
gewonnen wurden, könnten helfen, ähnliche Impfstoffe für den Menschen zu
entwickeln.

Unter der Leitung von Prof. Martin F. Bachmann von der Universitätsklinik
für Rheumatologie, Immunologie und Allergologie am Universitätsspital
Bern, Inselspital, haben Forschende der Universitäten Bern und Zürich, der
Universität Oxford und des lettischen Biomedical Research & Study Centers
eine neue therapeutische Impfstofftechnologie entwickelt, die auf
virusähnlichen Nanopartikeln basiert. Erarbeitet wurden diese Impfstoffe
gemeinsam von universitären Laboren, Spin-off-Firmen der Universität
Zürich sowie internationalen privatwirtschaftlichen Partnern.

Der neue, verbesserte Impfstoff besteht aus einem eigens hergestellten,
virusähnlichen Nanopartikel, der als Träger eines sogenannten 
T-Zell-Epitops, eines Verstärkers der körpereigenen Immunreaktion, dient. Indem
er das Immunsystem unterstützt, eignet sich der Impfstoff besonders für
ältere und immungeschwächte Tiere. Ermöglicht wurde diese
Spitzentechnologie durch neueste Erkenntnisse aus der biomedizinischen
Forschung, die nun für Haustiere zu erschwinglichen Preisen nutzbar
gemacht wird. «Diese Option wird wahrscheinlich die Art und Weise ändern,
wie Haustiere medizinisch behandelt werden», sagt Martin Bachmann.

Das klinische Potenzial dieses Impfstoffs für die Verwendung in der
Veterinärmedizin wird nun durch gleich zwei Artikel im «Journal of Allergy
and Clinical Immunology » beschrieben, der meist zitierten Zeitschrift auf
dem Gebiet der Allergie und klinischen Immunologie. Die Forschergruppe
berichtet über bahnbrechende Erfolge bei der Behandlung von 
Insektenstich-Überempfindlichkeit (Sommerekzem) bei Pferden und einer allergischen
Dermatitis bei Hunden.

Impfstoff gegen Insektenüberempfindlichkeit (IBH) bei Pferden


Allergische Hautreaktionen durch Insektenstiche sind die häufigste Form
von Allergien bei Pferden. Sie äussern sich in nässenden und blutenden
Wunden sowie Krustenbildung, Schuppen, Schwellungen und Verdickungen der
Haut. 34 betroffene Islandpferde nahmen an einer placebokontrollierten,
doppelblinden klinischen Studie teil, die von einem Forscherteam um
Antonia Fettelschoss-Gabriel vom Universitätsspital Zürich und der
Universität Zürich durchgeführt wurde. 19 Pferde wurden geimpft, 15
erhielten ein Placebo.

Der Impfstoff bestand aus zwei miteinander verbundenen Komponenten. Die
erste Komponente aktiviert das Immunsystem, basierend auf dem erwähnten
virusähnlichen Nanopartikel. Die zweite Komponente ist IL-5, ein
spezifisches Molekül, das die Entwicklung und Aktivierung von sogenannten
Eosinophilen reguliert, die eine bedeutende Rolle bei Allergien spielen.
Die Immunisierung mit diesem kombinierten Impfstoff wurde gut vertragen,
begrenzte die Anzahl von Eosinophilen in der Haut und reduzierte dadurch
Gewebeschäden. Dies führte zu stark reduzierten Hautläsionsen bei
geimpften Tieren im Vergleich zur vorherigen Saison sowie zu Placebo.

«Anders als bei der klassischen Desensibilisierung, bei der versucht wird,
das Immunsystem gegenüber den Allergenen tolerant zu machen, gingen wir
gezielt gegen die Hauptauslöser von Insektenstichüberempfindlichkeit vor,
den Eosinophilen», sagt Fettelschoss-Gabriel. Eosinophile spielen auch
eine Schlüsselrolle bei allergischem Asthma beim Menschen. Die neuen
Erkenntnisse, die bei Pferden gewonnen wurden, können helfen, eine
ähnliche Therapie beim Menschen zu entwickeln.

Impfstoff gegen atopische Dermatitis bei Hunden



Die atopische Dermatitis (AD) ist die häufigste allergische Hauterkrankung
bei Hunden. Umfangreicher Juckreiz verursacht Kratzer, die zu einem
Verlust von Fell und sekundären Infektionen der Haut führen und die
Symptome beschleunigen. AD beeinflusst nicht nur das Wohlbefinden von
Hunden, sondern belastet auch ihre Besitzer, weil die Hunde sich andauernd
kratzen.

Forschende um Prof. Martin Bachmann und Prof. Claude Favrot von der Klinik
für Kleintiermedizin der Universität Zürich beschreiben die Entwicklung
eines virusähnlichen partikel-basierten Impfstoffs gegen den Auslöser der
Krankheit von Hunden, dem Protein IL-31, und zeigen, dass immunisierte
Hunde eine robuste Immunantwort aufweisen. Hunde, die besonders sensibel
auf Hausstaubmilben reagieren, wiesen danach weit weniger 
Juckreiz-Symptome auf. Die Impfung gegen IL-31 bei Hunden könnte auch die
Entwicklung eines ähnlichen Impfstoffes beim Menschen erleichtern gegen
Krankheiten, die mit Juckreiz assoziiert sind.


Angaben zu den Publikationen:



Fettelschoss-Gabriel et al.: Treating insect-bite hypersensitivity in
horses with active vaccination against IL-5, Journal of Allergy and
Clinical Immunology, 04. April 2018,

https://doi.org/10.1016/j.jaci.2018.01.041

Bachmann et al.: Vaccination against IL-31 for the treatment of atopic
dermatitis in dogs, Journal of Allergy and Clinical Immunology, 04. April
2018, 

https://doi.org/10.1016/j.jaci.2017.12.994

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, Nathalie Matter, 04.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AMPHIBIEN/140: In allen Wassern zuhause (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Heft 1/18

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

In allen Wassern zuhause

von Helge May



Dank seiner großen Anpassungsfähigkeit ist der Grasfrosch unser
häufigster Frosch. Trotzdem gehen auch die Bestände des Grasfroschs
langsam zurück. 2018 wurde er zum Lurch des Jahres gekürt.


Fast ist es wie bei der Fabel von Hase und Igel. Wenn andere
Lurche sich im zeitigen Frühjahr auf den Weg machen, ist der
Grasfrosch meist längst am Laichgewässer. Das liegt nur teils daran,
dass Grasfrösche schon bei niedrigen Temperaturen munter werden.
Bereits im Herbst schießen nämlich die Hormone und deshalb wandert ein
Teil der Frösche vor Winteranbruch zum Laichplatz.

Auch bei der Überwinterung ist der Grasfrosch flexibel. Manche Frösche
überwintern in Teichen, andere in Bächen und wieder andere in
Erdhöhlen an Land. Wer im Frühjahr schon im Gewässer ist, hat klare
Konkurrenzvorteile. Andererseits können Teiche in harten Wintern zur
Todesfalle werden.

Alles wird ausprobiert - Spezialisten haben den Vorteil, dass
sie in ihrer Nische weitgehend konkurrenzlos sind. Gibt es in dieser
Nische Probleme, sind die Spezialisten jedoch aufgeschmissen, sie
haben keinen Plan B. Der Grasfrosch fährt eine andere Strategie. Er
deckt eine breite Palette von Lebensräumen ab, darunter durchaus auch
extreme, in den ihm kaum ein anderer Lurch folgt - zum Beispiel kommen
Grasfrösche noch in Höhen von über 2.000 Metern vor. Geht etwas
schief, kann das für die betroffenen Tiere zwar tödlich enden, der
Grasfrosch als Art überlebt aber andernorts.

Das gilt gleichermaßen für die Laichplätze. Von wassergefüllten
Reifenspuren über (Garten-)Teiche und Seen bis zu langsam fließenden
Bächen wird alles ausprobiert. In einem nassen Jahr ist eine
Reifenspur ideal, denn sie erwärmt sich schnell, die Kaulquappen
gedeihen prächtig und Fressfeinde gibt es dort auch kaum. Fehlt im
Frühjahr der Regen, trocknet die Pfütze aus und der Nachwuchs stirbt.

Eine Welt voll Feinden - Bis aus den Kaulquappen Jungfrösche
werden, vergehen rund zwei Monate, in kühlen Lagen auch drei. Zwischen
Ende Mai und Anfang Juli gehen die Minifrösche an Land. Ihre
Ortsbindung ist eher gering, der Grasfrosch ist immer eine der ersten
Lurche, die neue Gewässer besiedeln.

Grasfrösche sind meist nachtaktiv. Das gilt für die Wanderungen ebenso
wie für die Nahrungssuche im Sommerquartier. Jedes Grasfroschpaar
produziert tausendfachen Nachwuchs. Das muss es aber auch, denn von
Anfang an ist die halbe Tierwelt hinter ihnen her. Die Eier im Laich
ebenso wie die Kaulquappen stehen auf der Speisekarte von Fischen,
Molchen und Insektenlarven, von Enten, Ringelnattern und
Wildschweinen. Und an Land geht das Gemetzel weiter. Laufkäfer,
Spitzmäuse und Vögel sind beständig hinter den Jungfröschen her.

Der Grasfrosch deckt eine breite Palette von Lebensräumen ab -
 zum Beispiel kommen Grasfrösche noch in Höhen von über 2.000 Metern
 vor.



Von den Wiesen in die Wälder - Vor hundert Jahren tummelten
sich Grasfrösche in unkrautreichen Äckern, in Wiesen und Weiden
massenhaft. Heute sucht man sie dort meist vergeblich, in Wäldern sind
die Bestände eher stabil geblieben. Noch steht der Grasfrosch national
nicht auf der Roten Liste, in drei Bundesländern gilt er aber bereits
als gefährdet, in anderen steht er auf der Vorwarnliste. Gerade einst
besonders individuenstarke Grasfroschvorkommen nehmen ab.

Dabei machen ihm nicht die zahlreichen natürlichen Feinde zu schaffen,
sondern wie bei so vielen anderen Arten auch die Intensivierung der
Landwirtschaft und die Zersiedlung. Pestizide gefährden die
Grasfrösche unmittelbar und werden bereits vom Laich oder von den
Larven aufgenommen. Dass das Insektensterben am Grasfrosch nicht
spurlos vorbeigeht, versteht sich. Wegen der langen Wegstrecken
zwischen den Laichgewässern sowie den Sommer- und Winterquartieren
leidet der Grasfrosch besonders unter dem Straßenverkehr.


Steckbrief

Der Grasfrosch kann eine Größe von neun Zentimetern erreichen. Die
Oberseite ist gelb-, rot- bis schwarzbraun. Häufig besitzen die Tiere
größere Flecken, welche mitunter die Grundfarbe fast verdecken können.
Das Trommelfell ist auffallend dunkelbraun und fast so groß wie das
Auge. Wie bei allen Braunfröschen sind die Hinterbeine quer gestreift.
Die Unterseite der Männchen ist weißlich-grau und meist ungefleckt,
bei den Weibchen oft gelb und dazu rötlich marmoriert. Die
Schnauzenspitze ist stumpf abgeschrägt, die runde, tagsüber ovale
Pupille sitzt waagerecht.

Typisch für den Grasfrosch sind große Laichballen aus 700 bis 3.000
Eiern, die im vegetationsreichen Flachwasser abgesetzt werden, gerne
also in Ufernähe. Dabei können Laichballenansammlungen von mehreren
Quadratmetern Größe entstehen. Anhand der an der Oberfläche
schwimmenden Ballen lassen sich die Frösche gut zählen, denn jedes
Weibchen legt nur einen Laichballen ab. Die Weibchen verlassen das
Gewässer unmittelbar nach dem Ablaichen.

Landschaft vernetzen - Vor dem weiteren Rückgang bewahren kann
den Grasfrosch nur die Rückkehr zu einer reich strukturierten und
vernetzte Landschaft mit kleinräumigem Wechsel von Offenland und Wald.
Wie bei vielen anderen Amphibienarten wäre es wichtig, die Gräben,
Böschungen und Straßenrandstreifen schonend und möglichst spät im Jahr
zu mähen. Die Mahd sollte nach Abwanderung der Jungfrösche aus den
Laichgewässern, frühestens ab Ende Juli erfolgen. Das Gleiche gilt für
die Wiesenmahd. Dass auch der Gifteinsatz drastisch verringert werden
muss, versteht sich.


- Die 40-seitige Broschüre der DGHT zum Lurch des Jahres gibt
es als Download unter www.NABU.de/Grasfrosch.


Helfer gesucht

Bald laufen sie wieder. Sobald die Nachttemperaturen bei plus fünf
Grad Celsius und mehr legen, kommen Frösche, Kröten und Molche in
Hochzeitsstimmung. Wenn sie auf dem Weg zu den Laichgewässern Straßen
überqueren müssen, können ganze Populationen den Verkehrstod erleiden.
Auch wenn mehr und mehr feste Amphibienquerungen gebaut werden, gibt
es bundesweit immer noch hunderte Stellen, an denen Naturschützer ab
Februar, spätestens im März, Leitzäune aufstellen. Die anwandernden
Tiere sammeln sich in Eimern, werden dann über die Straße getragen,
statistisch erfasst und Wieder freigelassen. Zusätzliche Helferinnen
und Helfer sind stets hochwillkommen. Auch für Anfänger ist diese
Tätigkeit gut geeignet, ebenso für Kinder und Jugendliche.

- Eine Amphibienzaun-Übersicht samt Kontaktadressen gibt es auf
www.amphibienschutz.de, unter www.NABU.de/Kroetenwanderung finden sich
Veranstaltungstipps und Nachrichten zum Fortgang der Laichwanderungen.

Mit etwas Übung lassen sich die drei heimischen Braunfroscharten
bereits an ihrer Grundgestalt erkennen. Der Springfrosch zum Beispiel
ist vergleichsweise schlank und hat eine spitze Schnauze, der
Grasfrosch hat eine eher runde Schnauze und der Moorfrosch ist der
kleinste der drei. Hautfarbe und -muster sind eher ungeeignet, gerade
der Grasfrosch besitzt ein großes Farbspektrum. Sicherstes
Bestimmungsmerkmal auch für Laien ist die Größe und Lage des
Trommelfells. Beim Grasfrosch ist das Trommelfell nur wenig kleiner
als der Augendurchmesser und damit deutlich größer als beim
Moorfrosch. Im Vergleich zum Springfrosch sitzt es weiter vom Auge
entfernt. Gibt es Zweifel, hilft auch die Fersenprobe: Seitlich an den
Rumpf angelegt, wird das Hinterbein vorsichtig nach vorne gestreckt.
Geht das Fersengelenk deutlich über die Schnauzenspitze, ist es ein
Springfrosch.

1. Grasfrosch (Rana temporaria)

2. Springfrosch (Rana dalmatina)

3. Moorfrosch (Rana arvalis)

 * 

Quelle:

Naturschutz heute - Heft 1/18, Seite 44 - 46

Verlag: Naturschutz heute, 10108 Berlin

Tel.: 030/284984-1530, Fax: 030/284984-2500

Hausanschrift: Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: naturschutz.heute@nabu.de

Internet: www.naturschutz-heute.de

Herausgeber: NABU, 10108 Berlin

Tel.: 030/284984-0, Fax: 030/284984-2000

E-Mail: nabu@nabu.de

Internet: www.NABU.de

 

"Naturschutz heute" ist das Mitgliedermagazin

des Naturschutzbundes Deutschland (NABU) e.V.

und erscheint vierteljährlich. Für Mitglieder

ist der Bezug im Jahresbeitrag enthalten.



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE





MELDUNG/363: Klimaschädliche Kohlewärme aus Moorburg (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 5. April 2018

Vattenfall brüskiert Umweltsenator und stellt Antrag auf
Einspeisung von klimaschädlicher Kohlewärme aus dem Kraftwerk Moorburg




Heute hat die Behörde für Umwelt und Energie (BUE) auf Antrag der
Vattenfall Heizkraftwerk Moorburg GmbH das Genehmigungsverfahren für
eine Wärmeanbindung des Kohlekraftwerkes Moorburg eingeleitet. Der
sogenannte Scopingtermin ist bereits für den 27.04.2018 vorgesehen.

Mit diesem Antrag stellt sich das Unternehmen direkt gegen die
Kohleausstiegspläne von Umweltsenator Kerstan. Außerdem versucht
Vattenfall, den erfolgreichen Volksentscheid zum Rückkauf der
Energienetze zu unterlaufen, der als Ziel eine Versorgung aus
erneuerbaren Energien für Hamburg vorgegeben hat.

"Der Antrag auf die Moorburg-Wärmeleitung ist eine Kampfansage an alle
Klimaschützer dieser Stadt. Vattenfall macht jetzt endgültig deutlich,
dass ein Kohleausstieg in Hamburg mit diesem Unternehmen nicht zu
machen ist. Wir fordern daher von Umweltsenator Kerstan, diese Leitung
zu verhindern", so Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND
Hamburg.

Die großdimensionierte Leitung soll vom Kraftwerk Moorburg bis neben
das Abspannwerk Dradenau an der A 1 südwestlich der
Mühlverbrennungsanlage Rugenberger Damm (MVR) geführt werden. Dort
könnte sie dann an die ebenfalls projektierte Fernwärmeleitung von der
MVR Richtung Altona angeschlossen werden. Damit wäre die Voraussetzung
geschaffen, Kohlewärme in das nördlich der Elbe gelegene Fernwärmenetz
einzuspeisen, das Ende des Jahres in die Öffentliche Hand übergehen
soll. Vattenfall plant offensichtlich eine direkte Konkurrenz zu den
Plänen der BUE, mit einer klimafreundlichen Kombination aus mehreren
Anlagen das alte Kohlekraftwerk Wedel zu ersetzen.

Die konsequente Umsetzung des Rückkaufs der Fernwärmeversorgung wird
jetzt noch drängender, damit der verheerende Einfluss des Unternehmens
Vattenfall in der Hamburger Energiepolitik weiter zurück gedrängt wird
und der Einstieg in erneuerbare Wärme gelingen kann. "Die
Konfrontation durch Vattenfall macht klar, dass der Rückkauf der
Fernwärme das Gebot der Stunde ist und die Volksinitiative Tschüss
Kohle genau zur richtigen Zeit kommt", stellt Manfred Braasch fest.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 05.04.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





ASIEN/122: Das Mekong Delta im Kampf gegen den Klimawandel (Stefan Kühner)


Das Mekong Delta im Kampf gegen den Klimawandel

- Versalzung, Dürren und Taifune zerstören den Reisanbau

- Landflucht: Mekong Bauern verlassen ihr Land

- Alternative: Better Rice Initiative Asia - hochwertiger Reis für
Asien

von Stefan Kühner, 4. April 2018



Seit Hunderten von Jahren ist das Mekong Delta die Reiskammer
Vietnams. Der Klimawandel droht allerdings die fruchtbaren Reisfelder
zu zerstören. Weltweit zählt Vietnam zu den fünf Ländern, die vom
Klimawandel und den damit verbundenen Risiken am meisten betroffen
sind. Und in Vietnam selbst ist es das Mekong-Delta. Zirka 120.000
Hektar Reisanbauland, die von Wassermangel und Salzwassereinbrüchen im
Mekong-Delta betroffen sind, werden nach Meldungen der vietnamesischen
Online-Plattform Viet Nam News für den Anbau von Reis wegfallen.

Anfang des Jahres 2018 hat in etlichen Regionen des Deltas eine
regenarme Periode den Pegel der Kanäle stark sinken lassen. Nun dringt
Salzwasser tief ins Landesinnere ein. In der Provinz Tien Giang, in
der die, auch hierzulande bekannte, Stadt My Tho liegt, waren es
bereits 20 km. Die Behörden versuchen vor allem durch temporäre Dämme
und das Schließen von Schleusen ein weiteres Vordringen zu stoppen. An
anderen Stellen werden abgeschottete Kanäle ausgebaggert, um
Frischwasser am Abfließen zu hindern und es für die Bewässerung der
Felder einzusetzen. [1]

Bereits 2016 und 2017 waren schlimme Jahre für die Bauern im Mekong
Delta. Wie vietnamesische Online-Zeitungen in immer kürzeren Abständen
meldeten, droht durch den Klimawandel Vietnam ein Verlust von über 7
Millionen Tonnen Reis. Die Lebensmittel-Sicherheit des Landes und eine
anhaltende Entwicklung der Landwirtschaft seien ernsthaft betroffen,
erklärte der Minister für Wissenschaft, Technik und Umwelt, Do Xuan
Lan. Nach seinen Aussagen gab es in den letzten 15 Jahren in der
Küstenregion und den Einmündungen der Wasserläufe ins Meer erhebliche
Erosionen. Naturkatastrophen seien eine zusätzliche Ursache für die
Beeinträchtigungen der Lebensbedingungen und gesellschaftlichen
Strukturen. Offizielle Statistiken zeigen auf, dass durch die
Wetterkatastrophen 300 Menschen ihr Leben verloren und Schäden in Höhe
von nahezu einer Milliarde Dollar verursacht wurden. [2]

Mekong Staudämme verschärfen die Situation

Die Ursachen für die schwierige Situation im Mekong Delta sind aber
nicht nur der Klimawandel, sondern auch die Veränderung der Umwelt
durch den Menschen.

Die Auswirkungen des Klimawandels im Delta werden verschärft durch die
große Zahl an Wasserkraftwerken entlang des Mekong. Dr. Le Anh Tuan
von der Universität in Can Tho erklärt in einem Gespräch mit Viet Nam
News, es werde in Zukunft im Delta einen dramatischen Rückgang an
Wasser und Sedimenten geben. Dies werde die Landwirtschaft stark
beeinflussen. Das Delta, so der Wissenschaftler, wurde seit mehreren
tausend Jahren geprägt durch den Schlamm, den der Mekong in seinem
Flusslauf von seiner Quelle bis zur Mündung transportierte. Diesen
Schlamm wird es zukünftig nicht mehr geben, befürchtet er. Die Dämme
stoppen nicht nur das Wasser, sondern durch Ausbaggerung von Sand für
den Bau der Staudämme würde die Flussrinne vertieft und dies würde
dazu führen, dass die Fließgeschwindigkeit des Wassers erhöht werde,
was wiederum zu Erosionen an den Flussufern führe. Vor allem
Dammbauten in China und Laos seien die Hauptgefahr für das Mekong
Delta, kritisiert Dr. Tuan.

Er forderte eine bessere Zusammenarbeit aller Anrainerstaaten des
Mekong und eine grenzüberschreitende Entwicklung von Strategien für
eine gleichberechtigte und nachhaltige Wasserwirtschaft. [3], [4]

Ein weiterer Grund für das Eindringen von Salzwasser und die Erosion
ist ein ungehemmter Abbau von Sand für Infrastrukturprojekte wie
Straßen, Brücken und Häuser/Hochhäuser.

Landflucht 

Eine der gravierendsten Folgen des Klimawandels ist die Landflucht.
Über 1,7 der 18 Millionen Bewohner haben in den letzten 10 Jahren dem
Delta den Rücken gekehrt. Viele hatten seit Generationen im Delta
gelebt und sehen jetzt keine Zukunft mehr, da Erosion die Felder und
Häuser wegspült, die Böden versalzen und immer wieder auftretende
Überschwemmungen im Wechsel mit extremen Trockenperioden das Leben
unerträglich machen. Ein gravierendes Beispiel ist die Gemeinde Thanh
Dong in der Provinz Soc Trang. Sie hat 2013 ihre gesamte
Zuckerrohrernte verloren, nachdem unerwartet viel Salzwasser in den
Boden sickerte und die Pflanzen tötete. [5]

Eine Studie von Oanh Le Thi Kim und Truong Le Minh von der Van Lang
Universität zeigt, dass der Klimawandel der dominierende Faktor bei
den Entscheidungen von 14,5 Prozent der Migranten ist. Die Menschen
sehen keine Chancen unter diesen Bedingungen der Armut zu entkommen.
Die Studie nennt die Auswirkungen des Klimawandels auf die
Produktionstätigkeit, die Lebensqualität und die Beschaffenheit der
Umwelt. Als konkrete Auslöser für die Migration nennen die Autoren der
Studie: Starkregen, Hurrikane und Taifune, Trockenheit und Dürre. Wenn
diese Zahl stimmt, zwingt der Klimawandel jedes Jahr zirka 24.000
Menschen, die Region zu verlassen. [6]

Vietnam versucht durch Umsiedlungsprogramme den schlimmsten
Auswirkungen entgegenzusteuern. Zirka 5.600 Familien müssen wegen der
fortschreitenden Landerosion an der Südspitze des Mekong Deltas in
Vietnam in den kommenden 2-3 Jahren umgesiedelt werden. Die
Provinzbehörden suchen (verzweifelt) nach Land und Geld für die
Umsiedlungsmaßnahmen, schrieb die Online Ausgabe von Viet Nam News
Ende März 2018. [7]

Nun ist geplant, Bewohner aus den am meisten gefährdeten Gebieten in
ein Gebiet an der südlichen Westküste des Golfs von Thailand, in der
Provinz Khanh Tien, anzusiedeln. Mit einem Volumen von ca. 4.4
Millionen US$ soll Platz für mehrere Hundert Familien geschaffen
werden. Zu den Maßnahmen gehören auch die Schaffung von Arbeitsplätzen
und eine gezielte Förderung in der Berufsbildung. Dies hat gute
Gründe. Solche Umsiedelungen verliefen in der Vergangenheit nämlich
oftmals schlecht. Vorangegangene Projekte sind gescheitert, da sie
keine stabile Lebensgrundlage für die versetzten Familien boten.
Mehrere der Familien kehrten in ihre alten Dörfer zurück.

Der Mangel an Investitionskapital und Land sind die Hauptgründe für
die Langsamkeit und Ineffektivität. Darüber hinaus sind viele
umgesiedelte Haushalte arm und haben keine Ausbildung und schon gar
nicht einen festen Arbeitsplatz. Sie lebten vor allem von der
Landwirtschaft, so dass es für sie schwierig ist, ihren
Lebensunterhalt in Umsiedlungsgebieten sicherzustellen

Qualität statt Quantität

Es ist deshalb erforderlich, Maßnahmen zu ergreifen, um sich an den
Klimawandel anzupassen. Laut einem Plan des vietnamesischen
Ministeriums für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung (MARD) soll
die bislang weitgehend ungesteuerte Reisproduktion zukünftig besser
auf den Bedarf in den internationalen Märkten ausgerichtet werden, um
die Einkommen der Reisbauern besser planbar zu machen. Kernelement ist
eine Reduzierung des Exportvolumens. Dafür soll aber die Qualität von
unverarbeitetem Reis und von Reisprodukten deutlich verbessert werden.
Derzeit und noch bis 2020 sind zirka 4,5 bis 5 Millionen Tonnen Reis
für den Export vorgesehen, 2030 sollen es 4 Millionen Tonnen sein. Die
damit erzielten Einnahmen von 2,3 bis 2,5 Milliarden US-Dollar sollen
dennoch stabil bleiben. Hochwertige Reissorten wie Jasmin- oder
Duftreis sowie Langkornreis sollen zukünftig mit 40 Prozent bzw. 25
Prozent den Hauptanteil am Export einnehmen. Derzeit liegt dieser
Anteil bei 10 Prozent. Der wesentliche Grund für diesen
Strategiewandel: Die Weltmärkte verlangen die hohe Qualität. Außerdem
ist geplant, die Reisexporte nach Afrika auszuweiten.

In einem über vier Jahre ausgelegten Projekt (2013 bis 2017)
unterstützt die Bundesregierung Deutschland über die Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) diese Pläne. Unter dem Titel
"Better Rice Initiative Asia - hochwertiger Reis für Asien" sollen die
Produktivität im Reisanbau und das Einkommen kleinbäuerlicher Familien
gesteigert und die Ernährungslage in Thailand, Vietnam, Indonesien und
den Philippinen verbessert werden. In Vietnam wurden im Rahmen des
Vorhabens 3.000 Reisbauern in den drei Provinzen Dong Thap, Hau Giang
und Kien Giang geschult. Zusätzlich sollen die Bauern durch eine
ökologisch nachhaltige Steigerung der Reisproduktion sowie einen
besseren Zugang zu Märkten für Qualitätsprodukte unterstützt werden.
In Zusammenarbeit mit dem (vietnamesischen) Institut für Agrarpolitik,
Strategie und ländliche Entwicklung hat das Projekt gemeinsam mit der
Privatwirtschaft ein Modell für Reisanbau entwickelt, das die Partner
in den drei Provinzen pilothaft erproben. [8]

Strukturwandel

Der notwendige Strukturwandel im Mekong Delta führt allerdings
keineswegs nur zu Sorgen und Apokalypse-Szenarien, sondern bei einigen
internationalen Investoren zu Dollar-Träumen. Unternehmen und
Einwohner im Mekong Delta sollen auf den traditionellen Ackerbau
verzichten, schlagen sie vor. Zu Ihnen gehören auch Firmen und
Investoren aus Deutschland. In einer Broschüre vom März 2016 wirbt
eine in Frankfurt und Linz ansässige "Business Development Group
Vietnam" (BDG) für Investitionen in Vietnam - insbesondere im Mekong
Delta. "Die Region überzeugt durch ihre 10 Millionen Arbeitskräfte und
vorteilhafte Lohnkosten", heißt es in einer Broschüre der Frankfurter.
[9]



[1] Viet Nam News Online, 14.03.2018 Mekong Delta braces for salt
intrusion

http://vietnamnews.vn/environment/423774/mekong-delta-braces-for-salt-intrusion.html#rPoZR9hYaGHtgtDG.97

[2] Vietnam Net Online; 16.06.2017; Climate change forecast to shrink
rice yield

http://english.vietnamnet.vn/fms/environment/180398/climate-change-forecast-to-shrink-rice-yield.html

[3] Vietnam net Online, 09.03.2016; Damming places Mekong Delta in
peril

http://english.vietnamnet.vn/fms/environment/162537/experts--damming-places-mekong-delta-in-peril.html

[4] Vietnam Net Online; 30.05.2015; Mekong dams pose danger

http://english.vietnamnet.vn/fms/environment/179412/mekong-basin-dams-pose-danger--experts.html

[5] Independent Online, 18.01.2018 ; How climate change is triggering
a migrant crisis in Vietnam

https://www.independent.co.uk/environment/climate-change-vietnam-migration-crisis-poverty-global-warming-mekong-delta-a8153626.html

[6] Oanh Le Thi Kim, Truong Le Minh:

Correlation between Climate Change Impacts and Migration Decisions in
Vietnamese Mekong Delta

IJISET - International Journal of Innovative Science, Engineering &
Technology, Vol. 4 Issue 8, August 2017

[7] Viet Nam News Online, 21.03.2018; Ca Mau households to be
resettled 

http://vietnamnews.vn/environment/424713/ca-mau-households-to-be-resettled.html#H3Px5FTMfBogdDPc.97

[8] Homepage GIZ, Stand 03.04.2018

Projektbeschreibung "Better Rice Initiative Asia"

https://www.giz.de/de/weltweit/57047.html

[9] Christoph Lam; Vietnams Mekong Delta - Ein Investitionsstandort
mit Zukunft

http://bdg-vietnam.com/de/about/news/details/items/vietnams-mekong-delta-ein-investitionsstandort-mit-zukunft/
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GENTECHNIK/205: Petition in der Schweiz - Gentechnikgesetz muss Genome Editing regeln (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 29.03.2018

Petition in der Schweiz: Gentechnikgesetz muss Genome Editing
regeln 



Die Schweizer Allianz Gentechfrei (SAG) und die Kleinbauernvereinigung
haben eine Petition an die Schweizer Regierung, den Bundesrat, und das
Parlament gestartet. Sie fordern darin, neue Gentechnik-Verfahren dem
Gentechnikgesetz zu unterstellen.

In der Schweiz gilt noch bis Ende 2021 ein Moratorium für den
kommerziellen Anbau gentechnisch veränderter Pflanzen. Doch der Import
gentechnisch veränderter Futtermittel ist ebenso zulässig wie der
Anbau zu Forschungszwecken. Deshalb stellt sich auch hier die Frage,
wie mit Organismen umgegangen werden soll, die mit Hilfe von Genome
Editing Verfahren verändert wurden.

Eine klare Antwort darauf gibt SAG-Präsidentin Martina Munz: "Wo
Gentechnik drinsteckt, muss auch Gentechnik draufstehen! Produkte der
neuen Gentechnik-Verfahren müssen vor ihrer Freisetzung auf ihre
Sicherheit überprüft werden." Ohne Einstufung als Gentechnik würde
keine Risikobewertung und keine Kennzeichnung verlangt. Weder in der
Produktion, noch beim Einkauf gebe es dann noch Transparenz.

Um ihrer Forderung Nachdruck zu verleihen, hat die SAG zusammen mit
der Schweizer Kleinbauernvereinigung die Petition "Neue
Gentechnik-Verfahren dem Gentechnikgesetz unterstellen!" gestartet.
Sie verlangt
von Bundesrat und Parlament, die neuen Verfahren unter das
Gentechnikgesetz zu stellen und so dem Vorsorgeprinzip Rechnung zu
tragen. Bis in den Spätherbst hinein wollen die Organisatoren online
und analog Unterschriften sammeln. Eingebettet ist die Petition in die
Kampagne "Keine Gentechnik durch die Hintertür", mit der die
Öffentlichkeit über neue gentechnische Verfahren und ihre möglichen
Folgen aufgeklärt werden soll.

Die Politik in der Schweiz hält sich bisher bedeckt. Nach Angaben von
Paul Scherer, dem Geschäftsführer der SAG, arbeiten die Bundesämter
für Umwelt und Landwirtschaft derzeit an einem Grundlagenpapier zu
diesem Thema, das voraussichtlich im Frühsommer dem Bundesrat
vorgelegt wird. Auf dessen Basis werde dann die Regierung eine
Gesetzesvorlage erarbeiten. Beeinflusst werde der Terminplan von den
anstehenden Entscheidungen in der EU, sagt Scherer: "Die Schweizer
Politiker warten ab, wie der Europäische Gerichtshof entscheiden und
was die EU-Kommission daraufhin unternehmen wird. Vorher will sich
niemand festlegen." Scherer rechnet damit, dass die politische Debatte
im Herbst richtig losgehen wird. Ihr Ausgang ist offen. Zwar lehnt der
größte Teil der Bevölkerung Gentechnik in Lebensmitteln weiterhin ab.
Doch der Bundesrat hatte schon 2015 eine kontrollierte Einführung von
Gentech-Pflanzen ab 2021 vorgeschlagen. Den Vorstoß blockte das
Parlament damals ebenso ab wie ein dauerhaftes Anbauverbot. Der
Kompromiss war die Verlängerung des Moratoriums bis 2021. Danach
werden die Gentechnik-Karten in der Schweiz neu gemischt. [lf]



Schweizer Allianz Gentechfrei: Petition an Bundesrat und Parlament:
Neue Gentechnik-Verfahren dem Gentechnikgesetz unterstellen
(01.03.2018)

http://gentechfrei.ch/de/themen/neue-gv-verfahren/1714-petition-neue-gentechnik-verfahren-dem-gentechnikgesetz-unterstellen/

Schweizer Allianz Gentechfrei: Mitglieder Magazin 2/18 zu Regulierung
der neuen Gentechnik-Verfahren

http://gentechfrei.ch/images/stories/pdfs/zeitung/171215_sag_gfi_98_Fokus_Web.pdf

Schweizer Allianz Gentechfrei: Keine Gentechnik durch die
Hintertür!

https://keine-neue-gentechnik.ch/de/

Infodienst: Schweiz: Nationalrat stimmt für Gentech-Moratorium bis
2021 (06.12.2016)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32294/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33101/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Mexiko: Gentech-Mais in den Tortillas, 27.03.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33097/

EU-Kommission: Bayer darf Monsanto unter Auflagen kaufen, 21.03.2018


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33091/
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GENTECHNIK/204: Mexiko - Gentech-Mais in den Tortillas (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 27.03.2018

Mexiko: Gentech-Mais in den Tortillas



Industriell gefertigte Tortillas in Mexiko sind häufig mit
gentechnisch verändertem Mais verunreinigt und mit Glyphosat belastet.
Das stellten mexikanische Wissenschaftler in einer Studie fest, auf
die die Entwicklungsorganisation GRAIN aufmerksam gemacht hat. Der
Gentech-Mais fand sich auch in Exportprodukten.

Mexiko ist die Heimat der Maispflanze und ihre Körner sind dort das
wichtigste Grundnahrungmittel. Ein halbes Kilogramm Maismehl isst der
durchschnittliche Mexikaner jeden Tag, in Form von Tortilla-Fladen,
Snacks oder anderen Gerichten auf Mais-Basis. Der Anbau von
gentechisch verändertem (gv)-Mais ist in Mexiko verboten, doch aus den
USA darf gv-Mais eingeführt werden, als Futtermittel und für die
Lebensmittelindustrie.

Das Forscherteam um Elena Álvarez Buylla von der mexikanischen
Universität UNAM hatte 367 mais-basierte Lebensmittel, hauptsächlich
aus dem Hochland um Mexico City, eingekauft und analysiert. In 82
Prozent der Proben fanden sie gentechnisch veränderten Mais, besonders
häufig in Tortillas. Selbst die Hälfte der als gentechnikfrei
ausgelobten Produkte war belastet. Bei 107 Proben bestimmten die
Forscher die Menge an gv-Mais. In 46 Fällen waren es mehr als fünf
Prozent. Der gv-Mais könne aus den USA importiert worden sein, heißt
es in der Studie. Es bestehe aber auch die Möglichkeit, dass das
heimische Saatgut bereit mit gv-Mais verunreinigt sei. Der Vorschlag
der Wissenschaftler: "Die derzeit gültigen Biosicherheitsrichtlinien
sollten gründlich überarbeitet werden."

In einem Drittel der Lebensmittel mit gv-Mais konnte das Labor zudem
Rückstände von Glyphosat nachweisen. Die Forscher bemängelten, dass es
in Mexiko bisher keine gesetzlichen Grenzwerte für Glyphosatrückstände
gebe.

GRAIN weist in der Analyse der Studie auf einen besonderen Aspekt hin:
Die Tortillas, die in bäuerlichen Gemeinden aus dem Mehl regionaler
Sorten von weißem Mais hergestellt worden waren, wiesen kaum
Verunreinigungen auf. Betroffen waren fast ausschließlich industriell
gefertigte Tortillas und Fertiggerichte sowie das Mehl aus großen
Mühlen. Laut Grain ist Mexiko einer der weltweit größten Hersteller
verarbeiteter Lebensmittel. Industriell gefertigte Tortillas werden
über Ketten kleiner Supermärkte bis in die Dörfer vertrieben und
verdrängen dort die handwerklichen Hersteller, heißt es in der
Analyse. Ein Teil der Lebensmittel wird exportiert - nicht nur in die
USA, sondern auch nach Europa. Die UNAM-Wissenschaftler hatten deshalb
auch einige Proben mexikanischer Lebensmittel in Frankreich, Spanien
und Deutschland gekauft. Die drei deutschen Proben waren
gentechnikfrei, in einer spanischen und drei französischen Proben fand
das Labor gentechnisch veränderte Organismen. [lf]



GRAIN: Mexico - The dangers of industrial corn and its processed
edible products (20.03.2018)

https://www.grain.org/article/entries/5906-mexico-the-dangers-of-industrial-corn-and-its-processed-edible-products

Elena Alvarez Buylla et.al: Pervasive presence of transgenes and
glyphosate in maize-derived food in Mexico (15.09.2017)

https://www.uccs.mx/downloads/visit.php?id=file_59e715a0e4186

Infodienst: Mexiko - Vorerst keine Gentechnik-Experimente mit Mais
(14.10.2013)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/28229/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33097/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Petition in der Schweiz: Gentechnikgesetz muss Genome Editing regeln
29.03.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33101/

EU-Kommission: Bayer darf Monsanto unter Auflagen kaufen, 21.03.2018


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33091/
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MELDUNG/360: Rund 10.000 Kranichpaare wieder in Deutschland angekommen (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 4. April
2018

Zahl des Monats: Rund 10.000 Kranichpaare wieder in Deutschland
angekommen

Ziehende Kraniche am NABU-Kranichzentrum beobachten



Berlin/Groß Mohrdorf - Rund 10.000 Kranichpaare haben mittlerweile ihr
Revier in Deutschland bezogen. Damit sind alle heimischen Paare wieder
an ihren Brutplätzen angekommen. Zu dieser Jahreszeit können
Beobachter an der Ostseeküste jedoch weiterhin ein Durchrauschen von
täglich bis zu schätzungsweise 2.000 Kranichen am Himmel sehen - sie
sind auf dem Weg nach Skandinavien. Dort gibt es nur zwei
Hauptrastgebiete, an denen sich Ende März und Anfang April die
Glücksvögel aufhalten. Rast in Deutschland machen die Kraniche dann
immer nur kurz, beispielsweise an den Plätzen des NABU-Kranichzentrums
in Groß Mohrdorf. Das Gebiet dort fungiert dann wie eine
Autobahnraststätte für die Frühlingsboten.

Seit Anfang März ist auch das Kranorama - eine Beobachtungsstation -
wieder geöffnet. In dem Vogelparadies bei Günz können über 1.000
Weißwangen-, Bläss-, Saat- und Graugänse sowie Kiebitze und Kraniche
beobachtet werden. Sie haben sich auf eine Ablenkfütterung
eingestellt.

Hintergrund:

Auf dem Rückweg in ihre Brutgebiete durchqueren die Kraniche
Deutschland auf einem recht schmalen Korridor in Richtung
vorpommersche Boddenlandschaft. Von dort begeben sich die Vögel auf
die letzte Etappe ihrer anstrengenden Reise nach Skandinavien, nach
Polen, in die baltischen Staaten oder nach Weißrussland. Ein Teil
verbleibt auch hier in Deutschland, wo dank intensiver
Schutzbemühungen heute wieder rund 10.000 Kranichpaare brüten. Der
europäische Gesamtbestand liegt bei rund 175.000 Brutpaaren.

Das NABU-Kranichzentrum in Groß Mohrdorf hat täglich von 10 bis 16 Uhr
geöffnet: 

www.NABU-kranichzentrum.de

Das Kranorama öffnet Mo-Fr von 10:00 bis 12:00 und von 14:00 bis 16:00
Uhr sowie Sa, So von 10:00 bis 16:00 Uhr.

Alle Informationen unter:

www.kraniche.de/de/home-454.html

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 04.04.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/1809: Insektendämmerung - Workshop zum Artensterben am 27.4. in Würzburg (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 03.04.2018

Insektendämmerung: Workshop zum Artensterben

Vielfalt und Zahl der Insekten nehmen immer mehr ab. Mit dieser
Problematik befasst sich am Freitag, 27. April, ein interdisziplinärer
Workshop an der Universität Würzburg.



Spätestens als der Schweizer Dokumentarfilmer Markus Imhoof 2012
seinen Film "More than Honey" herausbrachte, drang die Gefährdung der
Honigbiene in Mitteleuropa ins öffentliche Bewusstsein vor.
Landwirtschaftliche Monokulturen, der großflächige Einsatz von
Insektiziden und Parasiten wie die Varroa-Milbe setzen den Honigbienen
zu.

Während das sogenannte Bienensterben in aller Munde ist, blieb das
Verschwinden von weniger prominenten Insekten wie Wildbienen,
Schmetterlingen, Fruchtfliegen, Heuschrecken, Libellen oder Käfern
lange Zeit weitgehend unbemerkt. Allenfalls in Fachkreisen der
Biologie, der Insekten- und Vogelkunde sowie im Naturschutz wurden die
desaströsen Folgen des Insektenrückgangs für die Ökosysteme bereits
seit einigen Jahren beobachtet.

Die Probleme der vom Menschen gepflegten Honigbiene ist nur der
Indikator für eine grundlegende Herausforderung: den weltweiten
Schwund der Biodiversität. Darüber wird erst seit der Veröffentlichung
aktueller Forschungsergebnisse im Wissenschaftsjournal PLOS
debattiert. Demnach beträgt der Rückgang von Fluginsekten in
Schutzgebieten in Deutschland seit Ende der 1980er-Jahre mehr als 75
Prozent (PLOS, 18. Oktober 2017).

Workshop soll interdisziplinären Dialog starten

Die aktuellen Diskussionen sind für Professorin Michaela Fenske
(Lehrstuhl für Europäische Ethnologie/Volkskunde) und Professor Jürgen
Tautz (Biozentrum, HOBOS) der Anlass, um an der Universität Würzburg
einen interdisziplinären Dialog zu starten: Sie laden zum halbtägigen
Workshop "Insektendämmerung? Interdisziplinäres Gespräch über das
beschleunigte Artensterben im 21. Jahrhundert" ein.

Der Workshop findet am Freitag, 27. April 2018, von 14:30 bis 19:00
Uhr im Philosophiegebäude am Hubland in Raum 4U6 statt. Er richtet
sich an Forschende der Universität und andere Interessierte. Wer
teilnehmen möchte, soll sich bis 15. April bei Michaela Fenske
anmelden, michaela.fenske@uni-wuerzburg.de

Forschungsbedarf und Lösungswege ausloten

In dem Dialog soll es um die Perspektiven der verschiedenen
Disziplinen auf das Problem des Insektensterbens und seiner Folgen
gehen. Außerdem wird auch über den Forschungsbedarf und mögliche
Lösungswege gesprochen.

Neu ist dabei der Versuch, Natur-, Kultur- und Sozialwissenschaften
sowie angewandte Wissenschaften zusammenzubringen. Dabei soll das
jeweilige Spezialwissen um Perspektiven und Methoden anderer
Wissenschaften erweitert werden. Ziel ist es, gemeinsam Problemfelder
zu identifizieren, Möglichkeiten fruchtbaren Zusammenarbeitens zu
ermitteln und in gemeinsamen Projekten nachhaltige Lösungen zu
erarbeiten.

Zwei Keynote-Speaker zu Gast

Nach einer Begrüßung durch die Veranstaltenden werden zwei 
Keynote-Referate von Professorin Alexandra-Maria Klein (Freiburg) und
Privatdozent Stephan Lorenz (Jena) in die Problematik einführen.

Prof. Dr. Alexandra-Maria Klein forscht und lehrt in der Professur für
Naturschutz und Landschaftsökologie der Albert-Ludwigs-Universität
Freiburg. Zu ihren Arbeitsschwerpunkten gehören die Ökologie von
Insekten-Pflanzen-Wechselwirkungen in der Landwirtschaft mit einem
Schwerpunkt auf der Bestäubung von Kulturpflanzen. Ihr Forschungsteam
geht der Frage nach, welchen Einfluss die Artenvielfalt auf
Ökosystemfunktionen hat und was das für den Menschen bedeutet.

PD Dr. Stephan Lorenz forscht und lehrt am Institut für Soziologie der
Friedrich-Schiller-Universität Jena und ist assoziiertes Mitglied am
DFG-Kolleg "Postwachstumsgesellschaften". Zu seinen
Arbeitsschwerpunkten gehören Nachhaltigkeit, Umweltsoziologie und
Gesellschaft-Tier-Verhältnisse. In einem Forschungsprojekt, gefördert
von der VolkswagenStiftung, untersuchte er den gesellschaftlichen
Diskurs zum Bienensterben und neuere Entwicklungen in der Imkerei.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news691770

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, Robert Emmerich, 03.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHADSTOFFE/154: Chemikalien im Trinkwasser - Projekt "Neurobox" zu gesundheitlichen Auswirkungen (idw)


Hochschule Darmstadt - 04.04.2018

Chemikalien im Trinkwasser: Projekt "Neurobox" der h_da untersucht
gesundheitliche Auswirkungen



Darmstadt. Durch Arzneimittel, Pestizide oder Kosmetika gelangt eine
Vielzahl von Chemikalien in den Wasserkreislauf und unser Trinkwasser.
Die Wirkung dieser Stoffe auf Mensch, Tier und Umwelt ist bei vielen
dieser Stoffe noch nicht vollständig untersucht. Das vom
Umweltbundesamt koordinierte Verbundprojekt "Neurobox" soll das
ändern: Ziel ist es, Wasserversorgern und Behörden eine Testbatterie
zur Verfügung zu stellen, mit der so genannte neurotoxische Substanzen
erkannt und bewertet werden können.

An der Hochschule Darmstadt (h_da) untersucht Dr. Petra Waldmann vom
Fachbereich Chemie- und Biotechnologie in einem Teilprojekt von
Neurobox auf zellulärer Ebene potenzielle Auswirkungen hormonell
wirksamer Stoffe auf die Zell-Entwicklung (Differenzierung) und das
Nervensystem. Die Forschung wird vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) gefördert. Bis zum Jahr 2020 sollen Ergebnisse
vorliegen.

Neurotoxische Stoffe schädigen das Nervensystem. Manche Stoffe wie
einige Phthalate (Weichmacher), Pestizide und Alkylphenole haben neben
einer hormonartigen auch eine neurotoxische Wirkung und wurden in
Studien wiederholt mit Entwicklungsverzögerungen bei Kindern,
Autismus, Aufmerksamkeitsdefizitsyndrom, verminderter
Reproduktionsfähigkeit und weiteren negativen Effekten in Verbindung
gebracht. Deshalb sind in der EU bereits mehrere dieser Substanzen in
vielen Anwendungen verboten. Im Rahmen eines Vorgängerprojekts haben
die beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bereits eine
Testbatterie entwickelt. Speziell für den Bereich der neurotoxischen
Stoffe zeigte sich jedoch der Bedarf an weiterer Forschung.
"Wasserversorger finden immer mehr Stoffe im Wasser, die sie schlecht
einschätzen können", sagt Dr. Petra Waldmann, Toxikologin am
Fachbereich Chemie- und Biotechnologie der h_da. Das Verbundprojekt
Neurobox hat zum Ziel, für Wasserversorger und Behörden eine Batterie
von Tests zu entwickeln, mit denen sie Spurenstoffe im Wasserkreislauf
bewerten können.

Das Team der Hochschule Darmstadt untersucht hormonell wirksame Stoffe
auf eine schädliche Wirkung auf embryonale Stammzellen. Daraus kann
abgeleitet werden, wie schädlich diese Stoffe für Embryos und die
Entwicklung von Nervenzellen sind. Diese Simulation auf zellulärer
Ebene hat den Vorteil, dass auf Tierversuche verzichtet werden kann.
Die verwendeten Stammzellen sind pluripotent, das heißt, anders als
omnipotente Stammzellen können sie sich nicht zu einem ganzen
Organismus entwickeln. "Aus embryonalen Stammzellen von Mäusen
gewinnen wir schlagende Herzmuskelzellen", sagt Dr. Waldmann.
Mäusestammzellen lagern sich in Kultur zu sogenannten "embryonalen
Körperchen" (embryoid bodies) zusammen. Dabei nehmen diese Körperchen
eine tropfenähnliche oder kugelige Form an und rekapitulieren in einem
begrenzten Maße die frühe embryonale Entwicklung eines Organismus. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler geben diese Körperchen auf
Zellkulturplatten. Die Zellen der Körperchen wachsen dort am Boden
fest und differenzieren aus, das heißt, sie wachsen zum Teil zu
Herzmuskelzellen heran. "Die Mäusestammzellen setzen wir, während sie
embryonale Körperchen ausbilden, der zu testenden Substanz aus, um
festzustellen, ob sie embryotoxisch wirkt."

Eine toxische Wirkung wird unter dem Mikroskop sichtbar: Nur noch
wenige der Körperchen bilden schlagende Herzmuskelzellen aus.
Mäusestammzellen können unter bestimmten Kulturbedingungen auch zur
Bildung von Nervenzellen angeregt werden. Unter Zugabe einer
Testsubstanz kann ermittelt werden, ob diese Substanz schädlich auf
die Bildung von Nervenzellen und Netzwerken aus Nervenzellen wirkt.
"Chemikalien werden in der Regel nur im Nano- oder Mikrogramm-Bereich
im Wasser gefunden, also in kleinsten Mengen", sagt Waldmann, "aber
sind sie im Trinkwasser, werden sie oft auch ein Leben lang vom
Menschen aufgenommen". Daher müsse untersucht werden, ob diese
Substanzen schädlich für Mensch und Umwelt seien.



Weitere Informationen zum Verbundprojekt und den Verbundpartnern:


https://www.umweltbundesamt.de/neurobox-bewertung-neurotoxischer-effekte-im#textpart-2

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news691870

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution886

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Darmstadt, Simon Colin, 04.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TRANSMITTER/281: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 30.03.2018 (Pabel-Moewig)




PERRY RHODAN-Infotransmitter 06/2018




Liebe Leserinnen und Leser,

es ist wieder InfoTransmitter-Zeit! Und diesen werden wir direkt mal
nutzen, um unseren ehemaligen PERRY RHODAN-Autor Marc A. Herren zur
Geburt seines dritten Kindes zu gratulieren - es ist sogar ein Name
aus dem "Perryversum" geworden. Herzlichen Willkommen auf der Erde,
kleiner Julian!

Was gibt's neues rund um PERRY RHODAN? So einiges!

Wir steuern nämlich mit Lichtgeschwindigkeit auf die nächste PERRY
RHODAN NEO-Staffel zu, die den Titel "Die Blues" trägt und wieder
zehn Romane umfasst. Band 171 "Brennpunkt Eastside" wird am 6. April
2018 veröffentlicht, im PERRY RHODAN 2954 gibt's den Anfang des
Romans in Form einer Leseprobe. Der Titel der NEO-Staffel legt nahe,
dass die Blues - bekannt aus der klassischen Serie - eine wesentliche
Rolle spielen werden. Doch schon jetzt ist klar, dass es einige
Unterschiede zwischen der klassischen Serie und der NEO-Neufassung
von PERRY RHODAN gibt - Weitere Informationen gibt's hier!

Auch unsere PERRY RHODAN-Erstauflage nimmt Kurs auf Band 3000.
Nachdem die Handlung der PERRY RHODAN-Serie mehrere Bände lang in
fernen Galaxien angesiedelt war, blendet sie wieder in die
Milchstraße um. Bei der Konzeption griffen Wim Vandemaan und
Christian Montillon, die aktuellen Exposéautoren, auf den Anfang des
laufenden "Genesis"-Zyklus zurück und führen nun einige
Handlungsfäden zusammen. Hier geben wir einen kleinen Ausblick auf
die kommenden Romane.

Noch läuft die Miniserie PERRY RHODAN-Olymp. Die Halbzeit ist
erreicht, Band sechs erschien vergangene Woche, wieder mit einem
tollen Titelbild von Arndt Drechsler. Susan Schwartz, die
Exposéautorin, hat bereits den abschließenden zwölften Roman
abgeliefert. In unserem Forum gibt es einen speziellen Bereich, in
dem eifrig diskutiert wird.

Zu Ostern haben wir wieder eine galaktische E-Book-Preisaktion für
euch organisiert - der Roman "Die Phantome von Epsal" ist seit kurzem
für eine Woche für 0,99 EUR statt 1,99 EUR zu haben! Der abgeschlossene
Science-Fiction-Thriller von Michael Marcus Thurner greift ein Thema
auf, das populäre Science-Fiction-Filme zumeist ignorieren: Wenn sich
Menschen von der Erde auf fremden Welten ansiedeln würden, müssten
sie sich an die dortige Umwelt anpassen. Sie würden sich verändern,
weil die Atmosphäre und die Schwerkraft der jeweiligen Welt wohl kaum
dieselben wären wie die der Erde ...

Mit diesem InfoTransmitter wünsche ich euch ein galaktisches
Osterfest und viel Freude mit PERRY RHODAN 2954 "Das Kleid des
Jägers" von Leo Lukas.

Ad Astra!

Eure Philine-Marie Rühmann 

PERRY RHODAN-Redaktion



PERRY RHODAN-Extra "Die Phantome von Epsal" 
Hier geht's zur E-Book-Preisaktion! Limitierte Auflage mit phantastischen Artworks
von Dirk Schulz! Hier geht's zur Poster-Collection!



Quelle:
Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail- und
Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Postanschrift: Pabel-Moewig Verlag KG 

PERRY RHODAN-Kommunikation

Postfach 23 52, D-76413 Rastatt

E-Mail: infotransmitter@perryrhodan.net 

Internet: http://www.perry-rhodan.net

Verantwortlich: Philine-Marie Rühmann (v.i.S.d.P)

Wir haben keinen Einfluss auf die Gestaltung und die Inhalte fremder
Seiten. Gemäß eines Urteils des Landgerichts Hamburg vom 12. Mai 1998
distanzieren wir uns von Aussagen und Inhalten gelinkter Seiten.
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KURSUS/1152: Bielefeld - "Einführung in die Acrylmalerei" am 11.4.2018


VHS in Heepen: Einführung in die Acrylmalerei



Bielefeld (bi). Wie lässt es sich mit Acrylfarben arbeiten? Am
Mittwoch, 11. April, vermittelt Kursleiter Carsten Gude
Grundkenntnisse der Acrylmalerei im Gymnasium Heepen (Alter Postweg
37). Die Veranstaltung der Volkshochschule in Heepen geht von 19 bis
20.30 Uhr. Anmeldungen sind möglich unter 51-2222 oder im Internet
unter www.vhs-bielefeld.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. April 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KURSUS/1151: Bielefeld - "Schach spielen lernen" ab 11. April 2018


VHS-Kurs: Schach spielen 



Bielefeld (bi) . Ab Mittwoch, 11. April, startet ein Schachspiel-Kurs
für Anfänger, aber auch für fortgeschrittene Schachspieler im
Begegnungszentrum Bültmannshof (Konferenzraum), Jakob-Kaiser-Straße 2.
An sechs Terminen bietet die Volkshochschule jeweils mittwochs von
17.30 bis 19 Uhr einen Übungs- und Spieltreff an. Spielmaterial steht
zur Verfügung. Die Teilnahmegebühr beträgt 30 Euro (ermäßigt 17 Euro).
Weitere Infos und Anmeldung unter Tel. 51-65 21.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 27. März 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





SHOW/360: Lippstadt - Black or White - A tribute to Michael Jackson am 12.4.2018


Black or White - A tribute to Michael Jackson

Nur noch wenige Restkarten



Lippstadt. Lippstadt. Am 29.8 2018 wäre der größte Entertainer der
Musikgeschichte, der unvergleichliche Michael Jackson, 60 Jahre alt
geworden. Eine Art musikalische Verbeugung ist die Jubiläumstournee
"Black or White", die am 12. April auch in Lippstadt halt macht. Und
es gibt nur noch wenige Karten!

In dieser Tribute-Show wird Michael Jackson von einem perfekten
Double, das auch den einzigartigen Tanzstil des "King of Pop"
beherrscht, verkörpert. Seine Performance wird musikalisch von einer
Live-Band, Solo- und Backgroundsängern und Tänzern unterstützt.
MJ-Fans haben die große Chance, noch einmal die größten Hits ihres
Superstars live zu hören, angefangen bei "Man in The Mirror" und "Bad"
über "Remember The Time" und "Beat It" bis hin zu "Thriller". Diverse
weitere Songs - auch aus den Zeiten der Jackson Five - werden
gespielt. 120 eigens für diese Tribute-Show angefertigte Kostüme,
rasante Choreographien und ein stimmungsvolles Lichtdesign machen die
Show zu einem großartigen Spektakel.

Als die Show "Black or White" im Dezember 2012 zum ersten Mal in
Lippstadt aufgeführt wurde, waren Publikum und Presse begeistert.

Termin: Donnerstag, 12. April 2018, 20 Uhr


Ort: Stadttheater Lippstadt


Preise: Euro 28,- / 26,- / 24,- /

ermäßigt: Euro 14,- / 13,- / 12,-


Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr und bei den Sparkassen der Region.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. April 2018

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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TOUR/7170: Mönchengladbach - Rheydter Rundgang durch die Innenstadt am 10.4.2018


Rheydter Rundgang durch die Innenstadt



Für Dienstag, 10. April, bietet die MGMG wieder eine Stadtführung
durch die Rheydter Innenstadt an. Das Motto des etwa 90-minütigen
Rundgangs lautet "Leben und Arbeiten in Rheydt - heute und früher".
Treffpunkt ist um 19 Uhr vor dem Ratskeller am Rathaus in Rheydt. Die
Besucher erfahren Wissenswertes über die Geschichte Rheydts, über das
Rathaus, die Kirchen in Rheydt-Mitte, den zweiten Hauptbahnhof von
Mönchengladbach und vieles mehr.

Die Führung kostet 8 Euro (für Kinder 4 Euro), zzgl. einer
Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung.

Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41 61)
sowie online unter www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. März 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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